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Einzelheiten zur Anerbenoroͤnung des Reihserbhofgefekes. 


Von Rechtsanwalt Dr. Schenck, Düſſeldorf. 


Die Wiedereinführung alter deutſcher Erbſitte durch die 
nationale Regierung iſt eine geſchichtliche Tat. 

Gerade im Rheinland zeigt es ſich deutlich, zu welchen un⸗ 
haltbaren Zuſtänden das hier durchaus falſche liberale Gerechtig⸗ 
keitsideal des napoleoniſchen Rechts geführt hat. Auf 5 ha zu⸗ 
ſammengeſchrumpfte und noch dazu in 40—60 und noch mehr 
Trennſtücke zerſplitterte Beſitzungen ſind keine Seltenheit. Wo 

ie Grenze der ſelbſtändigen Ackernahrung unterſchritten iſt, 
kommt das Anerbenrecht ſchon zu ſpät. Um ſo notwendiger 
iſt eine durchgreifende Abhilfe für die Zukunft überall da, wo 
heute noch Höfe von ausreichender Größe vorhanden find. 
Wäre es bei dem preuß. Geſ. v. 15. Mai 1933 und bei 
Art. 64 Abſ. 2 EGBGB. verblieben, fo hätte ſich der Wech⸗ 
ſel der Anſchauungen kaum voll durchgeſetzt. Es iſt daher ein 
Segen, daß das Reichsrecht jetzt auch für das Zerſplitterungs⸗ 
gebiet zwingendes Recht bringt. Der Bauernſtand wird bald 
genug erkennen, daß das Geſetz zu ſeinem Beſten dient. 
Die Grundgedanken des Reichserbhofrechts gehen aus den 
eigenen Einleitungsworten des Geſetzes klar hervor. Die 
Grundzüge des Geſetzeswerks find bereits von Vogels: IM. 
1933, 2306 berufener Feder geſchildert. Bei eingehender Be⸗ 
ſchäftigung mit dem Geſetz und der DurchfVO. ergibt ſich eine 
Fülle von Einzelfragen, deren nähere Betrachtung lohnt. 

I. Die im 3. Abſchnitt des Geſetzes beſtimmte Anerben⸗ 
ordnung iſt verhältnismäßig knapp gefaßt. Ihre Anwendung 
ſoll nachſtehend von Fall zu Fall erläutert werden: 

a) Innerhalb der erſten Anerbenordnung (Söhne) treten 
an die Stelle eines verſtorbenen Sohnes deſſen Söhne und 
Sohnesſöhne. Alſo geht, wo Jüngſtenrecht (Alteſtenrecht) gilt, 
der von dem jüngften lälteſten) Sohn ſtammende Enkel des 
Erblaſſers den übrigen Söhnen vor. Dieſes Ergebnis iſt 
olgerichtig, weil der als Sohn des zukünftigen Anerben er⸗ 
zogene Enkel ſein Anrecht nicht durch den vorzeitigen Tod 
ſeines Vaters verlieren darf. 

Ebenſo iſt zu entſcheiden, wenn der an ſich zum Anerben 
verufene jüngſte (älteſte) Sohn den Bauern zwar überlebt, 
aber den Anfall des Erbhofes für feine Perſon, und nicht zu⸗ 
gleich auch für ſeine minderjährigen Söhne und Sohnesſöhne 
ausſchlägt (vgl. 88 29 Abſ. 1 Satz 1 RErbhofch., 1953 Abſ. 2, 
1843 Abſ. 2 BGB.). 

Ebenſo treten in der 3., 4. und 5. Ordnung an die Stelle 
eines verſtorbenen, an ſich berufene Verwandten (Bruder, 
Tochter oder Schweſter), deſſen jüngfter (älteſter) Sohn oder 
Sohnesſohn und nicht etwa die dem Verwandtſchaftsgrade 


nach dem Bauern näherſtehenden anderen Brüder, Töchter 
oder Schweſtern. Es iſt alſo allgemein feſtzuſtellen, daß inner⸗ 
halb der 1., 3., 4. und 5. Ordnung der einmal in erſter Linie 
berufene Stamm berufen bleibt, ſolange er im Mannesſtamm 
nicht erliſcht. 

b) Die Söhne der erſten Frau gehen nach 821 Abſ. 4 
Satz 1 den anderen Söhnen auch dann vor, wenn Jüngſten⸗ 
recht gilt. Ob in gleicher Weiſe auch die Söhne der zweiten 
Frau den Söhnen der dritten Frau vorgehen, iſt im Geſetz 
nicht ausgeſprochen; m. E. iſt die Beſtimmung aber auch in 
dieſem Falle entſprechend anzuwenden. 

c) Im Gegenſatz zur 1. Ordnung wird in der 4. Ord⸗ 
nung kein Unterſchied zwiſchen den Tochtern der erſten und 
zweiten Frau gemacht. Wenn Jüngſtenrecht gilt, iſt alſo 
ſchlechthin die jüngere Tochter und ihr ganzer Mannesſtamm 
vor der älteren Tochter berufen. 

d) Verhältnismäßig ſelten wird der Vater des Erbtaſſers 
als Anerbe in Frage kommen. Zunächſt ſcheiden alle Fälle 
aus, in denen nach der Übergangsvorſchrift des § 21 Ziff. 7 
die Anerben der erſten Ordnung vor dem Vater und den 
Brüdern berufen ſind, weil zu der Zeit, als der Hof Erbhof 
wurde, keine Söhne oder Sohnesſöhne vorhanden waren. Es 
bleiben alſo nur die Fälle übrig, in denen der Erblaſſer An⸗ 
erbe ſeiner Mutter war, oder in denen der Vater zwar früher 
ſelbſt Bauer war, den Erbhof aber bereits gemäß 8 37 Abſ. 3 
auf den Erblaſſer übertragen hatte. 


e) In der 3. und 5. Ordnung — dieſe Ordnungen treten 
beim erſten Erbfall nach der Übergangsvorſchrift § 21 Abſ. 7 
zurück — treten an die Stelle von verſtorbenen Brüdern und 
Schweſtern deren Söhne und Sohnesſöhne. Alſo gehen die 
Neffen und Großneffen, die von dem jüngſten (älteſten) voll⸗ 
bürtigen Bruder ſtammen, den anderen Brüdern, den von 
ihnen ſtammenden Neffen und Großneffen, und künftig auch 
den Töchtern des Erblaſſers vor. Ebenſo gehen in der 5. Ord⸗ 
nung die übrigen Neffen und Großneffen allen Enkelinnen 
des Erblaſſers vor. Nichten des Bauern ſind dagegen nicht 
innerhalb der Anerbenordnung berufen. 

Daß auch ein Urgroßneffe innerhalb der 3. und 5. Ord⸗ 
nung berufen wäre, iſt nicht beſtimmt. M. E. iſt deshalb ein 
Urgroßneffe nicht berufen, vielmehr bildet der vierte Ver⸗ 
wandtſchaftsgrad in der Seitenlinie die äußerſte Grenze für 
die Berufung innerhalb der 3. und 5. Ordnung. 

f) Die Beſtimmungen über die Anerben der 6. Ordnung 
(weibliche Abkömmlinge des Bauern und deren Abkömmlinge, 
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ſoweit fie nicht zur 4. Ordnung gehören), find ohne weiteres 
verſtändlich, ſobald man auf die einzelnen Generationen ein⸗ 
geht. Zu dieſer Ordnung gehören nämlich aus der dritten 
Generation alle Enkelinnen und aus der vierten Generation 
neben allen Urenkelinnen auch noch diejenigen männlichen Ur⸗ 
enkel, die Söhne von Sohnestöchtern oder Tochtertöchtern 
ſind. Dagegen gehören ſolche männliche Urenkel, die Söhne 
von Sohnesſöhnen oder Tochterſöhnen ſind, bereits zur 1. 
oder 4. Anerbenordnung. 


Sind innerhalb der 6. Anerbenordnung nur Enkelinnen 
vorhanden, ſo gehen die Sohnestöchter ſtets den Tochter⸗ 
töchtern vor. Denn ſie ſtehen dem Mannesſtamm des Erb⸗ 
laſſers näher; das kommt auch äußerlich darin zum Ausdruck, 
daß nur die Sohnestöchter noch als Geburtsnamen den 
Namen des Erblaſſers führen. Stehen zwei Enkelinnen dem 
Mannesſtamm gleich nahe, ſo entſcheidet m. E. das Jüngſten⸗ 
recht (Alteſtenrecht) nach Stämmen und nicht etwa das Le⸗ 
bensalter der beiden Enkelinnen. Nach Jüngſtenrecht geht 
alſo die Tochter des jüngeren Sohnes der Tochter des älteren 
1 vor, auch wenn ſie ſelbſt dem Lebensalter nach 
älter iſt. 


Treffen innerhalb der 6. Anerbenordnung Abkömmlinge 
aus der dritten und vierten Generation zuſammen, ſo ergibt 
ſich folgende Reihenfolge: 

a) Sohnestöchter (Enkelinnen), 
6) Töchter von Sohnesſöhnen (Urenkelinnen), 

— die Söhne der Sohnesſöhne gehören zur 1. Anerben⸗ 

ordnung —, 

y) Söhne der Sohnestöchter (Urenkel), 
d) Tochtertöchter (Enkelinnen), 
— die Tochterſöhne gehören zur 4. Anerbenordnung —, 
e) Töchter der Sohnestöchter (Urenkelinnen), 
) Söhne der Tochtertöchter (Urenkel), 
n) Töchter der Tochtertöchter (Urenkelinnen). 


Innerhalb dieſer ſieben Gruppen entſcheidet Jüngſten⸗ 
recht (Ülteftenrecht) nach Stämmen. 


g) Die Vorſchrift, daß die für ehelich erklärten Kinder 
und deren Abkömmlinge innerhalb der einzelnen Ordnungen 
mit berufen ſind — wenn auch an letzter Stelle —, gilt nur 
für die 1., 4. und 6. Ordnung, alſo nur für die für ehelich 
erklärten Kinder des Erblaſſers und deren Nachkommen. 


Dagegen gehören die für ehelich erklärten Kinder der 
Eltern und Geſchwiſter des Erblaſſers nach bürgerlichem Recht 
überhaupt nicht zu den Verwandten des Erblaſſers (81737 
Abſ. 2 BGB.) und find daher niemals zum Anerben berufen. 


h) Nach den Durchführungsbeſtimmungen iſt in einzelnen 
Fällen auf Grund von Übergangsvorſchriften auch die Witwe 
des Bauern zum Anerben berufen, wenn der Erbhof bei In⸗ 
krafttreten des Geſetzes im Geſamtgut einer ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchaft oder ſonſt im Miteigentum von Ehegatten ſtand 
und ſich die Ehegatten in einem Erbvertrag oder in einem 
gemeinſchaftlichen Teſtament gegenſeitig zum Anerben ein⸗ 
ſetzen. 

Was Rechtens iſt, wenn ſich die Ehegatten vor dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes gegenſeitig zum Erben oder Vorerben 
eingeſetzt haben, iſt in 8 68 DurchfVO. nur von dem Zeit⸗ 
punkt des Todes des Überlebenden bzw. des Vorerben an be⸗ 
ſtimmt. Aus dem Zuſammenhang des § 24 RErbhofcG. folgt 
aber, daß 8 68 DurchfVO. nur ſolche Fälle regelt, in denen 
der überlebende Ehegatte bereits vor Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes die Erbſchaft oder Vorerbſchaft angetreten hatte. Leben 
dagegen beide Ehegatten bei Inkrafttreten des Geſetzes, ſo ſind 
etwa beſtehende letztwillige Verfügungen gemäß § 24 Rérb⸗ 
Hof®. unwirkſam, ſoweit fie nicht im Rahmen des 8 62 
DurhfVD. in eine gegenfeitige Einſetzung zum Anerben oder 
in die Einſetzung eines Anerben umgedeutet werden können. 

i) Hinzuweiſen iſt noch darauf, daß nach 8 63 Durchf⸗ 
VO. die vor dem 1. Okt. 1933 an Kindes Statt angenom⸗ 
ehen Perſonen einem ehelichen Kinde des Erblaſſers gleich⸗ 
tehen. 

k) Die Beſtimmungen des $ 25 darüber, inwieweit der 


Aufſätze 
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Erblaſſer den Anerben durch letztwillige Verfügung beſtimmen 
kann, bedürfen materiell m. E. keiner weiteren Erläuterung. 
Eine verfahrensrechtliche Frage hierzu wird noch beſprochen 
(f. unten III a). 


II. Die Tragweite der Vorſchriften über die Rechte der 
Verſorgungsberechtigten (58 26, 30 und 31 KErbhof®.) kann 
nur im Zuſammenhang mit allgemeinen erbrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften beurteilt werden. 


a) Nach 826 kann der Erblaſſer anordnen, daß dem 
Vater oder der Mutter des Anerben die Verwaltung und 
Nutzung des Hofes auch über die Volljährigkeit des Anerben 
hinaus, jedoch nicht über das 25. Lebensjahr hinaus, zuſtehen 
ſoll. Dieſe Vorſchrift findet alſo keine Anwendung, wenn der 
Anerbe ein Stiefkind des überlebenden Ehegatten iſt. Wird 
alſo nach Jüngſtenrecht der jüngſte Sohn der erſten Frau 
Anerbe, ſo kann der Stiefmutter die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung nicht zugewandt werden. 


b) Das Recht des überlebenden Ehegatten, den Altenteil 
zu verlangen, ſetzt nach § 31 voraus, daß er Miterbe oder 
pflichtteilsberechtigt iſt. Da der überlebende Ehegatte nach 
den Vorſchriften des allgemeinen Rechts auch neben Kindern 
Miterbe oder pflichtteilsberechtigt iſt, ſcheiden alſo nur die 
ſeltenen Fälle der Erbunwürdigkeit und der berechtigten Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils aus. 

c) Das Heimatzufluchtrecht der Eltern des Erblaſſers 
(8 30 Abſ. 3 Satz 2) iſt dagegen nur gegeben, wenn keine Ab⸗ 
kömmlinge vorhanden ſind und deshalb die Eltern des Erb⸗ 
laſſers neben Anerben der 2., 3. oder 5. Ordnung oder einem 
außerhalb der Ordnung beſtimmten Anerben erbberechtigt 
(8 1925 BGB.) oder pflichtteilsberechtigt find. In anderen 
Fällen beſchränkt ſich das Recht der Eltern des Erblaſſers, 
ſoweit ſie zugleich Vorfahren des Anerben ſind, auf den ge⸗ 
ſetzlichen Unterhaltsanſpruch; kommt der Anerbe ſeiner Un⸗ 
terhaltspflicht ſchuldhaft nicht nach, ſo wird aber regelmäßig 
ein Fall des 8 15 Abſ. 2 RErbhofG. vorliegen. 


d) Das Heimatzufluchtrecht der weichenden Erben ſetzt 
voraus, daß ſie nach den Vorſchriften des allgemeinen Rechts 
Miterbe oder pflichtteilsberechtigt ſind. Heimatzufluchtberech⸗ 
tigt ſind danach alſo nicht der Ehegatte oder die Kinder eines 
noch lebenden weichenden Erben. Eine weitergehende Ver⸗ 
pflichtung des Anerben wäre mit dem Zweck des Geſetzes nicht 
vereinbar geweſen und würde den Hof zu ſtark belaſtet haben. 
Heimatzufluchtberechtigt ſind indeſſen auch die Enkel des Erb⸗ 
laſſers, ſoweit ſie an Stelle vorverſtorbener Kinder des Erb⸗ 
laſſers Miterbe oder pflichtteilsberechtigt ſind. 


III. Auch verfahrensrechtlich ſind noch einige Fragen zu 
klären: 


a) Nach § 25 RErbhofc . kann der Erblaſſer den An⸗ 
erben in gewiſſem Umfang durch Teſtament oder Erbvertrag 
beſtimmen, jedoch iſt in vielen Fällen die Wirkſamkeit einer 
ſolchen letztwilligen Verfügung von der Zuſtimmung des An⸗ 
erbengerichts abhängig. Würde die Genehmigung des An⸗ 
erbengerichts erſt nach dem Tode des Erblaſſers erteilt wer⸗ 
den können, ſo wüßte der Erblaſſer zu Lebzeiten nie, ob ſeine 
Anordnung die Genehmigung des Anerbengerichts findet. 
M. E. ſteht aber nach der Faſſung des Geſetzes nichts im 
Wege, daß der Erblaſſer ſchon zu Lebzeiten die Einwilligung 
des Anerbengerichts einholt. Nur ſo kann der Bauer ſeine 
Maßnahmen für die weitere Erziehung und Ausbildung des 
von ihm beſtimmten Anerben und der übrigen Kinder richtig 
treffen. Daß das Anerbengericht ohnehin auf Antrag die Vor⸗ 
fragen zu 88 21 Abſ. 4, 25 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 über den in 
der Gegend herrſchenden Brauch entſcheiden muß, ſteht ja 
wohl feſt. 


b) Aus den bisher vorliegenden Beſtimmungen iſt nicht 
erſichtlich, wie der Anerbe den Nachweis führt, daß ihm der 
Erbhof angefallen iſt, und auf Grund welcher Unterlagen das 
GBA. den Eigentumswechſel einträgt. Die Einrichtung der 
Hoffolgezeugniſſe (5 16 PrBER. Gef. v. 15. Mai 1933) iſt 
nicht übernommen. M. E. muß regelmäßig ein Erbſchein er⸗ 
teilt werden. Der Erbſchein würde zweckmäßig etwa wie folgt 
lauten: 


62. Jahrg. 1933 Heft 471 


Aufſätze 


„Der am .. verſtorbene Bauer Peter Korn iſt wie 
folgt geſetzlich beerbt worden: 


Anerbe des in der Erbhöferolle von Buchhain Bl. 25 
und im Grundbuch von Buchhain Bd. IV Bl. 87, 89, 90 
eingetragenen Niederhofes iſt der am ... geborene Sohn 
Franz Korn. 


Miterben auf den übrigen Nachlaß ſind: 
1. die Witwe Maria Korn geb. Feld zu Ya, 
2. die Kinder, nämlich 

a) Luiſe Müller geb. Korn, 

b) Gertrud Korn, 

c) Wilhelm Korn, 


d) der Anerbe Franz Korn, letzterer nur nach Maßgabe 
des § 35 Abſ. 2 RErbhofG., zu je 3/18.“ 


Wer iſt nun zur Erteilung eines ſolchen Erbſcheins be⸗ 
rechtigt? Die Vorſchrift der 88 22, 23 und 25 RErbhoi®. 
über die dem Anerbengericht abzugebenden Erklärungen (Aus⸗ 
tauſch, Wahlrecht, Ausſchlagung) könnten zunächſt darauf hin⸗ 
deuten, daß das Anerbengericht auch als Nachlaßgericht tätig 
werden ſoll. Andererſeits ſind dem Anerbengericht nur ganz 
beſtimmte, im Geſetz beſonders aufgeführte Entſcheidungen 
übertragen (vgl. § 40 und im einzelnen 88 10, 13 Abf. 3, 
15 Abſ. 2 und 3, 18, 21 Abſ. 31, 22 Abſ. 4, 25, 32, 36 
RErbhofch.). Auch die koſtenrechtlichen Beſtimmungen der 
Durchf VO. ($ 51) rechnen offenbar nicht mit der Möglichkeit, 
daß das Anerbengericht über die Erteilung eines Erbſcheins 
oder über die Auslegung eines Teſtaments entſcheiden könnte. 
Wenn in den 8s 20 und 21 RErbhofGG. dem Anerbengericht 
nur die einzige Aufgabe übertragen iſt, eine Feſtſtellung über 
den in der Gegend herrſchenden Brauch (Alteſten⸗ oder Jüng⸗ 
ſtenrecht) zu treffen, ſo ſpricht das entſcheidend gegen die all⸗ 
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gemeine Zuſtändigkeit des Anerbengerichts zur Ermittlung des 
Anerben. Ich komme deshalb zu dem Ergebnis, daß für die 
Erteilung des Erbſcheins nicht das Anerbengericht, ſondern 
das Amtsgericht als Nachlaßgericht zuſtändig iſt. 


e) Das NExrbhof®. läßt m. E. auch die Möglichkeit zu, 
im Prozeßwege in entſprechender Anwendung des 8 2018 
BGB. auf Herausgabe des Hofes, auf Auseinanderſetzung 
über den Anteil des Anerben am Überſchuß des freien Ver⸗ 
mögens oder auf Feſtſtellung zu klagen, daß der Kläger An⸗ 
erbe ſei. Die vorſtehend unter J behandelten Fragen oder 
die Auslegung eines Teſtaments können alſo auch im Prozeß⸗ 
wege vor dem ordentlichen Gericht geklärt werden. Voraus⸗ 
ſetzung iſt natürlich, daß das Anerbengericht die ihm über⸗ 
wieſenen Vorfragen (Raſſereinheit und Bauernfähigkeit der 
in Frage kommenden Perſonen, Geltung von Alteſtenrecht oder 
Jüngſtenrecht Zuſtimmung nach 8 25) entſchieden hat. 


Das Geſetz hat ſich in der Zuweiſung von Aufgaben an 
die Anerbengerichte im Intereſſe der Entlaſtung wohl bewußt 
auf die Zuweiſung ſolcher Aufgaben beſchränkt, bei deren Ent⸗ 
ſcheidung es auf die Mitwirkung ſachkundiger bäuerlicher Bei⸗ 
ſitzer ankommt. Dagegen iſt die Entſcheidung anderer Rechts⸗ 
fragen, die im Einklang mit der ſonſtigen Rechtſprechung des 
KG. und RG. entſchieden werden ſollen, den ordentlichen Ge⸗ 
richten vorbehalten geblieben. 


Aufgabe der Praxis wird es ſein, die infolge der Tei⸗ 
lung der Zuſtändigkeit möglichen Verzögerungen durch tun⸗ 
lichſte Beſchleunigung der den Anerbengerichten überwieſenen 
Entſcheidungen zu vermeiden. 


Die Kenntnis und Durchführung des neuen Geſetzes ge⸗ 
nügt nicht. Pflicht eines jeden deutſchen Juriſten iſt es vielmehr, 
eine freudige Bejahung des Reichserbhofrechts in den Bauern⸗ 
ſtand auch da hineinzutragen, wo veraltete Anſchauungen auf⸗ 
gegeben werden müſſen. 


Land wirtschaftlicher Kleinbeſitz und Erbhöferolle. 


Von Amtsgerichtsrat Bode, Eisleben. 


Nach dem preuß. Bäuerlichen Erbhofrecht v. 15. Mai 
1933 waren vier Größenklaſſen des Grundbeſitzes zu unter⸗ 
scheiden: 

1. Der Großgrundbeſitz, deſſen Bewirtſchaftung nicht von 
Hofſtelle aus ohne Vorwerke erfolgen kann. 
2. Der bäuerliche Beſitz, deſſen Größe nach oben und 
unten hin in 8 3 BäuerlErbhofR. feſtgelegt war. 

3. Der Kleinbeſitz, der nicht die Größe einer Ackernah⸗ 
rung haben, der aber doch auf Antrag in die Erbhöferolle 
eingetragen werden ſollte, und auf den alsdann gewiſſe 
Hrundſätze des Anerbenrechts Anwendung zu finden hatten 
G 22 BäuerlErbhofR.). 

4. Der nicht eingetragene Kleinbeſitz, der — ebenſo wie 
der Großgrundbeſitz — der Anwendung des Anerbenrechts 
verſchloſſen war. 

Das RErbhofc J. v. 29. Sept. 1933 legt in 8 3 die 


einer 


Grenze zwiſchen dem Großgrundbeſitz und dem bäuerlichen 
Defig eindeutig feſt auf 125 ha und läßt die Größenklaſſe 
zu 3 (eintragungsfähiger Kleinbeſitz) fallen. Es beſtehen daher 
nur drei Größenklaſſen, und nur die Grenze zwiſchen dem 
bäuerlichen Beſitz und dem Kleinbeſitz iſt flüſſig geblieben. 
Von der in § 5 RExbhoj®. zugelaſſenen Ausnahme von 83 
Zalelbſt ſoll in dieſem Zuſammenhang abgeſehen werden.) 
Dieſe Grenzziehung iſt von grundſätzlicher Bedeutung: Hat 
gen Beſitz die Größe einer Ackernahrung i. S. von 882, 6 
RErbhofch., ſo haben wir es mit einem Erbhof zu tun. Der 
gentümer heißt Bauer; die Erbfolge in Anſehung des Hofes 
lüchtet ſich nach §§ 19ff. RErbhofGG.; Veräußerung, Be⸗ 
aſtung und längere Verpachtung ſind nur mit Genehmigung 
125 Anerhengerichts zuläſſig (8 37 ReErbhofch.; 864 der 
6 Fuchißd. v. 19. Okt. 1933). Anderſeits befteht für den 
Arbhof der beſondere Vollſtreckungsſchutz des § 38 RErbhofg,, 


es beſteht die Abgabenfreiheit und Gebührenermäßigung des 
§ 65 RErbhofGG. und des 8 67 der 1. Durchf.; ein be⸗ 
ſonderes Schuldenregelungsgeſetz ſteht in Ausſicht. — Der Be⸗ 
ſitzer einer Landwirtſchaft, welche nicht die Größe einer Acker⸗ 
nahrung hat, heißt Landwirt (8 11 NErxbHof®.); die ge- 
nannten Geſetzesbeſtimmungen finden auf ſeine Wirtſchaft 
keine Anwendung. Dieſe Unterſcheidung wird die betroffenen 
Kreiſe empfindlich berühren. 

In früherer Zeit wurden die Bauernhöfe nach ihrer 
Größe und nach der Zahl des zu ihrer Bewirtſchaftung er⸗ 
forderlichen Zugviehs eingeteilt. So beſagt 8 41 JI 7 ALR. 
„Die Leiſtung der gemeinen Spanndienſte geſchieht nach Ver⸗ 
hältnis der Klaſſen, in welche ‚die beſpannten Ackerbeſitzer“ als 
Vierſpänner, Dreiſpänner, Zweiſpänner uſw. an jedem Orte 
eingeteilt werden.“ Daran erinnert die 1. DurchfFO. vom 
19. Okt. 1933, wenn fie in 834 Abſ. 2 beſtimmt, in dem 
Gemeindeverzeichnis, welches die Unterlage für die Erbhöfe⸗ 
rolle bilden ſoll, fei anzugeben die Art der Beſitzung (z. B. 
Vollhof, Halbhof, Kötnerſtelle, Weingut). Eine abſchließende 
Aufzählung der verſchiedenen bäuerlichen Beſitzungen hat da⸗ 
mit weder in der einen noch in der anderen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung ſtattgefunden, und eine Abgrenzung des Bauernhofs 
gegen die Häuslerſtelle, deren Inhaber überwiegend auf an⸗ 
dere Einnahmen als den Ertrag ſeines geringen Grundbeſitzes 
angewieſen iſt, iſt in ihnen nicht zu finden. Dieſe Abgren⸗ 
zung, ſo bedeutungsvoll ſie für die Rechtsverhältniſſe der 
Betroffenen iſt, hat bereits früher Schwierigkeiten geboten: 
Hatte das Preuß. Edikt zur Beförderung der Landkultur 
v. 14. Sept. 1811 (GS. 300) beſtimmt, daß jeder Grund⸗ 
beſitzer ohne Ausnahme befugt ſein ſolle, über ſeine Grund⸗ 
ſtücke frei zu verfügen, und hatte das Edikt vom gleichen Tage 
betreffend die Regulierung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
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Verhältniſſe Beſtimmungen über die Verwandlung der bäuer⸗ 
lichen Beſitzungen in Eigentum uſw. getroffen (GS. 281), ſo 
machte ſich bald eine Abgrenzung der betroffenen Beſitzungen 
nach unten hin erforderlich. So beſtimmte Art. 4 der De⸗ 
klaration v. 29. Mai 1916 (GS. 154): „Um das Schwan⸗ 
kende des Begriffs der bäuerlichen Stellen zu ergänzen, ver⸗ 
ordnen wir, daß den Beſtimmungen des Edikts diejenigen 
bäuerlichen Stellen unterliegen. .., deren Hauptbeſtimmung 
iſt, ihren Inhaber als ſelbſtändigen Ackerwirt zu ernähren ...“ 
Der eigentliche Unterſchied wird alsdann in Art. 5 heraus⸗ 
geſtellt: „Müſſen von der Stelle dem Gutsherrn Spanndienſte 
geleiſtet werden oder hat der Beſitzer bisher gewöhnlich zu 
deren Bewirtſchaftung Zugvieh gehalten, ſo iſt ſie eine Acker⸗ 
nahrung.“ — „Iſt der Beſitzer nur zu Handdienſten pflichtig, 
hat er bisher zur Bewirtſchaftung derſelben kein Zugvieh ge⸗ 
halten und iſt auch ſolches zur Bewirtſchaftung derſelben nicht 
erforderlich, ſo gehört ſie zur Klaſſe der Dienſtetabliſſements.“ 

Eine Einteilung und Abgrenzung auf Grund der Be⸗ 
nennung der einzelnen Stellen verſucht alsdann das Gel. vom 
8. April 1923 wegen Regulierung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältniſſe im Großherzogtum Poſen uſw. zu 
geben (GS. 49). Für bäuerlich werden nach 8 4 daſelbſt ge⸗ 
halten Beſitzungen, die von Leuten bäuerlichen Standes be⸗ 
ſeſſen werden und mit gemein⸗provinziell oder örtlich⸗üblichen 
Benennungen bezeichnet ſind. Als ſolche werden angeführt: 
Bauer, Halbbauer, Hüfner, Halbhüfner, Koſſat, Kotſaß uſw. 

Nicht genannt wird die in § 34 Abſ. 2 der 1. Durchf O. 
zum RErbhofG. angeführte „Kötnerſtelle“. 

Der Kötner (Kätner) iſt der Beſitzer der Kate, d. h. der 
kleinen Behauſung ohne Wirtſchaftsgebäude und Hofſtätte, im 
Gegenſatz zu dem geſchloſſenen Bauernhof. Indeſſen iſt auf 
die Bezeichnung, die in den einzelnen Gegenden verſchieden 
war, kein entſcheidendes Gewicht zu legen. Im Gegenſatz zu 
der geſetzlichen Ausdrucksweiſe wird z. B. von Sering⸗ 
Dr. Grabein, Die Vererbung des ländlichen Grundbeſitzes 
in Preußen, VII. Provinz Sachſen S. 89 der Koſſat als un⸗ 
ſelbſtändiger (nicht bäuerlicher) Beſitzer angeſehen, der von 
landwirtſchaftlicher Tagelöhnerei lebte und daneben wohl ein 
bäuerliches Handwerk betrieb. 

Wichtiger als die Benennung war die Art der Bewirt⸗ 
ſchaftung. Konnte die Bearbeitung des eigenen Bodens nicht 
mehr allein durch die menſchliche Kraft — in Sonderheit 
durch die Tätigkeit der Familienmitglieder — erfolgen, war 
vielmehr das Halten von Zugvieh erforderlich, ſo hatte man 
es mit einer bäuerlichen Wirtſchaft zu tun. Die Fläche, 
welche ſo bemeſſen war, daß ſie von einer Familie mit einem 
Pflug und mit einem Geſpann gepflügt und bearbeitet werden 
konnte, war die Hufe. Ihre Größe war in den einzelnen 
Gegenden verſchieden. Sie wird auf 20 bis 40 Morgen — am 
häufigſten auf 30 Morgen — angegeben. Dabei iſt indeſſen 
zu beachten, daß das Flächenmaß des Morgens oder Ackers 
in den einzelnen Gegenden nicht von gleicher Größe war. Es 
iſt eigenartig und ſpricht überzeugender, als Worte es ver⸗ 
mögen, für die enge Verbundenheit von Volk und Land, für 
die Anpaſſung der Bauernſippe an ihre Scholle, daß dieſelbe 
Fläche Landes, welche von der bäuerlichen Familie in der 
geſchilderten Weiſe beſtellt und genutzt werden konnte, auch 
zur Ernährung und Erhaltung der Familie zu allen Zeiten 
ausreichte, daß ſie eine wahre Ackernahrung darſtellte. 

Wenn 8 34 der 1. DurchfVO. v. 19. Okt. 1933 als 
Norm für eine Ackernahrung in Übereinſtimmung mit der 
Preuß. Erbhofgeſetzgebung den Beſitz von mindeſtens 7½ ha 
bezeichnet, ſo wird damit an beſte Überlieferung angeknüpft. 
Eine zahlenmäßige Grenze ſoll damit nicht gegeben ſein. Ein 
Abweichen nach oben und unten mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit des Bodens und die Verwertungs möglichkeit 
der Erzeugniſſe entſpricht der Natur der Dinge. Gewarnt muß 
dagegen davor werden, die gerade augenblicklich vorliegenden 
Familienverhältniſſe der Entſcheidung zugrunde zu legen, ob 
ein Hof als Erbhof anzuſehen iſt. Findet z. B. zur Zeit ein 


anſpruchsloſer Junggeſelle auf einem Hofe von 20 Morgen 
ſein Auskommen, ſo beweiſt das noch nicht, daß der Hof eine 
Familie in der dem bäuerlichen Stande angemeſſenen Weiſe 
ernähren könnte. Darauf aber kommt es an, daß der Hof 
unabhängig von den Wechſelfällen der Zeit eine kräftige zahl⸗ 
reiche Familie ernähren kann — und zwar nicht nur not⸗ 
dürftig, ſondern ſtandesgemaß. Wenn § 2 ReErbhofG. im 
Gegenſatz zu 83 PreErbhofG. nicht ausdrücklich betont, daß 
die vom Erbhof zu gewährende Nahrung für eine „bäuerliche“ 
Familie ausreichen müſſe, jo iſt das ohne Bedeutung. Denn 
wenn die Abkömmlinge des Bauern Anſpruch auf eine „dem 
Stande des Hofes“ entſprechende Ausbildung haben, und 
wenn die Witwe den „in ſolchen Verhältniſſen üblichen“ Un⸗ 
terhalt verlangen kann — 88 30, 31 RErbhofc G. —, fo er⸗ 
hellt, daß die ganze Familie „ſtandesgemäß“ ernährt werden 
muß. — 


Bereits die Deklaration v. 29. Mai 1816 (GS. 154) 
trifft Vorſorge für den Fall, daß mit einem Bauerhofe andere 
Etabliſſements — als Mühlen, Schmieden und Krüge — ver⸗ 
bunden ſind. Im heutigen Zeitalter findet ſich zudem häufiger 
eine Verbindung mit einem Fuhrwerksbetriebe, einer Ziegelei, 
einer Hühnerfarm. Und es erhebt ſich die Frage, wann ein 
ſolcher gemiſchter Betrieb die Größe einer Ackernahrung hat 
und daher als Erbhof angeſehen werden muß. Die Antwort 
iſt in Anlehnung an 86 Abſ. 3 RErbhof®. zu finden. Dort 
iſt beſtimmt, daß ein auf Gemüſe⸗ oder Obſtbau eingeſtellter 
Betrieb dann als Ackernahrung anzuſehen ſei, wenn der ge⸗ 
nutzte Grundbeſitz auch bei Umſtellung auf eine andere Art 
landwirtſchaftlicher Nutzung als Ackernahrung anzuſehen ware. 
Es wird für die Praxis zu durchaus brauchbaren Ergebniſſen 
führen, wenn man entſprechend feſtſtellt: Ein gemiſchter Be⸗ 
trieb im Sinne vorſtehender Anführungen iſt dann als Erb⸗ 
hof anzuſehen, wenn der landwirtſchaftliche Betrieb auch bei 
Fortfall des Nebenbetriebes noch eine Ackernahrung darſtellt. 

Eine Art Vorentſcheidung darüber, ob der Hof als Erb⸗ 
hof anzuſehen ſei, trifft der Vorſitzende des Anerbengerichts 
in dem Verfahren betreffend Anlegung der Erbhöferolle da⸗ 
durch, daß er den Hof aus dem Gemeindeverzeichnis in das 
gerichtliche Verzeichnis übernimmt, oder daß er die Übernahme 
ablehnt (88 35 ff. der 1. DurchfVO.). Gegen die Entſcheidung 
ſteht dem Eigentümer und dem Kreisbauernführer der Ein⸗ 
ſpruch zu. 

Neben dieſem Verfahren iſt noch ein Feſtſtellungsver⸗ 
fahren gegeben, in dem auf Antrag des Eigentümers oder des 
Kreisbauernführers darüber entſchieden wird, ob ein Hof als 
Erbhof anzuſehen iſt (8 10 RErbhof®.). (Wegen des ver⸗ 
ſchiedenen Koſtenanſatzes vgl. 88 49 Ab. 2, 50, 51 Ziff. 2 
der 1. Durchf VO.) 

Es hat den Anſchein, als ob kleinere Beſitzer vielfach die 
Aufnahme ihres Beſitzes in das Gemeindeverzeichnis betreiben, 
in der Erwartung der beſonderen wirtſchaftlichen Vorteile, 
welche die Eintragung in die Erbhöferolle mit ſich zu bringen 
ſcheint (leichtere Entſchuldung, Abgabenfreiheit). 

So ſehr auch die möglichſt vollſtändige Aufnahme des 
vorhandenen Grundbeſitzes in die Erbhöferolle zu erſtreben 
und zu begrüßen iſt, ſo ſehr muß vor der Aufnahme zu 
kleinen Beſitzes in die Erbhöferolle gewarnt werden. 

Das Recht der Abkömmlinge auf Berufsausbildung und 
auf Ausſtattung, das Heimatzufluchtsrecht ſowie das Alten- 
teilsrecht der Witwe ſtellen Belaſtungen dar, die für die Ver⸗ 
hältniſſe einer bäuerlichen Beſitzung berechnet ſind. Den 
Häuslerbeſitz würden ſie von vornherein über ſeine Kräfte 
beſchweren. Ein Verfahren aus 8 32 RErbhofG. würde nicht 
in allen Fällen Abhilfe ſchaffen können. Ergibt alſo die dem 
Vorſitzenden des Anerbengerichts obliegende Prüfung, ob der 
Beſitz in das gerichtliche Verzeichnis aufzunehmen iſt, daß 
die Laſten der 88 30, 31 RErbhofc g. den Hof mit Rückſicht 
auf ſeine Größe zu ſehr beſchweren, ſo wird die Aufnahme im 
wohlverſtandenen Intereſſe des Eigentümers abzulehnen ſein. 
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Tabellariſche Aberſicht der Kechtsverhältniſſe des Reichserbhofs, der 
Wirtſchaftsheimſtätte, des Entſchuldungsbetriebes, des preußiſchen Erbhofs 
und des preußiſchen Renten- und Anerbengutes nach Keichsrecht und 
preußiſchem Recht. 


Von Gerichtsaſſeſſor Hermann Kiesbye, Flensburg. 


1. Geſetzliche 
Grundlagen. 


2. Entſtehung 
des Reichserb⸗ 
hofs, uſw. 


Reichserbhof 


Reichserbhofgeſetz v. 29. 9. 
1933; RGBl. S. 685 (REG.). 
Erſte DurchfVO. zum REG., 
insbeſondere über Einrichtung 
und Verfahren der Anerben⸗ 
behörden v. 19. 10. 1933; 
RGBl. S. 749 (1. Durchf VO. 
R.). 


A) Kraft Geſetzes bei Vor⸗ 
handenſein beſtimmter Vor⸗ 
ausſetzungen hinſichtlich der 
Größe, der Perſon des Eigen⸗ 
tümers und der Nutzungsart 
($1 Rec.). 

1. Größe. Mindeſtgröße: 
Eine Ackernahrung. Höchſt⸗ 
größe: 125 ha (88 2 u. 3 REG.). 

2. Perſon des Eigentümers: 
Entweder Alleineigentum ei⸗ 
ner bauernfähigen Perſon 
oder Zugehörigkeit zum Ge⸗ 
ſamtgut einer ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchaft oder Miteigen⸗ 
tum von Ehegatten (8 1 Abſ. 1 
Ziff. 2 u. 817 Rech. 8 62 
1. Durchf VO. Rec.). Bau⸗ 
ernfähigkeit: Erforderniſſe 

a) der deutſchen Staats⸗ 

angehörigkeit, 

b) deutſchen oder ſtammes⸗ 

gleichen Blutes, 

e) der Ehrbarkeit und Be⸗ 

fähigung 
(5 12—15 RCG.) 

3. Nutzungsart. Ausgeſchloſ⸗ 
en find ſtändig verpachtete 
Höfe (8 1 Abſ. 2 REG.). 

Nachträglicher Erwerb der 
Erbhofeigenſchaft durch Tei⸗ 
lung größeren Grundbeſitzes 
erſchwert gemäß $4 REG. 
(der Geſamtbetrag der Schul⸗ 
den des Eigentümers ein⸗ 
ſchließlich der auf dem zu 
teilenden Grundbeſitz ruhen⸗ 
den dinglichen Laſten darf 
30 v. H. des ſteuerlichen Ein⸗ 
heitswerts nicht überſchrei⸗ 
ten). 

B. Durch beſondere Zulaſ⸗ 
fung bei Höfen von mehr als 
125 ha (5 5 RCG.) 


Reichswirtſchafts⸗ 
heimſtätte 


Reichsheimſtättengeſetz 
v. 10. 5. 1920; RGBl. 
S. 962 (RHeimit®.). 

In Preußen bisher 
Durchführungsbeſtimmun⸗ 
gen nur für Wohnheim⸗ 
ſtätten, nicht für Wirt 
ſchaftsheimſtätten. 


A. Durch Ausgabe zu 
Eigentum ſeitens eines 
zugelaſſenen Heimſtätten⸗ 
ausgebers und Eintragung 
der Heimſtätteneigenſchaft 
in das Grundbuch (88 1, 4, 
5 und 7 RgeimſtG.). 

B. Durch Eintragung der 
Heimſtätteneigenſchaft auf 
Antrag des Eigentümers 
unter Zuſtimmung eines 
Ausgebers. In Preußen 
nur bei unbelaſteten 
Grundſtücken möglich (8 25 
RHeimftG.). 

Zu A und B: 1. Größen⸗ 
erfordernis (Wirtſchafts⸗ 
heimſtätten werden nur 
landwirtſchaftliche oder 
gärtneriſche Anweſen, zu 
deren Bewirtſchaftung eine 
Familie unter regelmäßi⸗ 
gen Verhältniſſen keiner 
ſtändigen fremden Arbeits⸗ 
kräfte bedarf; die oberſte 
Landesbehörde kann Be⸗ 
ſtimmungen über die 
Höchſt⸗ und Mindeſtgröße 
treffen) 881 und 3 
RHeimſtG. 

2. Feſtzulegen und im 
Grundbuch zu vermerken 
iſt der Wert des Bodens 
ohne Baulichkeiten oder 
ſonſtige Verbeſſerungen: 
Reiner Bodenwert (858 6 
und 25 RHeimft®.). 


Entſchuldungsbetrieb 


Geſetz zur Regelung 
der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe v. 
1. 6. 1933, RGBl. 
S. 331 (Entid®.). 
Durchf.⸗Verordnungen 
vom 15. 6., 5. 7., 15. 9. 
u. 5. 10. 1933, RG Bl. 
S. 373, 459, 641 u. 
U e e 
Durchf VO. Entid@.). 


A. Durch Durch⸗ 
führung des Entſchul⸗ 
dungs⸗ oder Zwangs⸗ 

vergleichsverfahrens 
bis zur Beſtätigung 
des Entſchuldungspla⸗ 
nes oder des Zwangs⸗ 
vergleiches. Gleichzu⸗ 
ſtellen iſt der Fall der 
erfolgreichen Zwangs⸗ 
verſteigerung gemäß 
842 Entſch. (880 
EntſchG.). 

B. Durch Eintra⸗ 
gung des Entſchul⸗ 
dungsvermerks auf 
Antrag des Eigentü⸗ 
mers bei Vorhanden⸗ 
ſein derjenigen Be⸗ 
laſtungsvorausſetzun⸗ 
gen, die durch das 
Entſchuldungs⸗ und 
Zwangsvergleichsver⸗ 
fahren geſchaffen wer⸗ 
den ſollen ($81 Ent⸗ 
ſch GG., Art. 1 2. Durch⸗ 
führ VO. Entſchch.). 

Vorausſetzung zu A 
und B: Außerhalb der 

Mündelſicherheits⸗ 
grenze Belaſtung nur 
mit unkündbaren For⸗ 
derungen. Verzinſung 
und Tilgung: Ent⸗ 
weder höchſtens 4½ 
v. H. Verzinſung und 
5 b. H. Tilgung bei 
allen nicht mündel⸗ 
ſicheren Forderungen 


oder Geſamtleiſtung 
(Verzinſung Til 
gung aus den nicht 
mündelſicheren Forde⸗ 
rungen in Höhe von 
höchſtens 4 v. H. der 
Mündelſicherheits⸗ 
grenze jährlich ($ 14 
EntſchG., Art. 1 2. 
Durchf VO. EntſchG.). 
Keine Größenbe⸗ 
ſchränkung. 


und darf nicht ſo groß 


Preußiſcher Erbhof 


Reichsgeſetzliche Er⸗ 
mächtigung in Art. 64 
EGBGB. 
Preußiſches „Bäuer⸗ 
liches Erbhofrecht“ v. 
15. 5. 1933, GS. 
S. 165 (BER.). Ausf⸗ 


BD. zum BEN. v. 
24. 8. 1933, GS. 
S. 321 (AusfVoO. 
BER.) 


Nur durch Eintra⸗ 
gung in die Erbhöfe⸗ 
rolle. Dieſe erfolgt: 

A. von Amts wegen 
bei Vorhandenſein be⸗ 
ſtimmter geſetzlicher 
Vorausſetzungen im 
Bauerngebiet; 

B. auf Antrag des 
Eigentümers bei Klein⸗ 
betrieben und im Zer⸗ 
ſplitterungsgebiet(§s 1, 
3, 4, 22, 23, 39ff 
BER.) 

Der Erbhof muß 
mindeſtens zur Er⸗ 
nährung und Erhal⸗ 
tung einer bäuerlichen 
Familie ausreichen 


ſein, daß ſeine Be⸗ 
wirtſchaftung nicht 
mehr von einer Hof⸗ 
ſtelle aus ohne Vor⸗ 
werke erfolgen kann. 
Eintragung von Klein⸗ 
betrieben nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Be⸗ 
rufsvertretung (88 3 u. 
22 BER.) . 0 

Die Eintragung in 
die Erbhöferolle ſetzt 
Alleineigentum, deut⸗ 
ſche Staatsangehörig⸗ 
keit und Deutſchblütig⸗ 
keit des Bauern im 
Mannesſtamm voraus 
(85 2, 24 u. 40 BER.). 

Pachthöfe werden 
nicht eingetragen (II 
30 AusfVoO. Beg.) . 


Preußiſches Renten⸗ 
und Anerbengut 


Reichsgeſetzliche Er⸗ 
mächtigung in Art. 62 
EGBGB. 

Geſetz über Renten⸗ 
güter v. 27. 6. 1890, 
GS. S. 209. 

Geſetz betr. das An⸗ 
erbenrecht bei Sied⸗ 
lungs⸗ und Renten⸗ 
gütern v. 8. 6. 1896, 
GS. S. 124. 

Preußiſches Lan⸗ 
desrentenbankgeſetz v. 
1. 8. 1931, GS. S. 154. 


A. Der Rentenguts⸗ 
eigenſchaft durch eigen⸗ 
tümliche Übertragung 
eines Grundſtücks ge⸗ 
gen Übernahme einer 
feſten Geldrente (Re⸗ 
zeß und Grundbuch; 
eintragung); 

B. Der Anerben⸗ 
gutseigenſchaft durch 
Eintragung derſelben 
in das Grundbuch; 


die Eintragung erfolgt 


auf Erſuchen der Lan⸗ 
deskulturbehörde; je⸗ 
des durch Vermittlung 
der Landeskulturbe⸗ 
hörde begründete Ren⸗ 
tengut ſoll Anerben⸗ 
gut ſein ($ 1 Gel. v. 
27. 6. 1890; 88 1, 2 
Gef. v. 8. 6. 1896; 
88 22, 23 Geſ. v. 1. 8. 
1931). 

Für Rentengüter 
gibt es keine Größen⸗ 
beſchränkung; die Ver⸗ 
mittlung der Landes⸗ 
kulturbehörde bei der 

Rentengutsbegrün⸗ 
dung tritt aber nur 
bei Siedlungsrenten⸗ 
gütern, d. h. bei Ren⸗ 
tengütern von mitt⸗ 
lerem und kleinerem 
Umfange, ein (88 10ff. 
Geſ. v. 1. 8. 1931). 
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3. Umfang des 
Reichserbhofs, 
uſw. 


4. Aufhebung 


Reichserbhof 


a) Zum Erbhof gehören 
alle regelmäßig von der Hof⸗ 
ſtelle aus bewirtſchafteten, im 
Eigentum des Bauern ſtehen⸗ 


den Grundſtücke und das im 


Eigentum des Bauern ſtehen⸗ 
de Zubehör. Zeitweilige Ver⸗ 
pachtung oder anderweitige 
Benutzung iſt unbeachtlich 
(87 RCG.) . 

b) Bei Vergrößerung auf 
Über 125 ha werden die hin⸗ 
zugenommenen Flächen nur 
Beſtandteil des Erbhofs, wenn 
der RM. für Ernährung u. 
Landwirtſchaft die Geneh⸗ 
migung erteilt. Gleiches gilt 
bei jeder Vergrößerung von 
Erbhöfen mit mehr als 125 ha 
Fläche (5 60 1. Durchf VO. 
RCG. ). 

o) Hofzubehör find insbe⸗ 
ſondere: 

1. das auf dem Hofe für 
die Bewirtſchaftung vorhan⸗ 
dene Vieh, 

2. das Wirtſchafts⸗ und 
Hausgerät einſchließlich des 
Leinenzeugs und der Betten, 

3. der vorhandene Dünger 
und die für die Bewirtſchaf⸗ 
tung dienenden Vorräte an 
landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſen, 

4. Hofurkunden und auf den 
Hof und die Bauernfamilie 
ſich beziehende Erinnerungs⸗ 
ſtücke, 

5. Verſicherungsforderun⸗ 
gen und zur Abtragung einer 
Hofſchuld angeſammelte Til- 
gungsguthaben (558 u. 9 
Rec.). 


A. Wegen Nichtmehrvor⸗ 


der Eigenſchaft handenſeins der geſetzlichen 
als Reichserb⸗ Vorausſetzungen. 


hof, uſw. 


1. Verkleinerung des Erb⸗ 
hofs unter eine Ackernahrung 
durch Veräußerung oder Tei⸗ 
lung nur mit Genehmigung 
des Anerbengerichts (8 37 
RES. u. 8 64 Abſ. 3 der 
1. DurchfVO. NEG.). 

2. Vergrößerung des Erb⸗ 
hofs über 125 ha nur mit Ge⸗ 
nehmigung des RM. für Er⸗ 
nährung u. Landwirtſchaft. 
Im Falle der Genehmigung 
kein Verluſt der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft (8 60 1. DurchfVO. 
REO.). 

3. Berluft der Bauernfähig- 
keit des Eigentümers berührt 
die Erbhofeigenſchaft nicht 
(5 16 RCG.) 

4. Veräußerung an nicht⸗ 
bauernfähige Perſonen 
(Genehmigungspflicht: $ 37 
REG.). Übergang auf nicht 
bauernfähige Perſonen durch 
Erbgang und Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ausgeſchloſſen (§8 21 


Reichswirtſchaf | 
heimſtätte 


Die Heimſtätteneigen⸗ 
ſchaft erſtreckt ſich auf das 
Zubehör, mit Ausnahme 
der Zubehörſtücke, die nicht 
in das Eigentum des 
Heimſtätters gelangt ſind 
68 RgHeimſtG.). 

Was Zubehör iſt, be⸗ 
ſtimmt ſich nach allgemei⸗ 
nem Recht. 


Löſchung der Heimſtät⸗ 
teneigenſchaft nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der oberſten 
Landesbehörde ($ 21 Abſ. 1 
RHeimft®.). 

Iſt die Zuſtimmung zur 
Löſchung der Heimſtätten⸗ 
eigenſchaft beantragt, ſo 
kann die oberſte Landes⸗ 
behörde bei Heimſtätten, 
deren Ausgeber weder das 
Reich noch ein Land ſind, 
verlangen, daß die Heim⸗ 
ſtätte dem Lande oder 
einem Dritten gegen Zah⸗ 
lung ihres Werts (reiner 
Bodenwert und Wert der 
Baulichkeiten und Ver⸗ 
beſſerungen) übertragen 
wird (8 21 Abſ. 2). 

Macht die oberſte Lan⸗ 
desbehörde von dieſer Be⸗ 
fugnis keinen Gebrauch, 


tragung auf einen neuen 
Heimſtätter verlangen 


fo kann das Reich die Über-! 


Entſchuldungsbetrieb 
Keine Sondervor⸗ 
ſchriften. 


Die Aufhebung der 
Eigenſchaft als Ent⸗ 
ſchuldungsbetrieb iſt 
nicht vorgeſehen. Aber 
Ausſcheiden aus ge⸗ 
wiſſen Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen (Belaſtung 
des Grundſtücks mit 
einer Sicherungshy⸗ 
pothek zugunſten der 
Rentenbank⸗Kreditan⸗ 
ſtalt) gegen Zahlung 
einer Abgabe im Falle 
der Umwandlung eines 

landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks in ein 


ſtädtiſches Grundstück 


(8 93 Abſ. 3 EntſchG. ). 


(821 Abſ. 4 RHeimſtG.). 
| 


Abſ. 1 u. 37 REG.). 


5. Umwandlung des Erbhofs in einen Pachtbetrieb: Erſchwert 
durch § 64 Abſ. 2 1. DurchfV O. REG. Genehmigungserfordernis 


für langfriſtige Pachtverträge. 
B. 


Zurücknahme der Zulaſſung bei Betrieben von mehr als 


125 ha. Bisher keine Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit der Zu⸗ 
laſſungsrücknahme. Sie dürfte zuläſſig fein, wenn die geſetzlichen 
Vorausſetzungen der Zulaſſung fortgefallen ſind. 


Preußiſcher Erbhof 


§8 10 u. 11 BER. 
(faſt gleichlautend mit 
89 7—9 RES.) Vgl. 
daher unter Reichs⸗ 
erbhof zu a und o. 
Abweichung: 910 Abſ.2 
BER. (Zum Hofe ge⸗ 
hören auch die Real⸗ 
gemeindeberechtigun⸗ 
gen des Eigentümers.) 


Soweit die Eintra⸗ 
gung von Amts wegen 
erfolgt, iſt die Lo⸗ 
ſchung in der Erb⸗ 
höferolle nur zuläſſig, 
wenn die geſetzlichen 
Vorausſetzungen der 
Eintragung nicht oder 
nicht mehr vorliegen; 
ſoweit die Eintragung 
auf Antrag erfolgt, 
auch Löſchung auf An⸗ 
trag (58 42, 43 BER.) . 

Verluſt der Erbhof⸗ 
eigenſchaft erſchwert 
durch die zur Veräuße⸗ 
rung erforderliche Ge⸗ 
nehmigung ($ 5 BER.) 


Preußiſches Renten⸗ 
und Anerbengut 


Zubehör ſind: 

1. Die mit dem 
Gute oder mit Teilen 
des Gutes verbunde⸗ 
nen Gerechtigkeiten; 

2. die auf dem An⸗ 
erbengut vorhandenen 
Gebäude, Anlagen, 
Holzungen und Bäu⸗ 


me; 

3. das Wirtſchafts⸗ 
inventar; es umfaßt: 
das auf dem Gute 
vorhandene, für die 
Wirtſchaft erforderli⸗ 
che Vieh, Acker⸗ und 
Hausgerät, einſchließ⸗ 
lich des Leinenzeugs 
und der Betten, den 
vorhandenen Dünger 
und die für die Be⸗ 
wirtſchaftung bis zur 
nächſten Ernte dienen⸗ 
den Vorräte an Früch⸗ 
ten und ſonſtigen Er⸗ 
zeugniſſen ($ 16 Geſ. 
b. 8. 6. 1896). 


Die Rente iſt ab⸗ 
lösbar. Die Abzahlung 
der Rentenlaſt berührt 
nicht die Eigenſchaft 
als Renten⸗ und An⸗ 


erbengut. Die Lö⸗ 
ſchung der Anerben⸗ 
gutseigenſchaft im 


Grundbuch kann er⸗ 
folgen, wenn das Gut 
die wirtſchaftliche 
Selbſtändigkeit ver⸗ 
loren hat oder der 
Aufrechterhaltung der 
Selbſtändigkeit über⸗ 
wiegende gemein⸗ 
wirtſchaftliche Inter⸗ 
eſſen entgegenſtehen 
($1 Geſ. v. 27. 6. 
1890; § 5 Geſ. v. 8. 6. 
1896). 


62. Jahrg. 1983 Heſt 47 
— 


Aufſätze 
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5. Vererbung 
des Reichserb⸗ 
hofs, uſw. 


ſchränkt werden. 


kömmlinge 


Einzelheiten: 
CG. 


6. Veräuße⸗ 
rung des 

Reichserbhofs, 
ujto, mäßiger 


RCG.) 


teilt werden 
RES 


den 


Abſ. 3 NES.). 


RCG. ). 


7. Belaſtung 
des Reichserb. ſätzlich 
hofs, uw. nahmen: 


ſten; 


tiger Grund !); 


IREO., 8 64 
REG.). 


Reichserbhof 


Der Erbhof iſt ein Sonder⸗ a) 
vermögen und geht kraft Ge⸗ 
ſetzes ungeteilt auf den An⸗ Erbrecht hinſichtlich der 
erben über. Erbfolge in das Heimſtätten erlaſſen und 
erbhoffreie Vermögen und 
Anerbfolge in den Erbhof 
ſtehen unabhängig nebenein⸗ letztwillig zu verfügen, be⸗ 
ander: Ein Nichterbe kann ſchränken (524 RHeimſtGB.). 
Anerbe ſein. Die Erbfolge 
kraft Anerbenrechts kann durch 
Verfügung von Todes wegen 
nicht ausgeſchloſſen oder be⸗ 


Weſentlichſter Inhalt des 
Anerbenerbfolgerechts: 

a) Berichtigung der Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten einſchließ⸗ den muß, wenn die Teile 
lich der auf dem Hofe ruhen⸗ ſelbſtändige 
den Hypotheken, Grund⸗ und 
Rentenſchulden aus dem Hof- ſchaftliche 
freien Vermögen. 

b) Verſorgungs⸗ und Hei⸗ fährdet wird (88 9 u. 19 
matzufluchtsanſpruch der Ab⸗ 
des Erblaſſers. 
Altenteil des Ehegatten. 

85 19—36 


Der Erbhof iſt grundſätzlich 
unveräußerlich. Zubehörſtücke äußerung nur mit Zu⸗ 
können im Rahmen ordnungs- ſtimmung des Ausgebers, 
Wirtſchaftsführung die unter beſtimmten Vor⸗ 
veräußert werden ($ 37 Abj. 1 


Das Anerbengericht kann 
die Veräußerung genehmigen, rung und Veräußerung im 
wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Die Genehmigung desgeſetz von der Geneh⸗ 
kann unter einer Auflage er⸗ migung einer Behörde ab» 
(637 Abſ. 2 hängig gemacht werden 


Soll⸗ Genehmigung 
Übergabe des Grundbeſitzes 
an den Anerben, ſoweit durch 
en Übergabevertrag keine der 
Überbelaſtung eintritt ($ 37 


Teilung des Erbhofs und 
Entziehung der Erbhofeigen⸗ beſſerungen 
ſchaft für Teile des Erbhofs 16 RHeimit®.). 
find genehmigungsbedürftig 


864 Abſ. 3 1. Durchf. 


Der Reichserbhof iſt grund⸗ 
unbelaſtbar. 


a) Grunddienſtbarkeiten, be- eingeführten 
ſchränkte perſönliche Dienſt⸗ dungsgrenze entbehrlich iſt 
barkeiten und öffentliche La⸗ 


b) vom Anerbengericht ge⸗ 
nehmigte Belaſtungen (wich⸗ 


e) Belaſtung des Zubehörs unkündbare Tilgungshy⸗ 
im Rahmen ordnungsmäßiger pothek, die mit der per⸗ 
Wirtſchaftsführung 
1. Durchf VO. (8 17 Abſ. 2 RHeimſtG.). 


Reichswirtſchafts⸗ 
heimſtätte 


Das Landesgeſetz 
kann Vorſchriften über das 


das Recht des Heimſtät⸗ 
ters, über die Heimſtätte 


In Preußen iſt von dieſer 
Befugnis nicht Gebrauch 
gemacht. | 

b) Teilung der Heim⸗ 
ſtätte im Erbfalle und bei 
der Erbauseinanderſetzung 
nur mit Zuſtimmung des 
Ausgebers, die erteilt wer⸗ 


Heimſtätten 
werden oder der wirt⸗ 
Beſtand der 
Reſtheimſtätte nicht ge⸗ 


RHeimjtb.). 

c) Letztwillige Verfü⸗ 
gungen ſind wirkſam, ſo⸗ 
weit a und b nicht ent⸗ 
gegenſtehen (8 19 RHeim⸗ 
ſtätten G.). 


Teilung und Abver⸗ 


ausſetzungen erteilt wer⸗ 
den muß (89 RHeimft®.). 
Teilung, Abveräuße⸗ 


ganzen kann durch Lan⸗ 


[F 22 RheimſtG.). In 
bei Preußen nicht geſchehen. 

Vorkaufsrecht des Aus⸗ 
gebers bei Veräußerung 
ganzen Heimſtätte. 
Vorkaufspreis — reiner 
Bodenwert 4 Wert der 
Baulichkeiten und Ver⸗ 
(88 11, 14, 


a) Nur mit Zuſtimmung 
Aus⸗ des Ausgebers, die inner⸗ 
halb einer landesrechtlich 
Verſchul⸗ 


(817 Abf. 1 u. § 18 Abſ. 1 
RHeimft®.). In Preußen 
keine Verſchuldungsgrenze. 

b) Regelmäßige Ver⸗ 
ſchuldungsform nur die 


(137 ſönlichen Schuld erliſcht 


e) Unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen hat der 
Heimſtätter Anſpruch auf 
Belaſtungsgenehmigung. 


| 
| 


Entſchuldungsbetrieb 


Keine 
ſtimmungen. 

Die Belaſtung des 
Betriebes mit Erbaus⸗ 

einanderſetzungsfor⸗ 


derungen nur im Rah⸗ 


men der 88 91—93 


möglich, d. h. nur ſo⸗ 


weit ein verfügbarer 
Raum innerhalb der 
Mündelſicherheits⸗ 
grenze oder zwiſchen 
dieſer und dem Ein⸗ 
heitswert vorhanden 
iſt. Abweichendes kann 


auch durch letztwillige 


Verfügung nicht an⸗ 
geordnet werden. Vgl. 
unten unter 7. 


Veräußerungser⸗ 
ſchwerung durch die 
Belaſtungsbeſchrän⸗ 
kungen der $$ 91—93 
EntſchG. 

Vorkaufsrecht der 
Entſchuldungsſtelle zu⸗ 
gunſten der provin⸗ 
ziellen gemeinnützigen 
Siedlungsgeſellſchaft 
(994 EntſchG. ). 


Rechtsgeſchäftliche 
Belaſtung nur inner⸗ 
halb der Mündelſicher⸗ 


heitsgrenze u. nur mit 


unkündbarenTilgungs⸗ 
ford. (8 91 EntſchG.). 
Bei Hypotheken, die 
in der 
dic Mündelſicherheits⸗ 
grenze überſchreiten, 
iſt die Entſtehung einer 
Eigentümerhypothek 
oder ⸗grundſchuld aus⸗ 
geſchloſſen (3 92 Abſ. 2 
EntſchG.). 
Der über die Mün⸗ 
delſicherheitsgrenze 
hinausgehende Grund⸗ 


ſtückswert gilt als mit einer 


pothek zugunſten der 
ſtalt belaſtet. Über die 
dieſe Hypothek haftet, 


Sonderbe⸗ 


bergangszeit 


| Preußiſcher Erbhof 


a) Völlige Teſtier⸗ 
freiheit in der Form 
des öffentlichen Teſta⸗ 
ments oder des Erb⸗ 
vertrags. Nur darf das 
Erbhofzubehör nicht 
vom Erbhof getrennt 
werden (§ 6 Abſ. 3 u. 4 
BER.). 
dh) Geſetzliches An⸗ 
erbenrecht, ſoweit 
keine letztwillige Ver 
fügung entgegenſteht, 
im Rahmen des ge⸗ 
ſetzlichen Erbrechts des 
BGB. Nur ein Erbe 
kann Anerbe ſein. 

e) Im übrigen wie 
beim Reichserbhof. 
Der Vorzug des Man⸗ 
nesſtammes iſt weni⸗ 
ger ſtark betont als 
dort. 
Einzelheiten: 88 7 
bis 19 BER. 


Jede Veräußerung 
(abgeſehen von ge⸗ 
wiſſen Veräußerungs⸗ 
fällen zu Siedlungs⸗ 
und Kultivierungs⸗ 
zwecken) iſt genehmi⸗ 
gungspflichtig (85 
BER.). Sollgenehmi⸗ 
gung bei Übergabe des 
Erbhofs an einen An⸗ 
erbenberechtigten und 
bei Teilung in mehrere 
Erbhöfe. 

Bei Veräußerung 
an Familienfremde: 

a) Rechte der Mit⸗ 
erben auf Abfindung 
(520 BER.); 

b) Vorkaufsrecht der 
Miterben (5 21 BER.). 


Erſchwerung der Be⸗ 
laſtung. 

a) mit Reſtkaufgel⸗ 
dern durch die Ver⸗ 
äußerungsbeſchrän⸗ 

kung; 

b) mit Erbabfin⸗ 
dungen durch die ge⸗ 
ſetzliche Beſchränkung 
der Miterbenrechte. 


Sicherungshy⸗ 
Rentenbank⸗Kreditan⸗ 
Forderungen, für die 
vgl. 5 93 EntſchG. 


Preußiſches Renten⸗ 
und Anerbengut 


a) Teilung des An⸗ 
erbengutes nur mit Ge⸗ 
nehmigung der landw. 
Kulturbehörde. Im üb⸗ 
rigen Teſtierfreiheit. 
(88 6 u. 7. Gef. vom 
8. 6. 96). 

b) Das Gut mit Zu⸗ 
behör fällt ungeteilt 
dem Anerben zu. Ab⸗ 
findung der Miterben 
auf Grund des nach 
dem Reinertrag zu 
ſchätzenden Anrech⸗ 
nungswertes. Der An⸗ 
erbe erhält ein Drittel 
des Anrechnungswerts 
(bzw. der Differenz 
zwiſchen Anrechnungs⸗ 
wert und ungedeckten 
Nachlaßſchulden) im 
voraus. Der Abfin⸗ 
dungsbetrag wird in 
Form einer Rente ge⸗ 
währt, die auf die 
Preußiſche Landesren⸗ 
tenbank übernommen 
werden kann. ($$ 10ff. 
Geſ. v. 8.6. 96 u. 88 19, 
20 Geſ. v. 1. 8. 1931). 

Genehmigungs⸗ 
pflichtig ſind: 

1. Aufhebung der 
wirtſchaftlichen Selb⸗ 
ſtändigkeit; 

2. Teilung und Ab⸗ 
veräußerung; 

3. Veräußerung im 
ganzen. 

Zu 3: Verſagung 
nur, wenn Tatſachen 
vorliegen, die die An⸗ 
nahme rechtfertigen, 
daß die wiriſchaftliche 
Selbſtändigkeit des 
Gutes durch Vereini⸗ 
gung mit einem grö⸗ 
ßeren Gute aufgeho⸗ 
ben wird. 

Dingliches, vertrag⸗ 
lich zu regelndes Wie⸗ 
derkaufsrecht nach $ 20 
RSiedlGG. 5 11 preuß. 
AusfGeſ. dazu für 
den Fall der Veräuße⸗ 
rung. Wiederkaufs⸗ 
preis häufig: gemeiner 
Wert abzüglich 10 v. H. 

Verminderung der 

Erbabfindungsbela⸗ 
fung durch das An- 
erbenrecht. 
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Reichserbhof 


8. Vollſtrek⸗ 

kung in den 
Reichserbhof, 
uſw. 


9. Maßnahmen 
gegen Miß⸗ 
wirtſchaft. 


In den Erbhof kann wegen 


ſtreckt werden (§ 38 Abſ. 1 
NEG.). Alfo: keine Zwangs⸗ 
verſteigerung, Zwangsver⸗ 
waltung und Zwangsbela⸗ 
ſtung. 

Vollſtreckung in landwirt⸗ 
ſchaftliche Erzeugniſſe be⸗ 
ſchränkt nach §§ 38 Abſ. 2, 
39 und 59 RCG. : 

a) nur in überzählige Er⸗ 
zeugniſſe; 

b) Befriedigungsrecht des 
Reichsnährſtandes. 

Für privatrechtliche For⸗ 
derungen iſt eine weitere 
Regelung in 8 59 angekündigt. 


Iſt der Bauer nicht ehrbar 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


eichswirtſchafts⸗ ; ; reußiſche nte 
R Namen Entſchuldungsbetrieb Preußiſcher Erbhof Mun Me 
Die Vollſtreckung in eine Vollſtreckung durch Keine Vollſtrek Keine Vollſtrek⸗ 
einer Geldforderung nicht voll⸗ Heimftätte wegen einer Hypothekeneintragung kungsbeſchränkungen. kungsbeſchränkungen. 
perſönlichen Schuld des nur innerhalb der 
Heimſtätters iſt in jedem Mündelſicherheits⸗ 
Fall und in jeder Form grenze und nur durch 
unzuläſſig ($20 RHeim⸗ Eintragung von une 
ſtätten G.). kündbaren Tilgungs⸗ 
forderungen. Zwangs⸗ 
verſteigerung und 
Zwangsverwaltung 
wegen perſönlicher 
Forderungen, für die 
die Sicherungshypo⸗ 
thek der Rentenbank⸗ 
Kreditanſtalt nicht haf⸗ 
tet, kaum praktiſch, 
aber zuläſſig ($$ 91 bis 
93 EntſchG.). 
Der Ausgeber kann ver⸗ Keine Sonderbe⸗ Keine Sonderbe⸗ Dingliches Wieder⸗ 
langen, daß ihm die Heim⸗ ſtimmungen. ſtimmungen. kaufsrecht wie oben 


oder nicht fähig, den Hof ord⸗ 
nungsmäßig zu bewirtſchaf⸗ 
ten, oder kommt er ſeinen 
Schuldverpflichtungen nicht 
nach, obwohl ihm dies bei 
ordnungsmäßiger Wirtſchafts⸗ 
führung möglich wäre: 

a) Übertragung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung auf 


ſtätte übertragen wird, 
wenn der Heimſtätter ſie 
nicht dauernd ſelbſt be⸗ 
wohnt oder bewirtſchaftet 
oder wenn er grobe Miß⸗ 
wirtſchaft treibt (Heim⸗ 
fallanſpruch). Heimfall⸗ 
preis — Reiner Boden⸗ 
wert ＋ Wert der Baulich⸗ 


den Ehegatten oder 1 
b) Eigentumsübertragung 
auf eine bauernfähige Perſon, 
wenn kein Ehegatte oder An⸗ 
erbe vorhanden iſt. (5 15 
REG.). 
Genehmigungserfordernis 
bei mehr als dreijähriger 
Verpachtung (8 64 Abſ. 2 
1. Durchf VO. REG.). | 


gen (58 12—16 R&G.) 


keiten und Verbeſſerun⸗ 


unter 6 auch für den 
Fall, daß der jeweilige 
Eigentümer die Stelle 
aufgibt oder ſie nicht 
| dauernd bewohnt oder 
| bewirtſchaftet, möglich 
und üblich. 

In der Regel kein 
Wiederkaufsrecht für 
den Fall grober Miß⸗ 
wirtſchaft. 


Der Schutz des Jagoͤrechts im geltenden Strafgeſetz. 


Von Rechtsanwalt Dr. M. Stier, Bad Mergentheim. 


Wenn der Geſetzgeber die Regelung der Jagd als ſolcher 
den einzelnen Ländern überlaſſen hat und bei Abfaſſung ſeines 
StGB. in 82 Abſ. 2 EG StGB. einen diesbezüglichen Vor⸗ 
behalt gemacht hat, ſo entſpricht dieſer Gedanke einer Auf⸗ 
rechterhaltung der Autonomie auf dem Gebiete des Jagd- und 
insbeſ. des Forſtrechts einem in der Eigenart dieſer Rechts⸗ 
materien wurzelnden Grundſatz. Gerade die Jagd ſtellte ſchon in 
früheſten Zeiten einen weſentlichen Faktor im Leben unſeres 
Volkes dar und iſt in den einzelnen Ländern je nach der Boden⸗ 
beſchaffenheit und Bevölkerung verſchieden gehandhabt worden. 
Dieſer Eigenart der jagdlichen Verhältniſſe entſprach es daher, 
daß bei Abfaſſung eines einheitlichen Strafgeſetzes die Rechte der 
Länder in dieſen Fragen berückſichtigt wurden und ihnen 
hierin ein ſelbſtändiges Geſetzgebungsrecht verblieben iſt; die 
meiſten Staaten haben auch von dieſer Befugnis Gebrauch ge⸗ 
macht und eigene Forſt⸗ und Jagdgeſetze erlaſſen. 

Keineswegs aber hat der Geſetzgeber dieſen Vorbehalt auf 
das Gebiet des Jagdfrevels erſtreckt, da für eine verſchiedene 
Regelung dieſer Frage kein rechtspolitiſcher Grund vorliegt. 
Er hat vielmehr in den 83292 ff. StGB. einheitliche Be⸗ 
ſtimmungen darüber getroffen und dem Jagdinhaber eines be⸗ 
ſtimmten Grundſtücks Schutz bei der Ausübung ſeines alleini⸗ 
gen Aneignungsrechtes am Wild, als dem Hauptbeſtandteil 
ſeines Jagdrechts, deſſen nähere Regelung den Ländern über⸗ 
laſſen blieb, gewährleiſtet. . 

Diele Beſtimmung, welche denjenigen mit Geldſtrafe oder 
Gefängnis bis zu drei Monaten beſtrafen läßt, der „an Orten, 
an denen er zu jagen nicht berechtigt iſt, die Jagd ausübt“, 


wird in der Anſchauung des Volkes ſehr oft nur auf die⸗ 
jenige Klaſſe von Jägern bezogen, welche ſich meiſt über jeg⸗ 
liche Vorſchriften, die der Staat zur Erhaltung ſeines Wild⸗ 
beſtandes erlaſſen hat, hinwegſetzen, und weder im Beſitze einer 
Jagdkarte ſind, noch die geſetzlichen Schonzeiten einhalten, in 
erſter Linie aber einen Jagdbezirk, auf dem nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Jagdgeſetze eine beſtimmte Perſon oder Per⸗ 
ſonenmehrheit zur Ausübung des Jagdrechts befugt iſt, nicht 
anerkennen; dabei betreiben ſie ihr Geſchäft in aller Regel 
noch gewerbsmäßig, ohne ſich irgendwie an weidmänniſche 
Grundſätze gebunden zu fühlen — es ſind dies die eigentlichen 
Wilderer, denen gegenüber bei Ergreifung auf friſcher Tat 
keine Schonung und bei der Aburteilung vor Gericht keine 
Milde gerechtfertigt if. Das StGB. hat daher auch für fie 
in den 88 293/94 eine verſchärfte Regelung getroffen und 
bei gewerbsmäßigem Jagen, der ſog. Wilddieberei, ſogar 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und Stellung unter 
e zugelaſſen, Nebenſtrafen, die nur bei ſchweren 
Verbrechen oder bei beſonders ehrloſem und gewinnſüchtigem 
Verhalten im Geſetze ausgeſprochen find (z. B. 88 146, 161, 
180, 248 u. a.). 

Unter die einfache Strafbeſtimmung über das Jagdver⸗ 
gehen fällt jedoch genau genommen die weitaus größere An⸗ 
zahl der Tatheftände der unberechtigten Jagdausübung im 
täglichen Leben, die von dem Laien oft gar nicht als ſtraf⸗ 
bare Handlungen empfunden werden, in ihrer Erſcheinungs⸗ 
form aber zweifellos objektiv gegen das Geſetz verſtoßen; ſie 
werden deshalb auch in der Praxis infolge ihrer Gering⸗ 
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fügigkeit und der milderen Beurteilung durch die Volks⸗ 
anſchauung ſeltener zur Anzeige gebracht; bei vielen handelt 
es ſich dabei oft nur um eine Folge der Jagdleidenſchaft 
oder um ähnliche Beweggründe, die ſie zur Überſchreitung 
der Jagdbefugniſſe verleiten. 

II. Unter dem Begriff der Jagdausübung verſteht man 
allgemein eine im Freien auf die Okkupation von Wild ge⸗ 
richtete Tätigkeit — nicht aber eine ſolche, die innerhalb 
eines überdachten, völlig umſchloſſenen Raumes, alſo eines 
Gebäudes, vorgenommen wird!); dasſelbe gilt für die un⸗ 
mittelbar an die Behauſung anſtoßenden Hofräume und 
Vorgärten. Der Eigentümer oder ſonſtwie Berechtigte kann 
hier ohne den Beſitz eines Jagdſcheines ſein Aneignungsrecht 
ausüben, gleichviel, ob es ſich um Raubzeug oder andere 
Wildarten handelt und ihm von dem eingedrungenen Wild 
ein Schaden droht oder nicht. 

Die Jagdausübung ſelbſt umfaßt nicht nur die unmittel⸗ 
baren Handlungen, welche ſich auf die Beſitzergreifung des 
Wildes erſtrecken, ſondern auch alle ſonſtigen, durch die Wild 
zum Zwecke der Beſitzergreifung und Erlegung aufgeſucht oder 
ihm nachgeſtellt wird ). Zur Vollendung der Tat iſt es nicht 
erforderlich, daß der Täter das Tier erbeutet oder ein ſolches 
überhaupt angetroffen hat; ſchon das Anſtehen und Auf⸗ 
paſſen kann als Jagdausübung angeſehen werden, auch wenn 
der Betreffende das Gewehr noch gar nicht ſchußfertig ge⸗ 
ſtellt haben ſolltes). Da außerdem ſtets der Standort des 
Wildes und nicht der des Schützen maßgebend iſt, ſo wird 
keineswegs gefordert, daß der Jäger das fremde Jagdgebiet 
überhaupt betreten hat; es genügt, wenn ſein Wille auf die 
Erlegung in fremdem Gebiet gerichtet war und er eine ſolche 
Tätigkeit bereits entfaltet hatte. Der Begriff der Jagdaus⸗ 
übung umfaßt deshalb in ſich ſchon den Verſuch der Er⸗ 
legung und Befigergreifung des Wildes, fo daß eine beſondere 
Vorſchrift über die Strafbarkeit des Verſuchs nicht erforderlich 
war. In vielen Fällen wird daher ein Überſchreiten der eigenen 
Jagdgrenze und ein Eindringen in fremdes Jagdgebiet gar 
nicht verlangt, um den Tatbeſtand eines Jagdfrevels an⸗ 
nehmen zu können. Während in der Rechtslehre wohl ver⸗ 
einzelt die Anſicht vertreten wird (3. B. Binding und 
Liſzt), daß der 8292 nur örtlich Berechtigte und Nicht⸗ 
berechtigte kenne — alſo eine Übertretung nur vertraglicher 
Abmachungen niemals ein Jagdvergehen bilde, ſondern dem 
eigentlichen Jagdberechtigten nur ein Recht auf Schadenerſatz 
gebe —, iſt es herrſchende Anſicht der Strafgeſetzkommentare 
und in der Rechtſprechung, daß Täter nicht bloß eine Perſon 
ſein kann, die auf dem betreffenden Jagdgebiet kein Jagd⸗ 
recht hat, ſondern auch eine ſolche, die darauf nur ein ſach⸗ 
lich beſchränktes Recht hat‘). Es kommt daher nicht nur auf 
die örtliche Befugnis zur Jagdausübung, ſondern ebenſoſehr 
arauf an, ob dieſelbe durch die Erlaubnis des Berechtigten 
nach Zeit, Gegenſtand und andern Umſtänden ſachlich gedeckt 
erſcheint; trifft dies nicht zu, dann iſt die Jagd eine „un⸗ 
berechtigte“, d. h. der Sagdausübende hat kein aus der Perſon 
des Jagdberechtigten herleitbares Recht. Der Jagdgaſt, 
welcher ein Jagdrecht im eigentlichen Sinne ohnehin nicht 
hat, macht ſich aus dieſem Grunde immer ſtrafbar, wenn er 
über die Grenzen der ihm erteilten Jagderlaubnis hinausgeht, 
ſei es, daß er nur einen „Sechſer“bock erlegen darf und ſtatt 
deſſen einen kapitalen „Vierzehn“ender zur Strecke bringt, 
oder daß er das ihm vom Gaſtgeber abgegrenzte Gebiet 
überſchreitet, weil der Wildbeſtand nebenan eher die Möglich⸗ 
keit bietet, zum Schuß zu kommen. Ebenſo verſtößt auch der 
Jagdaufſeher oder ein Forſt⸗ und Jagdbeamter gegen dieſe 

eſtimmung, wenn er bei Erlegung des Wildes nicht im 
Kreiſe der ihm obliegenden Verpflichtungen verbleibt und 
don vornherein das Wild weiſungswidrig nicht für ſeinen 
Jagdherrn erlegen wills). 


1) BayObsG.: ZW. 1929, 3314. 

2) Ebermayer zu 8 292, IV; RSSt. 11, 249; BayOb G.: 
JW. 1925, 55: KG.: Goltdelrch. 49, 161; OLG. Stuttgart: JW. 
1931, 3469. 

) RGSt. 20, 4. 

) Frank, Olshauſen, Oppenhoff und RGSt. 43, 439. 

5) Bay Obo .: JW. 1932, 1065 und 1927, 2529. 


Am häufigſten wird wohl dadurch Wilderei begangen, daß 
der Jagdausübende ſeine örtliche Befugnis überſchreitet, vor 
allem, wenn es ſich um die Verfolgung von angeſchoſſenem 
Wild handelt. Es kommt hier das Recht der ſog. Jagdfolge 
in Frage, welches mit der Aufhebung des Jagdrechts auf 
fremdem Grund und Boden gefallen iſt und, m. W. mit 
alleiniger Ausnahme von Mecklenburg⸗Strelitz und Heſſen, 
als ein widerrechtlicher Eingriff in fremdes Jagdrecht anzu⸗ 
ſehen iſt; ſie kann heute nur noch vertraglich zwiſchen ein⸗ 
zelnen Jagdnachbarn vereinbart werden und pflegt auch oft 
zu geſchehen s). Eine ſolche ſtrafbare Jagdfolge liegt auch 
vor, wenn der Jäger angeſchoſſenes Wild aus dem fremden 
Revier durch ſeinen Hund, als Werkzeug, auf ſein Gebiet 
bringen läßt, um es ſich dann anzueignen); oder wenn er 
es abſichtlich unterläßt, den zu dieſem Zweck hinübergehen⸗ 
den Hund rechtzeitig abzurufen s). Den wenigſten Jägern wird 
es wohl zum Bewußtſein kommen, daß ſie ſich auch dann 
eines Jagdvergehens ſchuldig machen, wenn ſie erlegtes 
Wild, das in ihrem Jagdbezirk verendet iſt, aber durch irgend⸗ 
welche Zufälle auf fremdes Gebiet hinübergelangt, wieder zu⸗ 
rückholen; es iſt hier z. B. an Fälle zu denken, wo der Jäger 
das Reh oder den Haſen weidwund geſchoſſen hat und die⸗ 
ſelben, nachdem ſie auf einer freien Fläche tot niedergefallen 
ſind, von einem Dritten oder auch einem Fuchs entdeckt und 
über die Grenze zum Nachbarn gebracht werden, ohne daß der 
Schütze Zeit und Möglichkeit hatte, dem von ihm erlegten 
Wild ſofort nachzuſpüren und es ſich anzueignen; oder wenn 
die am Weiher geſchoſſene Ente in ein fließendes Waſſer her⸗ 
abfällt und von der Strömung aus dem Jagdbereich des 
Schützen hinausgetragen wird. 

Solche Zufälle ſind verſchiedentlich denkbar und be⸗ 
rechtigen durch die Erlegung allein keineswegs zur Inbeſitz⸗ 
nahme des auf dem fremden Jagdgebiet befindlichen Wildes. 
Der Jäger hat Beſitz und Eigentum daran erſt erworben, 
wenn er die tatſächliche Gewalt über die Sache erlangt hat 
und dadurch beliebig auf ſie einwirken und darüber verfügen 
kann. Bei Wild, welches nicht in Tiergärten oder Wildparks 
gehalten wird, handelt es ſich gemäß § 960 Abſ. 1 BGB. 
immer um herrenloſe Sachen, an denen der Jagdberechtigte 
nach § 958 wohl das ausſchließliche Aneigungsrecht hat, 
Eigentum aber erſt durch die Erkangung der unmittelbaren 
Sachherrſchaft erhält. Dieſe kann auch ſchon vorliegen, wenn 
das Wild durch Aufſtellen von Fallen oder anderen Fang⸗ 
vorrichtungen in den Herrſchaftsbereich des Jagdberechtigten 
kommt und derart feſtgehalten wird, daß es ſich nicht mehr 
befreien kann“); andernfalls iſt ein Beſitz⸗ und Eigentums⸗ 
erwerb daran ausgeſchloſſen; dieſer Grundſatz muß auch 
gelten, wenn es dem Tier gelingt, mitſamt der Falle auf ein 
anderes Grundſtück zu flüchten, wo es dann verendet liegen 
bleibt 10). 

Jagdbares Wild, welches auf dieſe Weiſe auf fremdem 
Revier eingeht oder ſonſtwie dort verendet, gilt als ſog. 
Fallwild und unterliegt ebenfalls dem Aneignungsrecht des 
auf dieſem Grundſtück Jagdberechtigten. Aus dem Wortlaut 
des Geſetzes kann dies wohl nicht ohne weiteres entnommen 
werden, iſt aber in Lehre und Rechtſprechung anerkannt. Eine 
Verneinung dieſer Frage würde auch praktiſch die Bekämpfung 
des Wildererunweſens unmöglich machen, da jeder, der nicht 
auf friſcher Tat ertappt würde, mit dem Einwand kommen 
könnte, er habe das Wild bereits verendet gefunden; hier 
könnte er weder wegen eines Jagdfrevels noch wegen ge⸗ 
wöhnlichen Diebſtahls i. S. des § 242 StGB. beſtraft werden, 
da es ſich auch beim toten Wild um eine herrenloſe Sache 
handelt; eine Beſtrafung wäre nur möglich auf Grund einer 
Übertretung gegen jagd⸗ oder forſtpolizeiliche Vorſchriften. 
Das Aufnehmen von Fallwild iſt daher als Jagdvergehen zu 
beſtrafen, obwohl dieſe Auslegung dem Volksempfinden eigent⸗ 
lich nicht entſpricht, da mit dem Wort „Jagen“ außer der 


e) Kautz ſch, Jagdfolge: JW. 1932, 2379. 

7) Nh St. 20, 99. 

5) BayObLG.: Goltd Arch. 52, 426. 

) Ebermayer 8 292 V; RG. 32, 165. 

10) KG.: JW. 1926, 2647; Olshauſen, Komm., 11. Aufl., 
Anm. 7b zu 8 292. 
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Betätigung in freier Natur doch auch zwingend das Erforder⸗ 
nis eines Aufwands gewiſſer auf die Erlangung des Wildes 
gerichteten Anſtrengungen nötig iſt. 

Iſt das erlegte Wild durch Beſitzergreifung in das 
Eigentum des Schützen oder des Jagdberechtigten übergegangen, 
ſo iſt jede weitere unbefugte Aneignung Diebſtahl, ſo z. B. 
wenn ein Jagdangeſtellter des Berechtigten oder ein zufällig 
anweſender Waldarbeiter das vom Schützen erlegte und nach 
der tatſächlichen Beſitzergreifung aus irgendwelchen Gründen 
im Walde belaſſene Wild während deſſen Abweſenheit weg⸗ 
nimmt; während die Wegnahme des noch nicht durch 
Beſitzergreifung in das Eigentum des Betreffenden über⸗ 
gegangenen Wildes ebenfalls ein Jagdvergehen darſtellt und 
ſolange Objekt eines Jagdfrevels iſt, alſo herrenlos bleibt, 
bis fie entweder in den Beſitz des Jagdberechtigten gelangt 
oder durch den gutgläubigen Erwerb eines Dritten Eigentum 
daran begründet wird 11). 

Hier muß auch noch einer beſonderen Art von Jagd⸗ 
vergehen mit der ſich die Gerichte infolge ihrer eigentüm⸗ 
lichen Begehungsform und der damit verbundenen ſeltenen 
Kenntnisnahme durch Dritte naturgemäß ſeltener zu be⸗ 
faſſen haben, Erwähnung geſchehen. Sie betrifft die Wilderei 
auf der Landſtraße, die in den letzten Jahren des geſteigerten 
Fahrzeugverkehrs erſchreckend überhand genommen hat und 
von Kraftfahrern begangen wird, welche das bei Nacht nicht 
mehr aus dem Bereich ihrer Scheinwerfer entkommende Wild 
überfahren und meiſtens im Fahrzeug mit nach Hauſe 
nehmen. Wenn auch die Tötung oder Verletzung des Wildes 
hier größtenteils nur fahrläſſig begangen wird, ſo iſt der 
Tatbeſtand der Wilderei doch dann gegeben, wenn die Be⸗ 
treffenden ſich das Wild aneignen. Dasſelbe unterliegt keines⸗ 
wegs der freien Inbeſitznahme, ſondern dem Aneignungs⸗ 
recht desjenigen, durch deſſen Jagdgebiet die betreffende 
Straße führt, und iſt beim Überfahren als Fallwild anzu⸗ 
ſehen. Wenn der Fahrer es nicht vorzieht, das getötete oder 
verletzte Tier liegen zu laſſen, ſo muß er dasſelbe bei der 
Polizeibehörde bzw. dem Bürgermeiſteramt oder dem Land⸗ 
jäger der nächſtgelegenen Ortſchaft für den Jagdberechtigten 
abgeben laſſen oder wenn ihm dies wegen der Dringlichkeit 
ſeiner Fahrt nicht möglich iſt und er das Wild mit nach 
Hauſe nimmt, bei nächſter Gelegenheit darüber Anzeige er⸗ 
ſtatten. Vor allem werden Haſen auf dieſe Weiſe ſehr oft 
gewildert, da ſie nur ſchwer aus dem Bereich des Lichtkegels 
entkommen können und erfahrungsgemäß auch bei geringer 
Geſchwindigkeit leicht überfahren werden. 

Obwohl der objektive Tatbeſtand der Wilderei vorliegt, 
muß dieſelbe verneint werden, wenn die Tötung oder An⸗ 
eignung des auf fremdem Revier befindlichen Wildes aus 
andern Gründen geboten iſt, wie bei der Tötung durch den 
Fangſchuß. Dieſe Tätigkeit gehört nicht zum eigentlichen Ja⸗ 
gen, ſondern ſtellt einen Akt der Hege dar; die Erlegung ge⸗ 
ſchieht hier nicht zum Zwecke der Aneignung, ſondern erfolgt 
aus Mitleid heraus, um krankes oder weidwund geſchoſſenes 
Wild von feinen Qualen zu befreien 12). Dem Jagdberechtigten 
iſt aber ſtets davon Mitteilung zu machen und ihm das Wild 
herauszugeben. Die Strafloſigkeit ergibt ſich hier aus dem 
Recht des Jagdͤberechtigten zur Hege, fo daß das Merkmal 
der Rechtswidrigkeit entfällt. Aus dieſem Grunde kann eine 
Beſtrafung auch nicht wegen anderer Übertretungen gegen die 
Jagd⸗ oder Jagdpolizeigeſetze eintreten. 

Ebenſowenig verſtößt natürlich derjenige gegen dieſe 
Strafvorſchriften, der Tiere erlegt, welche nicht Gegenſtand 
der alleinigen Aneignungsbefugnis des Jagdberechtigten find, 
ſondern grundſätzlich dem freien Tierfang unterliegen. Was 
alles zu den jagdbaren Tieren gehört, beſtimmen grundſätzlich 
die Jagdgeſetze oder Verordnungen der einzelnen Länder auf 
Grund des Vorbehalts in Art. 69 EGBGB. So fallen z. B. 
in Preußen nach §51 PrJagddO. wilde Kaninchen nicht dar⸗ 
unter; dieſe können von jedermann erlegt werden, ſofern ihnen 
nicht mit Schlingen nachgeſtellt wird, da dieſe Art des Fan⸗ 


3444. N08. 39,427; Staub inger zu 8 988 U 2e: 8881931, 
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gens nach 88 41, 77 Ziff. 2 PrJagdO. allgemein verboten 
iſt 5). Andererſeits liegt kein Jagdfrevel, ſondern Diebſtahl 
oder Sachbeſchädigung vor, wenn eine Beſitzergreifung oder 
Erlegung von ſolchen jagdbaren Tieren geſchieht, deren Wild⸗ 
heit aufgehört hat; ſo bei einem gefangenen Reh oder Hirſch, 
die aus dem Gewahrſam des Beſitzers entkommen ſind und 
ſofort verfolgt werden. Wird die Verfolgung nicht aufge⸗ 
nommen, dann wird das Tier nach 8 9860 Abſ. 2 BGB. 
wieder herrenlos; — vor kurzer Zeit hat ſich im Allgäu ein 
Fall zugetragen, wo ein Jäger auf Hirſche anſaß und in der 
Meinung, ein Stück Kahlwild vor ſich zu haben, einen Schuß 
abgab. An Ort und Stelle mußte er dann die überraſchende 
Feſtſtellung machen, daß er ein Kamel erlegt hatte, welches 
ſeinem tags zuvor mit einer Schauſpielertruppe durch die nahe⸗ 
liegende Ortſchaft ziehenden Treiber durchgegangen war. Da 
es ſich bei dieſer Tiergattung um ein zahmes, z. U. von einem 
gezähmten wilden Tiere handeln dürfte, ſo iſt dasſelbe durch 
das Entlaufen nicht herrenlos geworden, auch wenn deſſen 
Beſitzer nicht ſofort die Verfolgung aufgenommen hat; eine 
Aneignung wäre hier nur bei Dereliktion möglich, andernfalls 
iſt das Tier vom Jäger herauszugeben und eventuell wegen 
Fahrläſſigkeit Schadenserſatz zu leiſten. 

Wie bereits oben hervorgehoben, iſt eine Jagdausübung 
rechtlich nur da möglich, wo es ſich um ein Nachſtellen oder 
Aufſuchen von Wild auf freigelegenen, jedermann zugäng⸗ 
lichen Grundſtücken handelt. Ein Jagdrecht und die daraus 
entſtehende Verpflichtung zur Einhaltung der jagdgeſetzlichen 
Vorſchriſten gilt deshalb nicht für einen völlig umſchloſ⸗ 
ſenen Grundbeſitz; wilde Tiere, die ſich hier aufhalten, gelten 
nach § 960 Abſ. 1 BGB. nicht als herrenlos. Erforderlich iſt 
aber, daß eine dichte, ringsum lückenloſe Umſchließung des 
Grundſtückes vorliegt. Der Bay VerwöGerichtshof hatte ſich vor 
einigen Jahren mit dieſer Frage zu befaſſen und anläßlich 
der Jagdausübung durch den Grundſtückseigentümer ſelbſt 
ausgeſprochen, daß eine Umzäunung i. S. Art. 2 Abſ. 1 Ziff. 2 
Bay Jagd. nicht vorliegt, wenn die Umſchließung des Grund⸗ 
ſtücks ein wirkliches Hindernis für den Eintritt durch Dritte 
nicht bietet und wenn ſie ohne Anſtrengung überſtiegen oder 
ſonſtwie ohne Gewaltanwendung überwunden werden kann 
oder ſogar ein einfaches Durchſchreiten oder Durchſchlüpfen 
möglich iſt 1). Dieſe Auslegung muß auch da gelten, wo 
der wegen Wilderei oder einer Übertretung gegen jagdpolizei⸗ 
liche Vorſchriften Angeklagte ſich darauf beruft, daß er keine 
Jagd i. S. des 8 292 StGB. ausgeübt habe. 

Wie bei allen ſtrafbaren Handlungen iſt eine darauf 
hinzielende Willensrichtung des Täters Voraäusſetzung für die 
Strafbarkeit. Das Geſetz verlangt hier Vorſatz; der Jagdaus⸗ 
übende muß ſich bewußt ſein, daß er auf fremdem Revier jagt 
und daß ihm dies von dem Jagdberechtigten nicht geſtattet iſt, 
er auch mit deſſen nachträglicher Einwilligung nicht zu rechnen 
hat. Unter Umſtänden kann hier eine Geſchäftsführung ohne 
Auftrag die ſtrafrechtliche Verantwortung ausſchließen. Weiter⸗ 
hin muß er wiſſen, daß die Tiere, die er verfolgt, jagdbare 
ſind; ein Irrtum über die Wildheit oder Herrenloſigkeit 
eines Tieres iſt ein Irrtum über Tatumſtände i. S. des 
859 StGB., welcher die Strafbarkeit ausſchließt 15). Ein un⸗ 
beachtlicher Strafrechtsirrtum iſt es dagegen, wenn der Täter 
glaubt, daß ihm die Verfolgung oder Erlegung des Wildes 
geſtattet ſei oder er die hierfür geltenden Strafbeſtimmungen 
und ihre Auslegung nicht kennt, ſo z. B., wenn er die An⸗ 
eignung von Fallwild für zuläſſig hält. 

III. Iſt die unbefugte Jagdausübung mangels der geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen nicht ſtrafbar, ſo kann der Betreffende 
wegen einer Übertretung gegen § 388 Ziff. 10 StB. zur 
Verantwortung gezogen werden, weil er „ohne Genehmigung 
des Jagdberechtigten oder ohne ſonſtige Befugnis außerhalb 
der öffentlichen, dem gemeinen Gebrauch beſtimmten Wege, 
wenn auch nicht jagend, jo doch zur Jagd ausgerüſtet, be⸗ 
troffen wird“. Dieſe Beſtimmung iſt gegenüber 8 292 nur 
ſubſidiär und kann nicht in Tateinheit damit zuſammen⸗ 
treffen. 


13) RG.: JW. 1927, 2365; Urt. des HG. v. 12. Jan. 1932. 
14) JW. 1925, 1171. 
16) Ebermaher 8 292 VIII; RG. 22, 148; Bayobsch.: JW. 
1917, 731. 
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Die zur Jagdausübung gehörenden Geräte müſſen nach 
ihrer objektiven Beſchaffenheit dauernd zur Verwendung bei 
der Jagd beſtimmt ſein 16); ein Werkzeug iſt hierzu geeignet 
bzw. beſtimmt, wenn es zur Erlegung oder Beſitzergreifung 
jagdbarer Tiere dienen kann. — Dieſer Begriff iſt m. E. 
teils zu weitgehend, teils zu eng gefaßt. Denn nach dem 
Wortlaut dieſer Auslegung fallen unter die Jagdgeräte zwei⸗ 
fellos auch Feldſtecher, Jagdſtuhl und Rehruf; es iſt aber 
ſicher nicht anzunehmen, daß Perſonen, welche nur mit dieſen 
Gegenſtänden, aber ohne Gewehr und Hunde ausgerüſtet ſind, 
ebenfalls unter dieſe Strafbeſtimmung fallen ſollen, obwohl 
dieſe Gegenſtände faſt ausſchließlich zur Jagd beſtimmt, min⸗ 
deſtens aber dazu geeignet ſind. Der Begriff des Jagdgeräts 
muß deshalb die gleiche Auslegung erfahren, wie ſie das RG. 
für den Begriff des „gefährlichen Werkzeugs“ i. S. des 
§223 a StGB. 1) oder für den Begriff der „Waffe“ i. S. 
der VO. des RPräſ. gegen Waffenmißbrauch v. 25. Juli 1930 
und v. 28. März 1931 gibt, indem es bei der Benutzung des 
betreffenden Gegenſtandes auf den Willen des Täters ab⸗ 
ſtellt is). Es wird deshalb ſtets eine Frage der Tatſachen⸗ 
erforſchung ſein, ob der Betreffende mit dieſen Geräten 
irgendeine jagdliche Tätigkeit ausüben wollte; eine ſolche 
kann auch in dem Aufſuchen des Wildes mit dem Feldſtecher 
oder dem Aufpaſſen auf dem Anſtand, wozu Jagdſtuhl und 
Rehruf nützlich ſein können, geſehen werden; iſt dieſe Frage 
nach dem Ermittlungsergebnis zu bejahen, jo hat 8 368 
Ziff. 10 hier ebenfalls Anwendung zu finden, während der 
harmloſe Spaziergänger nicht darunter fallen kann. Anderer⸗ 
ſeits muß aber auch derjenige ſtrafbar ſein, der Geräte bei 
ſich führt, welche nicht für die Jagd hergeſtellt und auch ge⸗ 
wöhnlich nicht zu Jagdzwecken verwendet werden, hierzu aber 
ſehr geeignet ſein können, z. B. eine Armeepiſtole oder ein 
Jagdmeſſer. 

Die Beſtimmung des 8368 Ziff. LO bedarf dieſer ſtren⸗ 
gen Auslegung, wenn ſie einen wirkſamen Schutz für die 
Jagd darſtellen ſoll. Es ſollte ihr deshalb auch in der Praxis 
eine größere Bedeutung zukommen, als es durch die Einord⸗ 
nung in unſer Strafgeſetzbuch erſcheinen mag. 

Viele Strafprozeſſe, in denen eine Anklage wegen Jagd⸗ 
vergehens erhoben iſt, müſſen mit einer Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens oder mit einem Freiſpruch des Angeklagten enden, 
weil demſelben nicht nachgewieſen werden kann, daß er auf 
fremdem Jagdrevier tatſächlich die Jagd ausgeübt hat. Da 


16) Frank, Ebermayer zu 8 368 X 5; VayD5LG.: JW. 
1926, 1460. 

17) RGSt. 44, 140. 

18) RGSt. 66, 44; 65, 159; JW. 1931, 748 u. 1559. 
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die Wilderer, unter ihnen vor allem diejenigen, welche aus 
der Wilderei ein Gewerbe machen, meiſtens ſehr vorſichtig 
zu Werke gehen und auch nachher ſorgfältig alle Spuren, 
welche auf eine ſtrafbare Erlegung von Wild hinweiſen 
können, zu verwiſchen ſuchen, ſo iſt es für die Jagd⸗ und 
Forſtſchutzbeamten ſehr ſchwer, dem Umfang, welchen dieſes 
Verbrechen beſonders in den letzten Jahren genommen hat, 
wirkſam Einhalt zu gebieten und entſprechende Gegenmaß⸗ 
nahmen zu treffen. Dort, wo der Jagdfrevler auf friſcher 
Tat ertappt wurde, ſei es beim Ausbrechen des Wildes an 
Ort und Stelle der Tat oder beim Nachhauſeſchaffen desſelben 
und der Weitergabe an die bereitſtehenden Hehler, wird er 
allerdings ſeiner verdienten Strafe nicht entgehen können, 
wenn dieſe auch meiſtens bei der oft allzu milden Beurteilung 
durch die Gerichte nur eine geringe Sühne für die begangene 
Straftat darſtellt; aber dieſe Fälle, wo es zu einer Beſtrafung 
kommen kann, ſind im Vergleich zu der Zahl der tatſächlich 
begangenen Jagdfrevel ſehr ſelten. 

Gerade hier tritt die entſcheidende Bedeutung des 8 368 
Ziff. 10 zutage, zumal dadurch die Gefährdung als ſolche, 
welche von dem Wildererunweſen ausgeht und der Jagd und 
den Forſt⸗ und Jagdbeamten droht, teilweiſe herabgemindert 
werden kann; dies iſt um ſo mehr nötig, ſolange nicht das 
neue Strafgeſetz in Kraft tritt, welches hinſichtlich des Straf⸗ 
maßes in § 361 des Entwurfs die Privilegierung des Jagd⸗ 
vergehens gegenüber dem Diebſtahl aufgehoben hat und 
nunmehr ebenfalls die höchſtzuläſſige Gefängnisſtrafe von 
fünf Jahren androht, während bisher für den einfachen Jagd⸗ 
frevel als Höchſtſtrafe drei Monate vorgeſehen ſind. 

Dadurch wird es erſt ermöglicht, daß wegen derjenigen 
Fälle, wo dem Wilderer keine jagdliche Tätigkeit nachzuweiſen 
iſt, trotzdem eine Beſtrafung eintreten kann, wenn er z. B. 
auf Holzabfuhrwegen im Staatswald oder auf Feldwegen mit 
einem zur Jagd geeigneten Gegenſtand ausgerüſtet, angetrof⸗ 
fen wird. Da zur Strafbarkeit Fahrläſſigkeit genügend iſt, ſo 
können zweifelhafte Perſonen, die als Wilderer verdächtig er⸗ 
ſcheinen, auf dieſe Weiſe zur Verantwortung gezogen werden. 
Beſonders in Gebieten, die als Wildererorte bekannt ſind 
und in denen daher innerhalb kurzer Zeit eine ſtarke Ab⸗ 
nahme des Wildbeſtandes feſtzuſtellen iſt, iſt die ſtrenge An⸗ 
wendung dieſes Paragraphen dringend geboten; Jagdberech⸗ 
tigter und Forſtbeamter ſollten zu dieſem Zwecke vor allem 
in den Winter⸗ und Frühjahrsmonaten, wo das Wild be⸗ 
ſonders hege- und pflegebedürftig iſt und der Wilderer feine 
Haupttätigkeit ausübt, durch erhöhte Aufmerkſamkeit und 
zahlreichere Waldſtreifen zur Erhaltung des Wildbeſtandes 
beitragen. 


Die Rommiſſionsuntreue. 


Von Rechtsanwalt Dr. Culemann, Düſſeldorf. 


Vorbemerkung. 

Nach 8 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börſch. von 1908 macht ſich 
der Kommiſſionär der „Kommiſſionsuntreue“ ſtrafbar, welcher, 
um ſich oder einem Dritten einen Vermögensvorteil zu ver⸗ 
ſchaffen, bei der Ausführung eines Auftrages oder bei der 

bwicklung eines Geſchäfts abſichtlich zum Nachteile des Kom⸗ 
mittenten (Auftraggebers) handelt. Dieſer Paragraph findet 
trotz feiner Stellung im BörſcG. nicht nur auf den Verkehr 
mit Börſenwerten Anwendung, vielmehr treffen, wie es in 
der Begründung des Geſetzes heißt (vgl. RCSt. 61, 345 und 
die dort bezeichneten Reichstagsdruckſachen), „die für die Straf⸗ 
arkeit ſprechenden Gründe bei allen Perſonen zu, die als 
ommiſſionäre i. S. des HGB. Handelsgeſchäfte für Rech⸗ 
nung eines Auftraggebers abſchließen“, und hierin liegt die 
große praktiſche Bedeutung für den allgemeinen Verkehr außer⸗ 
halb der Börſe. Nach der Rechtſprechung des RG. bezieht ſich 
die Vorſchrift auch auf den kaufmänniſchen Gelegenheits⸗ 
kommiſſionär i. S. des § 406 Abſ. 1 Satz 2 HGB., ſelbſt 
wenn er nur Minderkaufmann iſt; Vorausſetzung iſt jedoch 
immer, daß es ſich um ein Kommiſſionsgeſchäft handelt 


(RGSt. 61, 345; 62, 31; RG.: JW. 1932, 749; OLG. 
Dresden: JW. 1930, 2725; BayoSb s.: LZ. 1930, 602; 
OLG. Kaſſel, Urt. v. 10. April 1930, S 35/30 [18]; Hanf» 
OLG., Urt. v. 26. Okt. 1931, R. II 314/31; Feifenber⸗ 
ger in Stengleins Nebengeſ. zu § 95 Anm. 1; Schorn: 
23. 1931, 755). Zweck der Vorſchrift iſt, dem Kommittenten 
gegen den Mißbrauch des mit den Aufgaben des Kommiſ⸗ 
ſionärs notwendig verbundenen weitgehenden Vertrauens 
ſtrafrechtlichen Schutz zu gewähren, da die zivilrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen dieſem Schutzbedürfnis nicht ausreichend Rech⸗ 
nung tragen (vgl. Feiſenberger in Stengleins Nebengef. 
zu § 95 Anm. 1). 

895 Abſ. 1 Nr. 2 Börſch. fteht zu 8 266 Abſ. 1 Ziff. 2 
und Abſ. 2 StGB. im Verhältnis der Geſetzeskonkurrenz, fo 
daß die Anwendung des § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 und Abſ. 2 
StGB. durch die ſich inſoweit mit ihm deckende Sonder⸗ 
vorſchrift des § 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börſch. ausgeſchloſſen iſt. 
Die Kommiſſionsuntreue des Börſch. bildet eine Erweiterung 
des Tatbeſtandes des 8 266 StGB., fie geht als Spezialgeſetz 
der allgemeinen Strafdrohung der im StGB. geregelten Un⸗ 
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treue vor (RGSt. 37, 25; 61, 345; KG.: DIZ. Sp. 1597; 
HanſoLG. R. II 314/31; DRG. Kaſſel S 35/30, 18; Fei⸗ 
ſenberger in Stengleins Nebengeſ., Erl. 2 zu § 95; 
Ebermayer: LpzKomm. zu $ 266 Erl. 2 Abſ. II; Franck 
zu 8 256 Erl. VIII; Olshauſen, Komm. zu § 266 N. 16 b; 
Schwarz zu 8 266 Erl. 8; Dalke zu 8 266 Erl. 49). 

Der äußere Tatbeſtand des § 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börſch. 
erfordert: 

1. Ein Handeln des Kommiſſivnärs zum Nachteil des Kom⸗ 
mittenten. 

2. Die Verletzung der Rechtspflicht des Kommiſſionärs bei 
Ausführung eines Auftrages oder der Abwicklung eines 
Geſchäfts. 

Im inneren Tatbeſtand iſt erforderlich: 

1. Vorſatz bezüglich der äußeren Tatbeſtandsmerkmale. 

2. Die Benachteiligungsabſicht. 

3. Die Bereicherungsabſicht. 


I. Der äußere Tatbeſtand. 


1. Das Handeln des Kommiſſionärs zum Nach⸗ 
teil de3 Kommittenten (Auftraggebers). 

Der Begriff des Handelns i. S. des § 95 Abſ. 1 Nr. 2 
Börf®. bedeutet nicht, wie ſonſt allgemein, die Herbeiführung 
eines Erfolges, ſondern die pflichtwidrige Herbeiführung. Das 
Handeln des Kommiſſionärs zum Nachteil des Kommittenten 
umfaßt daher nicht nur die Nichterfüllung der Vertrags⸗ 
verpflichtung, ſondern auch jedes Handeln gegen den Zweck 
des Vertrages (RGSt. 34, 377), das mit den aus dem Auf⸗ 
trag entſtehenden Intereſſen des Kommittenten im Zuſam⸗ 
menhang ſteht, aber eine ungetreue Durchführung des Kom⸗ 
miſſionsgeſchäfts enthält. So z. B., wenn ein Kommiſſionär, 
der Börſengeſchäfte betreibt, Wertpapiere, die ihm der Kom⸗ 
mittent mit dem Auftrag gibt, ſie zu einem beſtimmten Kurſe 
zu verkaufen und über den Erlös in näher bezeichneter Weiſe 
zu verfügen, ſofort zum Tageskurſe, der unter dem be⸗ 
grenzten Stand liegt, verkaufte und den Erlös für ſich be⸗ 
hielt (RGSt. 34, 375). Oder wenn der Kommiſſionär, der die 
Erzeugniſſe einer Schokoladenfabrik im eigenen Numen, aber 
für Rechnung der Geſellſchaft vertrieb, das bei der Ein⸗ 
ziehung der Außenſtände empfangene Geld für ſich behielt und 
verbrauchte (HanſOL G., Urt. v. 22. Jan. 1932, R. II 9/32). 
Als weitere Anwendungsfälle zählt Feiſenberger (Steng⸗ 
leins Nebengeſ., Anm. 11 zu § 95 Nr. 2 Börſch.) auf: Die 
argliſtige Erteilung unrichtiger Ratſchläge in Anſehung der 
Abwicklung eines Geſchäfts, die wiſſentliche Berechnung un⸗ 
richtiger Kurſe, die nachteilige Beeinfluſſung des Kurſes, die 
Ankündigung nicht vorhandener Waren und den ſogenannten 
Kursſchnitt. Daß das Handeln nicht allein in einem Tun, 
ſondern auch in einem Unterlaſſen oder Verhindern der Aus⸗ 
führung eines Auftrages geſchehen kann, wird von Feiſen⸗ 
berger (wie oben) beſonders hervorgehoben und nicht be⸗ 
zweifelt werden können. 

Der Begriff des Nachteils iſt gleichbedeutend mit der Ver⸗ 
mögensbeſchädigung des Betrugsbegriffes (RGSt. 16, 1; 33, 
430; 49, 21; 53, 260; 54, 37), er ſetzt alſo einen wirklich 
eingetretenen feſtſtellbaren Nachteil, eine Minderung des Ge⸗ 
ſamtvermögens des Auftraggebers gegenüber dem früheren 
Zuſtand voraus (RG. III Urt. v. 31. Jan. 1907: Recht 11 
Nr. 322). Die Frage, ob bereits eine bloße Vermögensgefähr⸗ 
dung eine Vermögensbeſchädigung und damit einen Nachteil 
i. S. des § 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börſch. enthält, iſt nur dann 
zu bejahen, wenn die Vermögensgefährdung bereits eine nach⸗ 
teilige Veränderung des gegenwärtigen Vermögenszuſtandes 
hervorgerufen, alſo eine Verminderung des Vermögenswertes 
bewirkt hat. „Die Möglichkeit des Eintritts eines Schadens 
kann mit ſeinem wirklichen Eintritte nicht gleichgeſetzt wer⸗ 
den“ (RG. V. Urt. v. 8. März 1907: Bay. 3, 213; RG. 
III, Urt. v. 9. Dez. 1915: 23. 1916, 480). Dagegen handelt 
zum Nachteile der Vormögensrechte des Kommittenten nicht 
nur derjenige, welcher demfelben Vermögensvorteile dauernd 
entzieht, ſondern auch derjenige, welcher die Gefahr des Ver⸗ 
luſtes herbeiführt und demgemäß den Geſchädigten in eine 
ſchlechtere Vermögenslage verſetzt (RGGSt. 19, 83). Die ſchlech⸗ 
tere Vermögenslage kann auch infolge Verſchweigens von 
Rechten erfolgen (RGSt. 19, 83). 


Ebenſo kann in dem Entgehen eines Gewinnes eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung unter der Vorausſetzung gefunden wer⸗ 
den, daß auf den entgangenen Gewinn ein rechtsbegründen⸗ 
der Anſpruch beſtand oder doch tatſächliche Verhältniſſe vor⸗ 
lagen, welche die Erlangung des Gewinnes mit Sicherheit 
oder Wahrſcheinlichkeit erwarten ließen (RGSt. 29, 239; 38, 
109; 41, 375). Fraglich iſt mit Feiſenberger (in Steng⸗ 
leins Nebengeſ., Erl. 11 zu § 95 Nr. 2 BörſcG.), ob eine 
ſolche Erwartung auf den Gewinn aus einer Kursſteigerung 
beachtlich iſt (vgl. dazu KG.: Bank Arch. 4, 89 und RGuUrt. 
v. 16. Okt. 1909, J 479/09: BankArch. 9, 76). 

Eine Erſatzmöglichkeit oder Erſatzbereitſchaft hebt die 
Vermögensbeſchädigung nicht auf, da die ungetreue Hand⸗ 
lungsweiſe als ſolche unter Strafe geſtellt wird (RGSt. 21, 
364; RG. I, Urt. v. 23. Dez. 1915: 23. 1916, 533; NE. 
IV, Urt. v. 4. Juli 1916: Sächſ Arch. 19, 91; RGSt. 
60, 423). 

Auch gehört die Rechtswidrigkeit des Vermögensvorteils 
im Gegenſatz zu der erſchwerten Untreue des St$B. (letzteres 
jedoch beſtritten, vgl. auch unten Schlußausführungen) nicht 
zu dem äußeren Tatbeſtandsmerkmal der Kommiſſionsuntreue. 

Dagegen geht aus der Formulierung „zum Nachteil“ 
unzweifelhaft hervor, daß der Nachteil durch die Handlung 
des Kommiſſionärs verurſacht ſein muß, alſo ein urſächlicher 
Zuſammenhang zwiſchen der pflichtverletzenden Handlung des 
Kommiſſionärs und der Vermögensbeſchädigung erforderlich 
iſt. Spätere, nicht vorausgeſehene Nachteile begründen keine 
Verantwortung (Feiſenberger in Stengleins Nebengef., 
Erl. 11b zu 5 95 Nr. 2 Böri®.). Andererſeits wird der 
Nachteil nicht dadurch aufgehoben, daß der Kommiſſionär zu 
einem Kurs abſchloß, der dem erwünſchten Tagespreis nicht 
entſprach, aber durch ſpäteres Fallen oder Steigen des Kur⸗ 
ſes wieder ausgeglichen wurde (RGSt. 23, 437). 


2. Die Verletzung der Rechtspflicht des Kom- 
miſſionärs. 


Das Auftragsverhältnis ſetzt nicht notwendig eine Voll⸗ 
macht i. S. der SS 164 ff. BGB. oder einen Auftrag i. ©. 
der 88 662 ff. BGB. voraus, ſondern ganz allgemein ein 
Vertrauensverhältnis zwiſchen zwei Perſonen, die eine offene 
oder verdeckte rechtsgeſchäftliche Vertretung des Kommiſſionärs 
begründet (RGESt. 61, 2). Zivilrechtlich iſt der Beauftragte 
Träger des Vermögensrechtes. Im Innenverhältnis erwirbt 
der Kommiſſionär die Vermögensrechte von dem Auftrag⸗ 
geber wie für ihn nur fiduziariſch aus dem Treueverhältnis 
heraus, d. h. wirtſchaftlich gehören ſie noch zum Vermögen 
des Kommittenten. Rechtlich findet dieſes Verhältnis ſeinen 
Ausdruck in dem aus dem Auftrag entſtehenden Anſpruch des 
Kommiſſionärs auf auftraggemäße Verwendung der über⸗ 
tragenen oder auf Ausantwortung der erlangten Vermögens⸗ 
werte (vgl. RGSt. 62, 60). Behält der Kommiſſionär ent⸗ 
gegen ſeiner Verpflichtung den aus dem Kommiſſionsgeſchäft 
erzielten Erlös ganz oder teilweiſe für ſich, ſo handelt er zum 
Nachteil des Kommittenten, deſſen Vermögen er beſchädigt. 
Damit ſetzt die „Ausführung eines Auftrages“ i. S. des 8 95 
Abſ. 1 Nr. 2 Börſc G. eine ungetreue, von dem Auftrag des 
Kommiſſionärs abweichende oder eine mit dem Kommiſſions⸗ 
geſchäft im Zuſammenhang ſtehende, die Intereſſen des Kom⸗ 
mittenten verletzende Handlung des Beauftragten voraus (vgl. 
auch Feiſenberger in Stengleins Nebengeſ., Erl. 11 zu 
895 Nr. 2 Bird. und Schorn: 23. 1931, 755). „Das 
Abgehen von den Aufträgen des Kommittenten oder doch das 
Handeln gegen die mit dieſen Aufträgen irgendwie zuſammen⸗ 
hängenden Intereſſen desſelben iſt eine notwendige Voraus⸗ 
ſetzung für den Begriff der ungetreuen Durchführung der 
empfangenen Kommiſſion“ (jo RGSSt. 34, 377). Mit dieſem 
Standpunkt bekämpft das RG. die in einer Vorinſtanz ver⸗ 
tretene Anſicht, daß unter den Worten des Geſetzes „bei der 
Ausführung eines Auftrages“ nur die auftragsgemäße Aus⸗ 
führung zu verſtehen ſei. 

So hat in dem Falle einer Verkaufskommiſſion i. S. des 
8 383 HGB. das BayOb G. (Urt. d. Fer StrSen. v. 25. Juli 
1929: 23. 1930, 602) rechtlich bedenkenfrei angenommen, daß 
der Angekl. dadurch, daß er die Kommiſſionsware auftrags⸗ 
widrig für eigene Rechnung verkaufte und den Verkaufserlös 
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nicht an den Auftraggeber abführte, ſondern für ſich behielt, 
dem Kommiſſionsvertrag zuwider gehandelt und zum Nachteil 
des Kommittenten über deſſen Vermögensſtücke verfügt. Auf 
Grund dieſes Sachverhaltes waren (neben der Unterſchlagung) 
die äußeren Tatbeſtandsmerkmale der Kommiſſionsuntreue 
i. S. des § 95 Abf. 1 Nr. 2 Börſch. erfüllt. In einem ähn⸗ 
lichen, vom OLG. Kaſſel (Urt. v. 10. April 1930, S 35/30, 
18) entſchiedenen Falle waren einem Gelegenheitskommiſ⸗ 
ſionär Schmuckſtücke mit der Weiſung übergeben worden, dieſe 
zwar im eigenen Namen, aber für Rechnung des Kommitten⸗ 
ten zu verkaufen und einen beſtimmten Teil des Erlöſes an 
ihn abzuführen. Die Schutzbehauptung des Angeklagten, er 
habe das Kommiſſionsgut feſt angekauft und damit die Stel⸗ 
lung des Kommiſſionärs verloren, waren nach Feſtſtellung 
des Vorderrichters widerlegt. Nach dem Urt. des Reviſions⸗ 
gerichts hat der Angeklagte durch den Verkauf der Schmuck⸗ 
ſtücke, ohne abredegemäß den Erlös an ſeinen Auftraggeber 
abzuführen, bei der Ausführung des Auftrages zum Nach⸗ 
teile ſeines Kommittenten gehandelt. 

Die „Abwicklung“ iſt nach Feiſenberger (in Steng⸗ 
leins Nebengeſ., Erl. 11 zu § 95 Nr. 2 Börf®.) nicht nur 
auf Zeitgeſchäfte zu beziehen, ſondern hat die Erledigung der 
geſamten in Ausführung des Auftrages ſich als erforderlich 
oder zweckmäßig erweiſenden geſchäftlichen Maßnahmen zum 
Inhalt. Der Geſchäftsführer muß bei der Abwicklung des Ge⸗ 
ſchäftes „in irgendeiner Weiſe“ (HanſOL G., Urt. v. 22. Jan. 
1932, K 9/32) abſichtlich zum Nachteil des Kommittenten 
handeln, um ſich oder einem Dritten einen Vermögensvorteil 
zu verſchaffen. Das Anwendungsgebiet des § 95 Abſ. 1 Nr. 2 
Vrf®. ift alſo weiter als die Vorſchrift des § 266 Abſ. 1 
Ziff. 2 und Abſ. 2 StGB., wonach der Kommiſſionär „über 
Forderungen oder andere Vermögensſtücke des Auftraggebers 
verfügt“, d. h. den Individualanſpruch (d. h. Perſönlichkeits⸗ 
anſpruch) des Auftraggebers vereitelt (vgl. RGSt. 62, 60; 
63, 407). So hat das OLG. Naumburg (Urt. v. 8. Juni 
1932, 8 222/32) eine Untreue i. S. des § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 
SGB. in einem Falle angenommen, wo der Kommiſſionär 
zur Veräußerung von Anzugsſtoffen unter gleichzeitigem Emp⸗ 
fang der eingenommenen Gelder beauftragt war, den Erlös 
jedoch nicht vereinbarungsgemäß ablieferte, ſondern für ſich 
verbrauchte. Durch dieſe Handlung verletzte er den Heraus⸗ 
gabeanſpruch des Kommittenten. 

Wenn aber der Angeklagte den Erlös oder einen Teil 
desſelben weder ſofort herauszugeben noch — in derſelben 
oder in veränderten Geſtalt (3. B. Bankguthaben ſtatt baren 
Geldes) — jeweils zur Herausgabe bereitzuhalten hatte, kann 
von einem Anſpruch auf eine Individualleiſtung (88 667, 
675 BGB.), über den der Angeklagte nach der Rechtſprechung 
des RG. und des erkennenden Senates (HanſOL G., Urt. vom 
22. Jan. 1932, R 9/32) i. S. des 8 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. 
durch den Verbrauch des Erlöſes hätte verfügen können, nicht 
die Rede ſein. Es liegt dann vielmehr nur eine Geldforderung 
vor, deren Höhe ſich jeweils nach dem Unterſchiede zwiſchen 
dem Verkaufserlös eines Vertriebskommiſſionärs und dem ihm 
zukommenden Verdienſte (Preisſpanne) errechnete. Schon allein 
aus dieſem Grunde hat das Hanſd G. (Urt. v. 22. Jan. 
1932, R 119/32) eine Untreue i. S. des § 266 Abſ. 1 Nr. 2 
SGB. abgelehnt und entſchieden, daß beim Vorliegen einer 
reinen Geldjorderung die Erfüllung des Zahlungsanſpruches 
zu der „Abwicklung des Geſchäfts“ i. S. des § 95 Abf. 1 
Nr. 2 Börſch. gehört. Insbeſ. läßt ſich eine bloß rechnungs⸗ 
mäßig zu beſtimmende Geldforderung dann nicht verneinen, 
wenn der Verkaufskommiſſionär nach dem Willen der Par⸗ 
teien darauf angewieſen war, aus dem Erlöſe der Waren 
zuerſt ſeine Geſchäftsunkoſten und die Aufwendungen für ſei⸗ 
nen Unterhalt zu decken, ohne über dieſe Auslagen Rechnung 
legen zu müſſen (HanfOL®., Urt. v. 7. April 1932, R 97/32). 

Im Börſenverkehr iſt es im Einzelfalle oft ſchwierig 
feſtzuſtellen, ob überhaupt ein Kommiſſionsgeſchäft oder ein 
Eigengeſchäft vorliegt. Nach der Anſicht des RO. (RG. 14, 
ff.) ſieht der Privatmann, der ſich wegen eines Kaufs oder 
Verkaufs eines Wertpapiers an einen Bankier wendet, in 
dieſem ſeinen Vertrauensmann, dem er die Wahrnehmung 
ſeiner Intereſſen bei der Abwicklung des Geſchäfts übertragen 
hat. Die Erteilung eines Auftrages wird in der Regel nur 
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in dem Sinne geſchehen, daß der Bankier bei der Abwicklung 
des Geſchäfts zur beſtmöglichſten Wahrnehmung der Belange 
des Kunden beauftragt ſein ſoll. Der Privatmann denke gar 
nicht daran, mit dem Bankier einen feſten Kauf zu dem 
angegebenen, nach unten begrenzten Preiſe abzuſchließen. 
Will der Bankier nicht als Geſchäftsbeſorger, ſondern als 
Eigenhändler ſeinem Kunden entgegentreten, dann muß ſich 
die Richtung des Willens der Vertragſchließenden auf eine 
ſolche Regelung aus den beſonderen Umſtänden ergeben, die 
einen Schluß auf eine von der üblichen Regel abweichende 
Geſtaltung der Geſchäftsbeziehungen der Parteien zulaſſen. 
Die in den Geſchäftsbedingungen von Bankgeſchäften ent⸗ 
haltene Klauſel, wonach der Bankier ſtets als Eigenhändler 
auftritt, hat nach der Rechtſprechung des RG. nur die Be⸗ 
deutung einer Erklärung, die Kommiſſion durch Selbſteintritt 
ausführen zu wollen. So iſt die von dem Bekl. behauptete 
Verkehrsſitte, daß der mit dem Verkauf eines Wertpapiers 
beauftragte Bankier ſich ſtändig als Eigenhändler betrachtet 
habe, nicht als rechtlich zuläſſig erachtet worden. Dadurch, 
daß der Bankier nicht den tatſächlich erzielten günſtigen Kurs 
gem. 8401 Abſ. 2 HGB., ſondern einen Durchſchnittskurs 
im Rahmen der Börſennotiz ſeinem Auftraggeber als ange⸗ 
meſſen in Rechnung ſtellte, wurden die zum Schutze des Kom⸗ 
mittenten getroffenen Beſtimmungen des Kursſchnittsverbots 
ausgeſchaltet, wodurch das Vorliegen der äußeren Tatbeſtands⸗ 
merkmale des 8 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börſch. nicht mehr be⸗ 
zweifelt werden konnte. 


II. Der innere Tatbeſtand. 
1. Der Vorſatz. 
Nach der ſubjektiven Seite erfordert die Kommiſſions⸗ 
untreue: 

a) Das Bewußtſein der äußeren Tatbeſtandsmerkmale, d. h. 
der Beauftragte muß bei der Ausführung des Auftrages 
oder bei der Abwicklung eines Geſchäfts vorſätzlich zum 
Nachteil des Kommittenten gehandelt haben. 

b) Die bewußte Vorſtellung, daß das Vermögen des Kom⸗ 
mittenten durch die pflichtwidrige Erledigung des Auf⸗ 
trages geſchädigt wird. Bedingter Vorſatz genügt inſoweit 
(vgl. Feiſenberger in Stengleins Nebengeſ., Erl. 12 
zu § 95 Nr. 2 BörſG.). 


2. Die Benachteiligungsabſicht. 

Das BörſG. verlangt in § 95 Abſ. 1 Nr. 2 in Anſehung 
der „Abſicht“ nicht mehr als die entſprechende Vorſchrift im 
8 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. Abſichtlich iſt daher gleichbedeu⸗ 
tend mit vorſätzlich oder wiſſentlich gebraucht, und das vor⸗ 
ſätzliche Handeln erfüllt daher den ſubjektiven Tatbeſtand des 
Geſetzes (RG. I, Urt. v. 18. April 1907: Recht 1907, 716). 
Es genügt die Vorſätzlichkeit der Handlung, verbunden mit 
dem Bewußtſein ihrer nachteiligen Folgen (RG. III, Urt. 
v. 9. Dez. 1915: 23. 1916, 480). 

Bei einer Verkaufskommiſſion des Inhalts, daß der Er⸗ 
lös abzüglich des Verdienſtes des Kommiſſionärs in das 
Eigentum der Vertriebsgeſellſchaft übergehen ſoll, ſteht einer 
Verurteilung des Kommiſſionärs aus dem Börſck. nichts im 
Wege, wenn der Kommiſſionär unter bewußter Zuwiderhand⸗ 
lung gegen ſeine Vertragspflichten von dem Verkaufserlös 
ſo viel für ſich verbraucht hat, daß dadurch die Verwirk⸗ 
lichung des Zahlungsanſpruches der Vertriebsgeſellſcheft ver⸗ 
eitelt oder gefährdet wurde und wenn er ſich dieſer Folge 
bewußt war oder doch mit ihr gerechnet und ſie gebilligt 
hatte (Eventualdolus). { 

Dabei kommt es übrigens nicht nur auf den Verbrauch 
des zuletzt eingezogenen Geldes an, ſondern auch auf den Ver⸗ 
brauch früher eingezogener Beträge. Hiernach würde eine Be⸗ 
jahung des Vergehens nach $ 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börſch. insbeſ. 
dann in Frage kommen, wenn der Kommiſſionär von dem 
Erlös der verkauften Ware mehr verbraucht hatte, als zur 
Deckung der Geſchäftsunkoſten oder ſeines Unterhaltes not⸗ 
wendig war (Hanſo LG., Urt. v. 14. April 1932, R 119/32). 
Allerdings iſt im § 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börſch. erforderlich, 
daß der Kommiſſionär bei dem Verbrauch des Erlöſes ab⸗ 
ſichtlich zum Nachteil des Kommittenten gehandelt hat (Hanſ⸗ 
OG., Urt. v. 26. Okt. 1931, R. II 314/31; Hanſd G., 
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Urt. v. 7. April 1932, R 97/32). Jedoch kommt es für den 
Tatbeſtand des § 95 Abſ. 1 Nr. 2 BörfG. gar nicht darauf 
an, ob die Abſicht der Benachteiligung ſchon von vornherein 
beſtanden hat, ſie muß nur bei Erledigung des Auftrages 
überhaupt in Erſcheinung getreten ſein; ſo z. B., wenn der 
Kommiſſionär einen beſtimmten Teil des Erlöſes der ver⸗ 
kauften Schmuckſtücke entgegen der Abrede nicht an den Auf⸗ 
traggeber abgeführt hat (OLG. Kaſſel, Urt. v. 10. Avril 
1930, S 35/30, 18). 

Dagegen begeht der Kommiſſionär, der nach dem Kom⸗ 
miſſionsvertrage verpflichtet iſt, den Kaufpreis nur als Ver⸗ 
treter des Kommittenten und unmittelbar für dieſen zu ver⸗ 
einnahmen, nicht ſchon Untreue i. S. des 8266 Abſ. 1 
Ziff. 2 StGB. dadurch, daß er den Erlös ſchlechthin für ſich 
verwendet, wohl aber dann, wenn er den Verkauf von vorn⸗ 
herein in der Abſicht vornimmt, dem Kommittenten den 
Kaufpreis vorzuenthalten und für ſich zu verwenden (RGSt. 
38, 266). Schließt der Kommiſſionär den Kaufvertrag über 
die Kommiſſionsware auf eigene Rechnung ab mit der Abſicht, 
den Kaufpreis für ſich zu behalten, ſo veruntreut er i. S. des 
§ 266 Abſ. 1 Ziff. 2 SGB. nur die Ware, denn der Erlös 
kann nicht Gegenſtand der Untreue bilden, da er dieſen aus 
dem Vertrag zu Eigentum erwirbt (RG. I, Urt. v. 5. Nov. 
1914: Recht 1915 Nr. 147; RG. I, Urt. v. 7. Dez. 1916, 
415/16: Recht 1917 Nr. 310). Danach iſt die Auffaſſung: 
„Wer die Befugnis hat, kraft Geſetzes über eine Sache zu 
verfügen, kann über dieſelbe nicht rechtskräftig verfügen“, als 
verfehlt zu bezeichnen, weil das entſcheidende Moment der 
Untreue in der Willensrichtung liegt, aus der die Verfügung 
hervorgeht (RGSt. 34, 375). 

Zum Unterſchiede von 8 266 Abſ. 1 Nr. 2 SGB. muß 
alſo der Kommiſſionär des Börj®. bei der Beſtellung guten 
Glaubens ſein und erſt bei der Veräußerung des Kommiſ⸗ 
ſionsgutes die Abſicht haben, den Erlös zum Nachteil des 
Kommittenten zu behalten (vgl. auch Schorn: LZ. 1931, 755). 


3. Die Bereicherungsabſicht. 

Der innere Tatbeſtand des § 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börſch. 
erfordert weiter, daß der ungetreue Kommiſſionär auch in 
der Abſicht gehandelt hat, ſich durch ſeine Handlung einen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen. „Er muß einen in Geld 
abſchätzbaren Zweck, wenn auch nicht als Endzweck verfolgen“ 
(jo Feiſenberger in Stengleins Nebengeſ., Erl. 12 b zu 
8 95 Nr. 2 Börj®.). Dabei wird in der Feſtſtellung, daß der 
Kommiſſionär den Erlös für ſich behalten hat, ohne weiteres 
die Bereicherungsabſicht feſtſtehen (OLG. Kaſſel, Urt. vom 
10. April 1930, S 35/30, 18). Eine Prüfung der Frage, ob 
der Kommiſſionär durch den eigennützigen Verkauf des Kom⸗ 
miſſionsgutes Untreue an der für ihn fremden Kommiſſions⸗ 
ware oder an deren Erlös begangen hat, erübrigt ſich im 
Falle des 8 95 Abſ. 1 Nr. 2 Börſc᷑. (vgl. OLG. Dresden, 
Urt. v. 4. Febr. 1930, 2 08T 306/29: ZW. 1929, 2725). 

Es muß alſo das Bewußtſein und der Wille vorliegen, 
dem Kommittenten einen Vermögensſchaden zuzufügen. Be⸗ 
dingter Vorſatz genügt nicht (vgl. Feiſenberger in Steng⸗ 
leins Nebengeſ., Erl. 12 b zu § 95 Nr. 2 BörſcG.). Fehlt die 
gewinnſüchtige Abſicht, ſo kann eine Beſtrafung aus 8 95 
Nr. 2 BörſG. nicht erfolgen, ſondern es iſt allenfalls § 266 
Abſ. 1 Ziff. 2 Abſ. 2 Stöß B. anzuwenden (OLG. Dresden, 
Urt. v. 4. Febr. 1930, 2 OST 306/29: ZW. 1929, 2725; 
OLG. Dresden, Urt. v. 9. Juli 1930, 1 087 116/80: 22. 
1930, 1463; auch Schorn: 23. 1931, 775). 

Ein Bewußtſein der Rechtswidrigkeit braucht nicht vor⸗ 
zuliegen, da bereits der äußere Tatbeſtand der Kommiſſions⸗ 
untreue das Merkmal der Rechtswidrigkeit nicht anführt. Die 
Frage, ob im 8 266 StGB. das Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit vorliegen muß, iſt noch nicht hinreichend geklärt, 
man neigt jedoch zu einer Bejahung der Frage, da die ab⸗ 
ſichtlich-vorſätzliche Benachteiligung eines Dritten folgerichtig 
das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit in ſich ſchließt (jo 
Sontag: DZ. 1928, 756). 


Schutz der Bürgen (Garanten) der Staatsgrundordnung im Strafrechte 
der totalen Staaten. 


Von Referendar Johannes Martin Ritter, Breslau. 


Die Totalität der heutigen Staatsgrundordnung beruht 
darauf, daß ſich der Staat in allen Lebensbeziehungen des 
Gemeinweſens kraft eigenen Wertes durchſetzt und ſeine Macht⸗ 
fülle überall gegenüber der Individualſph ire der Bürger er- 
weiſt. Wenn ich recht ſehe, iſt eine formelle und eine inhalt⸗ 
liche Beziehungsregelung des Stato totalitario zu unterſchei⸗ 
den: Die inhaltliche Totalität beſagt, daß die Gemeinſchaft 
das geſellſchaftliche Zuſammenſein der Menſchen von ſich aus 
inhaltlich ganz beherrſcht, oder doch danach ſtrebt, mit a. W.: 
es gibt keine Freiheit in dem Sinne, daß das Individuum 
„bei ſich ſelber zu Haufe” iſt und bleibt (vgl. Koellreutter, 
Vom Sinn und Weſen der nationalen Revolution, 1933, 
S. 31: „Es gibt eine politiſche Freiheit nur im und zum 
Staate, nicht vom Staate“). Die formelle Totalität duldet 
nur eine einheitliche Form der politiſchen Erfaſſung und 
Organiſierung der Staatsangehörigen zum Zwecke der poli⸗ 
tiſch⸗plebiſzitären Willensbildung, der Staat wird zum Ein⸗ 
parteiſtaat, zum Staate der „Bewegung“. 

Eine von der totalen Staatsſchöpfung abhängige, d. h.: 
eine ſinnvolle Geſtaltung der Staatsverbrechen kann an dieſer 
ſtaatsrechtlichen Grundentſcheidung nicht achtlos vorübergehen. 

In Deutſchland iſt „der“ Nationalſozialismus die Bürg⸗ 
ſchaft der totalen Staatsordnung und find die NSDAP. und 
ihre „den Staat tragenden Verbände“ (SA. einſchl. Stahl⸗ 
helm, SS.) die „Garanten“, die das neue politiſche Prinzip 
verkörpern und verbürgen. 

I. Der Nationalſozialismus als weltanſchauliche Grund⸗ 
entſcheidung der heutigen Staatsordnung wird überall dort 
mitgeſchützt, wo dieſe Staatsordnung ſelbſt den umfaſſenden 
Schutztatbeſtand bildet. Wer den Nationalſozialismus als 
Grundentſcheidung der heutigen politiſchen Rechtswelt gewalt⸗ 


ſam aufheben will, der will die Verfaſſung ändern und begeht 
einen Hochverrat im Sinne der 88 81 ff. StGB.; wer den 
Nationalſozialismus beſchimpft, der beſchimpft auch die Ver⸗ 
faſſung (8 1344 StGB.). Da der Nationalſozialismus als 
Weltanſchauung nur noch eine Seite des Volks ſtaates iſt, 
ſo iſt eine beſondere ſtrafrechtliche Sicherung unnötig; ſie 
wird vom allgemeinen Staats ſchutze „verdeckt“ (vgl. un⸗ 
ter II 1), iſt in ihm „aufgehoben“. 

II. Vom Weltanſchauungsſchutz, den „der National⸗ 
ſozialismus“ genießt, ſcheidet ſich der Bürgen⸗ (Garanten⸗) 
ſchutz in der Form des Verbands⸗ und Perſonenſchutzes. 

Er iſt auf verſchiedene Art und Weiſe zu erreichen: Es 
können Angriffe auf Beſtand, Tätigkeit und Ehre der Ve⸗ 
wegung (der Einpartei), ihrer Organe und Amter ſowie auf 
Leib, Leben, Freiheit und Ehre der Bewegungsmitglieder in 
die ſtraſbaren Tatbeſtände einbezogen werden. 

1. Nun brauchen auch hier Beſtand, Tätigkeit und Ehre 
der Bewegung und ihrer Mitglieder nicht mehr beſonders als 
„Bewegung“ geſchützt zu werden, wenn ſie es bereits als 
„Staat“ ſind. Das iſt der Fall des ſog. „verdeckten“ Bürgen⸗ 
ſchutzes. Dafür einige zweifelloſe Beiſpiele: Die Hakenkreuz⸗ 
fahne braucht nicht mehr als Symbol der Bewegung geſchützt 
zu werden, da ſie es ſchon als Flagge des Staates gemäß 
§ 1344 StGB. iſt (OLG. Jena: DRZ. 1933, 489; vgl. 
Allg Vfg. des JuſtMin. v. 12. Aug. 1933: PrJMBl. 277). 
In der Denkſchrift des PrJuſtMin. über „Nationalſozia⸗ 
liſtiſches Strafrecht“ (Berlin 1933) braucht das Horſt⸗Weſſel⸗ 
Lied als Weihegeſang der Nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
nicht beſonders geſchützt zu werden, da ſie Beſtrafung für 
Verunglimpfungen aller vaterländiſchen Weihegeſänge vor⸗ 
ſieht (S. 33). Auch ſonſt iſt die Ehre der NSDAP. die Ehre 
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des Staates, da ſie ja „der Staat geworden iſt“ (Anſprache 
des Reichskanzlers Adolf Hitler an die Reichsſtatthalter vom 
6. Juli 1933, vgl. Völk. Beobachter Ausg. A Nr. 189 vom 
8. Juli 1933; Rede des Führers an die Amtswalter der PO. 
auf dem Reichsparteitage 1933, vgl. Nat Soz. Schleſ. Tages⸗ 
zeitung v. 3. Sept. 1933). Die Reichstagsfraktion der 
NSDAP. und ihre Mitglieder werden mittelbar als „der“ 
te und als Abgeordnete gemäß 88 105, 106 StGB. 
geſchützt. 

Solch verdeckter Garantenſchutz iſt vorherrſchend im 
faſchiſtiſchen codice penale (1931 in Kraft getreten), wie der 
Faſchismus ſich überhaupt anders als der Nationalſozialis⸗ 
mus nicht fo entſchieden auf die Unabänderlichkeit ſeiner Welt⸗ 
anſchauung und ſeines Programms von vornherein feſt⸗ 
gelegt hat, ſondern häufig auch in ſeiner Programmatik bewußt 
nach einem „intuitivo relativismo“ hin neigte. So beſtraft 
Art. 291 des codice penale (= C. p.) die öffentliche Beſchimp⸗ 
fung der italieniſchen Nation, und die Denkſchrift des Juſt Min. 
Rocco an die Parlament. Kommiſſion ſchreibt dazu (relazione 
del Guardasigilli in lavori preparatori del codice penale 
edel codice di procedura penale vol. V parte I, II 
Nr. 314; vgl. auch bei Saltelli-Romano-Di Falko, commento 
del nuovo codice penale, Torino 1931 Nr. 699 [Bd. III 
S. 172): „Chi offende il Fas cis mo, offende la nazione 
italiana in quella sua individualità politica, che per essa 
e Pattributo piü glorioso essendole stato consacrato dal 
Sangue dei martiri, e insieme il pid geloso, essendo con- 
dizione indespensabile per la sicurezza esterna e interna 
del Paese.“ Auch der Symbolſchutz des Art. 292 c. p. um⸗ 
faßt die faſchiſtiſchen Symbole, da dieſe ſtaatliche Hoheits⸗ 
zeichen geworden ſind. Ahnliches wie über den Deutſchen 
Reichstag iſt über die in Art. 289 1 Nr. 3 II, 290 C. p. vor 
Amtszwang, Amtsbehinderung und Ehrverletzung geſchützte 
Deputiertenkammer zu ſagen. Sie geht aus einem Plebiſzit 
hervor, das die vom Faſchiſtiſchen Großrat, alſo von einer 
Staats⸗ und Parteiinſtanz beſtimmten, nach Vorſchlag der 
oberſten wirtſchaftlichen und Standesorganiſationen zuſam⸗ 
mengeſtellten Liſten mit Ja oder Nein beantwortet. So iſt 
auch hier der Schutz der Deputiertenkammer die ſtrafrechtliche 
Sicherung beſtimmter politiſcher Außerungs möglichkeiten der 
den Staat tragenden und „bewegenden“ Partei. 

Ebenſowenig wie einen Schutz der faſchiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung und Bewegung braucht ſich der codice penale 
einen Schutz des Führers der Partei, des Duce des Partito) 

(azionale) F(ascista) angelegen fein laſſen, weil das Amt 

des Duce für alle Zukunft mit dem Amt des Regierungschefs 
(Kanzlers) in Perſonalunion verbunden iſt und der Regie⸗ 
rungschef umfaſſenden Strafſchutz genießt. Entſprechend wie 
der König (Art. 276—278 C. p.) iſt der Regierungschef ſtraf⸗ 
rechtlich geſchützt: 

a) vor einem Anſchlag (attentato) auf Leben, Leib und 
perſönliche Freiheit (Art. 280 c. p.), worunter die kör⸗ 
perliche Bewegungsfreiheit zu verſtehen iſt (Gefangen⸗ 
ſetzung der Perſon!) (relazione del Guardasig. a. d. O. 
Nr. 291 S. 61 f., Appiani in der Min. Kommiſſion lav 
prep IV 3 S. 43; Saltelli Nr. 678 S. 131, Nr. 680 
S. 134 — alle zu dem entſprechenden Art. 276 c. p.). 

Strafe: Tod. 

b) Vor einem Anſchlag auf die „ſonſtige“ Freiheit, die als 
die Willens⸗ und Entſchlußfreiheit zu verſtehen iſt (z. B. 
die libertä del domicilio) (Art. 281 c. p.). 

Strafe: 4—12 J. reclusione (= Freiheitsſtrafe). 

e) Vor einem Angriff auf die Freiheit der Regierungs⸗ 
gewalt: zwecks Hinderung (reel. nicht unter 10 J., 
ſoweit nicht ein ſchwereres Verbrechen begangen iſt), 
zwecks Störung in der Ausübung ſeiner Amtsbefugniſſe 
(Strafe: recl. 3—10 J.) (Art. 289 Nr. 2). 

d) Vor Verletzungen des Anſehens und der Ehre; Art. 282 
e. p. ſpricht von „Ponore o il prestigio“ und meint 
unter letzterem die Amtsehre (rel. Guardasig. Nr. 291; 
Saltelli S. 131), ſetzt alſo Totalität des Ehrenſchutzes 
feſt (Strafe: 1—5 J. recl.). 

Der ſtrafrechtliche Schutz des „Duce“ ift mithin ein totaler 
und ergreift auch die „private“ Sphäre des Duce, ſoweit eine 
ſolche „vorſtaatliche“ Sphäre des oberſten Führers bei der 


totalen Staatsverfaſſung vorſtellbar iſt. Er wurde von der 
Denkſchrift Roccos zu der entſprechenden, durch die ge⸗ 
nannten Vorſchriften des 6. p. als aufgehoben anzuſehenden 
Vorſchrift des Geſetzes v. 24. Dez. 1925 über die „Pflichten 
und Rechte des Regierungschefs“ mit der „Untrennbarkeit der 
Perſon des Regierungschefs von dem Weſen ſeiner Funk⸗ 
tionen‘ begründet (vgl. bei Saltelli Nr. 683 Anm. 1 S. 141). 

Vergleicht man damit den Schutz des Kanzlers des 
Deutſchen Reiches, der ja zugleich „der Führer“ iſt, ſo fällt 
zunächſt einmal der geringe Umfang des gewährten Straf⸗ 
ſchutzes auf. Es fehlt ein umfaſſender Körper⸗ und Freiheits⸗ 
ſchutz; denn weder iſt eine „Gewalttätigkeit“ ſtrafbar, wie ſie 
heute der 894 StGB. zum Schutze des Reichspräſidenten 
beſtraft, noch beſteht ein umfaſſender Freiheitsſchutz des 
Reichskanzlers und Führers. Zwar wird hier im Falle einer 
Freiheitsberaubung der Tatbeſtand der „politiſchen Geiſel⸗ 
nahme“ des 85 II Nr. 3e der VO. zum Schutze von Volk 
und Staat v. 28. Febr. 1933 wohl immer gegeben ſein. Doch 
iſt dieſer Tatbeſtand nicht auf die Führer beſchränkt und er⸗ 
faßt nur die Fälle der Freiheitsberaubung, nicht aber des 
Angriffs auf die Entſchlußfreiheit. Die Denkſchrift des Pr⸗ 
JuſtMin. (S. 34, 35) ſieht allerdings einen größeren Schutz 
vor, doch iſt er nicht total, ſo daß die ganze Perſönlichkeit 
des Reichskanzlers, alſo auch in ſeiner Eigenſchaft als 
„Führers“, geſchützt würde. Sie ſchlägt zwar zum Schutze 
des Reichskanzlers eine Beſtrafung nicht nur im Falle des 
Tötungsunternehmens (vgl. 8 5 der gen. VO.), ſondern auch 
bei leichteren Gewalttätigkeiten im Sinne des § 94 StGB. 
vor. Doch kennt ſie einen Schutz der Freiheit im Sinne der 
körperlichen Bewegungsfreiheit vor Freiheitsberaubung über⸗ 
haupt nicht, und einen Schutz der Entſchlußfreiheit vor Nöti⸗ 
gung und Hinderung ſieht die Denkſchrift nur in dem Tat⸗ 
beſtande des „Amtszwanges“ vor, den ſie, wie aus der Über⸗ 
ſchrift (S. 35: Zwang gegen höchſte Staats organe) und aus 
der Aneinanderreihung der dort genannten Organe (Regie⸗ 
rungen, Reichsſtatthalter, Reichsrat uſw. und ihre Mitglie⸗ 
der) hervorgeht, auf die amtliche Tätigkeit als Staats organ 
offenbar nach dem Vorbilde des codice penale Art. 289, 290 
beſchränkt. Es bleibt alſo noch ein erheblicher Bereich in der 
Perſönlichkeit des Reichskanzlers ungeſchützt, der gerade für 
die Frage eines „Führer“ ſchutzes bedeutſam wird. Der von der 
Denkſchrift vorgeſehene Ehrenſchutz des Reichskanzlers um⸗ 
faßt allerdings die ganze Perſon des Reichskanzlers, erſtreckt 
ſich alſo auch auf feine „Führer“ ehre. Doch iſt im Falle der 
Verletzung der Amtsehre des Reichskanzlers, die auch hier 
wieder auf ſeine Tatigkeit als Staatsorgan zu beziehen iſt, 
die ſonſt nötige Genehmigung der Strafverfolgung nicht er⸗ 
forderlich (S. 35). 

Es ergibt ſich alſo, daß das künftige Strafgeſetz dem 
Kanzler entweder nach dem Vorbilde des codice penale einen 
totalen Schutz angedeihen laſſen muß, wenn es ihn auch als 
den „Führer“ der Bewegung ſchützen will, oder ausdrücklich 
die parteiamtliche Tätigkeit der ſtaatsamtlichen Tätigkeit 
gleichſtellen muß. Man kann zu dieſer Gleichſtellung auch auf 
dem Boden der Denkſchrift nicht ſchon auf Grund einer bloßen 
Auslegung des Geſetzes kommen, da die Denkſchrift an an⸗ 
deren Stellen ausdrücklich die parteiamtlichen Organe und 
Funktionen nennt, wenn ſie dieſe zum geſchützten Tatbeſtande 
erheben will. Damit kommt die Unterſuchung zur zweiten 
Form des Garantenſchutzes, die ſich ausdrücklich auf die 
Garanten bezieht. 

2. Beſtand, Ehre und Amter der Bewegung können 
Gegenſtand ſolch ausdrücklichen Garantenſchutzes ſein. 

a) Den Beſtand der Bewegung, die den Staat trägt, 
ſowie die Herrſchaft der NSDAP. als einziger politiſchen 
Partei Deutſchlands vor der Weiterführung alter und der 
Bildung neuer Parteien strafrechtlich zu ſichern, ift der Zweck 
des Geſetzes gegen die Neubildung von Parteien v. 14. Juli 
1933. Geſchütztes Subjekt iſt die Einpartei, die Bewegung. 
Beſtraft wird der „Parteiismus“, die Überfremdung der Herr⸗ 
ſchaft der NS DP. durch politiſche Gegenſpieler. Man hat 
es hier weſentlich mit feindlichen „Gruppen“ zu tun. 
Partei iſt eine Vereinigung von Perſonen, die eine Mit⸗ oder 
Alleinherrſchaft durch die ſie vertretenden Organe im Staate 
erſtrebt. Rechtsgeſchichtlich ſtellt das Geſetz die Wendung vom 
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„pluraliſtiſchen Parteienſtaate“ (Koellreutter, Feſtg. für 
Richard Schmidt, herausgegeben von Gmelin und O. Koell⸗ 
reutter, Leipzig 1932, S. 116, 110) zum Einparteiſtaate dar, 
der das parlamentariſche Gruppenſpiel der politiſchen Dis⸗ 
kuſſionen, Verhandlungen und — dilatoriſchen — Entſchei⸗ 
dungen als „Schwächung der Nation“ (bei Mehlis, Die 
Idee Muſſolinis, herausgegeben 1928, S. 121, 122) be⸗ 
trachtet. Doch der Begriff der Partei im Sinne des Geſetzes 
iſt weiter. Es fallen darunter alle Spielarten politiſcher 
Gruppenmächte, ſofern ſie Mit⸗ oder Alleinherrſchaft im 
Staate anſtreben. Nicht nur die „Partei“ des Parlamentaris⸗ 
mus mit geſellſchaftlicher Struktur (z. B. die „Bürgerlichen 
Parteien“), ſondern auch deren Gegenſpieler: die „Organi⸗ 
ſationen“ (C. Schmitt, Geiſtesgeſchichtl. Lage S. 91; 
Koellreutter, Parteien S. 91) mit Gemeinſchaftscharakter 
(3. B. die KPD., Eiſerne Front) fallen unter den Straftat⸗ 
beſtand. Eine Abgeordnetengemeinſchaft macht ſich ſtrafbar, 
wenn fie, aus der NSDAP. ausgetreten, ſich eine Anhänger⸗ 
ſchaft anzugliedern verfucht. 

Immer aber muß noch die Möglichkeit der Machtüber⸗ 
nahme durch die Partei bzw. eigene Einflußnahme auf die 
Führung des Volkes Fernziel der betreffenden Gruppe ſein, 
wenn auch nur als evtl. Notmaßnahme. Es ſcheiden daher 
bloße Wortgemeinſchaften aus, die z. B. in Debattierklubs 
und „Kreiſen“ tätig werden, ihre Tätigkeit auf Erörte⸗ 
rungen und politiſche Fortbildung beſchränken und etwa den 
Bezug einer gemeinſamen Zeitſchrift vereinbaren. Wäre dies 
nicht der Fall, ſo wären auch parteiamtlich nicht ausdrücklich 
genehmigte nationalſozialiſtiſche Arbeitsgemeinſchaften ſtraf⸗ 
bar. Dem entſpricht, daß im nationalen Deutſchland die Frei⸗ 
heit volksverbundener Kritik gewährleiſtet wird. Es fallen 
an ſich nur politiſche Parteien unter den Tatbeſtand, daher 
nicht wirtſchaftliche, religiöſe oder kulturelle Vereine (ins⸗ 
beſondere zu Zwecken der Erziehung). Doch wird in einer 
Zeit des Primates und der vordringenden Totalität der Po⸗ 
litik häufig auch bei derartigen Vereinen (Sport⸗, Konſum⸗, 
Freidenkerverbänden) eine etwaige Strafbarkeit unter Um⸗ 
ſtänden bei Zugrundelegung der oben genannten Merkmale 
der Partei feſtzuſtellen ſein. Zur Partei gehört ein organi⸗ 
ſatoriſcher Zuſammenhalt, wie § 2 des Gef. es ſelbſt verlangt. 
Fraglich iſt es, inwiefern bloße vorübergehende Zweckverein⸗ 
barungen, z. B. zur Beantwortung einer von der Reichsregie⸗ 
rung nach dem Geſ. v. 14. Juli 1933 angeordneten Volks⸗ 
befragung den Tatbeſtand des § 2 erfüllen kann. Strafbar iſt 
das Unternehmen, nicht ſchon die Vorbereitung. Strafe: 
Zuchthaus bis zu 3 Jahren oder 6 Monate bis 3 Jahre Ge⸗ 
fängnis, ſoweit nicht ſchwerere Strafe angedroht iſt. Letzteres 
iſt z. B. der Fall, wenn die Partei die gewaltſame Errich⸗ 
tung ihrer Herrſchaft anſtrebt, denn dann liegt Hochverrat 
vor, da der Einparteiſtaat eine Grundentſcheidung der poli⸗ 
tiſchen Rechtsordnung des deutſchen Volkes iſt (§ 1 des Gef.). 
Allerdings erfordert der Tatbeſtand des Hochverrats Beſtimmt⸗ 
heit des hochverräteriſchen Vorſatzes (die Frage der Beſtimmt⸗ 
heit des Vorſatzes eines hochverräteriſchen Unternehmens im 
Falle der Mitgliedſchaft in einer Partei unterſucht v. Weber 
S. 181, 183 in der Feſtg. der Jur. Fakultäten für das RG. 
Bd. 5, Berlin 1929). 

Eine Ergänzung des § 2 a. a. O. bringt § 2 Nr. 1 des 
Gef. zur Gewährl. des Rechtsfried. v. 13. Okt. 1933, der mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren das Unternehmen beſtraft, in das 
Inland in der Abſicht der Verbreitung zu ſtaatsgefährdenden 
Zwecken eine Druckſchrift einzuführen, durch die der äußere 
Tatbeſtand eines nach dem Parteien-Verbots⸗Geſetz ſtrafbaren 
Verbrechens begründet wird. 

Die Denkſchrift will auf einen beſonderen Tatbeſtand, 
wie er in § 2 des Geſetzes gegen Neubildung von Parteien 
abgegrenzt wird, verzichten und ſieht die Neubildung von 
Parteien lediglich als Beiſpiel einer hochverräteriſchen Vor⸗ 
bereitung an (S. 32, 31). Sollte aber ſchon die Exiſtenz einer 
neuen Partei eine Vorbereitung zum Hochverrat darſtellen, 
fo darf das Geſetz nicht mehr wie bisher in § 81 StGB. 
Gewaltſamkeit, deren Begriff nach herrſchender Anſicht Ent⸗ 
faltung oder doch Androhung körperlicher Gewalt voraus⸗ 
ſetzt, ſondern bloße Rechtswidrigkeit des angewandten Mittels 
verlangen (ſo ausdrücklich Art. 283 c. p. für den Tat⸗ 


beſtand des Verfaſſungshochverrats). Die Denkſchrift iſt in⸗ 
ſofern nicht ganz klar, denn ſie ſieht das Unternehmen der 
unmittelbaren „gewaltſamen“ Anderung der Staatsgrundord⸗ 
nung als ſchweren Hochverrat und das Unternehmen jeder 
anderen auch nur vorbereitenden hochverräteriſchen Betäti⸗ 
gung als einfachen Hochverrat vor und definiert den einfachen 
Hochverrat als eine Betätigung, die das Ziel hat, „auf un⸗ 
geſetzlichem Wege“ (alſo nicht bloß: mittels der Gewalt) die 
Staatsgrundordnung zu ändern. 

Das italieniſche Strafrecht kennt ein Anti⸗Parteiengeſetz 
in der deutſchen Form nicht. Nun iſt aber durch die faſchiſtiſche 
Wahl⸗ und Parlamentsreform die Deputiertenkammer aus 
einem Parlamente nicht nur eine berufsſtändiſche Kammer ge⸗ 
worden, ſondern auch eine Kammer der „Bewegung“ inſofern, 
als ſie ſich nur aus Männern zuſammenſetzt, die das Ver⸗ 
trauen des Faſchiſtiſchen Großen Rates beſitzen und in der 
es „Parteien“ nicht mehr gibt. Zwei Arten der Überfrem⸗ 
dungsgruppen trifft der codice penale in den Art. 270 J, 
272 J einerſeits und den Art. 271, 272 II andererſeits. Gemäß 
Art. 270, 272 werden beſtraft die Vereinigungen und die 
Propaganda, die den gewaltſamen Umſturz der im Staate 
beſtehenden wirtſchaftlichen oder ſozialen Ordnungen (ordi- 
namenti economici o sociali costituiti nello Stato) — ins⸗ 
beſondere durch Errichtung einer Klaſſendiktatur — oder die 
gewaltſame Unterdrückung jeglicher politiſchen oder rechtlichen 
Geſellſchaftsordnung zum Ziele haben. Die wirtſchaftliche und 
ſoziale Ordnung des Art. 270 iſt eine tatſächliche, nicht aber 
wie die Verfaſſung i. S. des Art. 283 eine Rechtsordnung (ſo 
richtig Saltelli zu Art. 283 Nr. 683). Der Grund dafür, 
daß die Tatbeſtände der Art. 270, 272 anders als das Ver⸗ 
faſſungsverbrechen als Verbrechen gegen die personalitä 
inter nazionale dello Stato aufgefaßt werden, erhellt, wenn 
man mit der relaz. del Guardasig. (lav prep vol. V Parte I, 
II Nr. 277, S. 52) und Saltelli (Nr. 668, S. 109) die in 
Abſ. 1 und 2 verbotenen Handlungen nur als eine Um⸗ 
ſchreibung für die Teilnahme an einer kommuniſtiſchen und 
anarchiſtiſchen — alſo jedenfalls inter national verzweigten 
— Partei anſieht. Schwierig iſt die Abgrenzung zwiſchen 
Art. 270 einerſeits, alſo dem Verbot der Mitgliedſchaft bei 
einer kommuniſtiſchen oder anarchiſtiſchen Partei oder Ver⸗ 
einigung, und den Vorſchriften über den Verſuch (Art. 56 
C. P.) eines Staatsverbrechens ſowie den Vorſchriften der 
Art. 305 f., die die Strafbarkeit politiſch⸗krimineller Gruppen 
beſtrafen, andererſeits. Dieſe Frage hat Bedeutung für die 
parallele Frage im deutſchen Rechte, inwiefern die Mitglied⸗ 
ſchaft in einer verbotenen Vereinigung Hochverrat ſein kann. 
Das nach Art. 270 Verbotene beſteht in der Teilnahme an 
Vereinigungen, die wegen mangelnder Beſtimmtheit des vor⸗ 
genommenen Staatsverbrechens nicht ſchon als ein nach 
Art. 56 ſtrafbarer Verſuch beſtraft werden kann. Unter die 
nach Art. 270 ſtrafbaren Verbindungen fallen nur die Ver⸗ 
einigungen, deren Tätigkeit ſich in einer theoretiſchen Vor⸗ 
bereitung und Erörterung ihrer Programmpunkte (ohne Be⸗ 
ſtimmtheit des umſtürzleriſchen Vorſatzes) erſchöpft (rel. G. 
Nr. 275 S. 50). Das ergibt auch der Wortlaut des Geſetzes; 
Art. 270 beſtraft bereits die Vereinigungen, „die darauf ... 
gerichtet ſind“, der Art. 271 dagegen ſolche Vereinigungen, 
„die eine Tätigkeit zu entwickeln zum Ziele haben oder die 
eine ſolche entwickeln“). Es handelt ſich hier alſo nicht um 
eine bereits nach Art. 56 ſtrafbare Vorbereitung eines Unter⸗ 
nehmens (delitto tentativo), dies könnte ja nur im Falle 
der Konkretiſierung des verbrecheriſchen Vorſatzes auf ein be⸗ 
ſtimmtes Unternehmen gegeben ſein, ſondern es handelt 
ſich um eine Aktivität, die hinarbeitet auf eine künftige End⸗ 
aktion. Dieſe Endaktion muß in den theoretiſchen Erörte⸗ 
rungen als gewaltſamer Umſturz nachweisbar ſein. Iſt aber 
jene „Aktivität“ aus den abſtrakten Erörterungen zur kon⸗ 
kreten „Aktion“ geworden und hat nunmehr die Gruppe das 
Ziel der „handhaften Tat“ bekommen, ſo greifen m. E. die 
allgemeinen Teilnahmenormen der Art. 305 f. ein. Strafe: 
für ſchlichte Gruppentätigkeit: 1—3 Jahre recl., für Propa⸗ 
ganda oder Verteidigung des Bolſchewismus oder Anarchis⸗ 
mus (auch nicht öffentliche): 1—5 Jahre reel. (Art. 272), 
für führende Gruppentätigkeit 5—12 Jahre recl. (Art. 270); 
Straferhöhung bei Neugründung einer bereits aufgelöſten 
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Gruppe. Art. 271, 272 II ſchließen nun den Kreis der Par⸗ 
teienverbote: Sie beſtrafen die Vereinigungen und die Pro⸗ 
paganda, die auf Zerſtörung oder Verminderung des Na⸗ 
tionalgefühls gerichtet ſind. Der Gegenſtand des sentimento 
nazionale iſt die italieniſche Nation, iſt die faſchiſtiſche 
Nation; denn nach den Worten der Carta del Lavoro iſt „la 
nazione italiana ... una unità morale, politica ed eco- 
nomica, che si realizza integralmente nello Stato fa- 
scista“. Wer den Faſchismus angreift, wer dem itafieni- 
ſchen Volke die Vielfalt der Parteien wieder aufdrängen will, 
der mindert das Nationalgefühl des italieniſchen Volkes und 
kann daher nach Art. 271, 272 beſtraft werden, ſofern man 
nicht die Errichtung einer Partei überhaupt unter den Tat⸗ 
beſtand des Verfaſſungshochverrats nach Art. 283 C. p. ſub⸗ 
ſumieren will, der ja nicht Gewaltſamkeit, ſondern bloße 
Rechtswidrigkeit des Unternehmens verlangt. Daß der eigent- 
liche Schutzgegenſtand des Strafgeſetzes der Faſchismus und 
der PNF. iſt, geht auch daraus hervor, daß Art. 271 ein 
echtes Gruppendelikt geſtaltet; der beſte Schutz der eigenen 
Partei iſt der Angriff auf die fremde Gruppe. Die Notwendig⸗ 
keit der beſonderen Tatbeſtände der Art. 271, 272 II ergab ſich 
daraus, daß man den kommuniſtiſchen und anarchiſtiſchen 
Antifaſchismus ſtrenger beſtrafen wollte als den anderen. So 
bieten die Art. 271, 272 II jedenfalls praktiſch eine hin⸗ 
reichende Ermächtigung, um auch die „demoliberalen“ Grup⸗ 
pen unter den Druck der Strafandrohung zu ſtellen. Doch 
darüber hinaus fallen auch wirtſchaftliche und kulturelle Ver⸗ 
einigungen (Minderheiten!) möglicherweiſe unter den Tat⸗ 
beſtand der das Nationalgefühl vermindernden Gruppentätig⸗ 
keit. Strafen: für ſchlichte Gruppentätigkeit 6 Monate bis 
2 Jahre recl.; für Führung u. ä.: 1— 3 Jahre recl.; für 
Propaganda, Verteidigung: 6 Monate bis 2 Jahre recl.; Er- 
höhung bei Fortſetzung aufgelöſter Vereinigungen. 

Auch das Strafrecht Sowjetrußlands, des hier zu ver⸗ 
gleichenden dritten totalen Staates — die Strafrechte der 
drei totalen Staaten ſtellt übrigens auch ein vergleichender 
Hinweis des Staatsſekretärs Freisler in der Denkſchrift 
des Preuß. Juſtizminiſteriums S. 6 gegenüber — hat in 
Art. 58 N. 11, der jede gegen revolutionäre Gruppentätigkeit 
beſtraft, in Verbindung mit Art. 58 N. 4 (Klaſſenverrat) und 
dem allgemeinen Tatbeſtande des Art. 58 N. 1 eine hin⸗ 
reichende Handhabe, um auch ie „Vereine und Parteien“ zu 
treffen, die der KPD. ihre ſowjetſtaatsweſentliche Bedeutung 
nehmen wollen (das ruſſiſche Stöß B. iſt überſetzt worden von 
W. Gallas, Berlin, Leipzig 1931). In Abhängigkeit davon. 
daß rechtfertigende Grundlage der Sowietherrſchaft die Klaſſe 
der Proletarier iſt, die repräſentiert wird durch die Herrſchaft 
der KPD., ſtellt das ruſſ. StGB. in Art. 58 N. 1 einen um⸗ 
faſſenden Klaſſenſchutztatbeſtand auf. Art. 58 N. 4 des Straf⸗ 
geſetzes verbietet jegliche Unterſtützung der ſowjetfeindlichen 
Bourgeoiſie und der von ihr abhängigen Gruppen und Orga⸗ 
niſationen. 

b) Die Ehre der Bewegung gewährleiſtet ſtrafrechtlich 
die VO. v. 21. März 1933 zur Abwehr heimtückiſcher An⸗ 
griffe gegen die Regierung der nationalen Erhebung. Die 

erbandsehre wird geſchützt durch die Strafbarkeit unbefugten 
Beſitzes der Ehrenkleider oder unbefugten Tragens der Ehren⸗ 
kleider oder der Abzeichen eines hinter der nationalen 

Regierung ſtehenden Verbandes (das iſt heute allein die 
nationalſozialiſtiſche Volksbewegung mit ihren Unterverbän⸗ 
den). Die Lauterkeit der Handlungsweiſe der Verbände iſt 
Schutztatbeſtand des 83 der genannten VOO., der die Auf⸗ 
ſtellung und Verbreitung von Greuelmärchen über die Be⸗ 
wegung beſtraft. 

Beſondere Bedeutung hat die Vorſchrift des SA BD, 
die den Nichtmitgliedern, die Uniform oder Abzeichen unbe⸗ 
lugt gebrauchen, diejenigen Mitglieder gleichſtellt, die ihre 
Mitgliedſchaft erſchlichen haben. Bedeutſam auch deswegen, 
weil dadurch ein ſonſt nicht ſtrafbarer Typus der politiſchen 
Kriminalität: die Zerſetzung der Bewegung durch Spitzel 
und Provokateure wenigſtens mitgetroffen wird — ein Tat⸗ 
beſtand, zu deſſen ſtrafrechtlicher Erfaſſung auch die Rede des 
Führers an die Amtswalter der PO. auf dem Reichspartei⸗ 
tage 1933 veranlaſſen ſollte. Die Denkſchrift des PrJuſt Min. 
übernimmt die Vorſchriſt des § 4 a. a. O. anſcheinend nicht 
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(S. 36), ohne aber einen Ausgleich zu ſchaffen. Zwar kennt 
ſie einen Tatbeſtand der Aufwiegelung von SA.⸗ und SS.⸗ 
Angehörigen zum Ungehorſam gegen Dienſtvorſchriften und 
Anordnungen der Vorgeſetzten; dieſes Delikt iſt von der Denk⸗ 
ſchrift mit Recht in einen Zuſammenhang geſtellt worden, der 
nicht mehr die eigentlichen politiſchen Delikte erfaßt, während 
die Zerſetzung die Auflöſung des organiſatoriſchen Geſamt⸗ 
zuſammenhaltes im Auge hat und eine politiſche Grundſatz⸗ 
entſcheidung vorbereiten will. Die Zerſetzung iſt als Tätigkeits⸗ 
art dem Unterwühlen und Untergraben vergleichbar, wie ſie 
aus der Republik⸗Schutzgeſetzgebung bekannt iſt, und ein der 
gewaltſamen Verfaſſungsanderung (Grundſatzentſcheidung) 
vorgelagerter Tatbeſtand. Der ſog. „Zerſetzungs⸗ Hochverrat“ da⸗ 
gegen iſt echter Hochverrat und aus $5 VO. v. 28. Febr. 1933 
bei Untauglichmachung der Reichswehr und Polizei als ſtraf⸗ 
ſchärfender Umſtand der Hochverratsnorm bekannt; die Denk⸗ 
ſchrift nennt ihn nur als Beiſpiel des einfachen Hochverrates, 
erwähnt übrigens eine Zerſetzung der Bewegung und ihrer 
Verbände nicht beſonders. 

Der codice penale kennt einen Schutz der Ehre des 
PNF. als Verbandes nicht, es helfen aber die oben unter II 1 
genannten Tatbeſtände. 

c) Ämter und Organe der Bewegung können ſchließlich 
Gegenſtand des Strafgeſetzes ſein. Ihr ſtrafrechtlicher Schutz 
it Staatsſelbſtſchutz, da fie die Führerhierarchie des plebiſzi⸗ 
tär erfaßten Volkes bildet. Es iſt bereits oben geſagt worden, 
daß im bisherigen Recht ſelbſt der oberſte Führer der Be⸗ 
wegung und ſein Amt ungeſchützt bleibt. Einen gewiſſen 
Wandel hat das Geſetz zur Gewährleiſtung des Rechtsfriedens 
v. 13. Okt. 1933 in § 1 N. 1 geſchaffen, inſofern als es 
der geſamten Führerhierarchie der PO. (die Amtswalter) 
einen gewiſſen ſtrafrechtlichen Schutz angedeihen läßt. Es 
beſtraft mit dem Tode oder mit lebensläuglichem Zuchthaus 
oder mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren das Unternehmen, die 
Aufforderung, Verabredung der Tötung eines Amtswalters 
der NSDAP. aus politiſchen Motiven. Die Denkſchrift will 
dieſe Vorſchrift fallen laſſen (S. 35, 36). Sie erwähnt die 
Amter und Organe der Bewegung nur noch an einer anderen 
Stelle als Schutzgegenſtand. Sie ſchlägt nämlich die Strafbar⸗ 
keit der böswilligen Wegnahme, Zerſtörung oder des be⸗ 
ſchimpfenden Unfugs an den Dienſtwimpeln der Gauleiter und 
ſonſtigen hohen Amtsträger der den Staat tragenden Partei 
oder ihrer Organiſationen vor. Sie bezieht auch den Ver⸗ 
trauensmißbrauch durch einen Inhaber eines hohen Führer⸗ 
amtes in der NSDAP. in den ſtrafbaren, von ihr vorgeſehenen 
Tatbeſtand des Führertreuebruches ein. Sie kennt folgende 
Tatbeſtände zugunſten von Amtern und Organen des Sta a⸗ 
tes: 1. tätliche Angriffe auf Leib und Leben höchſter Staats⸗ 
organe, 2. Beſchimpfung höchſter Staatsorgaue, 3. Zwang 
gegen höchſte Staatsorgane („Amtszwang“; ganz unbeachtet 
bleibt die rechtswidrige Anmaßung oder das rechtswidrige 
Verharren in einem politiſchen Amte, vgl. Art. 287 J des 
codice penale). Merkwürdigerweiſe werden dieſe Tatbeſtände 
nicht einmal auf höchſte Amter und Organe der Bewegung er⸗ 
weitert. 

Das italieniſche Recht ſchützt in Art. 289 N. 3, 290 C. p. 
den Großen Faſchiſtiſchen Rat vor Hinderung oder Störung 
in der Ausübung ſeiner Amtsbefugniſſe und vor öffentlichen 
Beſchimpfungen. Es iſt hierbei gleichgültig, ob der Faſchiſtiſche 
Großrat als Staats- oder als Parteiorgan im engeren Sinne 
des Wortes tätig wird (vgl. Art. 11 N. 2 Großratsgeſetzes 
einerſeits und 11 N. 1 ſowie Art. 12 andererſeits). 

3. Schließlich kann noch der einzelne und „letzte“ Träger 
der Bewegung ſtrafrechtlich geſichert werden; fo beſtraft § 1 
Nr. 1 des Geſetzes zur Gewährleiſtung des Rechtsfriedens 
das Unternehmen, Verabredung uſw. der Tötung von An⸗ 
gehörigen der SA. und SS. aus politiſchen Beweggründen. Das 
italieniſche Recht kennt einen derartigen Schutztatbeſtand in der 
Reihe der politiſchen Delikte nicht. Art. 58, Nr. 8 des ruſſi⸗ 
ſchen StGB. verbietet die Vornahme „terroriſtiſcher Akte“: 
1. gegen die Vertreter der Sowjetherrſchaft, 2. gegen die 
Leiter der Organiſationen von Arbeitern und Bauern. Der ge⸗ 
ſchützte Perſonenkreis iſt nicht auf höhere und höchſte Entſchei⸗ 
dungsſtellen beſchränkt. Es gehören nach der Rechtſprechung 
dazu: die Räte und Regierungsmitglieder, die Beamten- und 

2999 


2626 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Angeſtelltenſchaft der ſtaatlichen Behörden und Wirtſchafts⸗ 
betriebe, die in den Gewerkſchaften und Parteien tätigen Per⸗ 
ſonen (insbeſondere die Angeſtellten der Preſſe) ſowie die 
Mitglieder der kommuniſtiſchen Partei ſchlechthin (vgl. Urt. 
des OGG H.: OſtRZ. 31, 453 ff. mit Anm. von Maurach 
S. 454, vgl. auch OG.: OſtR3. 27, 132 zu dem alten Straf⸗ 
geſetzbuch, 864, Maklezow S. 385). Dies iſt wichtig, da 
der bolſchewiſtiſche Staat zwar Einparteiſtaat iſt, aber der 
höchſte Träger des höchſten Parteiamtes (Stalin) und viele 
andere mehr ein Staatsamt nicht bekleiden (Rapoport: 
Oſt RZ. 1933, 245). Geſchützt wird auch der letzte Träger poli⸗ 
tiſcher Gewalt, der unterſte „Funktionär“ in der Totalität 
ſeiner Kundgebungen — nicht nur der rechtsgeſchäftlichen 
(wie etwa in den Strafrechten der Republiken: der Bürger 
beim „Wählen“), ſondern auch der objektloſen (im Sinne 
Smends, Feſtg. der Berl. Jur. Fakultät f. Wil h. Kahl, 
Tübingen 1923, S. 16) auf die Staatsintegration ſich be⸗ 
ſchränkenden Betätigungsformen, z. B. paſſive Teilnahme an 
Kundgebungen (totaler Staat! ). 


Der Begriff des terroriſtiſchen Aktes umfaßt Tötungs⸗ 
und Körperverletzungsverbrechen. Anders als in den Tat⸗ 
beſtänden der Gewalttätigkeit gegen Reichspräſidenten und des 
Attentates auf König und Regierungschef nach Art. 276 f., 280 
C. p., jedoch ebenſo wie in § 1 Abſ. 1 N. 1 des deutſchen Gel. 
zur Gewährl. des Rechtsfried. v. 13. Okt. 1933 muß die 
politiſche Tätigkeit des Angegriffenen dem Täter den Anlaß 
zum Attentate gegeben haben (vgl. die vorhin genannten Urt. 
des OG.); zu dieſer Regelung zwingt wohl auch die Tatſache, 
daß der geſchützte Perſonenkreis eine zahlenmäßig nicht ge⸗ 
ſchloſſene Vielheit von Perſonen iſt. An einen Schutz der ga⸗ 
rantierenden Verbände denkt das ruſſ. StGB. nicht. Es offen⸗ 
bart ſich hier der Geiſt des atomiſierenden Rationalismus, 
der an die Stelle der Verbände den Einzelnen ſetzt, während 
der Nationalſozialismus in feinen Tatveſtänden „organiſch⸗ 
korporativ“ denkt. Es iſt demgegenüber bezeichnend, daß die 
Denkſchrift des PrJuſt Min. den Tatbeſtand des 81 1 Nr. 1 
nur als Notmaßnahme empfindet, ihm aber im Syſtem der 
Staatsverbrechen für immer einen Platz nicht zuweiſen will. 


vorausſetzungen für die Kechtswirkſamkeit der auf Grund der 4. Noto. 
des RPräf. v. S. Dez. 1031 in Preußen erlaffenen polizeilichen Maßnahmen. 


Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Lüdtke, Kolberg (Ditfeebad). 


In einer Zeit politiſcher Hochſpannung und lebhafter 
politiſcher Beunruhigung weiter Volkskreiſe hat der Reichs⸗ 
0 v. Hindenburg eine 4. NotVO. unter dem 8. Dez. 
1931 (RGBl. 1931, I, 699) erlaſſen, die in ihrem Achten 
Teil die bezeichnende Überſchrift führt: „Zum Schutze des 
inneren Friedens“ und in ihrem Kap. I Maßnahmen gegen 
Waffenmißbrauch enthält. Es iſt darin beſtimmt, daß die 
oberſten Landesbehörden oder die von ihnen beauftragten 
Stellen für ihren Amtsbereich oder Teile davon anordnen 
können, daß der Beſitz von Schußwaffen und Munition, die 
den Vorſchriften des Geſetzes über Schußwaffen und Munition 
unterliegen, ſowie von Hieb⸗ oder Stoßwaffen (851 Waff⸗ 
MißbrG.) bei der Polizeibehörde anzumelden iſt. 

Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung können Waffen und Munition in polizeiliche Ver⸗ 
wahrung genommen werden. Auf Aufforderung der Polizei⸗ 
behörde hat der Beſitzer von ſolchen dieſe an die Behörde 
abzuliefern. 

Weiter iſt beſtimmt, daß, wer eine angeordnete An⸗ 
meldung oder Ablieferung vorſätzlich unterläßt oder wer im 
Beſitze von Gegenſtänden betroffen wird, von denen er weiß 
oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß ſie der An⸗ 
meldung oder Ablieferung entzogen ſind, mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten beſtraft und bei fahrläſſigem Handeln 
gegen die vorgenannten Beſtimmungen mit Geldſtrafe belegt 
wird. Neben der Strafe können die Gegenſtände eingezogen 
werden, auch wenn ſie nicht dem Täter gehören. Die hierzu 
ergangene DurchfVO. v. 10. Dez. 1931 (RG Bl. 1931, , 750) 
beſtimmt als Grund und Zweck dieſer Maßnahme, daß den 
Perſonen, die ihre politiſchen Auseinanderſetzungen mit Waf⸗ 
fen in der Hand zu führen pflegen, durch die vorſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften die Mittel dazu genommen werden 
ſollen, jedoch ſoll bei Durchführung der Maßnahmen darauf 
Bedacht genommen werden, daß unbeſcholtenen, nicht zu Ge⸗ 
walttätigkeiten neigenden Staatsbürgern die Möglichkeit bleibt, 
Leben und Eigentum innerhalb ihres befriedeten Beſitztums 
erforderlichenfalls auch mit der Waffe zu verteidigen. 

Es ſollen ferner alle Gegenſtände von den geſetzlichen 
Anordnungen erfaßt werden, die erfahrungsgemäß bei ge⸗ 
walttätigen Auseinanderſetzungen als Waffe benutzt werden. 
Dies gilt nicht nur für eigentliche Waffen, ſondern auch für 
ſolche Gegenſtände, die durch eine beſondere Zurichtung als 
Waffe in Betracht kommen können. 

Andererſeits ſollen den vorſtehenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen ſolche Gegenſtände nicht unterliegen, die zwar ihrer 
Natur nach Waffen ſind, die aber erfahrungsgemäß bei ge⸗ 
walttätigen Auseinanderſetzungen nicht benutzt zu werden 


pflegen, insbeſ. ältere Waffen, die aus Pietät oder als Er⸗ 
innerungszeichen oder als Stücke einer Sammlung aufbewahrt 
werden. 

Wie aus dem vorgenannten § 1 Kap. J (Teil 8) Not⸗ 
VO. v. 4. Dez. 1931 hervorgeht, enthält die NotVO. lediglich 
das Rahmengeſetz, überläßt aber die Durchführung der ange⸗ 
ordneten Maßnahmen den oberſten Landesbehörden oder deren 
beauftragten Stellen. 

In Verfolg hiervon iſt dann unter dem 10. Dez. 1931 
(GS. 1931, 257) von dem preuß. Miniſter des Innern eine 
VO. erlaſſen worden, die unter Ziff. 1 beſtimmt, daß für 
Anordnungen gemäß § 1 Abſ. 1 Kap. I des Teil 8 der vor⸗ 
genannten NotVO. des RPräſ. v. 4. Dez. 1931 außer dem 
Miniſter des Innern ſelbſt die Regierungspräſidenten für den 
Bereich ihres Regierungsbezirkes und der Polizeipräſident in 
Berlin für den Bezirk der Stadt Berlin zuftändig ſeien. Auf 
Grund dieſer preuß. VO. ſind dann auf Grund des Rund⸗ 
erlaſſes des PrMd J. v. 10. Dez. 1931, II/1121: MBli V. 1931, 
1239, wohl, von ſämtlichen Regierungspräſidenten entſprechende 
polizeiliche Maßnahmen in den Regierungsamtsblättern an⸗ 
geordnet worden. 

Es ſoll im folgenden unterſucht werden, welche Voraus⸗ 
ſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der von den preußiſchen 
Regierungspräſidenten für ihren Bezirk erlaſſenen Anordnun⸗ 
gen erforderlich ſind. Dies iſt auch nach der nationalen 
Staatsumwälzung von erheblicher Bedeutung, da die natio⸗ 
nale Regierung, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften erlaſſen 
find bzw. die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen, z. B. 
88 94 ff. StPO., eingreifen, die Anmeldungspflicht der Waf⸗ 
fenbeſitzer und das Recht zur Beſchlagnahme von Waffen ge⸗ 
rade auf die vorgenannten Beſtimmungen gründet. 

Wie bereits vorher erwähnt, iſt davon auszugehen, daß 
die NotVO. des Reichspräſidenten in ihrem 8 1 lediglich als 
Rahmengeſetz die geſetzliche Beſtimmung ſelbſt gibt, den Erlaß 
der zur Durchführung dieſer geſetzlichen Vorſchrift erforder⸗ 
lichen Anordnungen aber den Landesbehörden überläßt. Die 
dazu erlaſſene preuß. VO. v. 10. Dez. 1931 beſtimmt allein 
offenbar die regionale Zuſtändigkeit für den Erlaß der er⸗ 
forderlichen polizeilichen Maßnahmen, wenn ſie ſagt, daß für 
die Anordnungen auf Grund der 4. Not VO. v. 8. Dez. 1931 
außer dem Miniſter des Innern insbeſ. die Regierungspräſi⸗ 
denten für ihren Regierungsbezirk und der Polizeipräſident 
in Berlin für die Stadt Berlin zuſtändig ſeien. Da abweichende 
Beſtimmungen in den vorſtehend aufgeführten Vorſchriften 
nicht gegeben ſind, kommen alſo für den Erlaß der gemäß 
der reichsgeſetzlichen NotVO. zu erlaſſenden Maßnahmen 
offenbar wie auch ſonſt für Preußen die Beſtimmungen des 
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PolVerwG. v. 1. Juni 1931 zur Anwendung, insbeſ. der 
§ 58 PrpPolVerwGg., der beſtimmt, daß, ſoweit die Polizei⸗ 
behörden auf Grund beſonderer Reichs- oder Landesgeſetze 
zum Erlaß rechtswirkſamer Anordnungen, Feſtſetzungen, Be⸗ 
kanntmachungen uſw. ermächtigt ſind, falls keine abweichen⸗ 
den geſetzlichen Beſtimmungen erlaſſen worden ſind, die nach⸗ 
folgenden Geſichtspunkte zu beachten ſind: 

Auf derartige polizeiliche Maßnahmen, die an beſtimmte 
Perſonen gerichtet ſind, kommen die Beſtimmungen über po⸗ 
lizeiliche Verfügungen mit Ausnahme der Vorſchriften des 
§ 41 Abſ. 1 und 2 Pol Verw. zur Anwendung. 

8 41 beſtimmt, daß polizeiliche Verfügungen, die nicht 
auf Grund einer Pol VO. oder eines beſonderen Geſetzes er⸗ 
laſſen werden, nur gültig ſind, ſofern ſie im Einzelfall zur 
Beſeitigung einer Störung der öffentlichen Sicherheit und 

rdnung oder zur Abwendung einer im Einzelfall bevor⸗ 
ſtehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
notwendig ſind, und ferner in ſeinem Abſ. 2, daß, falls zur 
Beſeitigung einer derartigen Störung oder zu deren wirk⸗ 
ſamer Abwehr mehrere Mittel in Frage kommen, es dem Er⸗ 
meſſen der Polizeibehörde überlaſſen bleibt, eins dieſer Mittel 
zu beſtimmen, und zwar das den Betroffenen und die All⸗ 
gemeinheit am wenigſten beeinträchtigende Mittel. 

Die Polizeibehörde muß andererſeits auch ein von dem 
Betroffenen angebotenes, ebenſo wirkſames Mittel anwenden. 

Für allgemeinverbindliche polizeiliche Maßnahmen ſind 
die Beſtimmungen des § 32 zu beachten. Demgemäß müſſen 
die polizeilichen Maßnahmen, die auf Grund der 4. Not VO. 
des RPräſ. v. 8. Dez. 1931 in Preußen erlaſſen ſind, einmal 
eine ihren Inhalt kennzeichnende Überfchrift tragen, in der 
Überſchrift als Pol VO. oder polizeiliche Anordnung u. dgl. 
bezeichnet werden, den örtlichen Geltungsbereich angeben und, 
ſoweit die Zuſtimmung oder Anhörung anderer Stellen geſetz⸗ 
lich vorgeſchrieben iſt, die Stellen angeben, mit deren Zu⸗ 
ſtimmung oder Anhörung ſie erlaſſen ſind. In beſtimmten 
Fällen iſt auch anzugeben, daß die polizeiliche Maßnahme 
vorbehaltlich der Zuſtimmung oder Anhörung der vorgeſchrie⸗ 
benen Stellen erlaſſen iſt. Sie muß ferner das Datum ent⸗ 
halten, unter dem ſie ergangen iſt und die Behörde bezeichnen, 
welche die polizeiliche Anordnung erlaſſen hat. 

Schließlich müſſen die polizeilichen Maßnahmen in ihrem 
Inhalt beſtimmt ſein. Hinweiſe auf Anordnungen, z. B. Be⸗ 
kanntmachungen außerhalb der polizeilichen Maßnahme, ſind 
in ihnen unzuläſſig, ſoweit dieſe Bekanntmachungen Verbote 
oder Gebote von unbeſchränkter Dauer enthalten. Sie müſſen 
in ihrem Eingang auf die Geſetzesbeſtimmung Bezug nehmen, 
auf Grund deren fie erlaſſen find, und ſchließlich gemäß 8 35 
PolVerwG. veröffentlicht werden, und zwar die Pol VO. 
der Regierungspräſidenten in den Regierungsamtsblättern und 
die des Polizeipräſidenten in Berlin in den Amtsblättern 
für den Landesamtsbezirk Berlin. Auf die erfolgte Ver⸗ 
öffentlichung iſt in den amtlichen Kreisblättern oder auf ſon⸗ 
ſtige ortsübliche Weiſe hinzuweiſen. 

Da in dem vorgenannten Runderlaß des Miniſters des 
Innern die Anweiſung gegeben iſt, daß der Regierungspräſi⸗ 
gent für ſeinen Regierungsbezirk oder Teile davon und der 
Polizeipräſident in Berlin für die Stadt Berlin die nach 
Kap. 1 81 Abſ. 1 Not VO. v. 8. Dez. 1931 erforderlichen 
Anordnungen zu treffen haben, handelt es ſich offenbar bei 
dieſen Anordnungen des Polizeipräſidenten in Berlin und 
er Regierungspräſidenten in Preußen um allgemeinverbind⸗ 
liche Vorſchriften i. S. des § 58 Pol Verw. Für deren 
Aechtswirkſamkeit ſind die gleichen Beſtimmungen maßgebend 

ie für die Rechtswirkſamkeit der Polizeiverordnungen. 
Für PolVO. beſtimmt 826 PrpolVerwG., daß die 
von den Regierungspräſidenten in Preußen oder von dem 
Polizeipräfidenten in Berlin zu erlaſſenden PolVO. der Zu⸗ 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes bedürfen. Allerdings können 
Pol VO. in Fällen, die keinen Aufſchub geſtatten, auch ohne 
\eje vorherige Zuſtimmung erlaſſen werden. Derartige Pol⸗ 

„treten jedoch außer Kraft, wenn nicht innerhalb von 
drei Monaten nach dem Tage ihrer Veröffentlichung die Zu⸗ 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes erteilt iſt. Gemäß den in den 
89 58 zu b und 32 zu e gegebenen ausdrücklichen Vorſchriften 


muß in dieſen polizeilichen Maßnahmen ausdrücklich der 
Hinweis enthalten fein, daß fie ebenſo wie die Pol VO. vor⸗ 
behaltlich der Zuſtimmung oder Anhörung der vorgeſchrie⸗ 
benen Stelle, alſo des Bezirksausſchuſſes, erlaſſen ſind. 

Die von den preuß. Regierungspräſidenten auf Grund 
der 4. NotVO. v. 8. Dez. 1931 erlaſſenen polizeilichen Maß⸗ 
nahmen oder Anordnungen müſſen deshalb, um rechtswirkſam 
zu ſein, abgeſehen von den weiteren vorſtehend aufgeführten 
Beſtimmungen, insbeſ. den Hinweis enthalten, daß ſie auf 
Grund der NotVD. des RPräſ. v. 8. Dez. 1931 ergangen 
ſind und ferner angeben, daß die Zuſtimmung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes erteilt iſt, bzw. daß ſie vorbehaltlich der Zuſtim⸗ 
mung des Bezirksausſchuſſes erlaſſen worden ſind. Insbeſ. 
können, wie bereits vorher ausgeführt, die Regierungspräſi⸗ 
denten ſich weder auf die PrAusfVO. v. 10. Dez. 1931 noch 
etwa auf den Runderlaß des preuß. Miniſters des Innern 
dafür berufen, daß die Beſtimmungen des § 26 PrPol Verw. 
bei dem Erlaß dieſer Anordnungen von ihnen nicht beachtet 
zu werden brauchen. Dies wäre laut der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift des 8 58 PrPolVerwG. nur zuläſſig, wenn die Re⸗ 
gierungspräſidenten ſich auf eine abweichende geſetzliche 
Vorſchrift berufen könnten. 

Die bereits erwähnte PrAusfVO. ſtellt, wie vorher ſchon 
erwähnt, keine abweichende geſetzliche Beſtimmung dar, die 
15 Abweichung von der Regel des 8 58 PrPolVerwG. ge⸗ 
tattet. 

Auch der Runderlaß des preuß. Miniſters des Innern 
wiederholt lediglich die Vorſchriften der erwähnten preuß. 
VO. v. 10. Dez. 1931 über die Regelung der regionalen Zu⸗ 
ſtändigkeit der preuß. Regierungspräſidenten für den Erlaß 
derartiger polizeilicher Anordnungen und fügt nur noch hin⸗ 
zu, daß dem Miniſter des Innern über den Erlaß derartiger 
Anordnungen von den Regierungspräfidenten Bericht zu er- 
ſtatten iſt. Dieſer Runderlaß iſt als reiner Verwaltungsgkt 
niemals in der Lage, die ausdrückliche Beſtimmung des 858 
PrpolVerwG. aus dem Wege zu räumen. 

Sind die vorſtehend aufgeführten Vorſchriften von den 
preuß. Regierungspräſidenten bei dem Erlaß derartiger poli⸗ 
zeilicher Maßnahmen oder Anordnungen, ſeien ſie unter der 
ausdrücklichen Bezeichnung als PolVO. oder polizeilichen An⸗ 
ordnungen⸗ oder Maßnahmen ergangen, nicht beachtet wor⸗ 
den, ſo entbehren die von ihnen erlaſſenen polizeilichen Maß⸗ 
nahmen alſo der Rechtswirkſamkeit. 

Ob die in Frage kommenden Verwaltungsſtellen durch⸗ 
weg die vorgenannten Beſtimmungen beachtet haben, iſt dem 
Verfaſſer nicht bekannt geworden. Für einen preuß. Regie⸗ 
rungsbezirk ſteht jedoch feſt, daß hier der Regierungspräſi⸗ 
dent ſich in ſeiner polizeilichen Anordnung, die im übrigen 
etwa 6—7 Monate nach Erlaß der NotVO. ergangen iſt, 
lediglich darauf beſchränkt hat, in der Anordnung auf die 
4. NotVO. des RPräſ. v. 8. Dez. 1931 Bezug zu nehmen 
und die ſonſtigen Beſtimmungen des 8 58 und der 88 32, 
33 PrPolVerwG. nicht beachtet hat. Die Folge hiervon iſt, 
daß, ſoweit etwa auf Grund dieſer polizeilichen Anordnung 
Verurteilungen in der Zwiſchenzeit erfolgt ſein ſollten, dieſe 
Verurteilungen nicht zu Recht geſchehen ſind, da ſie auf 
Grund einer Vorſchrift erfolgt ſind, die der Rechtswirkſam⸗ 
keit entbehrte. Soweit das Urteil gegen den davon Betroffenen 
bereits rechtskräftig ſein ſollte, bleibt dem Verurteilten nur 
übrig, Wiederaufnahme des Verfahrens gem. 88 359 ff. StPO. 
zu betreiben, und zwar dürfte der Grund für die Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens die neue Tatſache ſein, daß zur 
Zeit ſeines angeblichen ſtrafbaren Tuns eine geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung überhaupt nicht beſtanden hat, die feine Beſtrafung 
herbeizuführen in der Lage war. Dies würde ſich als eine 
erhebliche neue Tatſache i. S. des 8359 Ziff. 5 StPO. 
darſtellen (vgl. Z StW. 44, 177; 47, Beil., 302; Loewe, 
Komm., Anm. 21 c und 23 b zu 8 359). 

Für den vorgenannten Regierungsbezirk wird deshalb 
der zuſtändige Regierungspräſident, um für die Folgezeit Ver⸗ 
urteilungen auf Grund der NotVO. des RPräſ. v. 8. Dez. 
1931 zu ermöglichen, genötigt ſein, eine neue polizeiliche An⸗ 
ordnung zu erlaſſen, die den angeführten Beſtimmungen des 
PrPolVerwG. genügt. 
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Zum Belafungsuerbot des Keichserbhofgeſetzes. 


Nach § 37 Abſ. 1 RErbhofcz. v. 29. Sept. 1933 (RG Bl. I, 
685) iſt der Erbhof ohne Genehmigung des Anerbengerichts un⸗ 
belaſtbar. § 64 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. zum RErbhofſh. v. 19. Okt. 
1933 (RGBl. I, 749) ſchränkt das Belaſtungsverbot dahin ein, 
daß es für die Belaſtung mit Grunddienſtbarkeiten, beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeiten und öffentlichen Laſten nicht gilt. 

Dieſe geſetzliche Regelung läßt Zweifel offen. Bezieht fie 
ſich nur auf ſolche Belaſtungen, die mit dem Willen des Eigen⸗ 
tümers vorgenommen werden, d. h. auf Grund ſeiner Bewilligung 
oder ein ſie erſetzendes Urteil, oder ſchließt ſie auch andere Be⸗ 
a aus? Für die Praxis beſonders wichtig find folgende 

älle. 

Die Eintragung einer Aufwertungshypothek auf Grund des 
84 GBBereincG. Sie erfolgt auf einfeitigen Antrag des Gläu⸗ 
bigers. Einer Mitwirkung des Eigentümers bedarf es nicht. Wenn⸗ 

leich die Eintragung der Hypothek vor dem 1. Okt. 1933, dem 
Inkrafttreten des RErbhofGG., ohne weiteres hätte vorgenommen 
werden können, ſo dürfte 5 für die Zeit danach unſtatthaft ſein. 
Das folgt aus dem mit dem NErbhofch. verfolgten Zweck, den 
3 Beſtand des Erbhofs unter allen Umſtänden zu 
ſichern. 

Nach § 848 Abſ. 2 S. 1 ZPO. erwirbt derjenige, der den Auf⸗ 
e des Schuldners hat pfänden laſſen, mit dem 
Übergange des Eigentums auf den Schuldner an dem Grundſtück 
eine Sicherungshypothek für ſeine Forderung. Soweit die Auf⸗ 
laſſung wegen Fehlens der nach $37 RErxrbhufb. erforderlichen 
Genehmigung des Anerbengerichts unwirkſam iſt, erwirbt der 
Schuldner durch die trotzdem vorgenommene Eigentumsumſchrei⸗ 
bung kein Eigentum und der Glaubiger damit keine Sicherungs⸗ 
hypothek. Iſt aber die Genehmigung erteilt, ſo geht mit ſeiner 
Eintragung das Eigentum auf den Schuldner über. Damit ſcheinen 
die Vorausſetzungen des §848 Abſ. 2 ZPO. für die Entſtehung 
der Sicherungshypothek erfüllt zu ſein. Doch dürfte die Annahme, 
daß für den Gläubiger eine Sicherungshypothek entſtanden ſei, un⸗ 
richtig fein. Sie würde dem mit den §§ 37 f. RErbhofG. verfolgten 
Zweck nicht gerecht werden. Nach § 38 Abſ. 1 RErbhofc. kann 
in den Erbhof wegen einer Geldforderung nicht vollſtreckt wer⸗ 
den. Dieſe Vorſchrift könnte leicht umgangen werden, wenn man 
die Anwendung des § 848 Abſ. 2 IPOD. auf den Erbhof zuließe. 


AGR. u. LER. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Magdeburg. 


Hat die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Anerbengerichte 
zur Folge, daß andere Gerichte auch nicht als Vorfrage 
über die Erbhofeigenſchaft entſcheiden dürfen? 


Dieſe Frage iſt m. E. aus folgenden Gründen zu bejahen. 
§ 40 Abſ. 2 RErbhofch. vom 29. Sept. 1933 (im folgenden kurz 
Geſetz genannt) beſtimmt nur, daß in den durch dieſes Geſetz den 
Anerbenbehörden zur Entſcheidung überwieſenen Angelegenheiten 
die ordentlichen Gerichte nicht angerufen werden können. Den 
Anerbengerichten ſind vor allem zwei voneinander verſchiedene 
Tätigkeiten zugewieſen: Sie ſind 1. zuſtändig für das Verfahren, 
das im Zuſammenhang mit der Eintragung in die Erbhoferolle 
ſteht. Soweit hier dem Anerbengericht beſtimmte Verrichtungen 
zugewieſen ſind, ſind dieſe ſchon ihrer Natur nach ausſchließlich, 
und dasſelbe gilt auch für die Fälle, in denen das Anerbengericht 
beſtimmte Genehmigungen zu erteilen hat. Neben dieſer Ver⸗ 
richtungszuſtändigkeit iſt aber dem Anerbengericht in 
8 10 des Geſetzes noch eine beſondere Feſtſtellungszuſtän⸗ 
digkeit gegeben, durch die ihm die Aufgabe zugewieſen worden 
iſt, auch in ſolchen Fällen eine Feſtſtellung über die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft zu treffen, in denen dieſe Feſtſtellung nicht für eine bejon- 
dere Verrichtung notwendig iſt. Erſt dadurch gewinnt der § 40 Abſ. 2 
des Geſetzes mit ſeiner Beſtimmung über Ausſchluß der Anrufung 
der ordentlichen Gerichte Bedeutung. Dieſe Beſtimmung ſchließt 
aus, daß nach § 256 ZPO. Parteien vor ordentlichen Gerichten au 
Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes klagen, bei dem ausschließlich 
ſtrittig iſt, ob ein Gut Erbhof iſt, oder nicht (Streng genommen 
würde ja in dem eben erwähnten Falle das ordentliche Gericht 
über die Erbhofseigenſchaft auch nur als Vorfrage entſcheiden, 
denn Hauptfrage ſoll ja die Feſtſtellung des ſtrittigen Rechts⸗ 
verhältniſſes ſein. Es dürfte aber keinem Zweifel unterliegen, daß 
die 88 10, 40 Abſ. 2 des Geſetzes mindeſtens die Entſcheidung über 
dieſe Art der Vorfrage den ordentlichen Gerichten entziehen wol⸗ 
len: denn in Wahrheit intereſſiert ja die Parteien bei einem ſol⸗ 
chen Feſtſtellungsprozeß nur die Vorfrage, und es würde 
der zwingenden Natur der Zuſtändigkeitsregelung widerſprechen, 
wollte man den Parteien erlauben, durch Verſchleierung des wah⸗ 
ren Feſtſtellungsintereſſes eine Zuſtändigkeit zu erſchleichen). 

Immerhin iſt damit noch nichts für die Frage gewonnen, 
ob auch in Fällen, in denen man nicht von einer Verſchleierung 
des Feſtſtellungsintereſſes reden kann, die Vorfrage nur vom An⸗ 
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erbengericht entſchieden werden kann: Das deutſche Recht räumt 
im Gegenſatz zum franzöſiſchen grundſätzlich dem entſchei⸗ 
denden Gericht auch die Beantwortung der auftauchenden Vorfra⸗ 
gen ein (vgl. z. B. § 148 ZPO., § 262 StPO.). Ausnahmen kom⸗ 
men vor (z. B. Vorfrage über Beſtehen eines Steueranſpruchs, 
über die Höhe der Entſchädigung bei verſicherungspflichtigen Un⸗ 
fällen u. a.). Zu bedenken gibt aber ſchon hier, daß die Ausnah⸗ 
men durchweg in neueren Geſetzen zu finden ſind, und daß ein 
Zug zur Annäherung an den franzöſiſchen Grundſatz wohl getroſt 
feſtgeſtellt werden kann. Im vorliegenden Falle ſpricht allerdings 
wieder SI Ziff. 3 des Geſetzes dagegen, nach dem die Eintragung 
in die Erbhöferolle nur rechtserklärende, keine rechtsbegründende 
Bedeutung hat. Es hat den Anſchein, als ob auch ein nicht ein⸗ 
getragener Erbhof vom Prozeßgericht jederzeit als Erbhof betrach⸗ 
tet werden kann. 

Doch möchte ich in dieſer ſtrittigen Frage — trotz § 1 Abſ. 3 
— dem Prozeßgericht ſowie jedem anderen Gericht Entſcheidungs⸗ 
befugnis in deem Sinne abſprechen. Zum Ergebnis kommt man 
durch folgende Erwägungen: Nach § 32 der erſten DurchfVO. vom 
19. Okt. 1933 zum Geſetz (im folgenden VO. genannt) „hat“ 
das GBA. auf Erſuchen des Anerbengerichts den Erbhofvermerk 
einzutragen und es „hat“ das Grundbuchblatt mit dem Wort 
„Erbhof“ zu überſchreiben. Erbhof iſt aber das Grundſtück nicht 
erſt vom Augenblick dieſer Eintragung geworden, ſondern ſchon 
vom Inkrafttreten des Geſetzes (d. i. der Sinn des 81 Abi. 3). 
Wenn vor der Eintragung, aber nach Inkrafttreten des Geſetzes 
eine Veräußerung eingetragen worden iſt, dann iſt dieſe Ver⸗ 
äußerung trotz etwaigen guten Glaubens des Erwerbers unwirk⸗ 
ſam. Die Verfügungsbeſchränkung des „Bauern“ beſteht ja nicht 
nur zugunſten beſtimmter Perſonen, ſondern zugunſten der All⸗ 
gemeinheit (vgl. den Vorſpruch zum Geſetz), jo daß ein gutgläu- 
biger Erwerb nicht möglich iſt. Es iſt nun ausgeſchloſſen, daß 
der Grundbuchrichter die Freiheit haben ſoll, nach der Kennzeich⸗ 
nung ſeines Grundbuchblattes noch das Grundſtück als Nicht⸗ 
Erbhof zu betrachten und dementſprechende Eintragungen zu ver⸗ 
fügen: das Gebiet ſeiner Tätigkeit, das Grundbuch, wird gewiſſer⸗ 
maßen vor ſeinen Augen und ohne ſein Zutun umgeſtaltet, ſo 
daß ihm — und das iſt der Sinn des § 32 der VO. — jede 
Entſchließungsfreiheit auf dieſem Gebiete fehlt, auch vor Ein⸗ 
gang des Erſuchens. Er hat in der Übergangszeit in Zwei⸗ 
felsfällen die Entſcheidung über dem Geſetz widersprechende Ein⸗ 
tragungen auszuſetzen. Später wird er in Zweifelsſällen die Tä⸗ 
tigkeit des Anerbengerichts anregen, das nach § 47 der BD. 
von Amts wegen und auch außerhalb des Anlegeverfahrens ent⸗ 
ſcheiden kann. Es darf nicht dabei ſtören, daß ja ſchließlich in der 
Kennzeichnung des Falles als zweifelhaft auch ſchon eine Art 
Entſcheidung liegt: es hat ja auch noch nie jemand beſtritten, daß 
etwa über das Beſtehen eines Strafanſpruches auf Vollſtreckung 
von Gefängnis⸗ — oder ſchwereren Strafen — die Gerichte 
entſcheiden, obgleich auch hier die Gerichte nur die Fälle vorge⸗ 
legt bekommen, in denen das Nichtbeſtehen eines Strafanſpruchs 
nicht außer allem Zweifel ſteht. Die Vorfrage, ob überhaupt 
Zweifel über das Nichtbeſtehen eines Strafanſpruchs vorhanden 
find, entſcheidet je auch hier eine andere Behörde, nämlich die 
Staatsanwaltſchaft. 

Mit dieſer Bindung des GBA. iſt aber auch das Prozeß⸗ 
gericht gebunden. Die Eintragungen im Grundbuch ſind zum gro⸗ 
ßen Teile rechtsgeſtaltend. In dem Augenblick, in dem der Grund⸗ 
buchrichter gebunden iſt und den Weiſungen des Prozeßrichters 
nicht mehr folgen kann, würden die Entſcheidungen des Prozeß⸗ 
gerichts in zahlreichen Fallen Lufthiebe ſein. Man denke etwa 
daran, daß ein Prozeßgericht in Beantwortung einer Vorfrage 
einen Beklagten zur Abgabe einer Eintragungsbewilligung ver⸗ 
urteilt, die infolge der Bindung des Grundbuchrichters jede Be⸗ 
deutung verliert. 

Aus allen dieſen Gründen iſt jedem anderen Gericht auch die 
Entſcheidung über die Erbhofeigenſchaft als Vorfrage m. E. verſagt. 

Ref. Egon Wendt, Stollberg i. E. 


Einige Fragen des i Eutſchuldungs 
rechts. 


1. Nach § 81 des Gef. vom 1. Juni 1933 kann der Inhaber 
eines landwirtſchaftlichen, gärtneriſchen oder forſtwirtſchaftlichen 
Betriebs die Wirkungen des Entſchuldungsverfahren auch durch 
Selbſtentſchuldung erzielen. Die hauptſächlichſte Wirkung iſt, daß 
auch in dieſem Fall — nach Erklärung des Betriebes zum Ent 
ſchuldungsbetrieb — die mündelſicheren Hypotheken in un⸗ 
kündbare niedrigverzinsliche Hypotheken umgewandelt werden 
(§ 84). Vorausſetzung für die Erklärung zum Entſchuldungsbetried 
ift nur, daß außerhalb der Mündelſicherheitsgrenze entſpre⸗ 
chend der Regelung im Entſchuldungsverfahren nur unkündbare 
niedrigverzinsliche Schulden vorhanden ſind. Es entſteht nun prak- 
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tiſch die Frage, ob die Erklärung zum Entſchuldungsbetrieb auch 
bann möglich iſt, wenn außerhalb der Mündelſicherheitsgrenze 
überhaupt keine Schulden vorhanden ſind. Erfreulicherweiſe iſt das 
auch heute noch bei einer großen Zahl der Betriebe der Fall. Nach 
dem Zweck des Geſetzes wird man annehmen müſſen, daß auch 
dieſe Betriebe die Vorteile des Geſetzes genießen ſollen. Dagegen 
einwenden ließe ſich andererſeits, daß bei einem gering verſchul⸗ 
deten Landwirt die mit der Erklärung zum Entſchuldungsbetriebe 

Ur den Gläubiger verbundenen Nachteile nicht zu verantworten 
eien. Erwünſcht wäre diesbezüglich eine klare Beſtimmung in 
einer Durchführungsverordnung. 

2. Wie oben geſagt, iſt eine Wirkung der Entſchuldung, daß 
auch für mündelſichere Forderungen der Zinsſatz herabgeſetzt wird 
und eine Tilgung mit regelmäßig % eintritt. Es iſt im Geſetz 
nicht geſagt, ob zu der Tilgung auch die jährlich erſparten Zinſen 
hinzutreten ſollen, wie dies ſonſt bei Tilgungshypotheken üblich iſt. 
Man muß es wohl als Willen des Geſetzgebers annehmen, da 
lonft die Tilgung 200 Jahre dauern würde und dies wohl kei⸗ 
nem Glaubiger zugemutet werden kann. Eine ausdrückliche Beſtim⸗ 
mung in einer Durchführungsverordnung wäre erwünſcht. 

3. Eine weitere Frage, die in der Praxis der Entſchuldungs⸗ 
verfahren wiederholt auftritt, iſt die, wer als Inhaber eines land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebs anzuſehen iſt. Auf den Dörfern gibt es 
überall Einwohner, die haußtberuflich nicht in der Landwirtſchaft 
tätig ſind, ſondern ein Gewerbe als Gaſtwirt, Schmied, Fuhr⸗ 
mann oder Stellmacher ausüben oder auch in einer benachbarten 
Fabrik als Arbeiter beſchäftigt ſind. Alle dieſe haben ſehr häufig 
einige Morgen Acker oder Wieſen, die ſie im weſentlichen für den 
eigenen häuslichen Bedarf landwirtſchaftlich nutzen. Man wird an⸗ 
nehmen müſſen, daß nach dem Willen des Geſetzes hier kein land⸗ 
wirtſchaftlicher Betrieb vorliegt. Soweit derartige Betriebe 
verſchuldet ſind, beruht die Verſchuldung nicht — oder wenigſtens 
nicht unmittelbar — auf der Kriſe in der Landwirtſchaft, ſondern 
hat ihre Urſache in der ſonſtigen Berufstätigkeit der Eigentümer, 
bei Gaſtwirten insbeſ. in dem Rückgang des Bierkonſums; meiſt 
handelt es ſich um eine reine Gebäudeverſchuldung. Dieſe 
Urſachen ſind bei gleichartigen ſtädtiſchen Betrieben ebenſo vor⸗ 
handen. Es erſcheint deshalb unbillig, derartigen Eigentümern 
tundwirtſchaftlichen Grundbeſitzes die der Landwirtſchaft zus 
gedachten Vorteile zukomen zu laſſen und ſie ſo vor gleichartigen 
ſtädtiſchen Betrieben und dem ſtädtiſchen Hausbeſitz zu bevorzugen. 
Wenn freilich bei ſolchen Perſonen die Landwirtſchaft der Haupt⸗ 
beruf iſt, ſtehen auch ihnen die Vorteile des Gejeges zu; die 

tenze wird im Einzelfall ſchwer zu ziehen fein. 

. 4 In Art. 15 der 3. DurchfVO. vom 15. Sept. 1933 iſt be⸗ 
ſtimmt, daß die Veränderungen der Forderungen bzgl. Verzinſung 
und Fälligkeit von dem Zeitpunkt an gelten, in dem das Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren eröffnet iſt. Eine Regelung, von welchem Zeit⸗ 
punkt an dieſe Veränderungen im Falle der Selbſtentſchuldung 
gelten, iſt nicht getroffen. Man wird anehmen müſſen, daß hier 
der Zeitpunkt der Eintragung im Grundbuch maßgebend iſt, da 
nach 881 Abſ. 2 des Geſetzes die rung zum Entſchuldungs⸗ 
betrieb „durch Eintragung“ erfolgt. 
5. Eine weitere Wirkung der Entſchuldung ift die, daß nach 
391 des Geſetzes künftig nur noch unkündbare Tilgungshypotheken 
und nur innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze ins Grundbuch 
eingetragen werden können. Es entſteht die Frage, ob alſo künftig 
auch keine Reallaſten mehr eingetragen werden können. Das Be⸗ 
dürfnis wird ſowohl für Altenteilsrechte als auch für andere Un⸗ 
terhaltsrenten beſtehen. Für Altenteilsrechte ſollte ſcheinbar ein 
gewiſſer Ausgleich durch die Beſtimmung des § 93 Abſ. 2 Ziff. 2 b 
geſchaffen werden. Man könnte daran denken, eine etwaige Unter⸗ 
haltsrente künftig durch eine Sicherungshypothek zu ſichern. Doch 
iſt ja auch dies nach 8 91 nicht möglich. Es wird überhaupt man⸗ 
her Landwirt als Mangel empfinden, daß z. B. auch zur Siche⸗ 
rung eines laufenden Perſonalkredits keine Höchſtbetragshypothek 
mehr eingetragen werden kann. Doch entſpricht dies zweifellos dem 

weck des Geſetzes. Auch für ſolche Fälle wird man Tilgungs⸗ 
Ipotheken eintragen müſſen, jo daß ſich die Sicherheit des Kre⸗ 
ditgebers alſo ſtändig vermindert und dadurch der Betriebsinhaber 
zu laufenden Abzahlungen genötigt iſt, was das Geſetz gerade er⸗ 
reichen will. 
„„ (Infolge der Beſtimmungen des neuen RErbhofch. hat die 
dier behandelte Frage nur noch für einen kleinen Teil der Land⸗ 
wirtſchaft Bedeutung, da eine Belaſtung der Erbhöfe ja grund⸗ 
latzlich überhaupt ausgeſchloſſen ift.) 

6. Eine weitere Frage läßt § 85 entſtehen. Er ſpricht von den 
nach dem 12. Juli 1931 entſtandenen Forderungen, deren Bar⸗ 
ablöſung der Gläubiger u. U. von der Entſchuldungsſtelle verlan⸗ 
gen kann. Die Vorſchrift ſoll offenbar für die Fälle der Selbſt⸗ 
eutſchuldung gelten, da für das Entſchuldungsverfahren ſelbſt die 
Behandlung dieſer Forderungen in § 16 geregelt iſt. Es fehlt je⸗ 
190, bei der Selbſtentſchuldung eine Regelung für die vor dem 
Juli 1931 entſtandenenn ungeſicherten Forderungen. Sollen 


dieſe auch unter § 84 fallen? Wie die eingereichten Entſchuldungs⸗ 
anträge zeigen, ſind ſolche ungeſicherten, älteren Forderungen, 
insbeſ. Darlehnsforderungen von Verwandten od. dgl. nicht ſelten 
vorhanden. Da eine Regelung fehlt, muß man annehmen, daß 
dieſe im Falle der Selbſtentſchuldung unberührt bleiben. 
Von AGR. Pyrkoſch, Genthin. 


Wie kann der Lauer fir von feinen Schulden befreien? 


In dem Geſetz v. 1. Juni 1933 hat die Reichsregierung unter 
Führung unſeres Volkskanzlers Adolf Hitler einen bedeutungsvollen 
Schritt, man kann wohl ſagen, die wichtigſte Grundlage für die Wie⸗ 
dergeſundung unſeres Baueruſtandes geſchaffen. Bis heute iſt 
die Bedeutung des Geſetzes in unſerer Gegend von den hiervon Be⸗ 
troffenen noch nicht richtig begriffen worden, da von den gegebenen 
Möglichkeiten noch kaum Gebrauch gemacht iſt. 

Der Zweck des Geſetzes, dem bereits vier Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen gefolgt ſind und welches ſehr verwickelte Beſtimmungen ent⸗ 
hält, iſt: 

1. die finanziellen Verhältniſſe des Bauernſtandes grundlegend zu 
ordnen und 

2. damit den Bauern endlich die Möglichkeit zu geben, in Ruhe 
aufzubauen und für dieſen zukünftigen Wiederaufbau endgültige 
Klarheit zu ſchaffen. 

Um dieſen Zweck zu erreichen, werden kurzfriſtige Forderungen 
jederart, wenn das Entſchuldungsverfahren durchgeführt wird, grund⸗ 
ſätzlich in langfriſtige Forderungen umgewandelt, oder durch die Ent⸗ 
ſchuldungsſtelle abgelöſt. Es ſei hier nur angedeutet, daß im all⸗ 
gemeinen die Forderungen auf den 4½ œigen Zinsſatz zurückgeführt 
werden, wozu ½ bis 50% höchſtens als Tilgungsrate hinzukommt. 
Auch eine Kürzung gewiſſer Forderungen bis 50% kann eintreten. 
Es werden alſo die vor dem Krieg beſtehenden Verhältniſſe wieder 
eingeführt, wo es möglich war, zu niedrigen Zins⸗ und Tilgungs⸗ 
ſätzen, etwa insgeſamt mit einer Belaſtung von 6% aufgenommene 
Schulden zurückzuzahlen. 

Die unmittelbare Folge des Antrags auf Eröffnung des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens iſt die, daß der Schuldner durch die Einleitung 
des Entſchuldungsverfahrens weiteren Angriffen der Gläubiger entgeht 
und alle Vollſtreckungsmaßnahmen zum Stillſtand bringen kann. 
Dieſe Tatſache iſt im Hinblick auf den auf der VO. v. 14. Febr. 
1933 beruhenden Vollſtreckungsſchutz als nur vorübergehende Not⸗ 
ſtandsmaßnahme beſonders weſentlich, da alle Zwangsverſteigerungen 
von zu einem landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtne⸗ 
riſchen Betrieb gehörenden Grundſtücke nur zunächſt bis 31. Dez. 
1933 (vgl. RGBl. I, 779) von Amts wegen eingeſtellt ſind. Selbſt 
wenn dieſe Friſt, was zu erwarten iſt, verlängert wird, muß der Land⸗ 
wirt immer damit rechnen, daß der Gläubiger unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen das Zwangsverſteigerungsverfahren erneut betreiben kann. 

Aus dieſem Grunde iſt allen Landwirten, die z. B. wegen 
Nichtzahlung von fälligen Hypothekenzinſen eine Fortſetzung des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens zu befürchten haben und die ſich die 
damit verbundenen neuen Koſten, z. B. durch die neue Bekannt⸗ 
machung des Verſteigerungsverfahrens, erſparen wollen, zu empfehlen, 
alsbald die Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens und gleichzeitig 
die Einſtellung der Grundſtückszwangsverſteigerung zu beantragen 
(vgl. Art. 4 2. DurchfVO. v. 5. Juli 1933). 

Das Verfahren wird nur auf Antrag des Landwirts eingeleitet. 
Dieſer iſt ſeitens des Inhabers des landwirtſchaftlichen Betriebes 
an das AG. zu ſtellen, in deſſen Bezirk die Grundſtücke belegen find. 
Für die Frage, wann ein landwirtſchaftlicher Betrieb vorliegt, wird 
in richtiger Auslegung des Geſetzes nicht die Größe der bearbeiteten 
landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Nutzflächen 
maßgebend ſein können. Ob es ſich hier beiſpielsweiſe um fünf 
Morgen Land oder weniger handelt, iſt unerheblich. Ein landwirt⸗ 
schaftlicher Betrieb wird ſchon gegeben fein, wenn z. B. Scheune 
und Stallung, die der Viehhaltung oder Aufbewahrung von Frucht 
dienen, oder wenn das zur Bearbeitung der landwirtſchaftlichen 
Nutzfläche nötige Ackergerät vorhanden iſt. Denn wenn der reine 
Bauernſtand mit 20 oder mehr Morgen Land geſchützt iſt — eine 
Frage, die nur auf Grund ſachverſtandigen Urteils unter Berück⸗ 
ſichtigung der Gegend gelöſt werden kann —, ſo erfordert es die 
ſoziale Gerechtigkeit, daß die wirtſchaftlich Schwächeren erſt recht 
den Schutz des Geſetzes genießen. In der 4. DurchfVO. v. 5. Okt. 
1933 iſt auch darauf hingewieſen, daß für Betriebe mit einem Ein⸗ 
heitswert unter 10000 A die oberſte Landesbehörde unter Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft 
und des Reichsminiſters der Finanzen den Betriebswert anderweit bis 
100% höher oder niedriger als den Einheitswert feſtſetzen kann. 

Was iſt in dem Antrag anzugeben? 

1. Hat der Betriebsinhaber ſeine wirtſchaftlichen Verhältniſſe, ſein 
Einkommen und ſonſtiges Vermögen (Außenſtände, Forderun⸗ 
gen) anzugeben. Erforderlich iſt eine genaue Aufſtellung ſeiner 
ſamtlichen Schulden, nicht nur Hypothekenbelaſtungen, ſondern 
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3. B. auch ſolche bei Kolonialwarenhändler, Handwerker uſw., 
und zwar unter Angabe der Höhe der Schulden, der Bezeichnung 
des Gläubigers und außerdem unter Angabe des Zeitpunktes 
der Entſtehung derſelben, da das Geſetz hieran wichtige Rechts⸗ 
folgen betreffs Behandlung der Schulden knüpft. Bei der An⸗ 
gabe des Vermögens iſt nicht erforderlich, daß jedes Grundſtück 
einzeln bezeichnet wird, ſondern es wird die Angabe der be⸗ 
wirtſchafteten Nutzfläche in Morgen genügen, da das AG. die 

Grundakten beizieht. 

2. Der Betriebsinhaber muß ferner angeben, daß er ſich nicht 
aus eigenen Mitteln entſchulden kann und muß hierzu Gründe 
geltend machen. Zur Entſcheidung dieſer Fragen kann auch das 
etwa vorhandene Vermögen des Ehegatten des Betriebsinhabers 
oder, falls mehrere Betriebsinhaber vorhanden ſind, deren Ver⸗ 
mögen berückſichtigt werden (Art. 7 der 3. DurchfVO. vom 
15. Sept. 1933). 

3. Iſt die Angabe erforderlich, daß der Landwirt keine Schulden 
im Hinblick auf eine beabſichtigte Inanſpruchnahme des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens aufgenommen hat (§ 3 des Geſ.). 

4. Der Schuldner muß endlich noch angeben, welche Entſchuldungs⸗ 
ſtelle er gewählt hat und ob dieſe bereit iſt, die Entſchuldung zu 
übernehmen. Wer als Entſchuldungsſtelle in Betracht kommt — 
es ſind hauptſächlich Sparkaſſen und genoſſenſchaftliche Bank⸗ 
inſtitute —, iſt außer in der 1. DurchfVO. v. 15. Juni 1933 
in Art. 1 der 3. DurchfVO. v. 15. Sept. 1933 beſtimmt. Das 
AG. kann auch die Vorlage einer Genehmigung des betreffenden 
Inſtituts verlangen. Weſentlich iſt dieſe Angabe deshalb, weil die 
Entſchuldungsſtelle wichtige Verpflichtungen zur Ablöſung der 
Schulden übernimmt. Sie ſchiebt ſich zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner und ſtellt auch den Entſchuldungsplan auf. Auf die 
Stellung und Aufgabe der Entſchuldungsſtelle im einzelnen und 
die Rechte der Gläubiger wird ſpäter in einer weiteren Abhand⸗ 
lung zurückzukommen ſein. 

Das AG. Kann verlangen, daß die Richtigkeit aller dieſer An⸗ 
gaben von dem Schuldner an Eidesſtatt verſichert wird. Ausgeſchloſſen 
von dem Entſchuldungsverfahren ſind Perſönlichkeiten, deren Wirt⸗ 
ſchaftsweiſe nicht die Gewähr bietet, für eine erfolgreiche Durch⸗ 
führung des Verfahrens. 

Anträge ſind bis zum Ablauf des 30. Juni 1934 zu ſtellen. 

Entſpricht der Antrag den obigen formalen Vorausſetzungen, 
fo iſt das Verfahren vom AG. zu eröffnen (8 4 des Gef. und Art. 2 
2. DurchfVO. v. 5. Juli 1933) und die Entſchuldungsſtelle zu er⸗ 
nennen. Das AG. prüft lediglich die formellen Vorausſetzungen und 
hat etwa die Stellung wie im Vergleichsverfahren zur Abwendung des 
Konkurſes. Es hat auch den Entſchuldungsplan bzw. den Zwangsver⸗ 
gleich zu beſtätigen. 

Auf Grund der 2. DurchfVO. v. 5. Juli 1933 Art. 3 ſoll der 
Schuldner den Verſuch einer freien Vereinbarung mit den nicht durch 
eine mündelſichere Hypothek geſicherten Gläubigern machen, mit dem 
Ziel der Umwandlung ſämtlicher Forderungen in unkündbare Til⸗ 
gungsforderungen mit dem Zinsſatz bis zu 4½ % und Tilgungsfag 
bis zu 5% . Verſpricht ſich das AG. von der Fortführung ſolcher 
Einigungsverhandlungen keinen Erfolg, oder erklärt der Betriebs⸗ 
inhaber, daß die Einigungsverhandlungen geſcheitert ſind, ſo hat das 
AG. das Verfahren zu eröffnen, andernfalls die Entſcheidung über 
den Antrag auf Eröffnung des Verfahrens auszuſetzen iſt. 

Es iſt ferner für ſolche Betriebsinhaber, gegen die ihre Gläu⸗ 
biger Anträge auf Zwangsverſteigerung oder Fortſetzung derſelben 
geſtellt haben, oder gegen die Zwangsvollſtreckungen, Pfändungen 
uſw. laufen, in Art. 4 der 2. DurchfVO. vorgeſehen, daß auf ihren 
Antrag das AG. die Einſtellung dieſer Maßnahmen bzw. deren Auf⸗ 
hebung bis zur rechtskräftigen Beendigung des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens anordnen kann. Im einzelnen wird auf Art. 4 der 2. Durchf⸗ 
VO. verwieſen. 

Wer von Landwirten ſich ſeiner ſtändigen Sorge und Nöte ent⸗ 
ledigen will, wird von den Möglichkeiten zum Wiederaufbau, die ihm 
Adolf Hitler gegeben hat, Gebrauch machen. Deshalb, Bauern, ent⸗ 
ſchuldet euch! 

RA. Dr. Weber, Dillenburg. 


Tragweite der Verſchnittverbote des 8 2 Mein. 

§ 2 WeinG. durchbricht den von ihm in Abſ. 1 aufgeſtellten 
Grundſatz der Verſchnittfreiheit des Weins und ſeiner Vorerzeug⸗ 
niſſe durch weitreichende Verſchnittverbote. Eines dieſer Verbote 
kleidet 8 2 Abſ. 2 Satz 2 in die Geſetzesworte: „Deutſcher Wein 
darf nicht mit ausländiſchen Erzeugniſſen verſchnitten werden; 
es iſt jedoch geſtattet, deutſchem Rotwein bis zu einem Viertel der 
Geſamtmenge ausländiſchen Rotwein zuzuſetzen.“ Deutſcher Wein 
iſt Wein, der aus Weintrauben hergeſtellt iſt, die im Deutſchen 
Reich gewachſen ſind. 

Frage: Soll durch die Beſtimmung des 8 2 Abſ. 2 Satz 2 
nur deutſcher Wein — über die Ausnahme des zweiten Halbſatzes 
hinaus — vor der Überdeckung durch ausländiſchen Rotwein ge⸗ 
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ſchützt werden? (engere Auslegung). Oder iſt das Verbot ſo ge⸗ 
meint, daß auch ausländiſchem Wein als dem die Art beſtimmen⸗ 
den Wein kein deutſcher Wein zugemiſcht werden darf? (weitere 
Auslegung). Dabei ſei von vornherein klargeſtellt, daß nach 82 
Abſ. 2 Satz 1 Rotwein nur mit Rotwein und Weißwein nur mit 
Weißwein vermiſcht werden darf, gleichviel, ob es ſich um in⸗ 
ländiſche oder ausländiſche Erzeugniſſe handelt. 

Die engere Auslegung wird vertreten in den Weingeſetz⸗ 
kommentaren von Goldſchmidt S. 80 ff. und von Hepp, 
§ 2 Anm. 6 S. 21. Sie ſtützen ſich dabei unter anderem auf die 
Ausdrucksweiſe der Weinfachkreiſe und der Weinzollordnung lins⸗ 
beſ. 8828, 29, 30, 32), die unter Verſchnittwein den einem an⸗ 
derem (dem zu verſchneidenden Wein) zugemiſchten Wein ver⸗ 
ſtehen. Durch die Zumiſchung wird nach dieſem Sprachgebrauch 
der zu verſchneidende Wein „verſchnitten“. Ferner nimmt Gold⸗ 
ſchmidt S. 81 Bezug auf ein zu dem allerdings anders gefaßten 
§ 2 Abſ. 2 WeinG. 1909 („Deſſertwein darf zum Verſchneiden von 
weißem Wein anderer Art nicht verwendet werden“) ergangenes 
Urteil (RGSt. 49, 298). Jenes Urteil erſtreckt das Verbot im 
Wein. 1909 nicht auf die Zumiſchung von Weißwein zu Deſſert⸗ 
wein als dem die Art beſtimmenden Wein. Der RMd . vertritt 
in einem an die Länderregierungen gerichteten Rundſchreiben vom 
21. Mai 1932, II A 3112, folgenden Standpunkt: Die Sprache 
des WeinG. 1930 verbinde mit den Begriffen „Verſchneiden“ und 
„Verſchnitt“ einen anderen Begriff als die Weinfachkreiſe und die 
Weinzollordnung. Nach § 2 und §7 bedeute „Verſchnitt“ im Sinne 
des Wein. 1930 jedes Vermiſchen von Traubenerzeugniſſen 
(Wein, Traubenmoſt, Traubenmaiſche [§ 12 Wein®.]) verſchie⸗ 
dener Herkunft oder verſchiedener Jahre miteinander. Un⸗ 
erheblich ſei für den Begriff des Verſchnitts, in welchem Verhält⸗ 
nis die Miſchung erfolge, ob die Anteile gleich ſeien, oder ob ein 
Anteil in dem fertigen Erzeugnis überwiege. Das Verſchnitt⸗ 
verbot in § 2 Abſ. 2 Satz 2 WeinG. 1930 betreffe ſomit auch den 
Fall, daß der ausländiſche Anteil in der Miſchung überwiege und 
die Art beſtimme. Der gleichen Anſicht iſt Stenglein (Erg⸗ 
Bd. 1933 S. 82 Anm. 3). 

Als höchſtrichterliches Erkenntnis zu dieſer Frage iſt bisher 
nur das Od G. Stuttgart v. 18. Jan. 1933 (T 440/32: Deutſche 
Weinztg. 1933 Nr. 16) bekanntgeworden. Es ſchließt ſich nach 
eigener Prüfung der Rechtslage im Ergebnis der Auffaſſung des 
AMD. in dem obengenannten Rundſchreiben an und führt dabei 
u. a. folgendes aus: 

Die Ausdrucksweiſe der Weinfachkreiſe und der Weinzollord⸗ 
nung, auf werde ſich die Gegenmeinung berufe, ſei nicht der 
Sprachgebrauch des Wein®. Nach 8 2 Abſ. 1 Wein. ſei Verſchnitt 
nicht der Zuſatzwein, der dem „führenden“ Wein beigemiſcht 
werde, ſondern der durch Miſchung verſchiedener Traubenerzeug⸗ 
niſſe hergeſtellte Miſchwein. Hiervon gehe auch $ 7 Wein®. 
aus: Die einzelnen Beſtandteile des Verſchnitts würden dort „An⸗ 
teile“ genannt, nicht etwa „zu verſchneidender Wein“ oder „Ver⸗ 
ſchnittwein“. Dieſer Auslegung ſtehe auch die Entſtehungsgeſchichte 
des Wein®. 1930 zum mindeſten nicht entgegen. Hierzu macht das 
Urteil nähere Ausführungen und nimmt dabei Bezug auf ein im 
Kommentar von Goldſchmidt S. 80 angeführtes Schreiben 
des Vorſitzenden der Reichstagsweingeſetzkommiſſion an Gold⸗ 
ſchmidt vom 9. Sept. 1930, in dem ſchon die gleiche Anſicht wie 
in dem oben mitgeteilten Schreiben des AMOS. v. 21. Mai 1932 
vertreten iſt. 

Dieſes meines Erachtens zutreffend begründete Urteil des 
OLG. Stuttgart dürfte für die Praxis zunächſt maßgebend fein. 
Wer als Nichtweinfachmann den für alle Volksgenoſſen und nicht 
nur für die Weinfachleute und Zollbehörden verbindlichen § 2 im 
Zuſammenhang lieſt, wird ſchwerlich auf eine andere als die vom 
OLG. Stuttgart gebilligte „weitere Auslegung“ kommen. In⸗ 
ſofern iſt dem OLG. Stuttgart allerdings beizupflichten, daß es 
ſich mit Rückſicht auf die nun einmal in Weinfachkreiſen und in 
der Weinzollordnung gebrauchte Ausdrucksweiſe empfohlen hätte, 
wenn der Geſetzgeber ſeinen Willen aus der Möglichkeit von Miß⸗ 
verſtändniſſen herausgehoben und etwa in die Worte gekleidet 
hätte: Deutſcher Wein und ausländiſche Erzeugniſſe dürfen nicht 
miteinander verſchnitten werden. 

OL GPräſ. i. R. Dr. Holthöfer, Berlin. 


Pfändung von Verſicherungsanſprüchen mit Wieder- 
herſtellungsklauſel. 


Viele der Feuerverſicherungsverträge für Gebäude enthalten 
die Wiederherſtellungsklauſel. Der Verſicherer iſt in dieſem Falle 
nur verpflichtet, die Entſchädigungsſumme zur Wiederherſtellung 
des Gebäudes zu zahlen. Die geſetzlichen Folgen der fraglichen 
Klauſel ſind in den §§ 97—99 VVG. und in § 1130 BGB. ge 
regelt. Dabei iſt in letzter Zeit die Frage mehrfach praktiſch ge 
worden, ob Anſprüche aus derartigen Verficherungsverträgen 
pfändbar find. Das unterliegt gem. § 851 ZPO. keinem Zweifel, 
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ſoweit es fh um Pfändungen für die in § 98 VVG. genannten, 
d. h. die privilegierten Gläubiger handelt. Dagegen wird eine 
Pfändung für gewöhnliche Gläubiger, ſoweit erſichtlich, regelmäßig 
fur unzuläſſig erklärt. 5 
Die für die Unzuläſſigkeit angegebenen Begründungen ſind 
jedoch nicht ſtichhaltig. Bisweilen wird ausgeführt, der Verſiche⸗ 
rungsanſpruch könne, da er nach 898 VVG. nur an die privi⸗ 
legierten Gläubiger abtretbar ſei, nach 8851 ABO. auch nur von 
dieſen gepfändet werden (Stein⸗Jonas 8 851 II; Ger⸗ 
Jard-Hagen, 1908, Begründung zu 8 98; Ehrenbergs Handb. 
VII 2, 1922, S. 96). Dieſer Beweisführung ſteht folgendes ent- 
gegen: Die SS 97 ff. VVG. und § 1130 BGB. ſtellen nur relative 
Veräußerungsverbote zum Schutze der Realgläubiger dar (RG. 
3, 207; Bruck, 7. Aufl., 8 98 II 2). Eine Abtretung iſt nur 
dieſen gegenüber unwirkſam, es ſei denn, daß die Abtretung an 
die durch 8 98 VVG. privilegierten Gläubiger erfolgt. In letzterem 
Falle iſt die Abtretung voll wirkſam. Für eine Pfändung ergäbe 
ſich dann nach § 135 Abſ. 1 BGB., daß eine Pfändung der nicht⸗ 
privilegierten Gläubiger zwar den Realgläubigern gegenüber un⸗ 
wirkſam, aber nicht unzulaſſig fein würde (vgl. Stein⸗Jonas 
8772 II; Bruck a. a. O.). . 

Vielfach wird eine Pfändung für die nichtprivilegierten 
Gläubiger aber auch deshalb für unzuläſſig erklärt, weil eine 
ſolche der Natur der Sache widerſpräche. Durch eine Pfändung 
würde die Verſicherungsſumme ihrem Zweck, die Wiederherſtellung 
zu ermöglichen, entzogen (Jaeckel⸗Güthe, 8 21 Anm. 10; 
Reinbeck, Haftung der Verſicherungsforderung für Hypothek 
und Grundſchulden, 1905, S. 138; Staudinger, 8 1130 
Anm. 10 9; RERKomm. § 1130 Anm. 3). Dieſe Beweisführung 
erſcheint einmal nicht folgerichtig, da trotz gleicher Rechtslage 
gegen eine Abtretung an nichtprivilegierte Gläubiger dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt der Zweckgebundenheit nicht verwertet wird. Es kann 
aber zum anderen auch nicht anerkannt werden, daß durch eine 
Pfändung die Zweckbeſtimmung der Wiederherſtellungsklauſel ver⸗ 
eitelt würde. Durch die Pfändung kann die Klauſel nicht hinfällig 
werden. Der Anſpruch des Verſicherungsnehmers iſt durch die 
Klauſel inhaltlich beſchränkt. Eine Pfändung kann demnach die 
Verſicherungsforderung auch nur mit dieſer inhaltlichen Be⸗ 
chränkung ergreifen. Der Verſicherer braucht auch nach der Pfän⸗ 
dung die Entſchädigungsſumme nur zur Wiederherſtellung zu 
zahlen. Die Pfändung vereitelt auch nicht den Wiederaufbau. Der 
Pfandgläubiger iſt verpflichtet, zur Einziehung der für den Wie⸗ 
deraufbau beſtimmten Entſchädigung mitzuwirken (Stein⸗ 
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Lediglich das eine Bedenken könnte der Pfändung entgegen⸗ 
ſtehen, ob überhaupt ein Rechtsſchutzintereſſe der nichtprivilegterten 
Gläubiger hierfür beſtände. Der Gläubiger hat nur ein Intereſſe 
daran, ſein Geld zu erhalten, ſchwerlich jedoch daran, daß der Ver⸗ 
licherer das Geld zum Wiederaufbau an den Verſicherungsnehmer 
zahlt. Trotzdem muß das Rechtsſchutzintereſſe bejaht werden. Es 
iſt ſtets mit der Möglichkeit zu rechnen, daß die Entſchädigung 
ohne Rückſicht auf die Wiederherſtellungsklauſel gezahlt wird. Der 
Verſicherer kann auf das Recht aus der Klauſel verzichten (Bruck, 
97 Anm. 4 mit weiteren Angaben). Auch hat ſich das RG. auf 
den Standpunkt geſtellt, daß gem. § 6 Abs. 2 VBG. bei ſchuld⸗ 
loſer Unmöglichkeit des Wiederaufbaus der Verſicherungsanſpruch 
unberührt bleibt (RG. 133, 117 JW. 1931, 3189 ). In dieſen 
Fällen gewinnt eine Pfändung auch für die nichtprivilegierten 
Gläubiger praktiſche Bedeutung. . 0 
Da ſomit auch die nichtprivilegierten Gläubiger an der Pfän⸗ 
dung ein lebhaftes Intereſſe haben, dogmatiſche Bedenken der 
wlandung auch nicht entgegenſtehen, muß ſie für zuläſſig erachtet 


erden. g 
AR. und LR. Dr. Benkendorff, Stettin. 


Sicherungsübereignung von Abzahlungsgegenſtänden. 


8 Es iſt heute eine allgemeine Erſcheinung, daß derjenige, 
der Geld ausleiht oder ſeinem Schuldner Kredit gewährt, zu⸗ 
nächſt Sicherheit verlangt, ſei es durch Übereignung von be⸗ 

eglichen Sachen, ſei es durch Abtretung von Forderungen 
oder durch Beſtellung von Grundſtückspfandrechten. Dieſe letz⸗ 
lere Art der Sicherheitsbeſtellung wird jedoch in den meiſten 
Fällen nicht in Betracht kommen, weil einmal der Schuldner 
zucht über Grundſtücksbeſitz verfügt, und ſodann, weil vielfach 
die Höhe der zu ſichernden Forderung die Beſtellung eines 
Grundſtückspfandrechtes nicht kohnt, dieſer Weg auch Unkoſten 
und Unbequemlichkeiten verurſacht. Auch die Abtretung von 
Forderungen wird gleichfalls oft ausſcheiden, weil deren Ein- 
gang nicht ohne weiteres als ſicher angenommen werden kann. 
In der Mehrzahl der Fälle läßt ſich der Gläubiger daher be⸗ 
wegliche Sachen zur Sicherheit übereignen. Hier wird aber der 
Fall immer häufiger, daß der Schuldner an größeren, wert⸗ 
bolleren Sachen, die für die Sicherungsübereignung in Betracht 
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kommen, nur ſolche beſitzt, die er auf Abzahlung gekauft und 
noch nicht völlig bezahlt hat. Denn die heutige Wirtſchafts⸗ 
lage bringt es mit ſich, daß die Anſchaffung faſt aller größeren 
Gebrauchsgegenſtände des täglichen Lebens — Möbel, Kraft⸗ 
wagen, Radioapparat, Motorrad uſw. — weiten Volkskreiſen 
nur auf dem Wege des Abzahlungskaufes möglich iſt, mit der 
Folge, daß der Verkäufer ſich das Eigentum bis zur völligen 
Zahlung des Kaufpreiſes vorbehält. Die Übereignung derartig 
vom Schuldner erworbener Sachen muß, um den Gläubiger 
wirklich zu ſichern, in der Form vor ſich gehen, daß das Eigen⸗ 
tum an den betreffenden Sachen vom Verkäufer unmittel⸗ 
bar auf den Gläubiger übergeht, da nur dann die Möglichkeit 
ausgeſchaltet iſt, daß die Sachen in der Zwiſchenzeit, d. h. bis 
zum Übergang des Eigentums, zugunſten eines anderen Gläu⸗ 
bigers belaſtet oder im Wege der Zwangsvollſtreckung gepfändet 
werden. Auch muß die Möglichkeit der Entſtehung von geſetz⸗ 
lichen Pfandrechten, z. B. zugunſten des Vermieters, ausgeräumt 
werden. Beides wird dadurch erreicht, daß Gläubiger und 
Schuldner bei der übereignung vereinbaren, daß das Eigentum 
unmittelbar auf den Gläubiger übergehen ſoll, ſobald die 
letzte Kaufpreisrate an den Verkäufer bezahlt iſt. 

Die rechtliche Wirkſamkeit dieſer heute vielfach ge⸗ 
übten Art der Sicherheitsbeſtellung iſt neuerdings mit Rück⸗ 
fit auf eine kurzlich veröffentlichte Entſch. des NE. v. 4. April 
1933, VII 21/33: JW. 1933, 1762 in der Tagespreſſe vielfach in 
Zweifel gezogen, und es iſt dabei die Anſicht vertreten worden, 
eine derartige Übereignung ſei nur dann wirkſam, wenn fie dem 
Verkäufer vor der Zahlung der letzten Kaufpreisrate an⸗ 
gezeigt worden ſei. Dieſe Anſicht iſt jedoch nicht zutreffend 
und kann auch nicht auf die eben erwähnte RGEntſcheidung 
geſtützt werden. In dem vom RG. entſchiedenen Fall hatte 
eine Tuchfabrik in Kottbus von der Sächſiſchen Webſtuhlfabrik 
zehn Webſtühle geliefert erhalten, wobei ſich die Verkäuferin 
das Eigentum daran bis zur vollſtändigen Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes vorbehalten hatte. Zur Sicherung eines Darlehns, das 
die Tuchfabrik bei der Klägerin aufnahm, übereignete ſie dieſer 
die noch nicht voll bezahlten Webſtühle, und zwar in der Form, 
daß ſie in dem „Sicherungsübereignungsvertrag“ ihren „An⸗ 
ſpruch auf Erwerb des Eigentums“ mit der Wirkung an die 
Klägerin abtrat, daß mit der Zahlung der letzten Rate das 
Eigentum unmittelbar auf die Klägerin übergehen ſollte. — 
Bei dieſem Sachverhalt hat allerdings das RG. mit Recht an⸗ 
genommen, daß es für den unmittelbaren übergang des Eigen⸗ 
tums an den Webſtühlen nach völliger Tilgung des Kaufpreiſes 
einer Benachrichtigung der Verkäuferin von der Übereignung 
bzw. ihrer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Zuſtimmung be⸗ 
durft hätte. Zu dieſem Ergebnis iſt das RG. jedoch nur des⸗ 
halb gekommen, weil es eine Anwendbarkeit des § 185 Abſ. 2 
BGB. verneinen mußte. Nach dieſer Beſtimmung „wird die Ver⸗ 
fügung eines Nichtberechtigten wirkſam, wenn der Verfügende 
den Gegenſtand erwirbt“. Da nämlich die Schuldnerin ihren 
„Anſpruch auf Erwerb des Eigentums“, alſo ein ihr bereits 
zuſtehendes „Anwartſchafts“recht abgetreten hatte, ſomit 
als Berechtigte verfügte, konnte eine Anwendung dieſer Be⸗ 
ſtimmung nicht in Betracht kommen. So liegen aber die ge⸗ 
wöhnlichen Fälle der Sicherungsübereignung von Abzahlungs⸗ 
gegenſtänden nicht. Der Laie kennt naturgemäß den Begriff des 
„Anwartſchaftsrechtes“ nicht, kommt alſo auch gar nicht auf 
den Gedanken, ſeinem Sicherungsgläubiger den ihm zuſtehenden 
„Anſpruch auf Erwerb des Eigentums“ abzutreten, vielmehr 
übereignet er eben die Sache ſelbſt mit der oben bereits 
erwähnten Bedingung, daß das Eigentum nach der völligen 
Zahlung des Kaufpreiſes unmittelbar auf den Sicherungs⸗ 
gläubiger übergehen ſoll. Tritt dieſe Bedingung ein, ſo wird, 
wie § 185 Abſ. 2 BGB. beſtimmt, die Verfügung, alſo die Über⸗ 
eignung, nunmehr wirkſam, das Eigentum geht unmittelbar auf 
den Gläubiger über. Es bedarf ſomit in dieſen Fällen einer 
Benachrichtigung des Verkäufers von der Sicherungsübereignung 
nicht. Praktiſch hat alſo das RG. die heute wirtſchaftlich 
ſo bedeutungsvolle Verwertung von Abzahlungsgegenſtänden 
zwecks Kreditbeſchaffung in keiner Weiſe erſchwert. 

Dr. Grund, Berlin. 


as Neichsgeſetz über die Zulaſfung öffentlicher Spiel- 
e een banken vom 14. Juli 1933. 


I. Nach dem bisherigen Recht war die Zulaſſung öffent⸗ 
licher Spielbanken für das ganze Reichsgebiet ausnahms⸗ 
los unterſagt. . 

Mit diefem, in dem Bundesgeſetz v. 1. Juli 1868 (BGBl. 
367) ausgeſprochenen Verbot war dem Betrieb öffentlicher Spiel⸗ 
banken, wie er vorher in einzelnen Orten, wie Wiesbaden, Baden⸗ 
Baden, Bad Homburg, Bad Nauheim, Bad Ems, Aachen in 
höchſter Blüte ſtand, ein Ende geſetzt worden. Offentliche Spiel⸗ 
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Aufſätze 
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banken ſollten in Zukunft weder konzeſſioniert noch 
geduldet werden, und die damals noch laufenden Konzeſſtonen 
ſollten ſpäteſtens am 31. Dez. 1872 erlöſchen. Eine Entſchädigung 
wegen des infolge der Schließung einer Spielbank erlittenen Scha⸗ 
dens wurde nicht gewährt (88 1—3 Bundes G. v. 1. Juli 1868). 
An dieſem Verbot wurde auch in den folgenden Jahrzehnten ſtreng 
feſtgehalten. Als nach dem Weltkriege die Spielleidenſchaft das 
Verbot, namentlich in den Kurorten, zu durchbrechen ſuchte, indem 
unter dem Deckmantel von Klubs und Kaſinos öffentliche Spiel⸗ 
betriebe eröffnet wurden, die ſich mancherorts auch tatſächlich — 
infolge einer laxen Polizeipraxis — eine Zeit lang hielten, wurde 
durch Miniſterialerlaſſe immer wieder auf das Verbot aufmerk⸗ 
ſam gemacht und den Polizeibehörden das Einſchreiten gegen 
Spielunternehmungen, auch unter dem Deckmantel von Klubs 
uſw., die das Unternehmen nicht ſeines öffentlichen Charakters 
entkleiden, zur ſtrengſten Pflicht gemacht (ſ. für Preußen die Erl. 
v. 14. Juni 1919 (MEHR. 297] und v. 14. März 1927 [MBliV. 
309]). 

II. Die nach dem Kriege durch die allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe in Bedrängnis geratenen großen deutſchen Bäder er⸗ 
ſtrebten allerdings eine Anderung dieſes e insbeſ. wurde 
auf das Vorbild Danzigs hingewieſen, das mit der Zulaſſung 
einer öffentlichen Spielbank in Zoppot ſich weſentliche Einnahmen 
verſchafft hatte. Da dieſen Wünſchen jedoch nicht entſprochen wurde, 
ſo kam es vielfach in den Kurorten zur Einrichtung von Spiel⸗ 
betrieben, die den Charakter eines Glücksſpiels zu vermeiden 
ſuchten, indem ſie die Entſcheidung über den Gewinn oder Verluſt 
mehr oder weniger von der Geſchicklichkeit des Spielers ab- 
hängen ließen, um fo dem Verbot des Bundes. v. 1. Juli 1868 
und überhaupt den einſchränkenden Beſtimmungen über die Glücks⸗ 
ſpiele zu entgehen. In der Folge tauchten alle möglichen der⸗ 
artigen Spiele auf, und eine Erfindung folgte der andern. 

Da kein Zweifel ſein kann, daß das Bundes. v. 1. Juli 1868 
ſich lediglich auf „Glücksſpiele“ bezieht, fo erlangte die Rechtſpre⸗ 
chung zur Abgrenzung des Glücksſpiels vom bloßen Geſchicklich⸗ 
keitsſpiel (zu SS 284 ff. StGB.) auch hinſichtlich dieſer Spiel⸗ 
betriebe große praktiſche Bedeutung. Zahlreiche Miniſterialerlaſſe 
wieſen auf dieſe Rechtſprechung hin oder ſtellten ſelber den Cha⸗ 
rakter eines Spiels, ob Glücksſpiel oder Geſchicklichkeitsſpiel, feſt. 
So heißt es in dem PrErl. v. 14. März 1927 (MER. 309): „Ein 
Glücksspiel ift dann anzunehmen, wenn die Entſcheidung über Ge⸗ 
winn und Verluſt ausſchließlich oder weſentlich vom Zufall ab- 
hängt. . . . Für dieſe Feſtſtellung iſt der allgemeine Charakter des 
Spieles maßgebend, den es unter den Verhältniſſen, unter denen 
geſpielt wird, beſitzt und nach Abſicht des Veranſtalters haben ſoll. 
Es lann daher ein Spiel, das 1195 von hinreichend Spielkundigen 
geſpielt, als Geſchicklichkeitsſpiel darſtellt, zum Glücksſpiel werden, 
wenn es Spielunkundigen angeboten oder von ſolchen geſpielt 
wird. . .. Entſcheidend iſt, ob das Publikum, dem das Spiel an⸗ 
geboten wird, in ſeinem überwiegenden Teil diejenige Geſchicklich⸗ 
keit beſitzt, die notwendig iſt, um die Gewinnausſichten zu beſtim⸗ 
men oder weſentlich zu beeinfluſſen (vgl. RG. v. 3. Febr. 1920, 
5 D 665, 19/III 1265). Nach dieſen Grundſätzen müſſen ... z. B. 
Barello, Boule, Delta, Derfla, Diabolo, Moulin⸗Rouge, Roula, 
Rouboulette, Rollo, Rotara, Troula, Troulala, Turf u. a. m. in 
der Regel als Glücksſpiele angeſehen werden.“ — Betr. das 
Habilis⸗Spiel ſ. Erl. v. 1. Okt. 1929 (MBli V. 861). — Ecarte iſt 
Glücksſpiel (. Erl. v. 6. Aug. 1927 [MBliV. 827). 

Allerdings iſt von mehreren Seiten in Frage geſtellt worden, 
ob das Bundes. v. 1. Juli 1868, wenn nicht ſchon durch den alten 
$ 284 StGB., fo doch durch die Nov. v. 23. Dez. 1919, durch die 
die Beſtimmungen des StGB. über die Glücksſpiele geändert 
wurden, außer Kraft geſetzt ſei (vgl. z. B. Laue: R.⸗ u. Pr⸗ 
Verwl. 1932, 560), jo daß alſo die Einrichtung einer Spielbank 
mit behördlicher Erlaubnis (vgl. § 284 StGB.) doch 
möglich ſei. Indeſſen muß dieſe Anſicht als unrichtig bezeichnet 
werden, weil der Betrieb einer Spielbank eine Sonderart der 
Veranſtaltung von Glückſpielen bildet, die Genehmigung dieſer 
Sonderart aber eben durch das Bundes. v. 1. Juli 1868 im Hin⸗ 
blick auf die einer Spielbank anhaftenden beſonderen Schäden 
— wie ſie ſich durch den großen Kreis der Spieler, denen das Spiel 
hier angeboten wird und ferner durch die Höhe der Einſätze uſw. 
ergeben — ausgeſchloſſen werden ſollte. !) Zwar ſieht § 284 StB. 
ganz allgemein vor, daß die Veranſtaltung von Glücksſpielen ge⸗ 
nehmigt werden kann (wodurch ſie ſtraflos wird), nichts beſagt aber 
§ 284 darüber, ob nicht die Genehmigung einzelner Arten des 
Glücksſpiels durch Geſetz ausgeſchloſſen werden kann. 

III. Der hiernach beſtehende Rechtszuſtand konnte indeſſen 
auf die Dauer nicht befriedigen, denn die Erfahrung ergab, daß der 
Glücksſpielbetrieb hinter verſchloſſenen Türen gerade in den Bade⸗ 


1) Zum Begriff der „Spielbank“ ſ. Pfundtner⸗Neu⸗ 
bert, Das neue Reichsrecht, Abt. Ib, Nr. 11 Note 4 zu § 1 Geſ. 
v. 14. Juli 1983. 


und Kurorten tatſächlich nicht ganz ausgeſchaltet werden kann. 
Dieſen Spielbetrieb in geordnete Bahnen zu lenken und gleichzeitig 
daraus für die Kurorte wie für die Allgemeinheit Nutzen zu 
ziehen, ließ ſich daher das kürzlich von der Reichsregierung er⸗ 
laſſene Reichsgeſetz über die Zulaſſung öffent⸗ 
licher Spielbanken vom 14. Juli 1933 (RGBl. I, 480) 
angelegen ſein. Wie aus der Begründung zu dieſem Geſetz hervor⸗ 
geht?), will das Geſetz den Grundſatz des Verbots der Spielbanken 
im allgemeinen unangetaſtet ſein laſſen und nur für einige 
wenige deutſche Bade⸗ und Kurorte von Welt⸗ 
ruf eine Ausnahme ſchaffen. Neben der Unmöglichkeit, das 
Glücksſpielweſen in den Kurorten ganz zu unterbinden, wird in 
der Begründung insbeſ. auf die wirtſchaftliche Seite der Zu⸗ 
laſſung ſolcher Spielbanken hingewieſen, wie auch darauf, daß mit 
dem Geſetz einem Mißſtand begegnet werden ſoll, der ſich daraus 
ergeben hat, daß in den letzten 1 1 5 das benachbarte Ausland 
verſchiedentlich in unmittelbarer Nähe ſolcher Bäder an der Reichs⸗ 
grenze Spielkaſinos lediglich zu dem Zweck gegründet hat, aus dem 
Spielverbot in Deutſchland Vorteile zu ziehen (Niederbronn i. 
Elſaß, Herbesthal und Altenberg i. Belgien). 

Das Gef. v. 14. Juli 1933 ermächtigt hiernach den Reichs⸗ 
Bl des Innern, in Kur⸗ und Badeorten, die ent⸗ 
weder 

a) in den Jahren 1924 bis 1930 eine durchſchnittliche Be⸗ 
ſucherzahl von jährlich mindeſtens 70 000 Beſuchern, darunter 
15% Ausländer, aufgewieſen haben, oder 

b) in der Nähe einer ausländiſchen Spielbank liegen, 
öffentliche Spielbanken zuzulaſſen (§ 1). 

Soweit ſolche Spielbanken zugelaſſen ſind, finden das Geſ. 
v. 1. Juli 18683) und die Vorſchriften der 88 284 bis 285 4 
SSL. i. Faſſ. des Geſ. v. 23. Dez. 1919 keine Anwendung ($ 2). 
Das Aufkommen aus den Spielergebniſſen iſt nach 81 Abf. 2, ſo⸗ 
weit es nicht nach den Grundſätzen der Wirtſchaftlichkeit dem 
Peace zu belaſſen iſt, für gemeinnützige Zwecke zu 

elaſſen. 

In Ergänzung dieſer Vorſchriften ſind dann auf Grund des 
§ 3 Gef. unter dem 18. Aug. 1933 (RG Bl. I, 593) zwei Ver⸗ 
ordnungen über öffentliche Spielbanken er⸗ 
gangen. Nach der erſten Verordnung iſt das Spiel in 
öffentlichen Spielbanken an beſtimmten Tagen verboten, nämlich 
am Feiertag der nationalen Arbeit, am Gedenktag der Gefallenen, 
am 24. Dez. und am erſten Weihnachtsfeiertag, an den Buß⸗ und 
Bettagen, in der Karwoche und am Oſterſonntag, am Sonnabend 
vor Pfingſten und am Pfingſtſonntag, am Fronleichnamstag und 
am Totenſonntag. Das Spielverbot für Buß⸗ und Bettage und 
den Fronleichnamstag gilt nur für ſolche Spielorte, in denen dieſe 
Tage als geſetzliche Feiertage anerkannt ſind. Das Spielverbot für 
den Totenſonntag gilt nur für Spielorte in Ländern, in denen der 
Totenſonntag als ſolcher ftaatlich beſonders geſchützt iſt. Verboten 
iſt das Spiel ferner außerhalb der von der Ortspolizei feſtgeſetzten 
Spielſtunden ſowie gewiſſen Perſonen, nämlich den⸗ 
jenigen, die noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben und den⸗ 
jenigen, die am Spielort oder in einer Gemeinde anſäſſig ſind, 
die in einem durch den Reichsminiſter des Innern beſtimmten 
Umkreis von dem Spielort liegt oder von der im einzelnen Fall 
beſtimmten Kreislinie durchſchnitten wird, ſofern es ſich nicht um 
Perſonen handelt, die für ihre Perſon nach beſonderen Beſtim⸗ 
mungen zum Spiel zugelaſſen ſind. Vorſätzliche oder fahrläſſige 
Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen wird nach §4 VO. 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten und mit Geldſtrafe oder mit 
einer dieſer Strafen beſtraft. 

Nach der zweiten Verordnung werden entſprechend 
der Vorſchrift des Geſetzes, daß das Spielaufkommen grundſätzlich 
für gemeinnützige Zwecke zu verwenden iſt, von dem Spielunter⸗ 
nehmen Abgaben erhoben, deren Höhe bei der Erteilung der 
Spielerlaubnis im einzelnen feſtgelegt wird. Die Art der Ver⸗ 
wendung beſtimmt der Reichs miniſter des Innern im Benehmen 
mit dem Reichsminiſter der Finanzen. Die zugelaſſenen öffentlichen 
Spielbanken werden nach $2 VO. von den laufenden Einkommen-, 
Vermögens- und Umſatzſteuern des Reichs ſowie von der Lotterie⸗ 
ſteuer und der Geſellſchaftsſteuer bis zum 31. März 1934 befreit. 
Inwieweit zugelaſſene Spielbanken von Landes- und Gemeinde⸗ 
Men zu befreien find, beſtimmt die zuſtändige oberſte Landes⸗ 

ehörde. 

Bis jetzt iſt eine Spielbank nur in Baden⸗Baden zu⸗ 
gelaſſen. Der Spielbetrieb wurde dort vor kurzem eröffnet. 

Dr. jur. Schack, Berlin. 


2) Bei Pfundtner⸗Neubert a. a. O., Einführung; 
Hoche, Die Geſetzgebung des Kabinetts Hitler, Heft 3, S. 384. 

3) Der Geſetzgeber erkennt damit das Weiterbeſtehen dieſes 
Geſetzes an (ſ. auch die Begründung zu §2 des Geſetzes), entgegen 
den dagegen von mehreren Seiten erhobenen Einwänden (vgl. 
oben). 
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Zur Auslegung des Spezialitätsbegriffes in 
8 6 des deutſchen Auslieferungsgeſetzes. 


„Das Auslieferungsrecht wird von dem Grundſatz der Spe⸗ 
zialität beherrſcht, d. h. die Strafbefugnis des verfolgenden Staa⸗ 
tes iſt entweder auf die der Auslieferungsbewilligung zugrunde 
stegende Straftat oder doch wenigſtens auf den Kreis der zur 
Auslieferung verpflichtenden, auslieferungsmäßigen Straftaten be⸗ 
ſchränkt (Joel, Wirkungen der Spezialität: 3StW. 48, 488). 

egen anderer Straftaten iſt eine Strafverfolgung nur ſtatthaft, 
wenn der Ausgelieferte freiwillig eine beſtimmte Zeit in dem ver⸗ 
folgenden Staate verbleibt oder dahin zurückkehrt (Schonfriſt). Da⸗ 
gegen ſind Freiheitsbeſchränkungen, die nicht mit der Verfolgung 
einer Straftat im Zuſammenhang ſtehen, durch das Prinzip der 
Spezialität nicht ausgeſchloſſen. Dieſer Grundſatz, den z. B. noch 
das franzöſiſche Auslieſch. vom 10. März 1927 vertritt, galt auch 
dis zum deutſchen Auslief®. in Deutſchland. Er fand 3. B. noch 
in Art. 12 des deutſch⸗tſchechiſchen Auslieferungsvertrag vom 
8. Mai 1922 feinen Niederſchlag (Mettgenberg, Die Ver⸗ 
träge mit der Tſchechoflowakei über Rechtshilfe in Strafſachen, 
1925, S. 39). 

„Dias deutſche Ausliefcß. vom 23. Dez. 1929 hat dieſen Be⸗ 
griff der Spezialität weſentlich erweitert, indem es in §6 die 

uslieferung allgemein davon abhängig macht, daß rechtlich be⸗ 
gründete Anläſſe zur Freiheitsbeſchränkung, die vor der Auslie⸗ 
ferung beſtanden haben, nicht zu einer die Freiheit des Ausgelie⸗ 
ferten beſchränkenden Anordnung oder, ſoweit eine ſolche Anord⸗ 
nung ſchon früher getroffen ſein ſollte, nicht zu ihrem Vollzuge 
führen dürfen (Mettgenberg, Deutſches Ausliefc b. 1930, 
S. 270, Erl. Nr. 64). Damit iſt auch eine Freiheitsbeſchränkung 
eines Ausgelieferten aus Gründen der Dienſtſtrafgewalt oder der 
Militärhoheit ebenſo wie aus polizeilichen oder bürgerlich⸗recht⸗ 
lichen Gründen ausgeſchloſſen. 

Dieſer Grundſatz der erweiterten Spezialität kommt aber nicht 
nur den von Deutſchland an einen fremden Staat Ausgelieferten 
zugute, er beſchränkt auch be des in § 4 Ziff. 1 Auslief®. aus⸗ 
vrücklich ausgeſprochenen, aber allgemein geltenden Prinzips der 

zegenſeitigkeit in gleicher Weiſe die Befugniſſe der deutſchen Be- 
Horden und Gerichte gegenüber Perſonen, die vom Ausland nach 
Deutſchland ausgliefert werden, ſelbſt wenn ſie deutſche Reichs⸗ 
angehörige ſind. Dem entſpricht die Regelung der Spezialität in 

en neueſten Auslieferungsverträgen (Vertrag mit der Türkei vom 
3. Sept. 1930, Art. 11; mit den Vereinigten Staaten von Ame⸗ 
rika vom 12. Juli 1930, Art. V). 

Ob dieſe Ausdehnung der Spezialität wünſchenswert iſt, foll 
hier nicht erörtert werden. Dagegen verdient die Frage, in welchen 
Fällen eine Freiheitsbeſchränkung des Ausgelieferten außerhalb 
der Strafperfolgung zuläſſig iſt, eine nähere Unterſuchung. Hierbei 
liegt die Schwierigkeit nicht ſo ſehr in der Abgrenzung des Begrif⸗ 
fes der Freiheitsbeſchränkung gegenüber ſonſtigen Eingriffen der 
Staatsgewalt (z. B. Anweiſung eines beſtimmten Wohnorts, Ver⸗ 
ſagung des Ausreiſeſichtvermerks, Sicherheitsleiſtung für Steuern 
vor der Ausreiſe uſw.), ſondern in der Frage, wann der Rechts⸗ 
grund, der zu der Freiheitsbeſchränkung führt, entſtanden iſt; denn 
nur ſolche Rechtsgründe, die vor der Auslieferung liegen, be⸗ 
gründen das Verbot des § 6 Auslief®. 

Was Rechtsgrund für eine Freiheitsbeſchränkung abgibt, be⸗ 
antwortet ſich aus den Grundſätzen der Kauſalitätslehre, auf die 
derwieſen werden kann. Aber nicht jede einzelne Urſache, die für 
den Eintritt der Freiheitsbeſchränkung beſtimmend war, iſt aus⸗ 
reichend. Rechts grund ſind nur diejenigen Urſachen, welche von 
der Rechtsordnung mit der Wirkung ausgeſtattet ſind, eine Frei⸗ 
heitsbeſchränkung als eine rechtmäßige herbeizuführen. Entſchei⸗ 
dend iſt daher, auf welchem von der Rechtsordnung für ſie als 
relevant bezeichneten Tatſachenkomplex die Freiheitsbeſchränkung 
deruht. Dieſer Tatbeſtand in feiner Geſamtheit muß vor der Aus⸗ 
lieferung liegen, um die Freiheitsbeſchränkung innerhalb der Schon⸗ 
friſt unzuläſſig zu machen. = 
Hieraus ergibt ſich für die z. Z. wichtigſten Fälle außer⸗ 
licalrechtlicher Freiheilsbeſchränkung nämlich der bürgerlich⸗recht⸗ 
ichen Haft und der polizeilichen Freiheitsentziehung (Schutzhaft) 
folgende Rechtslage: 5 

A. Die häufigſten Fälle bürgerlich⸗rechtlicher aft ſind die 
Haft zur E des Offenbarungseides, 8901 ZPO., zur 
Vornahme einer Handlung, § 888 ZPO., wegen Zuwiderhandlun⸗ 
gen gegen ein gerichtliches Gebot oder Verbot, 3890 380. die 
Haft des Gemeinſchuldners nach 88 101, 106 KO. erdlich der per⸗ 
lönliche Sicherheitsarreſt, § 918 ZPO. In allen dieſen Fällen be⸗ 
ruht die Freiheitsentziehung auf einer gerichtlichen Anordnung 
(Haftbefehl, Urteil, Arreitbefehl). Sie bildet zwar die notwendige 
Grundlage für die Freiheitsentziehung, ſetzt aber das Vorliegen 
beſtimmter Tatſachen voraus, die ſomit den wirklichen Rechtsgrund 

er Freiheitsbeſchränkung enthalten. 


Im einzelnen iſt hiernach zu ſagen: 

a) Bei der Haft zur Erzwingung des Offenbarungseides 
kommt es nicht darauf an, wann der Anſpruch auf Leiſtung des 
Eides entſtanden iſt. Denn dieſer bildet noch nicht den Rechts⸗ 
grund für die Freiheitsbeſchränkung, ſondern erſt die grundloſe 
Verweigerung der Eidesleiſtung. Hiernach kann auf Grund eines 
vor der Auslieferung erlangten Rechtstitels auch nach der Aus⸗ 
lieferung zum Offenbarungseid geladen und bei Nichtleiſtung die 
Haft angeordnet werden. Dagegen darf — wenigſtens innerhalb 
der Schonfriſt — wegen einer vor der Auslieferung erfolgten 
Eidesverweigerung nach ihr kein Haftbefehl ergehen noch ein vor 
der Auslieferung erlaſſener Haftbefehl vollzogen werden. Doch 
wird, da dem Haftbefehl keine materielle Rechtskraftwirkung zu⸗ 
kommt, nichts im Wege ſtehen, nach der Auslieferung den Schuld⸗ 
ner erneut zum Offenbarungseid zu laden und gegebenenfalls 
einen neuen Haftbefehl zu erlaſſen. 

Entſprechendes gilt für die Haft zur Erzwingung der Vor⸗ 
nahme einer Handlung nach § 888 ZPO. 

b) Bei der Verurteilung zu einer Haftſtrafe wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen ein gerichtliches Gebot oder Verbot iſt der Zeit⸗ 
punkt der Zuwiderhandlung entſcheidend. Liegt ſie vor der Aus⸗ 
lieferung, dann kann auf eine Strafe nicht mehr erkannt und eine 
bereits ausgeſprochene Strafe nicht mehr vollſtreckt werden. Nur 
wenn die Zuwiderhandlung wach der Auslieferung noch fortdauert 
oder eine neue begangen wird, iſt eine Beſtrafung innerhalb der 
Schonfriſt zuläſſig. Es zeigt ſich auch hierin die nahe Verwandt⸗ 
ſchaft dieſer zivilrechtlichen Strafe mit der kriminellen Strafe. 

c) Die Haft nach 88 101, 106 KO. dient der Sicherung der 
Konkursmaſſe, ſei es, daß Eingriffe des Gemeinſchuldners zu be⸗ 
fürchten ſind oder daß er die ihm vom Geſetz auferlegten Pflichten 
nicht erfüllt. Maßgebend iſt auch hier der Zeitpunkt, in welchem 
die Vorausſetzungen für die gerichtliche Haftanordnung vollſtän⸗ 
dig vorliegen. Eine erneute Anordnung der Haft nach der Aus⸗ 
lieferung wird man auch hier für zuläſſig halten müſſen, wenn 
in dieſem Zeitpunkt die Vorausſetzungen einer weiteren Gefähr⸗ 
dung der Maſſe noch gegeben ſind. 

d) Auch beim perſönlichen Arreſt kommt es nicht auf den 
Zeitpunkt der Entſtehung der Arreſtforderung, ſondern des Vor⸗ 
liegens des Arreſtgrundes an. Ein vor der Auslieferung erlaſſener 
Arreſtbefehl kann daher nach der Auslieferung innerhalb der 
Schonfriſt nicht vollzogen werden. Doch beſteht die Möglichkeit, bei 
Fortdauer des Arreſtgrundes nach der Auslieferung, z. B. bei Ge⸗ 
fahr erneuter Flucht in das Ausland, den perſönlichen Arreſt er⸗ 
neut anzuordnen, da der Arreſtbefehl keine Rechtskraft ſchafft (ogl. 
Stein⸗Jonas, 14. Aufl., Anm. VI zu § 922, Anm. II, 3 zu 
8 929 ZRO.). 

B. Die polizeiliche Schutzhaft dient entweder 

a) dem Schutze des Inhaftierten gegen Angriffe Dritter oder 
gegen ſein eigenes ihn gefährdendes Verhalten (Trunkenheit, 
Selbſtmordverſuch) oder 

b) dem Schutze des Staates oder Dritter gegen polizeiwidri⸗ 
ges Verhalten des Inhaftierten, insbeſondere zur Aufrechterhal⸗ 
tung der öffentlichen Sittlichkeit, Sicherheit und Ruhe (Jelli⸗ 
net, VerwRecht 2. Aufl., S. 327; Hatſchek, Verwgecht, 5. 
bis 6. Aufl., S. 176). Vorausſetzung für die Verhängung der 
Schutzhaft iſt ſomit ſtets eine Gefährdung, die im Zeitpunkt 
der Inhaftnahme vorhanden ſein muß. Dagegen iſt nicht aus⸗ 
ſchlaggebend, auf welchen Umſtänden die Gefährdung beruht und 
wann die gefahrerzeugenden Tatſachen eingetreten ſind. Denn nicht 
dieſe Tatſachen, die in der Vergangenheit liegen können, ſondern 
allein die gegenwärtige Gefährdung bildet die Rechtsgrundlage 
für den polizeilichen Eingriff in die Freiheit des einzelnen. Liegt 
daher die Gefährdung noch nach der Auslieferung vor, ſo iſt die 
Verhängung der Schutzhaft trotz des Art. 6 Ausliefch. zuläſſig, 
auch wenn die Urſache der Gefährdung vor der Auslieferung ent- 
ſtanden iſt. Z. B. der Ausgelieferte hat ſich vor der Auslieferung 
volksfeindlich betätigt und dadurch eine allgemeine Erregung gegen 
ihn hervorgerufen. Beſteht dieſe Erregung auch noch nach der 
Auslieferung und wird dadurch die öffentliche Ordnung oder die 
Sicherheit des Ausgelieferten gefährdet, ſo kann er auch während 
der Schonfriſt in Haft genommen werden. 

Als Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt hiernach feſtzuſtellen, 
daß praktiſch die Fälle, in denen eine Freiheitsbeſchränkung aus 
bürgerlich⸗rechtlichen oder polizeilichen Gründen durch 86 Aus⸗ 
lief. und die entſprechenden Beſtimmungen der Auslieferungs⸗ 
verträge ausgeſchloſſen wird, nicht ſehr häufig fein werden. Mei⸗ 
ſtens wird, wenn die Vorausſetzung und damit das Bedürfnis 
einer ſolchen Maßnahme noch nach der Auslieferung vorhanden 
iſt, durch eine neue Anordnung der Haft Abhilfe geſchaffen wer⸗ 
den können. Der dem § 6 AusliefG. zugrunde liegende erweiterte 
Spezialitätsgrundſatz gilt aber auch nur im Verhältnis zu den⸗ 
jenigen Staaten, mit denen keine älteren Auslieferungsvertrage 
beſtehen, da dieſe das Spezialitätsprinzip auf ftrefhare Handlun⸗ 
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gen beſchränken. Die Erweiterung dieſes Prinzips in $6 Auslief®. 
wird ſich daher erſt in der Zukunft nach Abſchluß weiterer Aus⸗ 
lieferungsverträge voll auswirken. 

Von Od GR. Dr. A. Lederle, Karlsruhe. 


Entgegnungen. 


Der Stromlieſerungsvertrag als Wiederkehrſchuldver⸗ 
hältnis im Konkurſe des Abnehmers. 


Nach der Beſprechung, die Rumpf: JW. 1933, 2229 ff. den 
dort veröffentlichten Entſcheidungen der OLG. Darmſtadt, Köln und 
Naumburg widmet, gewinnt es faſt den Anſchein, als ob wirklich die Rſpr. 
der oberen Gerichte „faſt einmütig“ die von Jaeger (vgl. LZ. 1912, 
286 ff.) aufgeſtellte Lehre von der Wiederkehrſchuldverhälknisnatur der 
Stromlieferungsverträge heute ablehnen würde. Dies bedarf zunächſt 
der Richtigſtellung ſchon inſofern, als u. a. OL. Braunſchweig (JW. 
1930, 1427), OLG. Stettin (JW. 1930, 1450) ſowie OLG. Roſtock 
(Meckl. 1927, 124) ſich der von Jaeger vertretenen Auffaſſung 
bereits angeſchloſſen haben. Entſcheidend iſt aber, daß das RG. 132, 
273 = JW. 1931, 3102 den gleichen Standpunkt wie Jaeger 
einnimmt, wenn es den Satz ausſpricht: „Die Erzwingung einer kon⸗ 
kurswidrigen Vollzahlung (nämlich durch das eine Monopolſtellung 
innehabende Elektrizitätswerk) ſtellt eine rechts⸗ und ſittenſvidrige 
Ausbeutung des Notſtandes dar.“ Allerdings verſuchen die für die 
Intereſſen der Elektrizitätsgeſellſchaften eintretenden Gegner der Wie⸗ 
derkehrſchuldlehre (vgl. z. B. Brandt in Wirtſchaftliche Kurzbriefe, 
Charlottenburg, Lieferung Nr. 20 v. 12. Mai 1931, Bl. 348 ff.) die 
Bedeutung dieſer Entſcheidung durch die Erklärung abzuſchwächen, daß 
jenem Urteil ein ganz beſonders gearteter Fall zugrunde gelegen habe, 
und das NG. deshalb keinen allgemeinen gültigen Satz habe aufſtellen 
wollen. Daß dies jedoch nicht aufrechterhalten werden kann, ſoll noch 
am Schluß kurz dargelegt werden. 

Auf jeden Fall herrſcht alſo in der Rſpr. zumindeſt noch leb⸗ 
hafter Streit um die Natur des Stromlieferungsvertrages als eines 
Wiederkehrſchuldverhältniſſes. Nicht anders iſt es im Schrifttum, wo 
außer Mentzel (Komm., 4. Aufl., 1932, § 17 Nr. 4 Abf. 2) wohl 
alle größeren Erläuterungswerke zur KO. (vgl. Sydow⸗Buſch⸗ 
Krieg, 1929, 8 17 Anm. 3b; Wolff, 2. Aufl., 1921, 8 17 Anm. 8; 
Bleyer, 3. Aufl. 1928, 817 Anm. 4) ſich der Anſicht von Jaeger 
(Komm., 6. und 7. Aufl., 1931, 8 17 Anm. 18 a) anſchließen. Hierzu 
kommt noch, daß ſich auf einem ſo neuzeitlichen Gebiet wie dem des 
Vergleichsrechtes die Verfaſſer von Erläuterungen zur VerglO., ſoweit 
ſie ſich überhaupt damit auseinanderſetzen, wohl durchweg zu 
Jaeger bekennen (vgl. Kieſow, 4. Aufl., 1932, 84 Anm. IV 2; 
Eiſold, 3. Bearb., 1931, 84 Anm. V7; Samolewitz, Berlin 
1929, 8 4 Anm. 7; Mayer, 1928, § 2 Anm. 23). 

Zweck der vorſtehenden Zeilen iſt es, in dieſen Streit der Mei⸗ 
nungen um das Wiederkehrſchuldverhältnis etwas Klarheit zu bringen. 
Denn dem aufmerkſamen Beobachter kann es nicht entgehen, daß die 
Gegner der Wiederkehrſchuldlehre dieſe eigentlich nur deshalb ab⸗ 
lehnen, weil über den Begriff des Wiederkehrſchuldverhältniſſes keine 
Klarheit herrſcht. Dies zeigt ſich immer wieder ganz beſonders darin, 
daß Entſcheidungen, die Großabnehmerverträge zum Gegenſtand haben, 
und hier ganz im Einklang mit Jaeger das Vorliegen von Wieder⸗ 
kehrſchuldverhältniſſen verneinen, gegen die Lehre vom Wiederkehr⸗ 
ſchuldverhältnis verwandt und veröffentlicht werden (vgl. namentlich 
die in der Ztſchr. „Elektrizitätswirtſchaft, Mitteilungen der Vereini⸗ 
gung der Elektrizitätswerke E. V., Berlin“, 1928, 493; 1929, 49, 
375, 493; 1930, 147 abgedr. Entſch. des OLG. Hamm). Das beſte 
Beiſpiel hierfür für die allerneuſte Zeit iſt gerade die eingangs er⸗ 
wähnte Entſcheidungsbeſprechung von Rumpf. In dieſer führt 
Rumpf gegen die Wiederkehrſchuldlehre die Entſch. des RG.: ZW. 
1930, 1402 an, die aber einen auf fünf Jahre von einer AktG. mit 
einem Stromlieferungswerk geſchloſſenen, alſo unter den Begriff der 
Großabnehmerverträge fallenden Stromlieferungsvertrag zum Gegen⸗ 
ſtand hat und kennzeichnenderweiſe auch nicht in die amtliche Samm⸗ 
lung der Entſch. des RG. infolge ihrer nichtgrundſätzlichen Bedeutung 
aufgenommen worden iſt. Jeder aber, der wünſcht, daß der Streit um 
das Wiederkehrſchuldverhältnis zum Nutzen der Rechtspflege einen ge⸗ 
rechten Ausgang nimmt, wird verftehen, daß hier erſt einmal nottut, 
den Gegenſtand des Streites, den Begriff des Wiederkehrſchuldverhält⸗ 
niſſes, klarzuſtellen. Eine ſtreng wiſſenſchaftliche Begründung des Wie⸗ 
derkehrſchuldverhältniſſes iſt im Rahmen dieſes Aufſatzes nicht be⸗ 
zweckt. Hierfür muß auf die in den von der Leipziger Juriſten⸗ 
fakultät a Leipziger rechtswiſſenſchaftlichen Studien⸗ 
heften unter Nr. 76 in dieſem Jahre erſchienenen Abhandlung des 
Verfaſſers: Der Einfluß des Konkurſes auf Wiederkehrſchuldverhält⸗ 
niſſe verwieſen werden. Im folgenden ſollen aus dieſer Unterſuchung 
lediglich die für die Praxis wichtigen Folgerungen gezogen werden. 

Der Brennpunkt des Streites um das Wiederkehrſchuldverhältnis 
liegt im Konkursrecht. Hier zeigt ſich nach Jaeger die Eigenart des 
Wiederkehrſchuldverhältniſſes, z. B. bei dem hier zu behandelnden 
Einzelfall des Stromlieferungsvertrages im Konkurſe des Abnehmers 


j Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


darin, daß der Konkursverwalter, wenn das Stromlieferungswerl auf 
ſein Verlangen nach Konkurseröffnung Strom liefert, die Strompreis⸗ 
rückſtände nicht als Maſſeſchulden i. S. von 8 59 Ziff. 2 KO. zu 
decken braucht. Die Gegner dagegen behandeln den Stromlieferungs⸗ 
vertrag im Ergebnis, wenn fie auch in der Begründung wieder vom 
einander abweichen, wie einen Sukzeſſivlieferungsvertrag, und ber 
jahen in dieſem Fall die Maſſeſchuldeigenſchaft der rückſtändigen 
Strompreisforderungen nach 8 59 Ziff. 2 KO. i. Verb. m. 817 KO. 
Nach ihnen ſind alſo die Forderungen des Stromlieferungswerkes auf 
Bezahlung des gelieferten Stromes nach dem Wortlaut des 8 59 Ziff. 2 
KO. „Anſprüche aus gegenfeitigen Verträgen, deren Erfüllung zur 
Konkursmaſſe verlangt wird“, und ſomit Maſſeſchulden gemäß dieſer 
Beſtimmung. Jaeger kommt zu ſeinem, dies verneinenden Ergebnis 
allein auf Grund ſeiner Begriffsbeſtimmung des Wiederkehrſchuldver⸗ 
hältniſſes. Danach find Wiederkehrſchuldverhältniſſe „Schuldverhält⸗ 
niſſe, die kraft einer, wäre es auch nur ſtillſchweigenden Wiederholung 
des Vertragsabſchluſſes fort und fort für weitere Zeitabſchnitte oder 
für weitere Bezugsmengen neu entſtehen, alſo nicht ein für allemal 
begründet ſind“ (Komm. § 17 Anm. 18 a). Bezieht der Konkursver⸗ 
walter vom Stromlieferungswerk alfo weiterhin Strom für den Ber 
trieb oder die Wohnung des Gemeinſchuldners, ſo tut er dies auf 
Grund neuer, nach Konkurseröffnung entſtehender Schuldverhältniſſe 
und verlangt damit nicht Erfüllung eines einheitlichen Vertrages, den 
etwa der Gemeinſchuldner ſchon ſeinerzeit beim erſten Strombezug 
mit dem Werk abgeſchloſſen hatte. Infolgedeſſen bleiben die Strom⸗ 
preisrückſtände gewöhnliche Konkursforderungen gem. 83 KO. und 
werden nicht etwa kraft der Ausnahmebeſtimmungen des $ 17 
i. Verb. m. 8 59 Ziff. 2 KO. zu Maſſeſchulden. 

Nun führt allerdings Jaeger im einzelnen nicht aus, wie man 
ſich das Entſtehen und das Verhältnis der bei einem Wiederkehr⸗ 
ſchuldverhältnis aufeinanderfolgenden einzelnen Schuldverhältniſſe zu⸗ 
einander zu denken hat. Und dies iſt der Grund, warum ſämtliche 
Entſcheidungen, die den Standpunkt von Jaeger ablehnen, ſo auch 
wieder das OLG. Köln in der Entſcheidung, die Rumpf an eingangs 
genannter Stelle beſpricht, ſich überhaupt nicht mit dem Begriff des 
Wiederkehrſchuldverhältniſſes auseinanderſetzen, ſondern mit der Be⸗ 
merkung darüber hinweggehen, daß der Begriff des Wiederkehrſchuld⸗ 
verhältniſſes „unklar“ und „auch geſetzlich nicht fundiert“ ſei. 

Zunächſt ſoll erſt einmal aufgedeckt werden, daß die rechtliche 
Behandlung des Stromlieferungsvertrages als eines einheitlichen Ver⸗ 
trages nach Art eines Sulzzeſſivlieferungsvertrages keineswegs das 
Nächſtliegende iſt, das gleichſam keiner näheren Begründung bedürfe, 
wovon anſcheinend die Gegner der Wiederkehrſchuldlehre ausgehen. 
Dieſe beſchränken ſich nämlich durchweg darauf, ſoweit ſie das Wieder⸗ 
Kehrſchuldverhältnis nicht ſchlechthin mangels einer beſonderen geſetz⸗ 
lichen Begründung ablehnen, es jedenfalls als für den Stromliefe⸗ 
rungsvertrag unanwendbar zu erklären, ohne zu begründen, warum 
dann die Satze vom Sukzeſſivlieferungsvertrag gelten ſollen. 

In Wahrheit ſpricht aber die Natur des Stromlieferungsver⸗ 
trages gegen eine derartige Gleichſetzung mit einem Sulzeſſivliefe⸗ 
rungsvertrag und damit überhaupt gegen die Annahme, als ſei der 
Stromlieferungsvertrag ein einheitliches Schuldverhältnis. Von einem 
Schuldverhältnis kann nur dann und nur inſopeit die Rede ſein, als, 
wie das Geſetz in 8 242 BGB. ſagt, „der Gläubiger berechtigt iſt, 
von dem Schuldner eine Leiſtung zu fordern“. Laßt ſich ein Anſpruch 
des angeblichen Gläubigers auf eine Leiſtung nicht feſtſtellen, ſo kann 
hiernach auch kein Schuldverhältnis vorliegen. Dies iſt namentlich, 
wie allgemein anerkannt iſt, dann der Fall, wenn die angebliche 
Leiſtung ihrem Umfang nach völlig unbeſtimmbar iſt. Deun dann fehlt 
es überhaupt an einer ſchuldrechtlichen Bindung. Sind nun beim 
Stromlieferungsvertrag in ſeiner Grundform, bei der der Abnehmer 
nur für den von ihm verbrauchten Strom ein Entgelt an das Strom⸗ 
lieferungswerk zu zahlen braucht, auch nur einigermaßen ſichere ob⸗ 
jektive Anhaltspunkte für den Umfang der beiderſeitigen Geſamt⸗ 
leiſtungen vorhanden? Dies muß verneint werden. Haäugt es doch aus⸗ 
ſchließlich vom Willen des Abnehmers, alſo einem rein inneren, der 
Willkür des Abnehmers unterliegenden Vorgang ab, ob und wieviel 
Strom er beziehen will. Es läßt ſich deshalb ſchlechterdings nicht 
vorausſehen, noch einigermaßen beſtimmen, wieviel ein Abnehmer an 
das Stromlieferungswerk einmal für verbrauchten Strom zu zahlen 
haben wird. Kann doch der Abnehmer jederzeit ſeinen Strombezug 
endgültig einſtellen, ſei es, daß er ſeine Wohnung, ſeinen Betrieb ver⸗ 
äußert, oder zu anderen Beleuchtungsmitteln, wie Gas, übergeht oder 
den Strom ſelbſt erzeugt, ſei es, daß er ſchlechthin aus Erſparnis⸗ 
gründen von weiterem Strombezug abſieht. Es iſt auch noch nie be⸗ 
hauptet worden, daß in derartigen Fällen das Stromlieferungswerk 
mit einem Anſpruche etwa auf weiteren Strombezug oder auf Zah⸗ 
lung weiterer, den Umſtänden nach angemeſſenen Stromgelder klag⸗ 
weiſe gegen den Abnehmer vorgehen könnte. Für wie lange ſollte auch 
der Abnehmer hierzu verpflichtet ſein! Trotzdem beſtehen ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ſchuldrechtliche Beziehungen zwiſchen Abnehmer und Werk. 
Zweifellos iſt doch die Verpflichtung des Abnehmers zur Bezahlung 
des verbrauchten Stromes eine echte ſchuldrechtliche Verbindlichkeit. 

Hält man ſich dieſe beiden Seiten des Rechtsverhältniſſes 
zwiſchen Abnehmer und Werk vor Augen, nämlich einerſeits die 
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völlige Unbeſtimmbarkeit der angeblichen Geſamtleiſtung und anderer⸗ 
kits die Tatſache, daß der Abnehmer zur Bezahlung des jedesmaligen 
Strombezuges feſt und in genau beſtimmtem, auf die jeweils ver⸗ 
rauchte Strommenge abgeſtelltem Umfange verpflichtet iſt, ſo gelangt 
an von ſelbſt zu dem Ergebnis der Wiederkehrſchuldlehre. Zwiſchen 
Abnehmer und Werk beſtehen nur hinſichtlich des jeweiligen einzelnen 
Strombezuges Schuldverhältniſſe. Ein einheitlicher, alle einzelnen 
trombezüge umfaſſender Vertrag aber kann deshalb nicht anerkaunt 
werden, weil mangels irgendwelcher Beſtimmbarkeit der angeblichen 
Geſamtleiſtungen inſoweit eine ſchuldrechtliche Bindung zwiſchen den 
Parteien überhaupt nicht beſteht. 
Nicht anders iſt es bei dem jetzt immer mehr überwiegenden 
Fall, daß das Werk ſich unabhängig von dem Entgelt für den je⸗ 
weiligen Stromverbrauch eine ſog. Grundgebühr für beſtimmte Zeit⸗ 
abſchnitte, meiſtens einen Monat, verſprechen läßt. Allerdings will 
ies allein für die Natur des Stromlieferungsvertrages noch nichts 
beſagen. Denn das Werk könnte ja infolge ſeiner Monopolſtellung an 
lich auch ungerechtfertigte Forderungen, ſoweit dieſe nur nicht allzu 
hoch wären, und die Abnehmer deshalb lieber nicht ganz auf den 
trombezug verzichten würden, gegenüber den Abnehmern durch⸗ 
etzen. Immerhin wird man doch davon zunächſt ausgehen müſſen, daß 
die Werke die Grundgebühr nicht ohne rechtlichen Grund fordern, 
alſo eine Gegenleiſtung dafür dem Abnehmer erbringen. Dieſe Gegen⸗ 
leiſtung kann nun, da die Werke den einzelnen Strombezug ſich ja 
trotzdem beſonders bezahlen laſſen, nur darin geſehen werden, daß 
lich die Werke verpflichten, während der Dauer des einzelnen Grund» 
gebührabſchnittes dem Abnehmer jederzeit, wann dieſer nur will, 
Strom zu liefern. Hier beſteht alſo eine Lieferbereitſchaftspflicht des 
Werkes, die man andererſeits bei einem Stromlieferungsvertrag ohne 
Grundgebührabrede mangels eines Entgeltes zugunſten der Werke 
wohl verneinen muß. Immerhin iſt die Grundgebühr, wie ſchon ein 
ergleich ihrer Höhe mit der des Preiſes für den Stromverbrauch 
ergibt, eine Nebenleiſtung gegenüber der Hauptleiſtung der Zahlung 
des Stromgeldes. Es gibt aber noch eine dritte Art des Strom⸗ 
ezuges, bei der das vom Abnehmer zu zahlende Entgelt ſich über⸗ 
haupt nicht nach der jeweils verbrauchten Strommenge richtet, ſon⸗ 
ern eine feſte Summe ſchlechthin vom Abnehmer für einen beſtimmten 
Zeitabſchnitt dafür zu zahlen iſt, daß ſich das Werk während dieſer 
eit zur Lieferung an ihn bereit hält und auch jeweils liefert. Dieſe 
ertragsform mit Zahlung einer Pauſchalſumme iſt in manchen 
egenden unter der Bezeichnung „Stromlieferungsvertrag nach Haus⸗ 
halttarif“ beſonders bekannt. Hier liegt allerdings kein Wiederkehr⸗ 
ſchuldverhältnis nach Mengen vor, wie dies bei der oben behandelten 
rundform des Stromlieferungsvertrages ohne Grundgebührabrede 
er Fall war. Denn die vom Abnehmer zu erbringende Leiſtung iſt 
nach Mengen hier nicht beſtimmbar, wohl aber nach der Dauer der 
jeweiligen Zeitabschnitte, für die ſich das Werk zur Stromlieferung 
bereit hält. Dagegen iſt auch hier der Umfang der angeblichen Ge⸗ 
ſamtleiſtung des Werkes und des Abnehmers unbeſtimmbar. Denn 
auch in dieſem Fall ſteht es dem Abnehmer völlig frei, ob er nach 
Ablauf einer Grundgebührzeit auch für den folgenden Zeitabſchnitt 
das Rechtsverhältnis mit dem Werk fortſetzen will oder von dem 
echt der Abmeldung, meiſtens Kündigung genannt, Gebrauch machen 
will. Auf jeden Fall iſt der Abnehmer nie für alle Zukunft, das 
de auf Ewigkeit, ſchuldrechtlich gebunden. Stets ſteht ihm das 
stecht der einſeitigen Lösbarkeit für beſtimmte Zeitabſchnitte zu. Eine 
dem Umfang nach genau beſtimmbare Verpflichtung des Abnehmers 
beſteht alſo nur für die einzelnen vergangenen und die jeweils be⸗ 
gonnenen Zeitabſchnitte, und inſoweit liegen daher auch nur Schuld⸗ 
verhältniſſe zwiſchen dem Werk und dem Abnehmer vor. Ein alle, 
auch die ſämtlich möglichen künftigen Zeitabſchnitte umfaſſender ein⸗ 
heitlicher Vertrag kann dagegen auch hier mangels jeglicher Beſtimm⸗ 
darkeit derartiger Geſamtleiſtungen nicht anerkannt werden. So ver⸗ 
kKörpert dieſe Art von Stromlieferungsverträgen die in der Begriffs⸗ 
beſtimmung von Jaeger liegende zweite Gruppe von Wiederkehr⸗ 
ſchuldverhältniſſen, die nicht wie die Stromlieferungsverträge ohne 
Frundgebührabrede „für weitere Bezugsmengen“, ſondern „für weitere 
Zeitabſchnitte“ neu entſtehen. Die letzteren ſollen deshalb Wiederkehr⸗ 
chuldverhältniſſe auf Zeit genannt werden, im Gegenſatz zu den 
erſteren, den Wiederkehrſchuldverhältniſſen nach Mengen. 
„Somit kommt man ſchon bei näherer Unterſuchung der angeb⸗ 
Üchen Einheit des Stromlieferungsvertrages zu dem Ergebnis, daß die 
tromlieferungsverträge in ihrer rechtlichen Geſtaltung zu den von 
aeger als Wiederkehrſchuldverhältnis bezeichneten Schuldverhält⸗ 
niſſen gehören. Es find Schuldverhältniſſe, die immer wieder in der 
gleichen Form neu entſtehen, wobei es aber die Parteien in der Hand 
haben, die Neuentſtehung jederzeit ganz nach ihrem freien Entſchluß 
für die Zukunft auszuſchließen, ſei es dadurch, daß ſie keinen Strom 
mehr beziehen, ſei es dadurch, daß ſie ihre Abmeldung, Kündigung, 
erklären. Fraglich könnte nur noch ſein, ob eine derartige Neu⸗ 
entſtehung gleichartiger Schuldverhältniſſe nach den geltenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen überhaupt möglich iſt. Zweifellos kann als 
Grundlage für die im Willen der Parteien liegende Neuentſtehung 
von Schuldverhältniſſen wie ſonſt bei Begründung von Schuldverhält⸗ 
niſſen Kraft Parteiwillens nur der Abſchluß eines Vertrages in Be⸗ 


tracht kommen. Da dieſer infolge der Gleichheit der Schuldverhältniſſe 
auch jedesmal den gleichen Inhalt haben muß, ſpricht Jaeger des⸗ 
halb unter dem Geſichtspunkte des eine Kette einzelner Schuldverhält⸗ 
niſſe bildenden Wiederkehrſchuldverhältniſſes in ſeiner Begriffsbeſtim⸗ 
mung von einer „Wiederholung des Vertragsabſchluſſes“. Jeder Ver⸗ 
trag beruht auf dem Antrag der einen und auf der Annahmeerklärung 
der anderen Partei (8 151 BGB.). Bei dem Stromlieferungsvertrag 
ohne Grundgebührabrede liegt die Rolle des Antragſtellers bei dem 
Stromlieferungswerk. Dadurch, daß das Werk für den Abnehmer 
jederzeit Strom bereit hält, jo daß dieſer ſich nur in das Leitungsnetz 
einzuſchalten braucht, ſtellt es genau wie der Aufſteller eines Auto⸗ 
maten gegenüber dem Abnehmer den Antrag, gegen Entgelt Strom 
zu liefern. Die Ahnlichkeit des Stromlieferungsvertrages ohne Grund⸗ 
gebührabrede mit dem Automatenvertrag tritt ganz beſonders auf⸗ 
fällig dann in Erſcheinung, wenn dem Werk der Abnehmer hinſicht⸗ 
lich der Zahlung der Stromgelder nicht ſicher erſcheint, und es deshalb 
an der Stelle, wo die Leitung des Abnehmers an das Leitungsnetz 
des Werkes angeſchloſſen wird, eine Einrichtung einbaut, durch die 
Strom nur nach Einwurf eines beſtimmten Geldſtückes in der dieſem 
Preiſe entſprechenden Menge dem Abnehmer zufließen kann. Dies war 
urſprünglich bei dem Gaslieferungsvertrag, der in dieſer Hinſicht 
völlig dem Stromlieferungsvertrag gleicht, in Form eines ſog. Münz⸗ 
gasautomaten beſonders verbreitet. Durch Einſchalten des Stromes 
ſchließt alſo bei dem Stromlieferungsvertrag ohne Grundgebührabrede 
der Abnehmer ebenſo wie beim Automatenvertrag durch Einwerfen 
der Münze einen beſonderen Vertrag über die jeweils benötigte 
Menge. Mit Ausſchalten des Stromes hat das Werk ſeine Strom⸗ 
lieferungspflicht aus dieſem Schuldverhältniſſe erfüllt. Wird nun das 
Konkursverfahren über das Vermögen des Abnehmers eröffnet, ſo 
liegt alſo nicht ein zweiſeitiger Vertrag i. S. von 817 KO. vor, 
der „von dem Gemeinſchuldner und von dem anderen Teile nicht 
oder nicht vollſtändig erfüllt“ wäre. Infolgedeſſen bleibt es bei der 
Regel des 83 KO., wonach die Strompreisforderungen des Werkes 
gewöhnliche Konkursforderungen ſind und nicht Maſſeſchulden auf 
Grund von 817 KO. i. Verb. m. 859 Ziff. 2 KO. Verbraucht der 
Konkursverwalter dagegen im Betriebe oder im Geſchäft des Gemein⸗ 
ſchuldners Strom, ſo nimmt er ebenſo wie jeder andere Abnehmer mit 
dem Einſchalten des Stromes den durch Ermöglichung des jeder⸗ 
zeitigen Strombezuges vom Werk ſtillſchweigend geſtellten Antrag auf 
Stromentnahme an. Die Anſprüche auf Bezahlung des gelieferten 
Stromes, die dem Werke jedesmal bei Stromentnahme ſeitens des 
Konkursverwalters zuſtehen, ſtellen ſich ſomit i. S. von 8 59 Ziff. 1 
KO. als Anſprüche dar, „welche aus Geſchäften oder Handlungen des 
Konkursverwalters entſtehen“, und ſonach als Maſſeſchulden zu be⸗ 
richtigen ſind. 

Bei dem Stromlieferungsvertrag als Wiederkehrſchuldverhältnis 
auf Zeit andererſeits iſt das Werk und der Abnehmer jedesmal dann 
für ein neues Schuldverhältnis wieder gebunden, wenn die Parteien 
infolge Ablaufs der für die Abmeldung uſw. vorgeſehenen Friſt die 
Entſtehung eines neuen Schuldverhältniſſes für den nächſten Zeit⸗ 
abſchnitt nicht mehr durch Erklärung ihrerſeits verhindern können. 
Da hier das neue Schuldverhältnis durch das bloße Verſtreichenlaſſen 
der Friſt ſeitens der Parteien entſteht, wäre es gekünſtelt und wohl 
auch nicht haltbar, wollte man die Erklärungen der Parteien, die zum 
Abſchluſſe des Vertrages für das neue Schuldverhältnis nötig ſind, 
erſt als in dieſem Zeitpunkt abgegeben erachten. Die Willenserklärun⸗ 
gen beider Parteien, die man gewöhnlich nach ihrer zeitlichen Auf⸗ 
einanderfolge in Antrag und Annahme unterſcheidet, müſſen vielmehr 
ſchon vorher erklärt worden ſein. Andererſeits beſteht vor Ablauf der 
für die Abmeldung uſw. beſtimmten Friſt eine ſchuldrechtliche Bindung 
der Parteien noch nicht. Denn es iſt noch völlig ungewiß, ob ſie 
überhaupt Leiſtungen im nächſten Zeitabſchnitt zu erbringen haben 
werden. Die Wirkſamkeit der von den Parteien abgegebenen Antrags⸗ 
oder Annahmeerklärung tritt alſo erſt im Augenblick des Ablaufs der 
Friſt ein. Bis dahin haben ſich die Parteien den Widerruf ihrer Er⸗ 
Klärungen vorbehalten. Es beſtehen nun keine rechtlich begründeten 
Bedenken, den Zeitpunkt der Abgabe der Erklärungen zurückzuver⸗ 
legen auf den Augenblick, als der Abnehmer ſich zum erſtenmal für 
einen Zeitabſchnitt gegenüber dem Werk bindet. Hierbei verpflichtet er 
ſich nicht nur für dieſen Zeitabſchnitt, ſondern fügt gleichzeitig durch 
Unterwerfung unter die Beſtimmungen über die Kündigungsfriſt 
noch ſtillſchweigend hinzu, daß er ſich immer mit für den nächſtfolgen⸗ 
den Zeitabſchnitt gebunden erachten wolle, falls er nicht dieſe Bindung 
vorher widerrufe. Zwiſchen Abnehmer und Werk beſtehen ſomit aller⸗ 
dings ſchon Rechtsbeziehungen hinſichtlich dieſer künftigen Zeit⸗ 
abſchnitte. Das weſentliche aber iſt, daß mangels jeglicher ſchuldrecht⸗ 
licher Bindung mit irgendwelchen beſtimmbaren Verpflichtungen für 
eine Partei ein Schuldverhältnis inſoweit noch nicht beſteht. Die Bin⸗ 
dung der Parteien iſt vielmehr keine andere, als es ſonſt der Fall iſt, 
wenn eine Perſon ſich den Widerruf einer von ihr gegenüber einer 
anderen Perſon bereits abgegebenen Willenserklärung innerhalb be⸗ 
ſtimmter Friſt vorbehält. 

Für die konkursrechtliche Behandlung dieſer Stromlieferungs⸗ 
verträge auf Zeit folgt daraus, daß die Stromprelsforderungen des 
Werkes für die Zeitabſchnitte vor Konkurseröffnung ebenſo wie beim 
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Stromlieferungsvertrag ohne Grundgebührabrede für den vor Kon⸗ 
kurseröffuung gelieferten Strom einfache Konkursforderungen ſind 
(83 KO.), ſei es, daß dem Werk lediglich eine Grundgebühr, ſei es, 
daß ihm eine Pauſchalſumme zuſteht. Auch hier greift die Ausnahme⸗ 
beſtimmung des § 17 i. Verb. m. 8 59 Ziff. 2 KO., die gewiſſe 
Forderungen, wenn ſie aus beiderſeits unerfüllten Verträgen her⸗ 
rühren, zu Maſſeſchulden erhebt, nicht Platz, da das Werk ſeiner Ver⸗ 
pflichtung, den Strom während des jeweils laufenden Zeitabſchnittes 
zu liefern, voll erfüllt hat. Soweit der Konkursverwalter Strom 
während des zur Zeit der Konkurseröffnung laufenden Zeitabſchnittes 
bezieht, wird man allerdings unbedenklich hierin ein Verlangen der 
Weitererfüllung eines beiderſeits noch nicht vollſtändig erfüllten Ver⸗ 
trages i. S. von 8517 KO. ſehen und demgemäß die Maſſeſchuld⸗ 
eigenſchaft des Entgeltes des Werkes gem. § 59 Ziff. 2 KO. bejahen 
können. Bezieht der Konkursverwalter auch noch während der folgen⸗ 
den Zeitabſchnitte Strom, ſo bringt er durch Unterlaſſen des als Kün⸗ 
digung bezeichneten Widerrufes ſeinerſeits die neuen Schuldverhält⸗ 
niſſe zur Entſtehung, ſo daß die Strompreisforderungen des Werkes 
oder die Grundgebührforderungen aus dieſem neuen Schuldverhältnis 
Maſſeſchulden nach 859 Ziff. 1 KO. find. 

Macht man ſich in dieſer Weiſe die Natur des Stromlieferungs⸗ 
vertrages als eines Wiederkehrſchuldverhältniſſes klar, ſo ergibt ſich 
auch ohne weiteres, daß das unter Drohung der Stromſperre geſtellte 
Verlangen des Werkes an den Konkursverwalter, die Rückſtände als 
Maſſeſchulden anzuerkennen, ſittenwidrig iſt. Denn eine Vollzahlung 
der Strompreisrückſtände, die nach obigem ja bloße Konkursforde⸗ 
rungen ſind, iſt, wie auch das RG. in ſeiner grundlegenden Entſch. in 
RG. 132, 273 = JW. 1931, 3102 fagt, „Ronkurswidrig”. Deshalb 
und nur aus dieſem Grunde hält das RG. in Übereinſtimmung mit 
Jaeger eine derartige Abhängigmachung der Weiterlieferung ſeitens 
des Stromlieferungswerkes von der Anerkennung der Rückſtände als 
Maſſeſchulden durch den Konkursverwalter für ſittenwidrig. In dem 
Urteil iſt auch nirgends davon die Rede, daß die Sittenwidrigkeit 
dieſes Verlangens aus einem anderen, etwa in irgendeiner Beſonder⸗ 
heit des gegebenen Falles liegenden Grunde, wie die Gegner der 
Wiederkehrſchuldlehre behaupten, bejaht werden müſſe. Dies geht 
außerdem noch aus den Ausführungen von Warneyer, dem Mit 
verfaſſer dieſes Urteils, in KonkTreuh. 1931, 161 gleichſam authentiſch 
hervor, ganz abgeſehen davon, daß ſonſt auch wohl kaum dieſe Ent⸗ 
ſcheidung zum Abdruck in der amtlichen Sammlung beſtimmt wor⸗ 
den wäre. 

Dagegen verneint das NG. in Einklang mit Jaeger: JW. 
1930, 1402 die Sittenwidrigkeit der Weigerung des Werkes, weiter 
Strom zu liefern, ſolange der Konkursverwalter nicht eindeutig erklärt 
hat, ob er Weitererfüllung eines auf fünf Jahre feſt abgeſchloſſenen 
Stromlieferungsvertrages, alſo eines ſog. Großabnehmervertrages, 
verlange. Denn hier liegt für die Dauer von fünf Jahren im Gegen⸗ 
ſatz zu den oben behandelten gewöhnlichen Kleinabnehmerverträgen 
eine feſte ſchuldrechtliche Bindung beider Parteien vor, bei der der 
Großabnehmer als Entgelt für ſeine feſte Bindung den Strom weſent⸗ 
lich billiger als der Kleinabnehmer erhält. Es wäre ungerechtfertigt, 
ſollte das Werk hier verpflichtet ſein, weiter ſeiner Leiſtungspflicht 
nachzukommen, ohne daß der Konkursverwalter wie bei einem 
ſonſtigen Sukzeſſivlieferungsvertrag verpflichtet wäre, die Rückhſtände 
aus dieſem einheitlichen Vertrag als Maſſeſchulden anzuerkennen. 

GerRef. Dr. Helmut Ullmann, Dresden. 


Rückwirkende Kraft von Strafgeſetzen. 


Zu den Ausführungen Nicolais (JW. 1933, 2315) mögen 
einige Bemerkungen geſtattet ſein. 

Der für das deutſche Strafrecht in 8 2 StGB. und erneut 
in Art. 116 RVerf. ausgeſprochene Grundſatz, daß eine Hand⸗ 


lung nur dann mit Strafe belegt werden kann, wenn die 
Strafbarkeit geſetzlich beſtimmt war, bevor die Handlung be⸗ 
gangen wurde, iſt eine für das Gebiet des Strafrechts ge⸗ 
zogene äußerſte Folgerung aus dem Kodifikationsprinzip und 
der Abneigung gegen das Fehlen ausdrücklicher geſetzlicher 
Handhaben; ein horror vacui, der auf dem bürgerlichen Rechts⸗ 
gebiete weniger ſtark ausgebildet iſt, wie wir denn auch beim 
Fehlen kodifizierter Rechtsnormen für die nicht dageweſenen 
Verhältniſſe der Inflationszeit ex necessitate rei manches Bei⸗ 
ſpiel ſouveräner höchſtrichterlicher Rechtsſchöpfung erlebt haben. 

Der unſerem Rechtsleben ſo geläufige Grundſatz „nullum 
erimen sine lege“ iſt aber keineswegs Gemeingut aller Rechts⸗ 
ordnungen; es genüge hier, darauf hinzuweiſen, daß es für 
Schottland heißt: 

„The High Court has an inherent jurisdietion to punish 
all acts which are plainly criminal, although previ- 
ously unknown, and not within any Statute.“ 

Dort hätte es alſo des 8 49a StGB. (Duchesne 8) wegen 
Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens oder des Gef. 
v. 9. April 1900 zur Beſtrafung der Entwendung elektriſcher 
Kraft nicht wie bei uns bedurft. 

Auf Grund ihrer Vollmachten iſt die Reichsregierung in 
ihrem Geſ. v. 29. März 1933 (28. Febr. 1933) über den er⸗ 
wähnten Grundſatz hinweggegangen. 

Es handelt ſich hier nicht um die unbeſtrittene Gültigkeit 
dieſes Geſetzes, ſondern darum, den Bedenken entgegenzutreten, 
die angeſichts der bisherigen feſtgegründeten ſtrafrechtlichen 
Anſchauungen gewiß erklärlich ſind. 

Nachdem Nicolai die Rechtfertigung der Maßregel aus⸗ 
ſchließlich in deutſchrechtlichen Erwägungen gefunden hat, könnte 
zur Beruhigung der kritiſchen Gewiſſen — abgeſehen von 
den Argumenten ſtaatlicher Notwendigkeiten und des Not⸗ 
ſtandes der Staatsumwälzung — vielleicht noch folgendes bei⸗ 
tragen. 

Es iſt unzweifelhaften Rechtens und ſicherlich gerecht⸗ 
fertigt, daß zu dem ſubjektiven deliktiſchen Tatbeſtande die 
Kenntnis des Strafgeſetzes nicht gehört. Zu den Überlegungen, 
die zu der kriminellen Tat führen, iſt alſo nicht zu rechnen ein 
Gedankengang des Täters, der ſich mit der Androhung einer 
Strafe und mit deren Höhe befaßt. Hiernach müßte es auch 
ohne Belang ſein, ob der Täter zur Zeit ſeiner Tat das 
ſpäter erlaſſene Strafgeſetz nicht kennen konnte. 

Dies iſt ſchon ein ſtarkes Argument gegen diejenigen 
Strafrechtstheorien, die auf Prävention oder Abſchreckung das 
Hauptgewicht legen und aus dieſer Theorie heraus die Rück⸗ 
wirkung von Strafgeſetzen ablehnen müſſen. 

Die ſog. abſoluten Theorien dagegen, die es der Würde 
und Ehre des Staates entſprechend erklären, gewiſſe Hand⸗ 
lungen nicht zu dulden, alſo zu beſtrafen, eröffnen damit den 
Weg zur rückwirkenden Auwendung ſolcher Strafgeſetze, die 
Angriffen auf ſeine Würde und Ehre entgegentreten ſollten, 
ſeien es nun neue Tatbeſtände oder die Verſchärfung beſtehen⸗ 
der Strafnormen. 

Zugleich würde hierin auch das Maß für den Erlaß 
ſolcher rückwirkenden Strafgeſetze liegen: nicht jedes Delikt 
wird rückwirkend beſtraft werden können, ſondern eine Möglich⸗ 
keit hierzu darf nur beſtehen, wo ſo ſchwere Angriffe gegen 
„Würde und Ehre“, insbeſ. alſo den Beſtand des Staates 
vorliegen, daß dieſer, wie anzuerkennen iſt, ſchwere Eingriff 
ſich rechtfertigt; und nur um ſolche Angriffe handelt es ſich 
in der VO. v. 28. Febr. 1933, der durch das Geſ. v. 29. März 
1933 rückwirkende Kraft für die Zeit v. 31. Jan. bis 28. Febr. 
1933 beigelegt worden iſt. 

OLGR. i. R. Dr. W. Mannhardt, Hamburg. 


Schrifttum. 


Reinhold Horneffer: Die Entſtehung des Staates. (Bei⸗ 
träge zum öffentlichen Recht der Gegenwart. 4.) Tübingen 
1933. Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 255 S. 
Preis in Leinen 13,80 Ha, Subſkriptionspreis 12,60. , 

Mit einer Außerlichkeit muß ich anfangen, weil fie zuerſt auf 
das Unangenehmſte auffällt. Warum kaun der Verf. nicht deutſch 
ſchreiben? Was find Fakttizität, zykliſches Denken und intuitive Pro⸗ 
lepſis, was ſoll die empiriſche Verifizierung, das genetiſche Problem 
und die normative Deutung? Einfach fürchterlich. 

Über die Entſtehung des Staates find ſeit der durch die Kirche 
gebundenen Lehre des Mittelalters und ſeit den Zeiten des Natur⸗ 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen. 


rechts mit feinem Vertragsſtaate fo vielerlei Bücher geſchrieben wor⸗ 
den, daß man meinen ſollte, es ließe ſich darüber kaum noch etwas 
Neues ſagen. Verf. verſucht es doch. Und dieſes kühne Unternehmen 
verdient Anerkennung. 

Die Einleitung behandelt die ſtaatstheoretiſche und völkerrecht⸗ 
liche Betrachtungsweiſe und erkenntniskheoretiſche Vorfragen. In 
einem erſten Teile wird dann der gegenwärtige Stand der Theorie 
erörtert, in dem folgenden der Verſuch einer Ergänzung der bisherigen 
Theorie gemacht. Dann kommt zum Schluſſe das, was der Verf. mit 
dem wohl ſchwerlich in einem Wörterbuche auffindbaren Worte 
Verifizierung bezeichnet, d. h. die Probe aus Beiſpielen, wie Nord⸗ 
deutſcher Bund, Königreich Belgien, ſchweizeriſcher Bundesſtaat, Ver⸗ 
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einigte Staaten, Königreich Italien, Königreich der Serben, Kroaten 
und Slovenen, tſchechoſlowakiſche Republik, polniſche Republik und 
freie Stadt Danzig. 

Eine geſunde Betrachtungsweiſe ſtellt doch nun nicht zuerſt eine 

Theorie auf und ſucht dann nach Beifpielen, ob ſie paßt, jo daß 
dem Leſer ein Stein vom Herzen fällt, ſondern ſchöpft die Theorie 
aus der Fülle der geſchichtlichen Erſcheinungen. Ich würde alſo die 
Sache auf den Kopf geſtellt und mit dem letzten Abſchnitte ange⸗ 
fangen haben. 
Nun wünſcht man ſchließlich doch noch die Auffaſſung des Verf. 
über die Entſtehung des Staates kennen zu lernen. Er meint, es 
ſeien immer wieder zwei Grunderſcheinungen, aus denen der Staat 
und das Recht hervorgingen, Idee und Faktizität, Wert und Wille. 
Darauf beruhe bereits die konſtruktive Jurisprudenz, die in ihren 
Anſätzen auf eine ethiſch⸗pſychologiſche Deutung von Staat und Recht 
hinweiſe. Doch der Verf. geht weiter. Die Werthaltigkeit des Staates 
bedinge das normative Element und verbürge eine Statik, die 
Menſchen, aus denen er ſich zuſammenſetze, enthielten als Träger des 
Willens das pſychologiſche und das dynamiſche Element. Und indem 
der Staat alle dieſe Elemente zu einer ſynthetiſchen Einheit zuſam⸗ 
e ſtellt er die Syntheſe aus Wert und Wille, Idee und Fak⸗ 
tzität her. 

Die Worte hör ich wohl, allein mir fehlt der Glaube. Vom 
Standpunkt meiner geſchichtlichen Staatsauffaſſung halte ich es für 
verfehlt, die Entſtehung des Staates auf eine einheitliche Formel 
zurückführen zu wollen. x 

Geh. IR. Prof. Dr. Conrad Bornhak, Berlin. 


Dr. jur. Lehnſen: Was iſt am Bürgerlichen Geſetzbuch 
deutſchen Urſprungs? Eine vaterländiſche Rechtsbetrach⸗ 
tung. Berlin 1933. Verlag von Franz Vahlen. Preis 
3 S. h. 

Die Abhandlung ſoll, wie der Verf. ſagt, einen zweifachen Zweck 
erfüllen: „Einmal gilt es, dem ſchlichten, durch Rechtskenntniſſe nicht 
beſchwerten Volksgenoſſen auf dieſem oder jenem Rechtsgebiet 

zelehrung und Anregung zu geben, zum anderen ſollen alle diejenigen, 

die von Berufs wegen mit dem Recht zu tun haben, in erſter Reihe 
die Studierenden, zu den Quellen, zum deutſchen Urſprung zahlreicher 

Rechtseinrichtungen und Rechtsſätze des BGB. geführt und zugleich 

arauf hingewieſen werden, wo uns, betrachtet vom Standpunkt der 

Volksüberzeugung, des deutſchen Rechtsbewußtſeins, der Schuh drückt“.“ 

(Vorwort.) Das benutzte Schrifttum iſt für den volkstümlichen Zweck 

des Buches mit geſchickter Hand ausgewählt. Grundſätzlich ſtellt aber 

ein volkstümliches Werk an die Sicherheit und Gewiſſenhaftigkeit des 

Verf. größere Anforderungen als ein fachwiſſenſchaftliches Werk. Der 

Fachmann erkennt die fehlerhaften Ausführungen oder ſoll ſie wenigſtens 

erkennen, fo daß der Schaden gering ift, den fie in Fachkreiſen an⸗ 

richten können. Anders beim volkskümlichen Buch: Es wirkt über 
die gebildete Welt hinaus; ſeine Bedeutung iſt unermeßlich, wenn es 
erbreitung findet, der Laie kann die Ausführungen ſelten oder nie 
nachprüfen. Daraus erklärt ſich, daß an volkstümliche Bücher höhere 
kritiſche Anforderungen als an fachwiſſenſchaftliche Werke geſtellt wer⸗ 

en müſſen. Die allgemeine Berühmtheit und Unſterblichkeit mancher 
Gelehrten wurzelt in ihnen: Humboldt, Faraday, Guſtav Freytag, 
Brüder Grimm. In beſtrittenen wiſſenſchaftlichen Bezirken muß ſich 
der Autor deshalb mit beſonderer Vorſicht bewegen. Es geht nicht 
an, von den Gründen der Rezeption als etwas Bekanntem zu reden, 
die aus jedem Lehrbuch erſichtlich ſeien, obgleich ſie bis heute als 
weſentlich ungeklärt gelten können. Unrichtig iſt ferner, daß die 
deutſchen Schöffen rechtsunkundig geweſen feien. Befremdend ift es, 
zu leſen, daß man im Rechtsleben nicht ohne das römiſche Recht aus⸗ 
kommen könne. Richtig iſt daran nur ſo viel, daß man in der deut⸗ 
ſchen Gegenwart nicht mehr ohne die Denkmittel des römiſchen Rechts 
wird hantieren können. Im geltenden Recht ſind die Ausführungen 
des Verf, im ganzen richtig und ſeine Unterſuchung kann als ver⸗ 
dienſtlich bezeichnet werden. Auch dort, wo er im Gegenſatz zum gel⸗ 
tenden Recht eigene Nechtsüberzeugungen ausſpricht, tut er dies nie 
ohne Grund und nicht ohne billigen Beifall. 

Um dies gleich vorwegzunehmen, jei bemerkt, daß das Buch ftark 
an ſinnſtörenden Druckfehlern leidet. Z. B. um die gröbſten heraus⸗ 
zunehmen: S. 22 „Spezifiſch“, S. 33 Zeile 7 von unten: Beruht ſtatt 
braucht, Zeile 6 von unten: von ſtatt vor, S. 45 Anm. 27: Mandats⸗ 
lehre ſtatt Monatslehre, S. 47 Zeile 7 entfällt vor, S. 67 Zeile 20 
ehlt es, in der Schlußbemerkung meint der Verf. unwandelbar ſtatt 
umwandelbar. 

Das Buch iſt gut gegliedert und im allgemeinen verſtändlich 
geſchrieben. 

In ſcharſſinnigen, aber durchaus allgemeinverſtändlichen Aus⸗ 

führungen ſetzt der Verf. beiſpielsweiſe die ſchwierige Beſitzlehre aus⸗ 

einander, nachdem er bereits im Schuldrecht ſich nicht geſcheut hat, 
den Leſer mit den ſchwierigſten Fragen in verſtändlicher Weiſe be⸗ 
kannt zu machen. In der begrifflichen Abgrenzung von Wette und 
piel wäre für den Laien allerdings ein Mehr zu wünſchen geweſen. 


Schrifttum 
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Auch die Rechtsvorgänge beim Erwerb und Verluſt des Grundeigen⸗ 
tums ſtellen in ihrer Knappheit hohe Anforderungen an das Ver⸗ 
ſtändnis. Insbeſ. wäre eine leichter faßliche Erörterung des Selbſt⸗ 
kontrahierens notwendig. Im allgemeinen aber iſt das Buch ſehr 
lebendig geſchrieben und vermöge der vom Verf. geſchickt ausgewählten 
Zitate anregend und fruchtbar. Doch hätten Stilflüchtigkeiten wie im 
folgenden Satz vermieden werden müſſen: „Die Buchhypothek, die 
in Süddeutſchland überwog, gewahrt den Vorteil, daß der Glaubiger 
keine Urkunde aufzubewahren braucht, ſtets aus dem Buch erſichtlich 
ſein muß und bei bevorſtehender Zwangsverſteigerung ſichere Nach⸗ 
richt erhält“ (S. 73). Ferner wäre es zu wünſchen, daß Fachausdrücke, 
welche ſich nicht ſelbſt erklären, vermieden würden. Welcher „schlichte, 
durch Rechtskenntniſſe nicht beſchwerte Volksgenoſſe“ kann ſich ohne 
Erklärung etwas unter Abt. II oder Abt. III des Grundbuches vor⸗ 
ſtellen (S. 74), wer gar unter einem constitutum possessorium 
(S. 76) Auch ſchadet mitunter die Kürze der Deutlichkeit. Es geht 
nicht an, dem vorgeſtellten Leſer Verſtändnis zuzumuten, wenn er 
lieſt: „Dagegen entſteht mit wirklicher Übergabe ein Pfandrecht auch 
dann, wenn der Verpfänder nicht Eigentümer iſt, und zwar nach den⸗ 
ſelben Regeln wie beim Eigentum“ (S. 76). 

Auf S. 84/85 hat der Verf. den Germaniſten Gierke ſchwer 
mißverſtanden, wenn er aus dem von ihm angeführten Zitat ſchließt, 
daß Gierke die Schlüſſelgewalt der Ehefrau als Geſchäftsführungs⸗ 
macht für einen Fremden ſchlechthin gutheißt. Vortrefflich meint der 
Verf. — und dies kann man auch für die Rechtserneuerung auf 
dieſem Gebiete gelten laſſen —: „Je mehr jemand für Frauenrechte 
eintritt, um ſo mehr dürfte er geneigt ſein, der völligen Gütertrennung 
das Wort zu reden. ... Wer aber die Förderung des Volkswohls 
weniger von Frauenrechten als von der rechten Frau erwartet, der 
wird davon überzeugt ſein, daß der uralten in Deutſchland bewährten 
Verwaltungsgemeinſchaft auch die Zukunft gehört“ (S. 91). 

Kurzum ein Buch, das ſich ſeiner guten Geſinnung rühmen kann. 

RA. Dr. Rudolf Bechert, München. 


Die landwirtſchaftliche Schulden regelung nach dem Geſetz zur 
Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 
1. Juni 1933 (RGBl. I, 331), erläutert von Rudolf 
Harmening, MinR. im Reichsminiſterium für Ernährung 
und Landwirtſchaft, und Dr. Erwin Pätzold, ORegR. im 
Reichsjuſtizminiſterium. Berlin 1933. Verlag Franz Vahlen. 
328 S. Preis kart. 11 , geb. 12,50 AM. 


Der Erläuterung der landwirtſchaftlichen Schuldenregelung nach 
dem Geſetz zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe 
v. 1. Juni 1933 durch ſeine maßgebenden Sachbearbeiter hat man 
mit einer gewiſſen Spannung entgegengeſehen. Durfte doch erwartet 
werden, daß ſie ein ſicherer Führer durch das Geſtrüpp der Zwei⸗ 
felsfragen ſein würde, die ſich bei der Anwendung des Schulden⸗ 
regelungsgeſetzes ergeben haben. Dieſe Erwartung iſt durch die vor⸗ 
liegende Erläuterung erfüllt worden. 

Das Werk gibt in der Einleitung einen gedrängten Überblick 
über die bisherigen Maßnahmen zur Beſeitigung der die Land⸗ 
wirtſchaft erdruckenden Schuldenlaſt, ſodann eine Überſicht über die 
Grundzüge des Schuldenregelungsgeſetzes und eine intereſſante Dar⸗ 
ſtellung der Beziehungen zwiſchen ihm und dem RErbhofG. v. 
29. Sept. 1933. 

Nach einem Abdruck des Schuldenregelungsgeſetzes und der bis 
jetzt veröffentlichten DurchfVOO. leinſchließlich der 4. DurchfVO. v. 
5. Okt. 1933) gibt es eine Erläuterung des Geſetzes, in die die Er⸗ 
läuterungen der DurchfVoO. eingeflochten find. 

In einem Anhang ſind das Geſetz über die Zinserleichterung 
für landwirtſchaftlichen Auslandkredit v. 20. Juli 1933 (NOBL I, 
524) und die 6. Oſthilfe DurchfVO. v. 7. Juli 1933 (RGBl. I, 464), 
die Richtlinien für die Beurteilung landwirtſchaftlicher Eigenbetriebe 
im Rahmen der Ofthilfe v. 17. März 1932 und zwei Erlaſſe des 
Reichsernährungsminiſters zur 6. Oſthilfe DurchfVO. abgedruckt. 

Die Erläuterung des Geſetzes und der Durchf VO. zeichnet ſich 
durch klare und einfache Sprache aus. Zahlreiche Beiſpiele erleichtern 
das Verſtändnis. Das Werk ermöglicht nicht nur einen ſchnellen 
Überblick über die verwickelte Materie der Schuldenregelung, ſon⸗ 
dern gibt mit ſeiner bis ins einzelne gehenden Darſtellung faſt aller 
wichtigen Fragen und ihrer Löſung auch dem erfahrenen Praktiker 
ein hervorragendes Hilfsmittel bei der Anwendung des Geſetzes Be⸗ 
ſonderes Lob verdienen die Erläuterungen zu dem 1. und 2. Abſchn. 
des Geſetzes. 

Selbſtverſtändlich kann, insbeſ. angeſichts des gegenwärtigen 
Standes der wiſſenſchaftlichen Durchdringung des ſpröden Stoffes, 
weder erwartet noch verlangt werden, daß das Werk alle Zweifels⸗ 
fragen behandle. Jedoch wäre es wünſchenswert geweſen, wenn jeden⸗ 
falls zu den Fragen erſchöpfend Stellung genommen worden wäre, 
die in dem bisher erſchienenen — nicht umfangreichen — Schrifttum 
erörtert worden find. So hätte bei der Erläuterung des § 15 ge⸗ 
prüft werden ſollen, ob unter Berückſichtigung des Grundſatzes des 
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$ 1172 Abf. 2 BGB. auch ohne eine hierauf gerichtete Einigung aller 
Beteiligten Einzelhypotheken eingetragen werden können. Ferner 
fehlt eine Beſprechung der im Schrifttum mehrfach behandelten Be⸗ 
deutung des 5 34 für den nicht wechſelmäßigen Rückgriffsanſpruch. 
Die Erläuterung des § 35 läßt eine Stellungnahme zu der um⸗ 
ſtrittenen Frage vermiſſen, ob die Herabſetzung der Forderung im 
Zwangsvergleich für einen Mitſchuldner nur ſoweit wirkt, wie er 
im Falle der Befriedigung des Gläubigers einen Erſatzanſpruch gegen 
den Betriebsinhaber haben würde. Die Verf. ſcheinen entgegen der 
überwiegenden Anſicht den Mitſchuldner in dieſer Hinſicht anders 
als den Bürgen behandeln zu wollen, ohne dies deutlich zum Aus⸗ 
druck zu bringen. Unter II 2a zu 8 35 lehnen fie es ab, bei einer 
vom Gläubiger nicht genehmigten Schuldübernahme ein Mitſchuld⸗ 
verhältnis anzunehmen. Hier wäre ein Hinweis darauf zwechmäßig 
geweſen, daß dieſe Frage beſtritten iſt. Dasſelbe gilt von der Stel⸗ 
lungnahme zu der Frage, wann die Wechſelverbindlichkeit bei Pro⸗ 
longierung „begründet“ iſt (1 zu 8 16 S. 120). Die Erläuterung 
zu § 91 übergeht die Frage, ob dieſe Beſtimmung auch Belaſtungen 
kraft Geſetzes, z. B. auf Grund des 8848 Abſ. 2 ZPO. ent⸗ 
gegenſteht. Der Strafrechtler wird nähere Ausführungen zu den 
88 102, 103 wünſchen. 

Dieſe Mängel ſind aber im weſentlichen nur Schönheitsfehler und 
werden nicht hindern, daß das Werk, wie es verdient, eine ähnliche 
Bedeutung gewinnen wird, wie die ſeinerzeit unter Mitwirkung 
derſelben Verf. herausgegebenen Erläuterungsbücher Schlegel⸗ 
berger⸗Harmening zum AufvG. und zu den Aufwertungs⸗ 
ſchlußgeſetzen. 

AHR. u. LER. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Magdeburg. 


Dr. Stefan v. Frieſen, Rechtsanwalt: Praktiſche landwirt⸗ 
schaftliche Entſchuldung. Selbſtverlag. Dresden A 1, 
Sidonienſtraße Nr. 18. 


Das Heft (40 Seiten) enthält eine Beiſpielſammlung von 
Entſchuldungsfällen, die der Verf., der ſelbſt Landwirt iſt, 
zum Teil ſelbſt als Vermittlungsperſon nach Maßgabe der 
VO. über landwirtſchaftliche Vermittlungsverfahren v. 27. Sept. 
1932 durchgeführt hat. Die Beiſpiele ſollen praktiſche Wege 
weiſen, die Rentabilität eines verſchuldeten landwirtſchaftlichen 
Betriebes ohne allzu große Opfer für die Gläubiger und 
nach Möglichkeit ohne Zuhilfenahme öffentlicher Kredite wieder⸗ 
herzuſtellen. 

Die Sanierungsvorſchläge bringen jedoch kaum Neues: 

Daß bei einem mit ſog. Amerika⸗Anleihen beliehenen Gute 
zu allererſt zu verſuchen iſt, dieſe Schuld durch Einreichung der 
erforderlichen ſowohl kurs⸗ wie valutamäßig ſehr günſtig zu 
erwerbenden Dollar⸗Bonds zurückzuzahlen, iſt eine bekannte 
Selbſtverſtändlichkeit; leider wird aber recht häufig ein Kredit⸗ 
geber für den hierfür benötigten Ablöſungskredit nicht zu 
finden fein, ganz abgeſehen davon, daß die notwendige behörd— 
liche Genehmigung zum Ankauf der Bonds — mindeſtens, ſo⸗ 
weit es ſich um Ankäufe in Valuta handelt — keineswegs als 
ſicher unterſtellt werden kann. Durch Landverkauf Barmittel 
zur Entſchuldung aufzubringen, wird ebenfalls vom Inhaber 
des Entſchuldungsbetriebes in den Vordergrund feiner Bes 
mühungen geſtellt ſein. Die Praxis erweiſt aber einmal, daß 
Bax verkäufe von Land heute nicht alltäglich find und daß des 
weiteren die beſteingetragenen Hypothekengläubiger ihre Pfand⸗ 
entlaſſung für die zur Landabgabe in Ausſicht genommenen 
Parzellen vielfach von einer verhältnismäßig hohen Rückzah⸗ 
lung auf die Hypothekenſchuld abhängig machen werden. Die 
Beiſpiele über Geſtaltung von Gläubiger⸗Akkorden ſind nicht 
immer überzeugend. Das vom Verf. vorausgeſetzte Verſtänd⸗ 
nis der Gläubiger für die wirtſchaftliche Lage des Betriebes 
wird in der Praxis häufig nicht zu finden ſein. 

Juriſtiſche Anregungen bietet die Arbeit nicht. Geſetzes⸗ 
zitierungen ſind faſt völlig unterblieben, weil ſich Verf. bewußt 
iſt, daß durch das landwirtſchaftliche SchuldenregelungsG. v. 
1. Juli 1933 und das zu erwartende Entſchuldungsgeſetz für 
die Erbhöfe eine Durchführung von Sanierungen nach der in 
der Beiſpielſammlung vorausgeſetzten VO. v. 27. Sept. 1932 
über das landwirtſchaftliche Vermittlungsverfahren mehr zu⸗ 
rückgedrängt werden wird. Die in den Beiſpielen hervortretende 
Einſtellung des Verf.: „Landwirt hilf dir ſelbſt“ wird auch in 
den Entſchuldungsverfahren nach Maßgabe des landwirtſchaft⸗ 
lichen Schuldenregelungsgeſetzes und des zu erwartenden Ge⸗ 
ſetzes für die Entſchuldung der Erbhöfe im verſtärkten Maße 
ihre Richtigkeit erweiſen. 

AR. u. LR. Dr. Loock, Berlin. 


Das neue Kartell⸗, Zwangskartell⸗ und Preisüberwachungs⸗ 
recht. Geſetze vom 15. Juli 1933 betr. Anderung der 
Kartellverordnung. Errichtung von Zwangskartellen. Über⸗ 
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tragung der Aufgaben und Befugniſſe des Reichskommiſſars 
für Preisüberwachung vom Sept. 1933 betr. Reichsnähr⸗ 
ſtand. Mühlenzuſammenſchluß. Verbunden mit einer 
ſyſtematiſchen Darſtellung ſämtlicher deutſcher Kartell⸗ und 
zuſammenhängender Geſetze. Erläutert von Dr. Heinz 
Müllenjiefen, Mitglied der Geſchäftsführung des Reichs⸗ 
ſtandes der Deutſchen Induſtrie (Kartellſtelle) und Dr. Wal: 
fram Dörinkel, Rechtsanwalt in Berlin. Berlin 1933. 
Carl Heymanns Verlag. Preis 6,50 AM. 


Ein ſicherer Führer, der mit ſcharfem Auge jedes für den Kartell⸗ 
praktiker mehr oder weniger wertvolle Steinchen auf dem Wege zu 
einem z. Z. noch unbekannten Ziele aufſpürt und beleuchtet. Wir 
wiſſen noch nicht, wie im Rahmen der Kartellwirtſchaftspolitik wir 
aus der einſeitigen, von der nationalſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft 
und ihren Führern abgelehnten Planwirtſchaft — in ihren 
Auswüchſen iſt ſie noch z. B. in gewiſſen Zweckverbänden, die aus 
öffentlichen Mitteln im liberaliſtiſchen Zeitalter aufgezogen und not⸗ 
dürftig alimentiert wurden, deutlich erkennbar — in eine plan⸗ 
volle Bewirtſchaftung übergehen. Daher gehören in die neu⸗ 
zeitlichen Kommentare auch die Stimmen der Spitzenverbände, deren 
Glieder den Kartellgeſetzen unterworfen ſind. Dieſer neuartigen Auf⸗ 
gabe unterzogen ſich die Verf. dankensiverterweife, indem fie z. B. 
S. 146 neben die Bekanntmachung des Reichskommiſſars für Preis⸗ 
überwachung (DAZ. v. 16. Mai 1933, Abendausgabe) eine Kund⸗ 
gebung des Reichsſtandes der Deutſchen Induſtrie und des Handels⸗ 
reichsſtandes v. 31. Aug. 1933 über „die Preisfrage“ ſetzten. Früher 
hätte man dieſe Art der Kommentierung als „unwiſſenſchaftlich“ ab⸗ 
gelehnt (man denke, wenn in marxiſtiſcher Zeit zur Auslegung einer 
VO. eine Kundgebung des Bundes der Landwirte verwertet worden 
märe!!), heute iſt fie eine Notwendigkeit. Jeder Wirtſchaftsverband, 
jeder Volksgenoſſe, der unvoreingenommen und mit der tatſächlichen 
(nicht eingebildeten) Sachkunde ein Wirtſchaftsproblem ab ovo be⸗ 
herrſcht und feine Entwicklung ſeheriſch vorauszukünden weiß, it 
berufen, dem „Volksgenoſſen Geſetzgeber“ feine Meinung zu unters 
breiten. Wir leben in einem neuen Reiche; da wiegt das von Er⸗ 
fahrungen getragene Wort des ſchlichten Mannes aus dem Volke mit 
geſundem Menſchenverſtand oft ſchwerer in der Waagſchale des Geſetz⸗ 
gebers als der geiſtvolle Entwurf eines Gelehrten, mag er noch ſo 
lange Zeit auf der Landwirtſchaftlichen oder Techniſchen Hochſchule 
Betriebslehre oder Vollswirtſchaft „gebüffelt“ oder als Paragraphen⸗ 
lehrling das HGB. und feine „appendices“ wie das Kartellrecht 
Rathederweisheitsmäßig in ſich anfgenommen haben. 


Er mag ſie verdauen. Wir fordern aber, daß jedes neue Geſetz, 
jede Verordnung durch Männer der Wirtſchaftspraxis 
— die ihr Wiſſen erworben haben in der Werkſtätte und vor dem 
Lehrſtuhl, um es zu beſitzen als Diener des Dritten Reiches, die 
man hört, ehe man dekretiert — auf Herz und Nieren ge⸗ 
prüft wird, bevor es in den Lebensraum eines bisher geſunden Unter⸗ 
nehmens ſeine Schatten wirft und aus den im Intereſſe des Gemein⸗ 
wohls oft unvermeidlichen Schatten unerwartet X-Strahlen werden, 
die es dem Tode überantworten. Keine Stillegung von Betrieben, 
wo der Wunſch nach Stillegung von Kreiſen ausgeht, deren Lauter⸗ 
keit im Wort und mehr noch im Geſchäftsgebaren nicht auf das 
gründlichſte ermittelt iſt! — Der Wille zu dieſen Betriebsermitte⸗ 
lungen iſt bei unſeren Reichskommiſſaren vorhanden; oft werden fie 
aber von ihren berufenen Mitarbeitern — menſchlich, allzu menſchlich 
im gigantiſchen Betrieb der Umſchaltung — bewußt oder in ſchuld⸗ 
hafter Unkenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe zu ſpät oder nicht 
unterrichtet. 


Wer gegen die Auswüchſe im Kartellweſen ſich zur Wehr ſetzt, 
hat das Recht und die Pflicht, fie anatomiſch klarzuſtellen, gefällt der 
mit Geſchwüren beſäte Körper auch wirtſchaftsfremden Seelen nicht! — 


Wer ſolche Geſchwüre am Wirtſchaftskörper des Dritten Reiches 
auszubrennen ſich berufen fühlt, hole vorher das Rüſtzeug ſeines 
Wiſſens aus dieſem trefflichen Kommentar des Kartellrechtes, der bis 
zum 1. en 1933 reicht und in Nachträgen fortgeſetzt ergänzt wer⸗ 
den wird. 


Eine Bitte an unſere Geſetzesausleger. Wo ein Zwangsmittel⸗ 
paragraph wie z. B. 8 10 Reichsnährſtandcz. tätig werden ſoll, da 
verſäume man nicht, die Geſetzesvollzieher (oft untere Polizeibehörden) 
auch auf die vom RArbM. und RWiM. im Einvernehmen mit dem 
PrMdJ. unter dem 21. Okt. 1933 erlaſſene Bekanntmachung betr. 
unzuläſſige Eingriffe in die Wirtſchaft (Völk. Beob. v. 22./23. Okt. 
1933) warnend hinzuweiſen und die geſunde, auch heute gültige Recht⸗ 
ſprechung des RG. (z. B. Urt. v. 3. März 1933: JW. 1933, 2134/35) 
zu beachten! Viele Entſchädigungsprozeſſe gegen Zweckverbände und 
Strafverfahren wegen Mißbrauchs der Amtsgewalt werden durch die 
verdienſtvolle Aufklärungstätigkeit des Kommentators vermieden. 


RA. u. Fach A. f. Vermfl. Ernſt Böttger, Berlin. 
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Dr. Paul Richter: Über das Geſetz zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes. Auf der Grundlage des Geſetzes v. 
14. Juli 1933. (Nr. 62 der Sammlung „Hilf dir ſelbſt“.) 
Bonn. Wilh. Stollfuß Verlagsbuchh. Preis 1A. 

Das Richterſche Büchlein iſt in erſter Linie für Laien, 
nicht für Juriſten beſtimmt. Es bringt auf 25 Seiten zunächſt 
eine Einleitung über die Notwendigkeit und Bedeutung des Ge⸗ 
ſetzes, dann den Geſetzestext mit der amtlichen Begründung und 
kurzen juriſtiſchen Erläuterungen. Die Sprache iſt klar und volks⸗ 
tümlich. Gelegentlich wird auf die Literatur verwieſen. Das Büch⸗ 
ein kann zur Anſchaffung auch dem Juriſten empfohlen werden, 
der ſich einen kurzen Überblick über das Geſetz verſchaffen will. 
RA. Dr. Hans Lang, Würzburg. 


Arendts: Reichsverſorgungsgeſetz. Bd. 2: Arztliche und 
richterliche Stellungnahme zu einzelnen Leiden. 
(Sammlung Vahlen 17.) 3. Aufl. Berlin. Verlag von 
Franz Vahlen. 464 S. Preis 12.50 , geb. 13.75 RM. 


Wie aus dem Vorwort zur 3. Aufl. hervorgeht, iſt die zu⸗ 
ſammenfaſſende Beurteilung einzelner Leiden nicht in erſter Linie 
r den Mediziner, ſondern für den rechtſuchenden Laien beſtimmt. 
Andererſeits ſollen Verſorgungsberechtigter, Arzt und Richter ſich raſch 
arüber Kenntnis verſchaffen können, was im Schrifttum ſowie in 
Gutachterkreiſen und Rechtſprechung über die Dienſtbeſchädigungsfrage 
bezüglich häufig auftretender Leiden niedergelegt iſt. Gerade mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß das Buch in erſter Linie für Laien beſtimmt iſt, 
werden unter den Stichworten manchmal auch bloße Erſcheinungen 
einer Krankheit aufgeführt und auf dieſe ſelbſt dann verwieſen, um 
ſo ihr Auffinden zu erleichtern. 

Die Literaturzuſammenſtellungen ſind mit einer ſo gründlichen 
Ausführlichkeit bearbeitet, daß ſchon aus dieſem Grunde das Buch 
für alle Gutachter, Richter, Verſorgungsberechtigte und andere Inter⸗ 
eſſierte unentbehrlich iſt. Auch in Schadenserſatzprozeſſen zivilprozeß⸗ 
licher Art iſt das Buch von entſcheidender Bedeutung. Meines Wiſ⸗ 
ſens gibt es eine zweite Zuſammenſtellung dieſer Art in der Literatur 
überhaupt nicht. 

Schon aus dieſem Grunde muß das Buch weiteſten Kreiſen 
dringend empfohlen werden. 


Oberregierungsmedizinalrat Dr. Schütz, Leipzig. 


Reichsverſicherungsordnung. Handkommentar von Krohn, 
Zſchimmer, Knoll, Sauerborn, Bauer. (Beſprochen JW. 1931, 
1441.) Erfagblattlieferung 4. 87 Erſatzblätter. Berlin 1933 
Verlag Reimar Hobbing. Preis 5,20 K. 

Seit der letzten, 3. Erſatzblattlieferung iſt etwa ein Jahr ver⸗ 
gangen. Daß ſich in dieſer langen Zwiſchenzeit ſowohl vor wie ſeit 
der nationalen Revolution gerade auf dem Gebiete der Sozialverſiche⸗ 
rung manches geändert hat, weiß ſchon der Laie. Wenn auch die Maß⸗ 
nahmen hier noch nicht als endgültig abgeſchloſſen bezeichnet werden 
dürfen, ſo war es doch dringend nötig, jetzt Nachträge zu bringen; 
denn ohne ſie hätte die Verwendbarkeit und Zuverläſſigkeit des überall 
geſchägten Werkes eine bedauerliche Einbuße erlitten. Um jo be⸗ 
grüßenswerter iſt es, daß nach der Ankündigung des Verlages die 
Derausgabe von Erſatzblättern künftig in kürzeren Abſtänden be⸗ 
abſichtigt ift. Sen®räf. Dr. Arendts, Berlin. 


Dr. jur. A. Dehler, Oberbürgermeiſter, Honorarprofeſſor: 
Soziale Verſicherung. (Schaeffers Grundriß des Rechts und 
der Wirtſchaft, herausgegeben von C. Schaeffer, OLGR. i. R., 
27. Band.) 6.—7., vollk. umgearb. Aufl. Leipzig 1933. 
Verlag C. L. Hirſchfeld. 98 S. Preis kart. 2,40 K. 


- Der Wert von Schaeffers Grundriſſen beſteht darin, daß fie 
gurchweg nach dem Grundſatz aufgebaut find: Herausarbeitung alles 
Weſentlichen in klarer, überſichtlicher Weiſe unter Übergehung von 
inzelheiten, die das Geſamtbild nicht beeinfluſſen, wohl aber An⸗ 
orderungen an das Gedächtnis ſtellen. Dadurch wird für jedermann 
eine raſche, leicht faßbare und haftenbleibende Einführung in den 
toff ermöglicht. Das iſt beſonders bedeutſam für große Rechts⸗ 
gebiete, z. B. die Sozialverſicherung. Die vorliegende 7. Auflage iſt 
auf den neueſten Stand (vom Juni 1933) abgeſtellt; alle wichtigeren 
F derungen, ſogar noch während der Drucklegung eingetretene, haben 
Berückſichtigung gefunden. Der innerhalb von drei Jahren bereits in 
10 vielen Auflagen verbreitete Band bedarf deshalb keiner weiteren 
Empfehlung. 
SenPräſ. Dr. Arendts, Berlin. 


Millenet: Der internationale Schuß deutſcher Warenzeichen. 
Berlin 1933. Patentrechtlicher Verlag Millenet. Preis 4.3. 


Der zum Preiſe von 4 %%% angebotene Sammelband ent⸗ 
hält 15 bedruckte, mit Leitziffern verſehene Karteikarten. Auf den 
letzten 5 Karten iſt die Klaſſeneinteilung des deutſchen Waren⸗ 
verzeichniſſes mit franzöſiſcher Überſetzung abgedruckt, die im Pat⸗ 
MuſtZeich Bl. 1932, S. 213, bereits veröffentlicht iſt. Die auf den 
übrigen Blättern enthaltenen Angaben über die Vorausſetzungen 
und Gebühren des internationalen Warenzeichenſchutzes ſind zu⸗ 
verläſſig. Wenn das Werk auch keinerlei wiſſenſchaftliche Bedeu⸗ 
tung hat, ſo mag es doch wohl in der Praxis von Handel und In⸗ 
duſtrie nützlich verwendet werden können, ſofern es künftig auf 
dem laufenden gehalten wird. 

RA. Uteſcher, Hamburg. 


Hans Kramer: Ordre public und Arbeitsvertrag. (Kölner 
Rechtswiſſenſchaftliche Abhandlungen, Heft 8.) Bonn und 
Köln, Berlin 1933. Ludwig Röhrſcheid Verlag, Georg 
Stilke Verlag. 80 S. Preis 3,50 RM. 


Der Verfaſſer geht davon aus, daß eine richtige Löſung der 
Fragen des internationalen Privatrechts nicht durch eine Unter⸗ 
ſuchung der Rechtsſätze, ſondern nur durch eine Unterſuchung der 
einzelnen Tatbeſtände vorbereitet werden kann. Gehe man ſo vor, 
ſo verliere das Problem des ordre public ſeine Schwierigkeit, es 
ſei nicht mehr eine Ausnahme, ſondern bilde einen Anwendungs⸗ 
fall der Regel. Nicht auf den Inhalt des Rechtsſatzes komme es 
an, ſondern auf die ſtaatliche Zugehörigkeit des einzelnen Tat⸗ 
beſtandes. Die einzelnen Tatbeſtandsmomente ſind getrennt zu 
betrachten. Dieſe Betrachtung wird in einem eingehenden Syſtem 
(primäre und ſubſidiäre Tatbeſtandsmomente uſw.) ausgeführt. 
Ihrer Darlegung dient faſt das geſamte Buch. Nur in einem 
Anhang werden die entwickelten Gedankengänge auf den § 624 
des deutſchen BGB. angewendet. Weder zu einem Referat noch zur 
Kritik der m. E. wenig überzeugenden Theſen reicht hier der Raum. 
Jedoch ſei das (wie ich glaube richtige, aber wohl auch ohne 
die Lehren des Verfaſſers zu begründende) Ergebnis bzgl. des 
8 624 wiedergegeben: „Weicht das Recht des Arbeitsortes weſent⸗ 
lich von der Vorſchrift des § 624 ab, ſo iſt ſeine Anwendung zu⸗ 
gunſten des deutſchen Geſetzes ausgeſchloſſen, wenn der Dienſt⸗ 
verpflichtete ein Deutſcher iſt.“ At. 


Georg H. Maier: Prätoriſche Bereicherungsklagen. (Roma⸗ 
niſtiſche Beiträge zur Rechtsgeſchichte.) Berlin und Leipzig 
1932. Walter de Gruyter & Co. Preis 10.2.9. 


Die Arbeit zeichnet ſich durch Umſicht, wohl abgewogenes, vor⸗ 
ſichtiges Urteil und juriſtiſches Verſtandnis aus. Im erſten Teil be⸗ 
handelt M. die Frage, inwieweit das klaſſiſche Recht eine Haftung auf 
id quod pervenit als’ Ergänzung von Deliktsklagen und Inter⸗ 
dikten gekannt hat. Bekanntlich ſind die Deliktsklagen paſſiv un⸗ 
vererblich und vielfach auf ein Jahr befriſtet. Zur Ergänzung dient 
gegen den Erben, und den Täter ſelbſt nach Ablauf des Jahres, eine 
Bereicherungsklage. Richtig weiſt M. darauf hin, daß eine ſolche Be⸗ 
reicherungsklage wohl nicht gegeben wurde, wenn ſie überflüſſig war, 
weil der Täter auch nach Ablauf eines Jahres wenigſtens noch mit 
einer Klage auf das Einfache belangt werden konnte oder der Geſchä⸗ 
digte eine beſondere nicht pönale Klage beſaß, wie die condictio fur- 
tiva, die auch gegen den Erben gerichtet werden konnte. So bleibt im 
weſentlichen nur eine Erganzung der dolus⸗Klage durch eine Bereiche⸗ 
rungsklage gegen den Erben und eine gegen den Täter nach Ablauf 
des Jahres und die der metus⸗ und calumnien- Klage durch eine Be⸗ 
reicherungsklage gegen den Erben. Eine ähnliche Ergänzung iſt für 
das interdietum unde vi, das interdietum fraudatorium, das inter- 
dietum quod vi und das demolitorium anzunehmen. Ich glaube, daß 
M. die Klaſſizität dieſer Klagen gegen die verſchiedenen Angriffe mit 
Erfolg verteidigt hat. 

Der zweite Teil befaßt ſich mit der metus⸗Klage gegen gut⸗ 
gläubige Dritte. Kommt ihm m. E auch nicht dieſelbe überzeugungs⸗ 
Kraft zu wie den Ausführungen des erſten Teils, jo hat M. doch auch 
hier ſeine Theſen ſehr wahrſcheinlich gemacht. Hier wird zunächſt nach⸗ 
zuweiſen verſucht, daß das metus causa facere bzw. gerere, das im 
Tatbeſtand der restitutio und actio wegen Drohung vorkommt, zu 
verſtehen ſei als ein Handeln zum Zweck der Furchterregung und dann 
gezeigt, daß eine metus⸗Klage gegen Dritte als Deliktsklage ſowohl 
einem Bedürfnis entſprach, als auch nicht zu unbilligen Ergebniſſen 
führte, wenn man nur dem Bekl. die Möglichkeit der Reſtitution offen⸗ 
ließ. Dabei muß man freilich annehmen, daß die Reſtitutionsermäch⸗ 
tigung — ſo will M. an Stelle des üblichen „Reſtitutionsbefehl“ ſagen 
— den Bedürfniſſen des Einzelfalls angepaßt werden konnte. Die 
Möglichkeit, die metus⸗Klage auch gegen Dritte zu richten, beruht auf 
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der unperſönlichen Faſſung der Klageformel. Selbſtverſtändlich iſt dieſe 
Möglichkeit erſt in ſpäterer Zeit ausgenützt worden. 

Im dritten Teil, der ſozuſagen die Verbindung zwiſchen den bei⸗ 
den vorausgehenden Teilen knüpft, wird verſucht, die Zuſammenhänge 
der Haftung auf restituere und auf id quod pervenit zu zeichnen. 

Prof. Robert R. Neuner, Prag. 


Der große Brockhaus. Handbuch des Wiſſens in 20 Bänden. 
15. völlig neubearb. Aufl. Bd. 15. Leipzig 1933. Verlag 
F. A. Brockhaus. 792 S. Preis in Ganzleinen 23,40 H. 


Der neue Band, die Wörter mit den Anfangsbuchſtaben 
Prs—Rob umfaſſend, ift zwiſchen dem 2. März und 20. Mai d. J. 
zum Druck gegeben. Die zahlreichen politiſch wichtigen Begriffe 
des Inhalts (außer „Preußen“ meiſt mit „Reich⸗“ beginnend) ſpie⸗ 
geln daher ſchon die große nationale Umwälzung unſeres Vater⸗ 
landes wieder. Das Kabinett Goering hat ebenjo ae ge⸗ 
funden wie der Tag, an dem Deutſchland neben der alten Flagge 
das Siegeszeichen des Nationalſozialtsmus als Hoheitszeichen ge⸗ 
geben wurde. Dem nur kurzen Artikel Raſſe (etwa 1 Seite!) möch⸗ 
ten wir einen eingehenden ergänzenden Nachtrag wünſchen. Aus 
dem ſonſtigen reichen Inhalt des Bandes mag der treffliche 
Artikel Radiotechnik erwähnt werden, der nicht nur dem baſteln⸗ 
den Leſer viel an Anregung, ſondern auch manchen mit einſchlä⸗ 
gigen Fragen beſchäftigten Juriſten überhaupt erſt Verſtändnis 
In, Bet von ihm zu meifternden Lebenstatbeſtand wee el 
wird. At. 


La Vie Juridique des Peuples. Bibliothöque de droit 
contemporain sous la direction de H. Levy-Ullmann 
et B. Mirkine-Guetzevitch. Librairie Delagrave, Paris. 


II. Tehécoslavique. 


Über Aufgabe und Ziel der neuen Sammlung iſt hier ſchon 
bei der Anzeige des erſten, Belgien gewidmeten Bandes geſprochen 
worden. Der neue Band enthält Darſtellungen folgender Gebiete 
unter Berückſichtigung der in der Tſchechoflowakei geltenden 
Rechte: Verfaſſungsrecht (Prof. Weyr), Verwaltungs⸗ und Fi⸗ 
nanzrecht (Dr. Neubauer und Dr. Vybral), Verwaltungs⸗ 
recht (Prof. Weyr), Straf⸗ und Strafprozeßrecht (Prof. Kal⸗ 
Lab), Zivilrecht (Prof. Sedlacek), Handelsrecht (Prof. Kizlind), 
Zivilprozeß (Dr. Prochazka) und internationales Recht (Prof. 
Zimmermann). Das Hauptziel der Herausgeber iſt betannt⸗ 
ich, dem gebildeten Laien eine Einführung in die juriſtiſchen 
Grundlagen der modernen Welt zu geben. Das iſt hier wieder 
trefflich e wenn man auch von dem Zweifel nicht los⸗ 
kommt, o 
Recht — noch dazu dem eines fremden Volkes — haben, wie es 
die Lektüre eines ſolchen Werkes vorausſetzt (nicht einmal die Be⸗ 
ſtimmungen über Friſten, Ladungen und Zuſtellungen im Ver⸗ 
waltungsprozeß werden dem Leſer vorenthalten !). Aber auch der 
am tſchechoſlowakiſchen Rechtszuſtand intereſſierte Juriſt kann 
das Buch mit Erfolg benutzen. Wenn auch ſtets auf die Grund⸗ 
züge beſchränkt, jo vermitteln die einzelnen Beiträge doch ſoviel 
Poſitives, daß es oft für die erſte Informierung ausreichen wird. 
Beſonders dankbar wird man die große Sorgfalt empfinden, mit 
der gerade die Bearbeiter der zivilrechtlichen Teile neben dem in 
den alten Kronländern geltenden Recht die Abweichungen des in 
der Slowakei und Karpathorußland geltenden (ungariſchen) Rechts 
behandelt haben. Auch der geplanten Einheitsentwürfe wird zu⸗ 
weilen gedacht; ſo wird den Rechtsvergleicher die herbe Kritik inter⸗ 
eſſieren, die Prof. Sedlacek (S. 252) an der geplanten Neu⸗ 
geſtaltung von Verſtonsklage und Kondiktionen übt. Gerade dem 
juriſtiſchen Benutzer fällt leider das Fehlen von Literaturverzeich⸗ 
niſſen und gelegentlichen Noten als Nachteil auf (nur beim Finanz⸗ 
und Zivilprozeßrecht finden ſich kleinere Überfichten). Wir glauben 
nicht, daß ihre Aufnahme den IbeallLaien)leſer, für den die 
Herausgeber die Serie beſtimmt haben, abgeſchreckt hätte. 

Noch ein Nachteil beeinträchtigt die Brauchbarkeit für prak⸗ 
tiſche Nachſchlagezwecke: die Unzuverläſſigkeit des kleinen Regiſters. 
So tft z. B. das für die Tſchechoſlowaket beſonders wichtige inter⸗ 
territoriale und internationale Privatrecht an verſchiedenen Stellen 
behandelt, u. a, in dem für die Praxis äußerſt aufſchlußreichen 
Mitteilungen Prof. Sedlaceks über die Differenz zwiſchen Ge⸗ 
richten und Verwaltungsbehörden in der Frage der Anknüpfung 
bei dem Perſonalſtatut (Domizil oder Heimatgemeinde!). Das 
Regiſter begnügt ſich mit dem Hinweis auf den dem internatio⸗ 
nalen Recht gewidmeten Aufſatz, in dem dieſe Einzelheit ge⸗ 


rade fehlt. 
GerAſſ. Dr. Karl Arndt, Berlin. 


Schrifttum 


es wirklich Nichtjuriſten gibt, die ſo großes Intereſſe ant. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


III. France. Paris 1933. VIII u. 488 S. 


Das große Intereſſe an der Rechtsvergleichung läßt aller 
Orten Sammelwerke und Buchſerien entſtehen, die einen Über⸗ 
blick über die geltenden Rechtsſyſteme der Gegenwart und zugleich 
einen Einblick in das Rechtsleben der einzelnen Länder verſchaffen 
ſollen. Dazu gehört auch die vorliegende Sammlung, die, auf Ber 
gleichung verzichtend, jedem Lande einen Band widmet und alle 
Disziplinen behandelt, inſofern alſo dem amerikaniſchen Unter: 
nehmen Edwin Borchards vergleichbar iſt. Aber anders als bei 
Borchard ſtellt nicht ein Inländer für die Bedürfniſſe ſeiner 
Landsleute das fremde Rechtsleben dar, ſondern es kommen nur 
nationale Juriſten des jeweils behandelten Landes zu Worte. Das 
hat ſeine Vorzüge, wenigſtens ſolange die Sammlung im konti⸗ 
nentalen Rechtskreiſe bleibt (das iſt bisher geſchehen: Band I be⸗ 
handelt Belgien, Band II die Tſchechoſlowakei, und auch die in 
Vorbereitung befindlichen Bände betreffen nach der Anzeige Ru⸗ 
mänien und die Schweiz), und die Nachteile werden dadurch ver⸗ 
mieden, daß im vorliegenden Bande die einzelnen Abſchnitte von 
den erſten Fachvertretern der Pariſer Univerſität geſchrieben ſind, 
die die ausländiſchen Syſteme genügend kennen, um die Charakte⸗ 
riſtika ihrer eigenen Inſtitutionen zu ſehen. Nur hat die Auf⸗ 
teilung des geſamten Stoffs unter die Spezialiſten dazu geführt, 
daß die gerade für den Ausländer ſehr wichtige Bedeutung der 
franzöſiſchen Judikatur für die Rechtsentwicklung nicht genügend 
hervorgehoben worden iſt, wie überhaupt die Rechtsquellenlehre 
und erſt recht die Rechtsphiloſophie — im Gegenſatz zu Borchard⸗ 
Stumbergs Guide to the Law and Legal Literature of 
France, Wafhington 1931 — bei dem hier gegebenen „exposé 
general des principales institutions politiques et juridiques 
frangaises au premier tiers du XXe siècle“ (Préface S. V) — 
nicht behandelt werden. Auch bei Bas devant, der einen kurzen 
Abriß des Völkerrechts gibt, könnte ein ſcharfer Kritiker eine ge⸗ 
wiſſe Überſchätzung des einheimiſchen Rechts rügen. In der Tat, 
wenn dieſer Autor ſich unter anderem auf die auch vom inner⸗ 
franzöſiſchen Standpunkt aus zweifelhafte Behauptung ſtützt, 
Louis Renault ſei le maitre incontesté du droit inter- 
national à l’&poque contemporaine, um feſtzuſtellen, das „etu- 
dier le droit international de la France d'une maniere com- 
plöte ne se distinguerait guère d’etudier le droit international 
tout court“, jo liegt darin angeſichts der Leiſtungen der anderen 
Nationen und beſonders der angelſächſiſchen Beſonderheiten eine 
Übertreibung. Die einzelnen Skizzen ſind meiſterhaft nach Form 
und Inhalt und illuſtrieren die Gabe der Franzoſen zur knappen, 
ich nie in reiner Aufzählung erſchöpfenden Darſtellung. Die 

amen der Mitarbeiter garantieren ſchon ohne weiteres das hohe 
Niveau: In das Privatrecht mit Nebengebieten teilen ſich Ca⸗ 
pitant, Bercerou, Escarra, Rouaſt, Morel und 
nicht zuletzt der Herausgeber Lévy⸗Ullmann der das inter⸗ 
nationale Privatrecht zuſammenfaßt. Das öffentliche Recht ein⸗ 
ſchließlich des Kolonfalrechts behandeln außer Basdevant 
Joſeph⸗Barthélemy, Berthélemy und Rolland, 
den Überblick über das Strafrecht hat Donnedieude Vabr es 
beigeſteuert. Im ganzen ein Buch, das auf bequemſte Weiſe in 
das franzoſiſche Recht zuverläſſig einführt und auch dem Kenner 
eine ſehr wertvolle Überſicht über den gegenwärtigen Stand der 
Rechtsentwicklung gibt. 

Priv Doz. Dr. Eduard Wahl, Berlin. 


Eingegangene Bücher. 


Vahlens Textausgaben. Scheckgeſetz v. 14. Aug. 1933 (RGBl. J, 
599) mit den Nebengeſetzen, dem Poſtſchcz. und dem ScheckG. v. 
11. März 1933. Textausgabe mit kurzen Anmerkungen und Sach⸗ 
regiſter. Berlin 1933. Verlag von Franz Vahlen. Preis kart. 
0,90 Nail, geb. 1,25 AM. 


Nachtrag zum Geſetz zur Wiederherſtellung des Be⸗ 
rufsbeamtentums v. 7. April 1933 i. d. Faſſ. v. 23. Juni 
1933. 2. Aufl. Berlin. Verlag Franz Vahlen. Preis 0,15 RM. 


Dr. jur. Hans Meißner, Die Rechtsſtellung der Lotſen 
am Kaiſer⸗Wilhelm⸗(Nord⸗Oſtſee⸗) Kanal. Ein Bei⸗ 
trag zur Frage der Rechtsſtellung der deutſchen Lotſen. Hamburg 
1933. Verlag „Hanſa“, Deutſche Schiffahrts⸗Zeitſchrift. 102 S. 
Preis 4 AM. 


Reichsgerichts⸗Entſcheidungen in kurzen Auszügen. 
Hrsg. vom Deutſchen Richterbund. Zivilſachen⸗Band 138. München 
1933. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Preis 2 AM. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 


a) Jivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrak Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[' Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — T Aumerkung.] 


1. 8179 BGB. Dieſer Vorſchrift liegt der 
Rechtsgedanke des im Verkehrsintereſſe erfor⸗ 
derlichen Vertrauens ſchutzes zugrunde. Auf die 
Frage des Verſchuldens kommt es für die Anwen⸗ 
dung des § 179 nicht an. Die Vorſchrift iſt ent⸗ 
ſprechender Anwendung auf ähnliche Tatbeſtände 


fähig. f) 
(U. v. 15. März 1933; V 450/32. — Königsberg i. Pr. [Sch.] 


Zu 1. Daß in dem beurteilten Fall die Vorſchrift des 8 179 
BGB. nicht unmittelbar anwendbar ſei, liegt auf der Hand. Denn 
jene beruht darauf, daß dem Handelnden keine Vertretungsmacht 
zugeſtanden hatte und der Geſchäftsgegner dadurch geſchädigt 
wird. In unſerem Falle aber handelte es ſich umgekehrt darum, 
daß eine Vertretungsmacht fortbeſtand — im Sinne einer ſog. Schein⸗ 
vollmacht —, obwohl das Innenverhältnis bereits erloſchen war und 
es Sache des Exbevollmächtigten geweſen wäre, von derſelben keinen 
Gebrauch mehr zu machen bzw. dem von ihm ſeinerſeits weiter Be⸗ 
vollmächtigten die Grundlagen der Scheinvollmacht zu entziehen. Wenn 
das nicht geſchah, ſo ſteht kein Schaden der Gegenpartei in Frage, 
wie nach § 179, ſondern umgekehrt ein ſolcher des Vollmachtgebers 
oder ſonſtigen Vertretenen, der nun nach 8 172 Abſ. 2 an das Ge⸗ 
ſchäft gebunden bleibt. f 

Man Könnte meinen, daß hier, für „eine entſprechende An⸗ 

wendung des 8179 von vornherein keinerlei Bedürfnis beſtehe, weil 
der Exbevollmächtigte ſchon aus ſeinem Innenverhältnis zum Ver⸗ 
tretenen dieſem haftbar ſein würde. Gewiß: aber ſolche Haftung käme 
nach allgemeinen Grundfägen nur bei Verſchulden in Frage, 
während 8179 Abſ. 2 eine Haftung für das negative Intereſſe auch 
dem unwiſſenden vollmachtloſen Vertreter auferlegt. Und da in unſerem 
Falle Gutgläubigkeit allem Anſchein nach anzunehmen war, kommt 
es doch entſcheidend darauf an, ob § 179 entſprechend anwend⸗ 
ar war. 
Das RG. hat dieſen Analogieſchluß gezogen, mit einer aller- 
dings recht ſummariſchen Begründung: der Rechtsgedanke „des im 
Verkehrsintereſſe erforderlichen Vertrauensſchutzes gegenüber dem⸗ 
jenigen, der im Namen eines anderen ein Rechtsgeſchäft abſchließt“, 
müſſe entſprechend auf den vorl. Fall angewendet werden. Mir ſcheint 
das nicht ohne weiteres ſicher zu ſein, vor allem der oben entwickelten 
Verſchiedenheit der Tatbeſtände nicht genügend Rechnung zu tragen. 
Aber es liegt mir fern, die Entſch. deshalb bekämpfen zu wollen. Bei 
Analogieſchtüſſen hat man es bekanntlich weniger mit rein verſtandes⸗ 
mäßigen Erwägungen zu tun, als mit „Werturteilen und Willens⸗ 
entſcheidungen“, bei denen das unbefangene Rechtsgefühl eine ent⸗ 
ſcheidende Stimme beſitzt. Und dieſes ſcheint auch mie für die Be⸗ 
jahung der Haftung zu ſprechen. Ich würde daher, die Zweifelhaftig⸗ 
eit unterſtrichen, dem Erkenntnis beitreten. 

Die weiteren Erörterungen über das konkurrierende Verſchulden 
der Kl. haben weſentlich nur tatſächlichen Gehalt und brauchen hier 
nicht beſprochen zu werden. 

Geh. IR. Prof. Dr. Paul Oertmann, Göttingen. 


Zu 2. A. Anm. RA. Dr. Kunick, Halle a. d. S., ebenda. 


B. Der Entſch. des RG. mag wohl im Ergebnis auf Grund 
der — bezeichnenderweiſe zur Vorſicht am Ende hinzugefügten — 
Hilfsbegründung beizutreten ſein; dagegen ſind die im Mittelpunkt 
ſtehenden Ausführungen über den Umfang der Schadenserſatzpflicht 
des Bekl. zum Teil recht angreifbar. Im weſentlichen handelt 
es ſich um folgendes: 

I. Der Bekl. hat Mieten, die er im Auftrage der Kl. in Höhe 


D. S. 


2. §§ 249, 251 BGB. Iſt einmal durch ein Er⸗ 
eignis ein Schaden entſtanden, ſo wird die Ver⸗ 
pflichtung zum Erſatz des Schadens weder dem 
Grunde noch der Höhe nach dadurch beeinflußt, 
daß ein anderes Ereignis den gleichen Schaden 
verurſacht haben würde, wenn jenes Ereignis 
nicht ſchon eingetreten geweſen wäre. f) 

(U. v. 13. Juli 1933; VIII 106/33. — Berlin.) 
= RG. 141, 365.) 
Abgedr.: JW. 1933, 2383 2. 


von über 10 000 , eingezogen hatte, für ſich verwendet; er will 
aber nicht den vollen Betrag, ſondern nur 15% und evtl. weitere 
150% erſtatten, weil er — wie er behauptet — dieſes Geld ver⸗ 
einbarungsgemäß bei der H.⸗Bank habe anlegen follen, dieſe bald 
darauf wirtſchaftlich zuſammengebrochen ſei, die Kl. alſo auch bei 
ordnungsmäßigem Verhalten des Bekl. nicht mehr als eine Quote 
von 150% und evtl. ſpätere weitere 150% erhalten würden. 

Das BG. iſt m. E. mit Recht dieſen Ausführungen gefolgt: die 
Tatſache des Zuſammenbruches der H.⸗Bank ſei bei Bemeſſung der 
Schadenserſatzpflicht des Bekl. zu berückſichtigen, denn für die 
Höhe des Schadens ſei der Zeitpunkt der Urteilsfällung 
maßgebend, wie aus § 249 BGB. zu entnehmen ſei. Das RG. 
meint, die Anſicht des BG. ſei logiſch unhaltbar und führe, auf 
den einzelnen Fall angewendet, zu höchſt unbefriedigenden Ergeb⸗ 
niſſen; ein Schadenserſatzanſpruch könne nicht dadurch beſeitigt 
oder in ſeinem Umfang beeinträchtigt werden, daß danach ein 
zweiter Umſtand eintrete, der ſonſt den Schaden herbeigeführt 
hätte; das BG. begehe bei der nach § 249 BGB. vorzunehmenden 
Prüfung der Frage, welcher Zuſtand beſtehen würde, wenn der zum 
Erſatz verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre, den Fehler, 
daß es nicht nur jenen Umſtand wegdenke, ſondern einen Um⸗ 
ſtand hinzudenke, der tatſächlich nicht beſtehe, nämlich die An⸗ 
legung bzw. Belaſſung des Geldes bei der H. Bank. 

II. Das RG. hat die hier auftauchende Frage als eine ſolche 
des „Ausſchluſſes des urſächlichen Zuſammenhanges“ behandelt, ver⸗ 
anlaßt anſcheinend durch die in der Faſſung leicht mißverſtändliche 
Begr. des BG. Mit Recht weiſt Kunick in der Anm. zunächſt 
darauf hin, eine „Unterbrechung des Kauſalzuſammenhanges“ im 
üblichen Sinne komme ſchon deshalb hier nicht in Betracht, weil 
nicht das zweite Ereignis das erſte gehindert habe, kauſal zu wer⸗ 
den, ſondern umgekehrt das erſte Ereignis das zweite gehindert 
habe, kauſal zu werden; weiterhin meint Kunick aber, „mit an⸗ 
deren Worten“ laſſe das BG. doch wieder das zweite Ereignis 
kauſal werden für den Schaden, den dieſes allein und ohne das erſte 
Ereignis zu verurſachen imſtande geweſen wäre, es werde alſo doch 
davon ausgegangen, daß „von einer Kauſalitätsunterbrechung durch 
das zweite Ereignis die Rede ſei“. Hier liegt m. E. ein Irrtum 
inſofern vor, als nicht erkannt wird, daß es ſich in Wahrheit um 
eine Art Spiegelbild des bekannten Problemes der Vor⸗ 
teilsausgleichung (compensatio lucri cum danino) handeln 
dürfte, das mit der Frage der „Unterbrechung des Kauſalzuſam⸗ 
menhanges“ an ſich nichts zu tun hat: Iſt nämlich bei der Vor⸗ 
teilsausgleichung weſentlich, daß das ſchädigende Ereignis für den 
Geſchädigten zugleich einen Vorteil (Vermögensmehrung) mit 
ſich gebracht hat, jo hat im vorl. Fall die den Bekl. zum Scha⸗ 
denserſatz verpflichtende Handlung (der unrechtmäßige Verbrauch 
der eingezogenen Gelder) bewirkt, daß der anderweitige Verluſt 
des Geldes vermieden wurde (keine Anlegung bzw. Belaſſung 
der Gelder bei der H. Bank, wozu der Bekl. nach Unterſtellung des 
BG. vereinbarungsgemäß verpflichtet, jedenfalls aber mindeſtens 
befugt war). Die hier in Betracht kommenden Ereigniſſe ſtehen 
alſo in einem beſonderen Verhältnis zueinander: der Eintritt des 
einen ſchließt die Möglichkeit des Eintrittes des anderen gerade 
aus, und das zweite Ereignis wäre gewiß eingetreten, wenn nicht 
das erſte ſeinen Eintritt unmöglich gemacht hätte. Statt aber wie 
ſonſt bei der Vorteilsausgleichung zu einer Vermögensmehrung 
des Geſchädigten zu führen, hat das ſchädigende Ereignis im vorl. 
Fall den Kl. eine ſonſt gewiß erfolgte Vermögens minderung 
erſpart. Eine ſolche Erſparnis (die ſich auch auf den bereits ein⸗ 
getretenen Schaden ſelbſt beziehen kann) muß bei der Vorteils⸗ 
ausgleichung m. E. der (poſitiven) Mehrung des Vermögens 
gleich geſetzt werden, ebenſo wie z. B. im Kondiktionsrecht die 
Erſparnisbereicherung der poſitiven Bereicherung gleichbehandelt 
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3. Die Bürgſchaft des Bürgen des Grund⸗ 
ſtücks verkäufers unterliegt nicht der Form des 
8313 BGB. f) 

(U. v. 3. April 1933; VI 380/32. — Hamburg.) 
(= RG. 140, 216.0 
Abgedr.: ZW. 1933, 2389. 


wird (ogl. ferner auch 88 324 und 615 BGB.). Die Anſicht des 
BG. iſt alſo nicht — wie das RG. meint — „logiſch unhaltbar“. 

III. Es kann ſich mithin nur darum handeln, feſtzuſtellen, ob 
im übrigen eine „Vorteilsausgleichung“ hier überhaupt ſtatt⸗ 
finden kann: 

a) Daß für den Umfang der Schadenserſatzpflicht die Entwick⸗ 
lung der Verhältniſſe in der Zeit vom Schadenseintritt bis zum Urteil 
zu berückſichtigen iſt, ergibt ſich aus §S 249 BGB. ſelbſt („Zuſtand 
herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn .. . nicht eingetreten ware“); 
vgl. u. a. die beſonders klaren Entſch. in RG. 98, 56 ff. und 109, 
62/63 — JW. 1925, 230. Entſprechendes gilt für die Vorteils⸗ 
ausgleichung. 

b) Es iſt alſo gerade oft „ein anderer Umſtand hinzuzudenken, 
der tatſächlich nicht beſteht“, und es iſt auch im vorl. Fall kein 
Fehler, wenn das BG. dies getan hat (nämlich die ſonſt erfolgte An⸗ 
legung bzw. Belaſſung der Gelder bei der H. Bank berückſichtigt hat); 
denn ein ſolches Vorgehen hätte hier nicht nur der allgemeinen Lebens⸗ 
erfahrung entſprochen, ſondern der Bekl. wäre dazu ſogar ver⸗ 
pflichtet, mindeſtens aber dazu befugt geweſen. 


c) Nicht nur das Unterlaſſen der Anlegung bzw. Belaſſung des 
Geldes bei der H.-Bank dürfte unter den vorl. Umſtänden als mit 
der pflichtwidrigen Handlung des Behl. in dem zur Vorteilsausgleichung 
erforderlichen adäquaten Zuſammenhang ſtehend zu erachten ſein, 
ſondern auch der Zuſammenbruch der Bank und der dadurch ſonſt 
anderweitig erfolgte Verluſt des Geldes; insbeſ. findet ſich in der 
Entſch. kein Anhaltspunkt dafür, daß der baldige Zuſammenbruch der 
Bank auf außergewöhnlichen Umſtänden beruhte. 

d) Die Anſicht des BG. führt endlich nicht — wie das RG. 
meint — „zu höchſt unbefriedigenden Ergebniſſen“, vielmehr ſind die 
vom RG. genannten Beiſpiele nicht richtig gewählt: 

Zunächſt der Fall, daß ein Haus unmittelbar nach einem darin 
begangenen Diebſtahl ausgebrannt iſt: Hier iſt der Diebſtahl zwar 
Bedingung für das Nichteintreten des den Eigentümer ſonſt anber⸗ 
weitig treffenden Vermögensſchadens, jedoch fehlt es m. E. an dem 
erforderlichen adäquaten Zuſammenhang zwiſchen dem Diebſtahl und 
dieſer „Erſparnis der Vermögensminderung“. Entſprechend liegt es 
in zahlreichen Fällen, in denen ſich feſtſtellen läßt, daß nach Eintritt 
des Schadens infolge einer ſpäter tatſächlich begangenen Pflicht⸗ 
verletzung der gleiche Schaden eingetreten wäre. 

Für den Fall, daß eine durch Verletzung erwerbsunfähig ge⸗ 
wordene Perſon z. Z. der Verletzung an einer Krankheit litt, die 
ſie auch ohne Verletzung bald erwerbsunfähig gemacht hätte, erkennt 
ferner das RG. ſelbſt an, der Umſtand, daß die Erwerbsunfähigkeit 
ohnedies durch die Krankheit herbeigeführt worden wäre, laſſe in 
der Tat den Umfang des Schadens geringer erſcheinen; anders liege 
es aber, wenn der Verletzte erſt nach der Verletzung an einem Leiden 
erkrankt ſei, mit dem er zuvor nicht behaftet war. Das RG. ſtellt 
alſo den Grundſatz auf, daß „die Erſatzpflicht nicht dadurch wieder 
beſeitigt wird, daß hinterher ein zweiter Umſtand eintritt, der 
ſeinerſeits ſonſt ... den ſchädigenden Erfolg herbeigeführt haben 
würde“; es legt mithin allein darauf Gewicht, ob z. Z. des Ein⸗ 
tretens des die Erwerbsunfähigkeit tatſächlich herbeiführenden Um⸗ 
ſtandes (Verletzung) auf Grund eines anderen bereits vor⸗ 
handenen Umſtandes (Krankheit) nach allgemeiner Erfahrung die 
Wahrſcheinlichkeit beſtand, daß dieſer — unmittelbar — den gleichen 
Erfolg bewirkt haben würde. Selbſt von dieſer Anſicht des AG. aus 
hätte bei entſprechender Anwendung auf den vorl. Fall die Flage unter 
dem hier behandelten Geſichtspunkt nicht in vollem Umfang Erfolg haben 
dürfen; denn es iſt zu beachten, daß hier z. Z. der Veruntreuung des 
Geldes die Verpflichtung (oder wenigſtens die Befugnis) des 
Bekl. beſtand, das Geld bei der H.-Bank anzulegen, und dies auch 
ſonſt geſchehen ſein würde; es war alſo ein Umſtand bereits vor⸗ 
handen, der ſonſt — d. h. ohne die ſchädigende Handlung des Bekl. — 
zum Verluſt des Geldes geführt haben würde, mindeſtens hätte jeden⸗ 
falls das RG. von feinem Standpunkt aus darauf hinweiſen müſſen, 
daß zu prüfen ſei, ob die finanzielle Lage der H.⸗Bank bereits ſeiner⸗ 
zeit eine derartige war, daß der Verluſt des Geldes mit Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit erwartet werden konnte. 

Das NG. berückſichtigt aber m. E. überhaupt zu wenig, daß 
ganz allgemein der erwähnte „zweite Umſtand“ nicht für ſich iſoliert 
betrachtet werden kann, ſondern ſelbſt nur ein Glied einer Kauſal⸗ 
reihe iſt, deren Anfänge ſich ſehr oft ſchon für den Zeitpunkt nach⸗ 
weiſen laſſen werden, in dem das den Schaden tatſächlich verurſachende 
erſte Ereignis eingetreten iſt; insbeſ. dürfte die vom RG. hier ver⸗ 


tretene Anſicht dazu führen, daß die Möglichkeit zu ſtark beſchränkt 
wird, eine „Vorteilsausgleichung“ der obenerwähnten Art vorzunehmen. 
Es iſt vielmehr in Fällen der hier vorl. Art ſtets zu prüfen, in 
welchem Zuſammenhang das Ereignis, das den Schaden tatſächlich 
verurſacht hat (hier die Veruntreuung des eingezogenen Geldes), zu 
dem Ereignis ſteht, das ſonſt — d. h. ohne das erſte Ereignis — 
den Schaden herbeigeführt hätte (hier die Anlegung bzw. Belaſſung 
des Geldes bei der H.-Bank in Verbindung mit deren Zuſammen⸗ 
bruch). Beſteht zwiſchen beiden ein adäquater Zuſammenhang, 
d. h. läßt ſich ausgehend von den z. Z. des Schadenseintrittes vor⸗ 
liegenden Umſtänden ſagen, nur das Geſchehen des erſten Ereigniſſes 
habe verhindert, daß der Schaden auf Grund eines beſtimmten anderen 
Ereigniſſes, mit deſſen (künftigem) Eintreten nach der Lebenserfahrung 
ſeinerzeit gerechnet werden konnte, ſonſt ganz oder teilweiſe eintrat, 
fo iſt dies bei der Bemeſſung des Umfanges der Schadenserſagpflicht 
entſprechend zu berückſichtigen (vgl. aber auch unter IV). Trat da» 
gegen das zweite Ereignis mehr oder weniger zufällig ein, war 
das den Schaden herbeiführende erſte Ereignis alſo ſozuſagen nur 
„Bedingung“, nicht aber „Urſache“ für die Erſparnis der Vermögens- 
minderung (wie etwa der dem Diebſtahl nachfolgende Brand oder die 
nach Eintritt der Erwerbsunfähigkeit entſtehende Krankheit in den 
obigen Beiſpielen), ſo kann eine „Vorteilsausgleichung“ nicht in 
Betracht kommen. Ein adäquater Zuſammenhang der genannten Art 
wird insbeſ. — wie im vorl. Fall — immer dann beſtehen, wenn 
der Schaden infolge pflichtwidrigen Handelns einer Perſon eingetreten 
iſt, aber ebenfalls bei pflichtgemäßem Handeln derſelben und bei auch 
ſonſt normaler Entwicklung der Verhältniſſe (wenn auch in anderer 
Weiſe) eingetreten wäre. Vgl. hierzu ferner $ 848 BGB. 


IV. Sonſtige rechtspolitiſche Bedenken gegen dieſes Er⸗ 
gebnis beſtehen m. E. nicht. Es liegt kein Grund vor, die Kl. 
zivilrechtlich beſſer zu ſtellen, als ſie ohne die Pflichtverletzung 
des Bekl. geſtanden haben würden. Dem Zweck der hier in Be⸗ 
tracht kommenden Beſtimmungen widerſpricht es nicht, die erwähnte 
„Vorteilsausgleichung“ zuzulaſſen. Dies wird beſonders deutlich, wenn 
man einmal annimmt, der Bekl. habe das eingezogene Geld nicht 
unterſchlagen, ſondern es ſei ihm infolge fahrläſſigen Verhaltens 
abhanden gekommen. Eine „Vorteilsausgleichung“ in ſolchem Falle 
zuzulaſſen, dürfte wohl durchaus dem allgemeinen Rechtsempfinden 
entſprechen. Da nun aber das Geſetz in den hier zur Anwendung ge⸗ 
langenden Vorſchriften zwiſchen vorſätzlicher und fahrläſſiger Tat keinen 
Unterſchied macht, iſt davon auszugehen, daß allein eine Schlechter⸗ 
ſteht, iſt auch inſoweit ohne Einfluß, und die Bedeutung 
einer Verzögerung oder Vereitelung des Pfandrechtserwerbs hängt 
weſentlich von der Zahlungsfähigkeit des Zwangsmieters ab. Daß 
die Zahlungsfähigkeit überhaupt und unter dieſem Geſichtspunkt 
im beſonderen beachtlich ſein kann, trifft für alle Fälle des Zwangs⸗ 
mietvertrages zu und iſt im Geſetz durch die Befugnis des MEA., 
die Gemeinde als Mieter gelten zu laſſen, beſtätigt worden. Daß der 
Zwangsmieter von vornherein erklärt, er wollte nicht einziehen, 
ſondern nur tauſchen, bietet eine Beſonderheit nur inſofern, als der 
Erwerb des geſetzlichen Pfandrechts deutlicher wie in anderen Fällen 
in Frage geſtellt iſt. Ob darin ein unverhältnismäßiger Nachteil 
liegt, kann nur nach den Umſtänden des Einzelfalles beurteilt wer⸗ 
den, denn es hängt, wie oben angedeutet ift, unter anderem von 
der Zahlungsfähigkeit des Zwangs mieters ab. Die Feſtſetzung des 
Zwangsmietvertrages wegen der Tauſchabſicht allgemein abzulehnen, 


nicht dem Wortlaut und dem Sinne der Vorſchriften, welche das 
Verfahren betr. Zwangsmietverträge regeln, aber es iſt anderer⸗ 
ſeits unzweifelhaft richtig, daß felbit, wenn der RE. in dem ent⸗ 
gegengeſetzten Sinne ausgefallen, alſo die Zwangsvermietung an eine 
Perſon, welche lediglich den Tauſchwillen beſitzt, für unzuläffig er⸗ 
klärt worden wäre, gleichwohl dasſelbe Ergebnis, wie bei dem ge⸗ 
troffenen RE. herbeigeführt werden könnte, indem der Zugewieſene 
zunächſt einziehen, dann aber ſofort einen Tauſch vornehmen wird. 
Grundſätzlich hat es aber keinen Zweck, etwas, was überhaupt und 
noch dazu außerordentlich leicht umgangen werden kann, durch eine 
hemmende Vorſchrift zu erſchweren. Andererſeits iſt aber auch in 
Betracht zu ziehen, daß es ſich hier um einen Tatbeſtand handelt, 
der, wie bereits erwähnt, dem eigentlichen Willen des Geſetzes nicht 
entſpricht und der durch den getroffenen RE. ganz weſentlich er⸗ 
leichtert wird. Auch hierzu liegt eine Veranlaſſung nicht vor. Es 
kann nicht die Aufgabe der MEA. fein, Umgehungen des eigentlichen 
Willens des Geſetzes zu ermöglichen, ſoweit das Geſetz dazu nicht 
unbedingt zwingt. Durch den getroffenen RE. wird es z. B. mög⸗ 
lich gemacht, daß jemand, der eine Wohnung in einem Hauſe erhalten 
möchte, dies aber nach Lage der Umſtände nicht zu erzwingen in 
der Lage iſt, durch Vorſchieben eines Wohnungſuchenden als Stroh⸗ 
mann das ſonſt unerreichbare Ziel erreichen kann. Ebenſo wird es 
erleichtert, daß jemand, der eine Wohnung zugewieſen erhält, dieſe 
als Spekulationsobjekt behandelt und weitergibt, insbeſ. da der 
RE. ausdrücklich den Abſchluß des Zwangsmietvertrages auch dann 
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beſteht um ſo weniger Anlaß, als die Einſetzung der Gemeinde als 
Mieter und ihre dadurch begründete Haftung für den Mietzins wohl 
ausnahmslos den für den Vermieter etwa erforderlichen Schutz 
bieten wird. 

Wird der Zwangsmietvertrag feſtgeſetzt, weil die Gemeinde⸗ 
behörde damit einverſtanden iſt, daß der Zwangsmieter die Woh⸗ 
nung nicht für ſich, ſondern nur zum Tauſch benutzen will, ſo liegt 
darin noch keinerlei Maßnahme in bezug auf den künftigen Tauſch. 
Deshalb iſt es ohne Bedeutung, ob der Tauſchpartner ſchon bekannt⸗ 
gegeben iſt, und ob er dem Vermieter demnächſt als Mieter zuge⸗ 
mutet werden darf. Der Zwangsmieter kann in Zukunft nur tau⸗ 
ſchen, wenn ſein Vermieter die Zuſtimmung gibt oder dieſe Zuſtim⸗ 
mung vom MEA. erſetzt wird. Über dieſe Erſetzung iſt erſt in einem 
ſpäteren, beſonderen Verfahren zu entſcheiden, an dem nicht wie 
bei der Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages die Gemeindebehörde 
und der Verfügungsberechtigte, ſondern der Vermieter und der 
Mieter (Zwangsmieter) beteiligt ſind. In dem künftigen Verfahren 
hat das MEA. nicht anders, als ſonſt im Falle des Wohnungstauſches 
nach 8 8 Wohnmang®., auch die wirtſchaftlichen und perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Tauſchpartners daraufhin zu prüfen, ob ſie einen Anlaß 
bieten, die Tauſchgenehmigung des Vermieters zu verweigern. Die 
Ereigniſſe aus dem Verfahren auf Feſtſetzung des Zwangsmietver⸗ 
trages bleiben dabei bedeutungslos. 

Die von der Beſchwerdeſtelle erwogene Möglichkeit, daß die 
Verfahren aus 88 4 u. 8 WohnmangG. gleichzeitig anhängig find 
und verbunden werden, kann, ſofern ſie überhaupt in Betracht 
kommt, an der rechtlichen Beurteilung nichts ändern. Sie läßt die 
völlige Selbſtändigkeit der beiden vom MEN. zu treffenden Entſch., 
nämlich die Erledigung des Antrags auf Feſtſetzung des Zwangs⸗ 
mietvertrages einerſeits, des Antrages auf Erſetzung der Zuſtim⸗ 
mung des Vermieters zum Wohnungstauſch andererſeits, beſtehen und 
vermag auch nicht dazu zu führen, daß vom MEN. die beiden Entſch. 
in Abhängigkeit voneinander geſetzt werden. Vielmehr muß es der 
Gemeindebehörde und dem Zwangsmieter überlaſſen bleiben, die 
Feſtſetzung und Geltung des Zwangsmietvertrages zu hindern, wenn 
die Tauſchgenehmigung nicht erſetzt wird. Die Belange des Ver⸗ 
mieters aber ſind bei der Prüfung hinſichtlich der Tauſchgenehmigung 
deshalb nicht weniger zu ſchützen, weil der Zwangsmietvertrag nur 
zum Zwecke des Tauſches begehrt worden iſt. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 108/28.) (D.] 
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10. 5 4 Wohnmangd. Die Inanſpruchnahme einer 
Wohnung kann gegen den Vermieter und den Mieter ge⸗ 
trennt erfolgen. Sie ſind in dem Verfahren nicht not⸗ 
wendige Streitgenoſſen. 

Wenn die Inanſpruchnahme von Räumen gem. 84 Wohnmang®. 
gegenüber mehreren Verfügungsberechtigten nur in der Weiſe erfolgen 
kann, daß ſie gegen alle gerichtet und durchgeführt werden muß und 
daß die Wirkung der Verfügung des Wohn A. nur gegen alle Ver⸗ 
fügungsberechtigten einheitlich eintritt, ſo ſind die Verfügungsberech⸗ 
tigten notwendige Streitgenoſſen. Auf die notwendige Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft finden auch im Verfahren bei der Inanſpruchnahme die Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. (8 62) entſprechende Anwendung, wie im RE. 
v. 8. Juni 1929, 17 Y 34/29, zu IV ausgeführt iſt. 

Die Beſchwerdeſtelle hatte früher (vgl. den Beſchl. v. 22. Dez. 
1928 [EA. 1929, 793; MietGer. 1925, 35) die Auffaſſung vertreten, 
es beſtehe im Verfahren auf Inanſpruchnahme einer Wohnung not⸗ 
wendige Streitgenoſſenſchaft zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter, 
da mit der Entziehung des Rechtes des Mieters zur Verfügung über 


für zuläſſig erklärt, wenn ein Tauſchpartner überhaupt noch gar 
nicht bekannt iſt. Die Gefahr derartiger Mißbräuche würde ſicher 
weſentlich vermindert, wenn der Zwangsmieter zunächſt mindeſtens 
genötigt wäre, die Wohnung ſelbſt zu beziehen. Auf der anderen 
Seite iſt nicht zu verkennen, daß die Ausſchließung der Zuweiſung 
an eine lediglich auf Tauſch der zugewieſenen Wohnung reflektierende 
Perſon ein für das Endziel der Zwangsbewirtſchaftung im Woh⸗ 
nungsweſen, nämlich die möglichſt ſchnelle und zweckmäßige Ver⸗ 
teilung der vorhandenen Wohnräume unter die Wohnungſuchenden, 
ſehr Unerfreuliches und rein auf theoretiſchen Geſichtspunkten be⸗ 
ruhendes Ergebnis ſein würde. Deshalb wird man wohl trotz der 
angeregten, nicht zu überſehenden Bedenken der ſchließlichen Stel⸗ 
lungnahme des RE., wie bereits erwähnt, zuſtimmen können — 
immer mit der durch die Begründung gegebenen Einſchränkung, daß 
die Zwangsvermietung an eine lediglich mit dem Tauſchwillen die 
Zuweiſung beanſpruchende Perſon zwar nicht unzuläſſig ſein, aber 
doch einer beſonderen Prüfung im einzelnen Falle unterliegen ſoll. 
Mit Recht hat auch die ſehr ausführliche Begründung des RE. dar⸗ 
auf hingewieſen, daß die Zuweiſung an eine Perſon, deren Tauſch⸗ 
willen bekannt iſt, in keiner Weiſe mit dem Tauſchverfahren ſelbſt 
in Beziehung ſteht oder gar als ein einheitliches Verfahren ange⸗ 
ſehen werden kann. Wenn alſo ein Tauſchpartner überhaupt noch 
nicht bekannt iſt oder in dem Tauſchverfahren einer der Beteiligten, 
4. B. der Hauseigentümer oder ein anderer Tauſchpartner, gegen 
den Tauſch berechtigte Hinderungsgründe erhebt, dann kann eben 
das Tauſchverfahren zu einem Ergebnis nicht führen, und die Perſon, 


die Wohnung zugleich in die vertraglichen Rechte des Vermieters ein⸗ 
gegriffen wird und deshalb die Inanſpruchnahme nur einheitlich er⸗ 
folgen könne. Letzteres trifft aber nicht zu. Der Umſtand, daß in 
die Rechte des Vermieters durch Beſeitigung des Verfügungsrechts 
des Mieters mittelbar eingegriffen wird, macht noch nicht die einheit⸗ 
liche Verfügung der Inanſpruchnahme gegenüber beiden erforderlich. 
Es genügt vielmehr, daß dem Vermieter in dem Verfahren gegen den 
Mieter die in 8 5 Abſ. 2 Verf AO. beſtimmte Beteiligung, das Recht 
auf Anhörung, gewährt wird. Die Inanſpruchnahme gegenüber 
dem Mieter und dem Vermieter beruhen auf ganz verſchiedenen Tat⸗ 
beſtänden, und zwar deshalb, weil das Verfügungsrecht beider auf 
verſchiedenen Rechtsverhältniſſen begründet iſt. Das Recht des Mieters 
hat ſeinen Grund in dem Mietvertrage, das Recht des Vermieters in 
Eigentum oder einem anderen, ihn zur Vermietung oder ſonſtigen 
Benutzung befähigenden Rechte. Daher wird auch das Verfügungsrecht 
des Vermieters erſt wieder wirkſam, wenn das Verfügungsrecht des 
Mieters beſeitigt iſt. Aus dieſem Grunde iſt im RE. v. 14. Mai 1928, 
17 Y 37/28 (336. Erg Bd. 8,32; JW. 1928, 2548; HöchſtaRſpr. 1928. 
Nr. 1888; EA. 1928, 707; Mieter. 1928, 112; DWohnArch. 1928, 
478; RVerwBl. 1929, 46; Grunde. 1928, 935; Hertel, Mieter- 
ſchutz 15 Nr. 418) geſagt, daß erſt das Verfügungsrecht des Mieters 
beſeitigt ſein muß, ehe die konkrete Beſchlagnahme, alſo die Zu⸗ 
weiſung von Wohnungſuchenden erfolgen kann. Wenn weiter geſagt 
iſt: „Hingegen iſt es zuläſſig, daß gegen den Vermieter die ſog. 
abſtrakte Beſchlagnahme der Wohnung, alſo ihre Inanſpruchnahme 
ohne Zuweiſung von Wohnungſuchenden erfolgt, bevor die In⸗ 
anſpruchnahme gegen die Erben geſchehen iſt, denn eine ſolche Maß⸗ 
nahme berührt die Rechte der Erben nicht und veranlaßt auch keine 
Rechtswirkungen gegenüber dem Vermieter, die mit ſeinen Rechts⸗ 
beziehungen zu den Erben unvereinbar ſind“, ſo ſchließt dies nicht 
aus, daß auch bei der abſtrakten Beſchlagnahme Vorausſetzung des 
uneingeſchränkten Verfügungsrechts des Vermieters i. S. § 4 Wohn⸗ 
mangG. die Beſeitigung des Verfügungsrechts des Mieters ift. 

Es beſteht daher in dem Verfahren auf Inanſpruchnahme einer 
Wohnung zwar die Möglichkeit gegen den Vermieter und den Mieter 
den Verluſt des Verfügungsrechts an der Wohnung gleichzeitig, aber 
nicht einheitlich feſtzuſtellen. Daraus folgt, daß der Vermieter und 
der Mieter in dieſem Verfahren nicht notwendige Streitgenoſſen ſind 
und daß daher die Inanſpruchnahme einer Wohnung gegen den Ver⸗ 
mieter und den Mieter getrennt erfolgen kann. 


(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 29. Juni 1929, 17 Y 45/29.) 
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II. 84 WohnmangG.; 862 ZRD.; 88 432, 1375 BGB 

1. Haben mehrere Perſonen eine Wohn ung gemein 
ſchaftlich gemietet, fo muß die Inanſpruchnahme gegenübe 
allen Mietern erfolgen. Iſt eine Ehefrau, die im geſetz 
lichen Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung ebt 
Mitmieterin oder Alleinmieterin, fo muß die Snaniprud) 
nahme auch dem Ehemanne gegenüber erfolgen, es ſeidenn 
daß das Mietrecht im Einzelfalle nicht zumz eingebrachten 
Gut der Frau gehört. 

2. Perſonen, die nur gemeinſchaftlich verfügungs⸗ 
berechtigt i. S 84 Wohnmang®. find, find im Verfahren 
vr e ee der Räume notwendige Streitgenoſ⸗ 
en. 

I. Nach 84 WohnmangG. muß die Inanſpruchnahme gegenüber 
dem Verfügungsberechtigten erfolgen. In ſtändiger Rſpr. hat der Senat 
daran feſtgehalten, daß der Verfügungsberechtigte derjenige iſt, der 
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welche mit dem Willen, die zugewieſene Wohnung ſofort weiter zu 
vertauſchen, den Zwangsmietvertrag abgeſchloſſen hat, muß in 
dieſem Falle die Wohnung übernehmen, und kann ſich nicht etwa 
darauf berufen, daß ſie dieſelbe nur zum Zwecke eines ſpäteren 
Tauſches habe übernehmen wollen. Die vielfachen Einſchränkungen, 
welche ſich teils aus der Begründung des RE., teils aus der Natur 
der Sache ergeben, werden ſicherlich in der Praxis dazu führen, daß 
trotz der beſtehenden und vorſtehend gewürdigten Bedenken das End⸗ 
ergebnis der Entſch. als den beſonderen Bedürfniſſen der Zwangs⸗ 
bewirtſchaftung im Wohnungsweſen durchaus entſprechend angeſehen 
werden kann. 
IR. Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. M. 


Zu 11. Mit wünſchenswerter Deutlichkeit nimmt das KG. zu 
den Streitfragen Stellung und gibt eine hoffentlich endgültige Klar⸗ 
heit. Der Kern der Entſcheidungen läßt ſich dahin zuſammenfaſſen: 

1. Die Beſchlagnahme (Inanſpruchnahme) einer Wohnung durch 
das Wohn A. muß gem. § 4 Wohnmang®. gegenüber dem Verfügungs⸗ 
berechtigten geſchehen. Iſt die Wohnung von einer Mehrheit von Per⸗ 
ſonen gemeinſchaftlich gemietet, ſo iſt zu unterſuchen, wer im einzelnen 
Fall als verfügungsberechtigt anzuſehen iſt. Das weſentliche Merkmal 
einer ſolchen Verfügungsberechtigung iſt das Kündigungsrecht. Kann 
der einzelne Mitmieter für ſich allein kündigen und iſt demnach ein 
einzelner verfügungsberechtigt, kann die Beſchlagnahme gegenüber dem 
einzelnen erfolgen; bedarf es dazu eines gemeinſamen Rechtsgeſchäfts, 
muß das Verfahren gegenüber ſämtlichen Verfügungsberechtigten durch⸗ 
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nach dem bürgerlichen Recht über die Wohnung, wenn es ſich um die 
Inanſpruchnahme gegen den Mieter handelt, alſo über das Mietrecht 
verfügen kann. Zur Beantwortung der erſten Frage bedarf es deshalb 
zunächſt der Unkerſuchung, wer als Verfügungsberechtigter zu gelten 
hat, wenn mehrere Perſonen eine Wohnung gemeinſchaftlich gemietet 
haben. Die Antwort hängt davon ab, ob der einzelne Mitmieter für 
ſich allein den Mietvertrag kündigen kann oder ob es dazu eines 
gemeinſchaftlichen Rechtsgeſchäfts der ſämtlichen als Mieter Beteiligten 
bedarf. Teilweiſe wird die Meinung vertreten, daß jeder für ſich 
kündigen könne (Dadamczik: Mieter. 1927, 126; LG. J Berlin, 
32. 3 K., v. 18. Jan. 1928: Mieter. 1928, 52). Demgegenüber for⸗ 
dert die herrſchende Meinung eine Kündigung der ſämtlichen Mit⸗ 
mieter (Krieg: Mieter. 1929, 4; Kipp: Mieter. 1927, 141; 
Lilienthal: MietGer. 1927, 142; Schaaf: DWohnArch. 1926, 
588; LG. 1 Berlin, 28. 3R., v. 8. Febr. 1928: Mieter. 1928, 51). 
Der herrſchenden Meinung iſt der Vorzug zu geben. Hadamezik 
beruft ſich für feine abweichende Anſicht auf 88 425, 432 BGB., kann 
damit aber eine ausreichende Grundlage nicht ſchaffen. Allerdings ſind 
die Mitmieter, weil ſie eine unteilbare Leiſtung, die Übertragung und 
Vorhaltung des Mietbeſitzes an der einheitlichen Wohnung, zu fordern 
haben und ein Fall der Geſamtgläubigerſchaft nicht vorliegt, Gläu⸗ 
biger zur geſamten Hand i. S. des § 432. Trotzdem iſt aus Abf. 2 
dieſer Beſtimmung für die Frage nichts zu entnehmen. Dort iſt zwar 
geſagt, daß eine Tatſache, die nur in der Perſon eines der Gläubiger 
eintritt, nicht für und gegen die übrigen Gläubiger wirkt. Die Kün⸗ 
digung iſt aber nicht bloß eine Tatſache, ſondern ein Rechtsgeſchäft, 
kann deshalb bei einem der Gläubiger nur im rechtlichen Sinne ein⸗ 
treten, wenn ſie wirkſam iſt. Ihre Wirkſamkeit bedarf aber gerade 
noch der Prüfung. Hadamczik beachtet nicht genügend, daß die 
Mitmieter nicht nur Gläubiger zur geſamten Hand, ſondern gleichzeitig 
nach 8427 Geſamtſchuldner find. Er will zwar auch in dieſer Be⸗ 
ziehung aus 8 425 Abſ. 2 entnehmen, daß die Kündigung des einzelnen 
wirkſam iſt. Indeſſen iſt dort die Wirkung in Hinſicht auf den ein⸗ 
zelnen nur angeordnet, ſoweit ſich nicht aus dem Schuldverhältnis 
ein anderes ergibt. Wenn der Mietvertrag nicht dem einzelnen Mit⸗ 
mieter das Kündigungsrecht beſonders zubilligt, muß aber aus dem 
Weſen des Schuldverhältniſſes entnommen werden, daß der einzelne 
Mieter nicht gegen den Willen des Vermieters aus dem Miet⸗ 
verhältnis ausſcheiden kann. Er würde damit dem Vermieter, obwohl 
dieſer gegenüber den anderen Mietern in unverändertem Umfange ver⸗ 
pflichtet bleibt, einen der Geſamtſchuldner entziehen, alſo die Stellung 
des Vermieters verſchlechtern. Die Erwägung iſt beſonders von Kipp 
überzeugend zur Ablehnung der Befugnis zur Einzelkündigung auf 
der Mieterſeite verwendet worden. 

Ob auch der Vermieter nur allen Mietern gemeinſam kündigen 
kann, ob fie insbeſ. bei einer Aufhebungsklage notwendige Streit⸗ 
genoſſen ſind, iſt hier unerheblich, denn ſelbſt bei einer Verneinung 
dieſer Fragen würde daraus für das Kündigungsrecht auf der Mieter⸗ 
ſeite wegen der oben dargelegten Rechtsfolge nichts zu erſehen ſein. 

Hiernach ſind Mitmieter nur in ihrer Geſamtheit in der Lage, 
über das Mietrecht zu verfügen. Sie ſind daher auch nicht eine Mehr⸗ 
zahl von Verfügungsberechtigten i. S. des 84 WohnmangG., ſondern 
ihre Geſamtheit ſtellt den Verfügungsberechtigten dar. 

II. Haben Eheleute gemeinſam gemietet, jo liegt es grundſätzlich 
ebenſo. Nur wenn das durch den gemeinſchaftlichen Vertrag erworbene 


geführt werden. Das KG. ſchließt ſich der herrſchenden Meinung an, 
die eine Kündigung der ſämtlichen Mitmieter vorausſetzt und ſohin 
die ſämtlichen Mitmieter als verfügungsberechtigt betrachtet. Damit iſt 
auch die wünſchenswerte Analogie der verwaltungsrechtlichen Beſchlag⸗ 
nahme mit der zivilrechtlichen Kündigung durch den Vermieter gegen⸗ 
über einer Mehrheit von Mietern zum Ausdruck gekommen. Es iſt 
zu begrüßen, daß nunmehr über die Parteiſtellung der Mehrheit von 
Mietern im Verwaltungs⸗ und Zivilverfahren eine gewiſſe Gleichheit 
beſteht. Verfügungsberechtigt ſind nur Mitmieter in 
ihrer Geſamtheit. 

Nebenbei: Daß als „Verfügungsberechtigter“ nicht notwendig 
nur der Hauseigentümer oder der Mieter anzuſehen iſt, ſondern auch 
3. B. ein Nießbraucher, iſt in JW. 1929, 199 dargeſtellt. Auch jagt 
die Entſch. in JW. 1929, 1903, daß die Inanſpruchnahme gegen 
ſämtliche Mitmieter erfolgen muß, auch wenn ein einzelner die 
Verwaltung hat. 
lber die Kündigung gegenüber einer Mehrheit von Mietern finden 
ſich wertvolle Ausführungen bei Kiefersauer, 3. Aufl., S. 125. 

2. Eine Beſonderheit liegt vor, wenn die Mehrheit von Mit⸗ 
mietern Eheleute ſind oder eine Ehefrau Alleinmieterin iſt. Aus der 
Behandlung der einzelnen Möglichkeiten ergibt ſich, daß das KG. die 
Entſch, nach familien rechtlichen Grundſätzen trifft, wie das 
LG. Berlin in der ſpäteren Entſch. (JW. 1929, 2631 ff.) ſagt: 
„Die gemeinſchaftliche Ermietung der Ehewohnung 
iſt nicht auf Grund einer ſchuldrechtlichen, ſondern 
familienrechtlichen Beziehung der Eheleute erfolgt.“ 
Aus dieſem Grunde muß die Inanſpruchnahme auch dem Ehemann 
gegenüber erfolgen, wenn die im geſetzlichen Güterſtand lebende Ehe⸗ 
frau Mit⸗ oder Alleinmieterin iſt, falls nicht das Mietrecht nicht 
zum eingebrachten Gute gehört. Bei allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft iſt der Ehemann Beſchlagnahmegegner, wenn das Mietrecht zum 
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Mietrecht zum Gemeingut der allgemeinen Gütergemeinſchaft oder 
eines entſprechenden Güterftandes gehört, kann der Ehemann nach 
8 1443 BGB. allein darüber verfügen. Dann genügt auch die In⸗ 
anſpruchnahme nur gegen ihn. Leben die Eheleute dagegen im geſetz⸗ 
lichen Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung, ſo kann der 
Ehemann über das von der Ehefrau erworbene Mietrecht nicht ohne 
ihre Zuſtimmung verfügen, ſelbſt wenn es zum eingebrachten Gut 
gehört (8 1375 BGB.). Die Aufgabe des Mietrechts, insbeſ. die 
Kündigung, wäre nicht etwa eine bloße Verwaltungshandlung des 
Mannes, ſondern ſie iſt eine Verfügung. Es liegt hier anders, als 
bei der Vermietung eines der Ehefrau gehörigen Grundſtücks durch 
den Mann. Schließt der Mann über ein ſolches Grundſtück, das ſeiner 
Verwaltung und Nutznießung unterliegt, einen Mietvertrag, ſo wird 
das Recht der Ehefrau an dem Grundſtück durch dieſen Abſchluß 
nicht berührt, deshalb hat der Senat im RE. v. 16. Febr. 1929, 
17 Y 115/28 (MietGer. 1929, 44; Hertel, Mieterſchutz 6, A 492) 
unter Aufgabe ſeiner früheren Anſicht dargelegt, daß in einem ſolchen 
Falle nur gegenüber dem Ehemanne die Inanſpruchnahme zu erfolgen 
hat und der Zwangsmietvertrag feſtzuſetzen iſt. Soll dagegen die 
Inanſpruchnahme gegen die Ehefrau als Mieterin geſchehen und ihr 
das Mietrecht entzogen werden, ſo handelt es ſich um einen Eingriff 
in das Recht, das zum eingebrachten Gut gehört. Über dieſes Recht 
als eine ſeiner Verwaltung und Nutznießung unterworfene Subſtanz 
kann der Ehemann allein nicht verfügen; deshalb iſt die Inanſpruch⸗ 
nahme gegen die Ehefrau nötig. 

III. Iſt die Ehefrau Alleinmieterin, ſo erübrigt ſich, wenn ihr 
Mietrecht zum eingebrachten Gut gehört, noch nicht die Inanſpruch⸗ 
nahme auch gegen den Ehemann. Die Frau bedarf zur Verfügung 
über eingebrachtes Gut der Einwilligung des Mannes (8 1395 BGB.). 
Deshalb iſt ſie, wie im Falle des gemeinſamen Mietvertrages, ſo 
auch als alleinige Mieterin nur mit dem Manne zuſammen ver⸗ 
fügungsberechtigt i. S. des 84 Wohnmangd. Die Inanſpruchnahme 
gegen ſie allein genügt alſo nur, wenn ihr Mietrecht im Einzelfalle 
nicht zum eingebrachten Gut gehört, ſondern gem. 88 1368 ff. Be⸗ 
ſtandteil ihres Vorbehaltsguts geworden iſt. 

IV. Sind in der dargelegten Art nur mehrere Perſonen gemein⸗ 
ſam verfügungsberechtigt, ſo folgt daraus, daß die Inanſpruchnahme 
der Räume gegen ſie alle gerichtet und durchgeführt werden muß. 
Weil ſie nur in ihrer Geſamtheit den Verfügungsberechtigten i. S. 
des 84 WohnmangG. darſtellen, die Inanſpruchnahme aber gegen 
den Verfügungsberechtigten erfolgen muß, ſo iſt es auch nicht möglich, 
daß Wirkungen der Verfügung des Wohn A. gegen den einen an der 
Geſamtheit Beteiligten eintreten, die gegenüber den anderen fehlen. 
Die an dem Verfügungsrecht Beteiligten ſind deshalb notwendige 
Streitgenoſſen; die Inanſpruchnahme kann ihnen gegenüber nur ein⸗ 
heitlich vorgenommen und durchgeführt werden. 

Auf die notwendige Streitgenoſſenſchaft finden die Vorſchriften 
der ZPO. auch im Verfahren bei der Inanſpruchnahme entſprechende 
Anwendung. Die Anwendbarkeit dieſer Vorſchriften hat der Senat 
für das Verfahren des MEA. bei der Entſcheidung über die Friedens⸗ 
miete ſchon im RE. v. 11. Dez. 1925, 17 Y 122/25 (JF G. Erg®o. 4, 
185; JW. 1926, 1583; JurRdſch. 1926, 484; EA. 1926, 455; DR. 
1926, 491; HeſſRſpr. 1926, 165; OL GRſpr. 45; 257 VDW. 5, 768; 
Hertel, Mieterſchutz 4, A 214) angenommen. Er hält daran feſt, 
obwohl von verſchiedenen Seiten der Anwendung von Vorſchriften 


Geſamtgut der allgemeinen Gütergemeinſchaft gehört und die Frau 
nicht ausdrücklich Mitmieterin iſt. Iſt die Ehefrau bei Güter- 
trennung Alleinmieterin oder iſt das Mietrecht Vorbehaltsgut der 
alleinmietenden Ehefrau, ſo bedarf es natürlich nicht der In⸗ 
anſpruchnahme gegen den Ehemann. Oder mit anderen Worten: „In 
allen Fällen, in denen die Vollſtreckung ins eingebrachte Gut oder 
Geſamtgut die Verurteilung des Ehemanns zur Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vorausſetzt, muß auch die Beſchlagnahme gegen den Ehe⸗ 
mann durchgeführt werden, wenn die Frau Alleinmieterin iſt. Aus 
den familienrechtlichen Grundſätzen heraus ergibt ſich auch die Aus⸗ 
führung über den Fall, daß ein Ehemann über ein ſeiner Verwaltung 
und Nutznießung unterliegendes, der Ehefrau gehöriges Grund⸗ 
ſtück einen Mietvertrag ſchließt. Hier erfolgt die Beſchlagnahme nur 
gegenüber dem Ehemann. Erfolgt aber die Beſchlagnahme (Inanſpruch⸗ 
nahme) gegen die Ehefrau als Mieterin, ſo iſt es ein Eingriff in 
ein Recht zum eingebrachten Gut. Hier kann der Mann nicht allein 
verfügen, weshalb auch gegen die Ehefrau vorgegangen werden muß, 
denn die Ehefrau iſt nicht allein, ſondern mit dem Ehemann gemein⸗ 
ſam verfügungsberechtigt. e 

Die Grundlegung der familienrechtlichen Beziehungen 
ſpielt beſonders eine Rolle, wenn es ſich darum handelt, wem und 
unter welchen Auflagen eine Wohnung zugeſprochen werden ſoll, wenn 
Eheleute geſchieden werden, die eine gemeinſame oder von der Ehe⸗ 
frau allein gemietete Wohnung innehaben. Hierüber darf wohl auf 
die Entſch. in JW. 1929, 2631 und die ſehr leſenswerte Fußnote dazu 
verwieſen werden. 8 

3. Über das Verwaltungsverfahren bei den vorliegenden Fällen 
enthält die Entſch. ſehr beachtenswerte Erläuterungen. Sind Perſonen 
gemeinſam verfügungsberechtigt i. S. des 84 WohnmangG., fo find 
ſie für die Inanſpruchnahme der Räume notwendige Streitgenoſſen 
i. S. des 862 ZPO. Die Begründung iſt einleuchtend, die „Aus⸗ 
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aus dem Verwaltungsſtreitverfahren der Vorzug gegeben wird. Das 
Verfahren vor dem MEA, insbeſ. auch das Verfahren bei Feſtſetzung 
des Zwangsmietvertrages, beruht auf reichsrechtlicher Grundlage. 
Wollte man zur Ergänzung der reichsrechtlichen Regelung die Vor⸗ 
ſchriften des Verwaltungsſtreitverfahrens heranziehen, die auf dem 
Recht der Länder beruhen, ſo würde das Verfahren für die einzelnen 
Länder eine verſchiedene Geſtalt annehmen oder doch annehmen 
können, ein Ergebnis, das mit der Regelung durch das Reichsrecht 
unvereinbar erſcheint. Deshalb iſt die Ausfüllung der Lücken auch 
aus dieſem weiteren Grunde aus der ZPO. zu entnehmen. 
V. Nach dem Geſagten kann eine Inanſpruchnahme, die nur 
egen einzelne der insgeſamt verfügungsberechtigten Perſonen erfolgt 
iſt, keine Wirkung erzeugen, insbeſ. auch gegen den Betroffenen nicht 
endgültig werden, weil die Beſchwerdefriſt für jeden läuft, ſolange 
ſie nicht gegen alle abgelaufen iſt. Daraus folgt aber noch nicht, wie 
die Beſchwerdeſtelle anzunehmen ſcheint, daß die unterlaſſene In⸗ 
anſpruchnahme gegen die anderen Perſonen nicht nachgeholt und dadurch 
die Wirkung der anfänglich unvollſtändigen Verfügung geſchaffen 
werden kann. Insbeſ. iſt aus dem RE. v. 9. Juli 1926, 17 Y 67/26 
Se 5,6; JW. 1927, 598; PrVerwBl. 48, 274; EA. 1926, 499; 
iet Ger. 1926, 100; DWohnArch. 1926, 618; JurRdſch. 1926, 2032; 
O Rſpr. 46, 164; VDW. 7, 1036, 1137; Hertel, Mieterſchutz 4, 
A 208) nichts gegen dieſe Möglichkeit zu entnehmen. Dort iſt geſagt, 
daß eine Juanſpruchnahmeverfügung, wenn bei ihrer Vornahme die 
rechtlichen Vorausſetzungen für die Beſchlagnahme nicht erfüllt waren, 
durch den ſpäteren Eintritt dieſer Voraussetzungen nicht wirkſam wird. 
Eine rechtliche Vorausſetzung in dieſem Sinne iſt aber die Inanſpruch⸗ 
nahme gegen die Geſamtheit der Verfügungsberechtigten nicht, denn 
von ihr hängt nicht die Zuläſſigkeit des Zugriffs auf die Räume 
ab, ſondern nur die Wirkung des an ſich zuläſſigen Verwaltungs⸗ 
akts. Der Verwaltungsakt iſt erſt vollſtändig vorgenommen, wenn 
die Verfügung des Wohn A. gegen alle zur verfügungsberechtigten 
Perſonenmehrheit gehörigen Einzelperſonen erlaſſen und ihnen zu⸗ 
geſtellt iſt. Daß die Verfügung gegen alle im gleichen Zeitpunkt ge⸗ 
troffen werden müßte, iſt bei dieſer Rechtslage nicht einzuſehen; Rechts⸗ 
folgen für die Betroffenen, die es erfordern, ſind nicht erſichtlich. Im 
Gegenteil, ſelbſt bei einer gleichzeitigen Vornahme der Verfügung wird 
es nur in den ſeltenſten Fällen möglich ſein, ſie allen Beteiligten 
auch nur annähernd zu gleicher Zeit zugehen zu laſſen. Der Zugang 
im ſelben Zeitpunkt kann deshalb nicht gefordert werden. Dann aber 
kann es keine Bedeutung haben, wenn auch der Erlaß der Verfügung 
nicht gegen alle zu gleicher Zeit erfolgt iſt. 
(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 8. Juni 1929, 17 * 34/29.) [D.] 
* 


12. 88 Wohnmang®. Wer in die Lifte der Wohnungs⸗ 
ſuchenden bei einem deutſchen Wohnungsamt eingetragen 
iſt, hat i. S. des Rechtsenſcheides v. 7. Mai 1929, 17 Y 1929. 
einen Anſpruch auf eine Altwohnung. ) 

Im RE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 19/29, hat der Senat aus 
geſprochen, daß das MEN. beim Tauſch einer Neubauwohnung 
gegen eine Altwohnung die Genehmigung des Wohn A. nicht erſetzen 
darf, wenn ein Tauſchpartner ſich die Verfügung über die Neubau⸗ 
wohnung nur zum Zwecke des Tauſches verſchafft hat, und durch 
den Tauſch die Altwohnung unter Verletzung wohnungsmangelrecht⸗ 
licher Vorſchriften erlangen würde, doch hinzugeſetzt, daß eine ſolche 
Verletzung insbeſ. nicht vorliegt, wenn der Tauſchpartner einen An⸗ 
ſpruch auf eine Altwohnung hat. In den Gründen iſt erörtert 
worden, daß der Tauſch unter Benutzung einer Neubauwohnung 
Häufig dazu führen kann, daß jemand, der einen Anſpruch auf 
eine Altwohnung hat, außer der Reihe und weſentlich früher 


füllung der Lücke“ aus der ZPO. eine geſunde und zweckmäßige Auf⸗ 
faſſung, desgleichen der Standpunkt des KG., daß es jedoch nicht 
nötig iſt, daß die verwaltungsrechtlichen Verfügungen gegen die Mehr⸗ 
heit von Verfügungsberechtigten gleichzeitig erfolgen müſſen, 
ſondern die verſäumte Beſchlagnahme in der Richtung gegen einen 
zunächſt übergangenen Verfügungsberechtigten nachgeholt werden kann. 
Es muß aber nicht etwa das geſamte Verfahren gegen den einzelnen 
übergangenen nachgeholt werden, ſondern ihm nur die Entſch. zu⸗ 
geſtellt werden, damit die Beſchwerdefriſt in Lauf geſetzt wird, denn 
nicht die Zuläſſigkeit der Beſchlagnahme hängt von der Vollſtändig⸗ 
keit des Zugriffsverfahrens ab, ſondern nur die Wirkung des an ſich 
zuläſſigen Verwaltungsaktes. „O großer Richter, o weiſer Richter ..“ 
IR. Dr. Buchmann, Regensburg. 


Zu 12. 1. Der RE. trägt den Bebürfnijfen des praktiſchen 
Lebens Rechnung und bewegt ſich auf der durch die bisherige ein⸗ 
ſchlägige Rſpr. des KG. gekennzeichneten Linie. Bereits im RE. 
v. 22. April 1926, 17 Y 31/26: Mietch. 1926, 65, hat das KO. 
ausgeſprochen, daß 8 8 Wohnmangch. nicht nur auf den Tauſch von 
Altwohnungen, ſondern auch dann Anwendung findet, wenn nur eine 
der Tauſchwohnungen dieſem Geſetz unterliegt. Dies folgt aus der Ten⸗ 
denz des 88, die volkswirtſchaftlich beſſere Nutzung von Wohnraum 
zu erleichtern. Die hier ausgeſprochene Anſicht wurde in dem RE. 
v. 3. Okt. 1927, 17 Y 64/27 (Gramſe, Rſpr. in Miet⸗ und Woh⸗ 
nungsfragen 7, 57) und v. 7. Mai 1929, 17 J 29/29: Grund. 
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zu einer Altwohnung gelangt, als es ihm ohne den Tauſch mög⸗ 
lich wäre, daß aber dieſes Ergebnis dem Tauſche nicht entgegen⸗ 
ſtehe, wenn und ſolange das Geſetz den Tauſch mit einer Neubau⸗ 
wohnung überhaupt zuläßt. An dieſen Darlegungen iſt feſtzuhalten. 
Das Geſetz bietet nicht den geringſten Anhalt dafür, daß beim Tauſch 
mit einer Neubauwohnung die mehr oder weniger nahe Ausſicht, auf 
anderem Wege eine Altwohnung zu bekommen, eine Bedeutung 
haben ſoll. Deshalb kann es für die Frage, ob eine unzuläſſige 
Umgehung der Wohnungsmangelvorſchriften vorliegt, bei denjenigen 
Perſonen, die einen Anſpruch auf eine Altwohnung haben, auch 
nicht darauf ankommen, wann ſie nach dem gewöhnlichen Ver⸗ 
laufe zur Befriedigung dieſes Anſpruchs an der Reihe ſein würden. 

Die Eintragung in die Liſte der Wohnungſuchenden erfolgt 
nicht ſchlechthin, ſobald ſich jemand mit dem entſprechenden Wunſche 
meldet, ſondern geſchieht erſt auf Grund einer Prüfung. Gerade der 
Sachverhalt, der zu dem NE. 17 J 19/29 Anlaß bot, gibt dafür 
ein Beiſpiel. Damals hatte einer der Beteiligten Räume zu ge⸗ 
werblichen Zwecken und als Wohnung inne, die für ihre Zweck⸗ 
beſtimmung wenig geeignet waren. Trotzdem war es ihm nicht ge⸗ 
lungen, vom Wohn A. als berechtigt zur Erlangung einer anderen 
Altwohnung anerkannt zu werden, er konnte aber auch ſeine Räume, 
weil ſie mit den Gewerberäumen eine Einheit bildeten, nicht zum 
Tauſch verwenden. 

Die Eintragung in die Liſte der Wohnungſuchenden bedeutet 
hiernach eine Anerkennung des Anſpruchs auf eine Altwohnung 
durch die zuſtändige Stelle. Daß das Beſtehen des Anſpruchs ohne 
Rückſicht auf die Zeit ſeiner künftigen Befriedigung für den Tauſch 
genügt, iſt oben dargelegt worden. Es kann auch nicht von Be⸗ 
deutung ſein, von welchem Wohn A. die Eintragung in die Liſte 
vorgenommen, alſo der Anſpruch anerkannt ift, denn 88 Wohn⸗ 
mang®. unterſcheidet nicht, ob Wohnungen in derſelben oder in 
verſchiedenen Gemeinden getauſcht werden ſollen. Eine ſolche Unter⸗ 
ſcheidung darf deshalb auch nicht von der Rſpr. in die Vorſchrift 
hineingetragen werden. Daß der Tauſch mit einer Neubauwoh⸗ 
nung trotz der Beſchränkungen, die der RE. v. 7. Mai 1929 be⸗ 
handelt, mitunter zu Erfolgen führen kann, die anderen Wohnung⸗ 
ſuchenden gegenüber bedauerlich ſind, iſt dem Senat bewußt. Dieſer 
Umſtand berechtigt aber nicht dazu, dem 88 WohnmangG. einen 
anderen Inhalt zu geben. Die Vorſchrift läßt den Tauſch mit einer 
Neubauwohnung zu. Die Tauſchbefugnis noch weiter als in dem 
vorigen RE. einzuſchränken, erſcheint mit dem Geſetz unvereinbar 
und überſchreitet deshalb die Befugniſſe der Rſpr. 


(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 29. Juni 1929, 17 Y 44/29.) 
* 


13. $ 15 Wohnmang®. findet auch dann Anwendung, 
wenn der jetzt wieder eröffnete Betrieb vor und nach dem 
1. Juli 1918 zehn Jahre und länger ununterbrochen ſtill⸗ 
gelegen, der Betriebsinhaber aber die möglichſt baldige 
Wiedereröffnung erſtrebt hat. 

815 Wohnmangd. ſoll verhindern, daß Werkwohnungen 
durch Zugriffe der Gemeindebehörde bei Ausführung der Wohnungs⸗ 
mangelvorſchriften ihrem Zwecke entfremdet werden. Den Zweck, 
den das Geſetz ſchützen will, erachtet es dann für gegeben, wenn 
Räume zur Unterbringung von Angehörigen eines Betriebes von 
dem Inhaber des Betriebes zu irgendeiner Zeit errichtet oder aber 
vor dem 1. Juli 1918 zu Eigentum erworben oder gemietet ſind. 
Es kommt deshalb nicht darauf an, ob die beabſichtigte Benutzung 
zu einem beſtimmten Zeitpunkt, insbeſ. am 1. Juli 1918, att 
findet oder ſtattfand, ſondern maßgebend iſt allein die Zweck⸗ 
beſtimmung durch den Betriebsinhaber. Dies hat der Senat bereits 


D.] 


1929, 842 aufrechterhalten und in dem vorliegenden RE. erneut 
beſtätigt. 

2. Die Genehmigung des Tauſches iſt zu verſagen, wenn ſich 
ein Tauſchpartner die Verfügung über die Neubauwohnung nur zum 
Zwecke des Tauſches verſchafft hat. Darüber, wann dies der Fall 
iſt, werden im RE. v. 7. Mai 1929 beſtimmte Grundſätze aufge 
ſtellt. Es iſt nicht erforderlich, daß der Verfügungsberechtigte die 
Neubauwohnung ſelbſt bezogen haben muß (ſo ſchon KG. v. 
22. Dez. 1926, 17 Y 104/26: JW. 1927, 597). Der Einzug er⸗ 
übrigt ſich, wenn er nur zu unnützen Umzügen führen würde. Not⸗ 
wendig iſt aber, daß der Tauſchpartner in der Neubauwohnung 
ſchon vor dem Tauſch gewohnt hat, oder daß er dieſe Wohnung zu 
beziehen gedenkt, wenn der Tauſch nicht zuſtande kommt. Wer 
ſich eine Neubauwohnung nur zum Zwecke des Tauſches beſchafft, 
ſie aber unter keinen Umſtänden für ſein eigenes Wohnbedürfnis 
zu benutzen gedenkt, kann nicht geſchützt werden. Auch das L. I 
Berlin hat ſich im Beſchl. v. 7. Sept. 1928, 42 7 57/8: EA. 
1928, 750, zum Begriff des Scheintauſches geäußert, und zwar 
dahin, daß ein 1 dann vorliegt, wenn durch zivilrechtliche 
Verträge ein Erfolg herbeizuführen geſucht wird, der den 
ſtimmungen des Wohnmangch. zuwiderläuft, und wenn die dazu 
dienenden Verträge nicht für ſich ſelbſt gewollt ſind, ſondern ledig⸗ 
lich das Mittel zur Erreichung des geſetzwidrigen Erfolges bilden. 

RA. Dr. Wilhelm Thiele, Berlin. 


58. Jahrg. 1929 Heft 47] 


Rechtſprechung 
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im RE. v. 3. Okt. 1927, 17 Y 68/27: KGJ. Erg®b. 7, 49; 
KEBL. 1928, 32: JW. 1928, 284; MietGer. 1927, 132; EA. 1927, 
608; JurRdſch. 1928, 15; GW. 1927, 457; Hertel, Mieter⸗ 
ſchutz 5, A 367, dargelegt. Dort iſt weiter ausgeſprochen, ſolange 
die Beſtimmung der Räume beſtehe, ſei ihre beſondere Behandlung 
gerechtfertigt. Dagegen entfalle für dieſe Bevorzugung der Anlaß, 
wenn der Betriebsinhaber den Zweck aufgegeben habe. Nur 
wenn der Betriebsinhaber die Verwendung der Räume zu ihrem 
eigentlichen Zwecke ohne ausreichenden Grund unterlaſſen habe, 
ſei es ein ſicheres Anzeichen für die endgültige Anderung der 
Zweckſetzung und damit für den Wegfall der Vorausſetzung einer 
Sonderbehandlung der Räume. Als ausreichender Grund für die 
Unterlaſſung der dem Zwecke entſprechenden Verwendung ſei aber 
jeder Grund anzuſehen, der einer ſachgemäßen Erwägung ent⸗ 
ſpreche und mit der Fortdauer der anfänglichen Zweckbeſtimmung 
vereinbar ſei. An dieſer Rechtsauffaſſung iſt feſtzuhalten, weil ſie 
allein mit dem Wortlaut und Zweck des $ 15 übereinſtimmt. Es 
Rann deshalb nur darauf ankommen, ob der Inhaber des Be⸗ 
triebes die in 8 15 geſchützte Zweckbeſtimmung der Räume end⸗ 
gültig aufgegeben hat. Ob dieſe Willensänderung vorliegt, iſt nach 
dem jeweils vorl. Sachverhalt zu entſcheiden. Daß der Betrieb 
viele Jahre 1 hat, daß die Firma gelöſcht worden iſt, wird 
häufig ein ſicheres Anzeichen für die maßgebliche Tatſache ſein, hat 
dagegen für ſie keine Bedeutung, wenn dieſe Ereigniſſe nicht dem 
Willen des Betriebsinhabers entſprachen, ſondern von ihm unter 
dem Zwange der Verhältniſſe und in der Abſicht hingenommen 
wurden, den Betrieb ſo bald als möglich weiterzuführen. Solange 
der Betriebsinhaber wegen ſeines Betriebes an der Zweckbeſtim⸗ 
mung der Räume als Werkwohnungen feſtgehalten hat, findet da⸗ 
her auf die Räume auch 8 15 Wohnmangch. Anwendung. Im 
gleichen Sinne ſcheint auch das OLG. Roſtock im Beſchl. v. 10. Dez. 
1927: EA. 1927, 636; DWohraArch. 1928, 94, die Frage beant⸗ 
wortet zu haben. 
(Kch., 17. Ziv Sen., RE. v. 19. Jan. 1929, 17 Y 117/28.) [D.] 


p) Recht der Länder. 
Preußen. 

14. 89 PrMietz BD. Iſt der Mieter an den Fahre 
ſtuhl angeſchloſſen, jo gehören die Koſten des Fahrſtuhl⸗ 
betriebes auch dann zur geſetzlichen Miete, wenn der Mieter 
nach dem Mietvertrage den Fahrſtuhl nicht benutzen darf. 

In 8 9 der VO. über die Mietzinsbildung in Preußen iſt die 
Verteilung der Fahrſtuhlkoſten innerhalb der geſetzlichen Miete ge⸗ 
regelt. Die bezeichnete Vorſchrift ſieht die Umlegung der Fahr⸗ 
ſtuhlkoſten auf ſämtliche Mieter vor, deren Mieträume einen un⸗ 
mittelbaren Zugang zum Fahrſtuhl haben und die deshalb an den 
Fahrſtuhl angeſchloſſen ſind. Eine Ausnahme läßt nur Abſ. 5 unter 
gewiſſen Umſtänden für die Bewohner des Erdgeſchoſſes zu. Da⸗ 
gegen iſt der naheliegende Fall, daß ein Mieter, obwohl er an den 
Fahrſtuhl angeſchloſſen iſt, ihn nach dem Inhalt des Mietvertrages 
nicht benutzen darf, nicht beſonders geregelt. 

Die Beſchwerdeſtelle kommt zu ihrer Auffaſſung nicht auf 
Grund des § I der VO., ſondern infolge der Erwägung, daß auch 
bei Geltung der geſetzlichen Miete der durch den Mietzins abzugeltende 
Vertragsgegenſtand durch die Vereinbarungen der Beteiligten be⸗ 
ſtimmt und begrenzt wird. Haben die Parteien, ſo führt die Be⸗ 
ſchwerdeſtelle aus, die Fahrſtuhlbenutzung vertraglich ausgeſchloſſen, 
ſo iſt der Vertragsgegenſtand nur eine Wohnung ohne Fahrſtuhl, 
und deshalb kann die geſetzliche Miete für dieſe Wohnung die Fahr⸗ 
ſtuhlkoſtenumlage überhaupt nicht umfaſſen. 

Hierbei iſt überſehen, daß der Ausſchluß des Mieters von ber 
Benutzung des Fahrſtuhls die Bedeutung der Anlage für den Miet⸗ 
wert ſeiner Wohnung nicht völlig beſeitigt, daß vielmehr ſchon das 
Vorhandenſein des Fahrſtuhls im Hauſe nach der allgemeinen An⸗ 
ſchauung einen Einfluß auf die Bewertung ſämtlicher Wohnungen 
ausübt. Deshalb bleibt die Wohnung für die Bemeſſung der geſetz⸗ 
lichen Miete trotz des Ausſchluſſes der Fahrſtuhlbenutzung etwas 
anderes, als es die gleiche Wohnung in einem Hauſe ſein würde, 
das überhaupt keinen Fahrſtuhl aufweiſt. In irgendeinem Umfange 
mußte oder konnte das Vorhandenſein des Fahrſtuhls aus dieſem 
Grunde bei der Regelung der geſetzlichen Miete berückſichtigt werden. 
Die Regelung auch für dieſen Fall zu treffen, lag den Ländern ob, 
weil fie nach 8 21 NMietb. die AusfVorſchr. erlaſſen dürfen. 
Preußen hat die Beteiligung der Mieter an den Fahrſtuhlkoſten in 
9 9 der WO. über Mietzinsbildung erſchöpfend geregelt. Es hat 
dabei hinſichtlich der mehr oder weniger großen Bedeutung des 
Fahrſtuhls für den Mietwert der Wohnungen keinerlei Unterſchiede 

emacht, obwohl ſolche in recht beträchtlichem Umfange auch bei den 
ietern beſtehen, die den Fahrſtuhl benützen dürfen. Bei dieſer 
Rechtslage iſt aus dem Schweigen der BD. über den Fall eines ver⸗ 
e 5 von der ee zu folgern, daß 
it Rein i ei der Umlegun 2 

Hate nterſchied b gung der Koſten ge 
b die vertragliche Ausſchließung des Mieters von der Be⸗ 
nutzung des Fahrſtuhls ſtets oder unter gewiſſen Umſtänden zur 
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Folge haben kann, daß unter den Beteiligten nicht die geſetzliche 
Miete, ſondern ein vertraglicher Mietzins gilt, kann hier nicht unter⸗ 
ſucht werden, weil die Frage nach der Geltung der geſetzlichen Miete 
nicht vom MEA. zu entſcheiden und zudem für die Erledigung 
eines Antrags auf Ermittlung der Hohe der geſetzlichen Miete be⸗ 
deutungslos iſt. 
(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 13. April 1929, 17 Y 21/29.) (D.] 
* 


15. 8 9 Abſ. 2 PrMietz BD. Die Koſten für Inſtand⸗ 
haltung des Fahrſtuhls ſind inſoweit auf die Mieter um⸗ 
zulegen, als die Inſtandhaltungsarbeiten während ihrer 
Mietzeit ausgeführt ſind. 

Der Mieter hatte vom Vermieter eine an den Fahrſtuhl an⸗ 
geſchloſſene Wohnung gemietet. Der Mietvertrag endete am 30. April 
1927. Kurz vorher wurde der Fahrſtuhl betriebsunfähig. Der Ver⸗ 
mieter hat nach ſeiner Behauptung noch vor Ende des Mietvertrages 
Koſtenanſchläge für Inſtandhaltungsarbeiten am Fahrſtuhl eingefordert; 
die Arbeiten ſind dann im Juni 1927 in Auftrag gegeben und im 
August 1927 beendet worden. Der Vermieter hat beantragt, die Be⸗ 
teiligung des Mieters an dieſen Koſten feſtzuſtellen. Das MEA. hat 
dieſen Antrag zurückgewieſen, da für die Beteiligung des Mieters nicht 
der Zeitpunkt der Notwendigkeit, ſondern der Ausführung maß⸗ 
gebend ſei. 

8 9 PrMietzVO. beſtimmt im Abſ. 2, daß zu den Koſten des 
Fahrſtuhlbetriebes, die auf die beteiligten Mieter umgelegt werden 
Rönnen, alle Aufwendungen gehören, die erforderlich ſind, um den 
Betrieb des Fahrſtuhls ordnungs⸗ und vorſchriftsmäßig aufrechtzu⸗ 
erhalten, insbeſ. auch die Koſten für Inſtandhaltung. Dieſe Koſten 
des Fahrſtuhlbetriebes ſind Koſten vom Vermieter gewährter Neben⸗ 
leiſtungen i. S. des 8 12 RMietGG. Die Nebenleiſtungen find aus 
dem Grunde nicht in allgemein feſtgeſetzten Hundertſätzen der Friedens⸗ 
miete bei Bildung der geſetzlichen Miete berückſichtigt, weil ihre Höhe 
in den verſchiedenen Häuſern und zu den verſchiedenen Zeiten völlig 
verſchieden ſein kann und feſte Hundertſätze daher für ihre Abgeltung 
unzweckmäßig erſchienen. Sie ſollen vielmehr nach 8 12 in ihrer tat⸗ 
ſächlichen Höhe ermittelt und von den Mietern getragen werden, 
denen der Vermieter die Nebenleiſtung gewährt. Es ſollen alſo 
Leiſtungen des Vermieters durch die Umlegung der Fahrſtuhlbetriebs⸗ 
koſten abgegolten werden, und zwar gem. 89 PrMietz Vo. in der 
Weiſe, daß die beteiligten Mieter die Koſten dieſer Leiſtungen tragen. 
Von Koſten des Fahrſtuhlbetriebes kann aber nicht geſprochen werden, 
wenn Arbeiten an dem Fahrſtuhl noch gar nicht vorgenommen worden 
ſind. Ob dieſe Arbeiten ſchon notwendig ſind, iſt dabei unerheblich. 
Denn erſt die Vornahme der Arbeiten ſtellt eine Leiſtung des Ver⸗ 
mieters dar. In Übereinſtimmung hiermit iſt auch ſchon im Rechts⸗ 
entſcheide v. 19. März 1928, 17 Y 25/28 (JF. ErgBd. 8, 119; Id. 
1928 2555: HöchſtRRſpr. 1928 Nr. 1597; DWohnArch. 1928, 286; 
EA. 1928, 691; MietGer. 1928, 67; Kc l. 1928, 51; GW. 1928, 
181; Hertel, Mieterſchutz 15. Nachtrag Nr. 407) geſagt, daß, wenn 
Ausbeſſerungen noch nicht vorgenommen ſind, auch umlagefähige 
Koſten noch nicht entſtanden ſind; dabei ändert der Umſtand, daß die 
Ausbeſſerungen bereits notwendig waren, nichts an der Rechtslage, 
da die Regelung der Umlage im 39 der Fortführung des Fahrſtuhl⸗ 
betriebes dient (lebenſo Ebel⸗Lilienthal, Anm. 7 zu 89 und 
Carl Stern: JW. 1928, 2555; a. M. Hertel a. a. O.). Voraus⸗ 
ſetzung der Umlage von Koſten des Fahrſtuhlbetriebes iſt alſo, daß der 
Vermieter eine Leiſtung für die Fortführung des Betriebes gewährt 
hat. Eine derartige Leiſtung iſt neben der Ausführung von Aus⸗ 
beſſerungen u. a. die Lieferung von elektriſchem Strome. Endet das 
Mietverhältnis oder die Geltung der geſetzlichen Miete innerhalb eines 
Deitraums, für den der Vermieter den elektriſchen Strom liefert, ſo 
entſpricht es dem Gedanken der Abgeltung der Leiſtung des Ver⸗ 
mieters, daß der Mieter nur bis zu dem Zeitpunkt, bis zu dem die 
geſetzliche Miete zu berechnen iſt, auch die Koſten für die Leiſtung mit⸗ 
trägt. Es kommi daher nicht darauf an, daß die Stromlieferung einen 
weiteren Zeitraum umfaßt, die Rechnung erſt ſpäter ausgeſtellt oder 
vom Vermieter bezahlt worden iſt. Maßgebend ift vielmeyr nur die 
dem Mieter in ſeiner Mietzeit gewährte Leiſtung. Ebenſo muß es bei 
der Ausführung von Inſtandhaltungsarbeiten ſein. Erſtrecken ſich 
dieſe über die Mietzeit hinaus, fo ſtellen fte, ſoweit fie in der Mietzeit 
ausgeführt ſind, ſchon eine Leiſtung des Vermieters dar. Ob ſie fort 
geführt, wann ſie beendet und abgenommen ſind, iſt dabei unerheblich. 
Denn eine Leiſtung des Vermieters liegt auch ſchon dann vor, wenn 
erſt ein Teil der Ausbeſſerungen ausgeführt iſt, den er, weil er 
ordnungsmäßig ausgeführt iſt, abnehmen muß. Aber auch nur dieſe 
Teilleiſtung wird dem Mieter, deſſen Mietzeit endet, vom Vermieter 
gewährt. Die Richtigkeit dieſer Ausführung zeigt ſich deutlich, wenn 
der Fall ins Auge gefaßt wird, daß die Arbeiten nicht durch das Ende 
der Mietzeit des Mieters, ſondern durch die Vernichtung des Fahr⸗ 
ſtuhls z. B. durch Brand unterbrochen würden. Die Koſten für 
Inſtandhaltung des Fahrſtuhls ſind daher inſoweit auf die Mieter 
umzulegen, als die Inſtandhaltungsarbeiten während ihrer Mietzeit 
ausgeführt ſind. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 13. April 1929, 17 Y 22/29.) (D.] 
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16. 89 PrMiets3 BD. Zu den Koſten des Fahrſtuhl⸗ 
betriebes, die nach 89 Abſ. 1 u. 2 PrMietsz Vo. auf die 
Mieter umzulegen ſind, gehören auch die Koſten für 
Sicherungseinrichtungen von deren Vorhandenſein die 
zuſtändige Stelle die Fortſetzung des Betriebes durch 
neue Vorſchriften abhängig macht. 

89 Abſ. 2 Bo über die Mietzinsbildung in Preußen be⸗ 
ſtimmt: „Zu den Koſten des Fahrſtuhlbetriebes gehören alle Auf⸗ 
wendungen, die erforderlich ſind, um den Betrieb des Fahrſtuhls 
ordnungs⸗ und vorſchriftsmäßig aufrechtzuerhalten, alſo die Koſten 
für Inſtandhaltung (3. B. Seilerneuerung, Motorreparatur u. dgl.).“ 
Wie die Beſchwerdeſtelle zutreffend ausführt, ergibt ſich aus dieſer 
Beſtimmung, daß es Rollen des Fahrſtuhls gibt, die nicht nach 
8 9 Abf. 1 den Mieter, ſondern den Vermieter treffen, und Koſten 
1. S. des J 9 Abf. 2, die alſo auf die Mieter umgelegt werden 
können. Wie dieſe Koſten gegeneinander abzugrenzen ſeien, kann 
aber nur dem § 9 Abſ. 2 entnommen werden. Daß eine am Fahr⸗ 
ſtuhl vorgenommene Arbeit eine Erneuerung darſtellt, nimmt ihr 
noch nicht die Zugehörigkeit zu den Koſten des Fahrſtuhlbetriebes, 
wie das in der Beſtimmung angeführte Beiſpiel der Seilerneuerung 
zeigt. Es müſſen vielmehr alle dieſe Arbeiten, die erforderlich 
ſind, um den Betrieb zu gewährleiſten, zu den Fahrſtuhlbetriebs⸗ 
Rojten gezählt werden. Der Betrieb iſt nun den jeweiligen An⸗ 
forderungen der zuſtändigen Stelle anzupaſſen. Würde der Ver⸗ 
mieter dieſen Anforderungen nicht entſprechen, ſo würde dies die 
Einſtellung des Betriebes nach ſich ziehen. Daher gehören auch die 
Koſten für Sicherungseinrichtungen, von deren Vorhandenſein die 
zuſtändige Stelle die Fortſetzung des Betriebes durch neue Vor⸗ 
ſchriften abhängig macht, zu den Koſten des Fahrſtuhlbetriebes 
1. S. des § 9 Abſ. 2 und können nach 8 9 Abf. 1 auf die Mieter 
umgelegt werden (ebenfo Gemiſchte Kommiſſion Berlin, Beſchl. v. 
27. April 1928: JW. 1928, 2581; DWohnArch. 1928, 256; EA. 1928, 
698; Miet&er. 1928, 91). 

(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 86/28.) 
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17. § 9 PrMietz BD. Beginnt der Fahrſtuhl eine 
halbe Treppe unterhalb des Hochparterres, jo iſt der Hoch- 
parterremieter einem Erdgeſchoßmieter i. S. § 9 Abſ. 5 
PrMietz Vo. ſelbſt dann nicht gleichzuſtellen, wenn der 
Fahrſtuhl ſeinen nächſten Haltepunkt erſt über dem erſten 
Stockwerk hat. 5) 

8 9 BD. über die Mietzinsbildung in Preußen v. 17. April 
1924 ordnet, mangels einer anderweitigen Vereinbarung, die Um⸗ 
legung der Koſten des Fahrſtuhlbetriebes auf alle Mieter an, die an 
den Fahrſtuhl angeſchloſſen ſind. Als an den Fahrſtuhl angeſchloſſen 
gelten diejenigen Mieter, deren Räume einen unmittelbaren Zugang 
zum Fahrſtuhl haben (5 9 Abſ. 4). Der Erdgeſchoßbewohner kann 
ſich aber durch Verzicht auf die Fahrſtuhlbenutzung von der Heran⸗ 
ziehung zu dieſen Koſten befreien (8 9 Abſ. 5). Aus dieſen Beſtim⸗ 
mungen folgt, wie ſchon im Rechtsentſcheid v. 16. Mai 1927, 17 X 
39/27: J§ G., Erg.⸗Bd. 6, 100; DRZ. 1927 Nr. 921; DWohnArch. 
1927, 415; JW. 1927, 1941; JurRdſch. 1927, 1901; EA. 1927, 
583; MietGGer. 1927, 84; GW. 1927, 277; MietBeij. 1927, 15; 


Zu 17. 89 Abſ. 5 Pr O. v. 17. April 1924 nennt nur die 
Bewohner des Erdgeſchoſſes. Abſ. 5 gibt alſo nur den Erdgeſchoß⸗ 
mietern die Vorzugsſtellung, unter den in Abſ. 5 näher bezeichneten 
Vorausſetzungen von den Koſten des Fahrſtuhlbetriebes befreit zu 
ſein. Angeſichts der Faſſung des 8 9 Abſ. 5 muß eine analoge An⸗ 
wendung dieſer Beſtimmung auf die Bewohner eines anderen Stock⸗ 
werkes als unzuläſſig bezeichnet werden. Man wird alſo ſagen müſſen, 
daß das KG. die ihm unterbreitete Frage inſofern zutreffend beant⸗ 
wortet hat. 

Eine andere Frage aber iſt es, ob man nicht aus einem anderen 
Grunde, nämlich aus 8 9 Abf. 4 a. a. O., den Hochparterremieter 
als befreit anzuſehen hat, wenn der Fahrſtuhl am Hochparterre keinen 
Haltepunkt hat. Die Entſcheidung dieſer Frage hängt davon ab, wie 
man den Abſ. 4 des 8 9 auszulegen, wie man insbeſ. den Begriff 
„einen unmittelbaren Zugang zum Fahrſtuhl haben“ 
aufzufaſſen hat. Wird das Vorliegen dieſer Vorausſetzung nur aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Mieter fremde Räume durchſchreiten müßte, um 
zum Fahrſtuhlhaltepunkt zu gelangen, iſt unmittelbare Zugangs⸗ 
möglichkeit hingegen ſchon dann anzunehmen, wenn er den Fahrſtuhl⸗ 
haltepunkt nur erreichen kann, indem er eine halbe oder ganze Treppe 
(oder noch mehr) hinauf⸗ oder hinuntergeht, dann muß man dem KG. 
bei der Auslegung und Handhabung des 4. und 5. Abſatzes des 8 9 
zuſtimmen. ; 

Ganz ohne Bedenken erſcheint mir der Standpunkt, daß ſchon 
in den letztgenannten Fällen ein unmittelbarer Zugang i. S. des Ge⸗ 
ſetzes anzunehmen ſei und daß ſolche Annahme nur ausgeſchloſſen 
ſei, wenn fremde Räume durchſchritten werden müßten, nicht. Wenn 
nämlich nur der Fall, daß fremde Räume durchſchritten werden müß⸗ 
ten, getroffen ſein ſollte, dann würde es nahe gelegen haben, den ge⸗ 
jeglichen Vorſchriften eine dementſprechende konkretere Faſſung zu 
geben, die klar erkennen ließ, welcher einzige beſtimmte Fall gemeint 
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Hertel, Mieterſchutz H. 12 Nr. 342 ausgeführt iſt, daß an den 
Fahrſtuhl jeder Rauminhaber ausgeſchloſſen iſt, der einen unmittel⸗ 
baren Zugang zu dem Treppenhaus hat, in dem der Fahrſtuhl läuft, 
ohne daß es von Erheblichkeit iſt, ob der Rauminhaber zur Be⸗ 
nutzung des Fahrſtuhls Treppen hinauf⸗ oder hinuntergehen muß. 
Hieran iſt feſtzuhalten, da § 9 es in erſter Linie den Beteiligten 
überläßt, eine ſachgemäße Vereinbarung zu treffen, und nur für den 
Fall, daß dies nicht geſchieht, eine ſchematiſche Regelung trifft, nach 
der es nicht darauf ankommt, ob der Rauminhaber vom Fahrſtuhl 
Vorteile hat, ob er ihn bequem benutzen kann oder ob er ihn über⸗ 
haupt benutzt. Eine einzige Ausnahme iſt für den Erdgeſchoßbewohner 
gemacht. Dieſer gilt zwar auch als an den Fahrſtuhl angeſchloſſen, 
hat aber das Recht, ſich durch Verzicht auf die Benutzung des Fahr⸗ 
ſtuhls von der Heranziehung zu den Koſten dieſes Betriebes zu be⸗ 
freien. Beginnt der Fahrſtuhl überhaupt erſt in einem höheren Ge⸗ 
ſchoſſe, fo iſt der in dieſem Geſchoſſe wohnende Rauminhaber, wie 
ſchon in dem erwähnten Rechtsentſcheide ausgeführt iſt, dem Erd⸗ 
geſchoßmieter gleichzuſtellen. Es kommt demnach für die Frage der 
Befreiung von den Fahrſtuhlkoſten nur darauf an, wo der Fahrſtuhl 
beginnt, alſo den erſten Zugang hat, nicht aber darauf, wo er ſeinen 
nächſten Haltepunkt hat. Ob ein geringer Höhenunterſchied des Be⸗ 
ginns des Fahrſtuhls, alſo ein Zugang einige wenige Stufen unter⸗ 
halb oder oberhalb des Geſchoſſes, es rechtfertigt feſtzuſtellen, daß 
der Fahrſtuhl im Geſchoſſe beginnt, iſt eine Frage der tatſächlichen 
Würdigung und bedarf daher hier nicht der Erörterung. Beginnt der 
Fahrſtuhl aber eine halbe Treppe unterhalb des Hochparterres, ſo iſt 
der Bewohner des Hochparterres einem Bewohner des Erdgeſchoſſes 
i. S. des 9 9 Abſ. 5 ſelbſt dann nicht gleichzuſtellen, wenn der Fahr⸗ 
ſtuhl ſeinen nächſten Haltepunkt erſt im erſten Geſchoſſe oder 
höher hat. 
(KG., 17. ZivSen., RE. v. 3. Nov. 1928, 17 V 81/28.) D.] 
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18. 59 PrMietz BD. Haben alle an den Fahrſtuhl 
angeſchloſſenen Mieter auf ſeine Benutzung verzichtet, fo 
ſind bei Feſtſetzung der Friedensmiete für eine Wohnung 
des Hauſes die Vergleichsräume trotzdem in der Regel 
Häuſern mit Fahrſtuhlbetrieb zu entnehmen. 7) 

Zwiſchen den Parteien ſchwebt ein Verfahren über die Feſt⸗ 
ſetzung der Friedensmiete. Die Wohnung liegt in einem Hauſe mit 
Fahrſtuhl, deſſen Betrieb ruht, weil alle angeſchloſſenen Mieter auf 
die Benutzung verzichtet haben. Das MEA. hat als Vergleichsräume 
Wohnungen aus Häuſern ohne Fahrſtuhl herangezogen und dement⸗ 
ſprechend die Friedensmiete feſtgeſetzt. Die Vermieterin wendet ſich 
hiergegen mit der Rechtsbeſchwerde. Die Beſchwerdeſtelle hat die Sache 
zur Erteilung eines Rechtsentſcheides über folgende Rechtsfrage dem 
KG. vorgelegt: „Sind die Vergleichswohnungen aus Häuſern mit 
oder ohne Fahrſtuhl zu entnehmen, wenn die Friedensmiete für eine 
Wohnung in einem Hauſe feſtgeſetzt werden ſoll, das einen Fahrſtuhl 
beſitzt, deſſen Betrieb im Einverſtändnis aller Mieter (8 9 Abſ. 1 
BD. v. 17. April 1924 über die Mietzinsbildung in Preußen) ruht?“ 

Die Frage iſt grundſätzlich, für den Fall erheblich und vom 
KG. noch nicht entſchieden. Die Vorausſetzungen des Rechtsentſcheides 
liegen alſo vor. 


ſei. Die allgemeiner gehaltene Faſſung der Vorſchrift legt den Ge⸗ 
danken nahe, daß auch an Fälle anderer Art dabei gedacht iſt, viel⸗ 
leicht an die Fälle, daß der Mieter zwar keine fremden Räume durch⸗ 
ſchreiten, aber erſt noch an der nächſthöheren oder nächſttieferen Etage 
vorübergehen muß, um den nächſten Haltepunkt zu erreichen. Dieſer 
Gedanke dürfte an Berechtigung noch gewinnen, wenn man bedenkt, 
daß die Fälle, in denen ein Mieter (Hauptmieter) den Fahr⸗ 
ſtuhl nur durch fremde Räume erreichen kann, doch wohl nicht häufig 
find und daß, ſoweit ſolche Fälle vorliegen, beim Vermieten bzw. 
beim Bemeſſen des Mietzinſes in der Regel die Benutzbarkeit des 
Fahrſtuhls mitveranſchlagt worden ſein wird; hingegen wird gerade 
in den Fällen, in denen der Mieter (etwa gerade der Hochparterre⸗ 
mieter) erſt einen größeren Teil der Treppe paſſieren müßte, um zum 
Fahrſtuhl zu gelangen, alſo in Fällen, in denen der Mieter am Fahr⸗ 
ſtuhl kein oder nur ein geringes Intereſſe hat, beim Mietvertrags⸗ 
abſchluß bzw. bei der Mietpreisbemeſſung das Vorhandenſein eines 
Fahrſtuhls im Hauſe in der Regel außer Anſatz geblieben ſein. Dieſe 
Tatbeſtände dürften aber, insbeſ. auch im Hinblick auf 8 3 Ziff. 4 
PrBD. v. 17. April 1924 nicht ohne Bedeutung für die Auslegung 
des § 9 Abſ. 4 fein. 

Aus dieſen Erwägungen heraus neige ich dazu, in einem Falle 
der vorliegenden Art die Anwendbarkeit des § 9 Abſ. 4 a. a. O. zu 
bejahen, wenn ich auch mit dem KG. die Anwendbarkeit des Abſ. 5 
verneine und deshalb dem obigen Rechtsentſcheid in ſeinem entſchei⸗ 
denden Teile zuſtimme. 

RA. Dr. Carl Stern, Düfjeldorf. 


Zu 18. Dem Rechtsentſcheid iſt zuzuſtimmen. Iſt auf Grund 
des § 2 Abſ. 4 NMietG. der ortsübliche Mietzins feſtzuſetzen, fo 
iſt dieſer nach 8 4 PrVO. v. 17. April 1924 (GS. 474) durch Ver⸗ 
gleich mit dem Mietzins zu ermitteln, der für die mit dem 1. Juli 


58. Jahrg. 1929 Heft 47 


Rechtſprechung 


3247 


ee 9 ᷣ 9! — —̃ —¼34i4 


Die Beſchwerdeſtelle erachtet die Anſicht des MEA., wenngleich 
nicht ohne Bedenken, für zutreffend. Der Senat hat dem nicht bei⸗ 
treten können. Als Friedensmiete hat das MEN. nach $2 Abi. 4 
RMietGG. den ortsüblichen Mietzins feſtzuſetzen. Dieſer Mietzins iſt 
unter Berückſichtigung von Vergleichsräumen zu ermitteln. Da er 
notwendig von der Art des Mietgegenſtandes abhängt, iſt die Eig⸗ 
nung der Vergleichsräume weſentlich davon bedingt, daß ſie dem⸗ 
jenigen Mietgegenſtande, für den die Friedensmiete feſtzuſetzen iſt, 
möglichſt ähnlich ſind. Der Mietgegenſtand aber wird durch den In⸗ 
halt des Mietverhältniſſes, wie er in den Vereinbarungen zwiſchen 
dem Vermieter und dem Mieter niedergelegt iſt, beſtimmt. Somit 
hängt die Beantwortung der geſtellten Rechtsfrage davon ab, wel⸗ 
cher Art der Mietgegenſtand iſt, ob die Wohnung trotz des Ver⸗ 
zichtes des Mieters auf die Benutzung des Fahrſtuhls eine Wohnung 
mit Fahrſtuhl geblieben oder durch dieſen Verzicht in eine ſolche ohne 
Fahrſtuhl verwandelt iſt. Nach den geltenden Beſtimmungen iſt ſie 
aber eine Wohnung mit Fahrſtuhl geblieben. 

Nach 8 9 Abſ. 1 BD. über die Mietzinsbildung in Preußen ſind 
die Koſten des Fahrſtuhlbetriebes auf die Mieter beſonders umzu⸗ 
legen, ſofern nicht alle Mieter, die an den Fahrſtuhl angeſchloſſen 
ſind, auf ſeine Benutzung verzichtet haben. Bei dieſer Faſſung fehlt 
jeder Anhalt dafür, daß der zugelaſſene Verzicht nach der angegebenen 
Vorſchrift den Mietgegenſtand berühren ſollte und dadurch Einfluß 
auf die Friedensmiete gewinnen könnte. Seine Wirkung iſt vielmehr 
durch die VO. klar auf die Verhinderung der Sonderumlage be⸗ 
ſchränkt, denn 8 9 Abf. 1 behandelt nur die Pflicht der Mieter zur 
Bezahlung der Fahrſtuhlbetriebskoſten. Die Veränderung des Miet⸗ 
gegenſtandes, der allein durch die vertraglichen Abmachungen der 
Beteiligten, nämlich des Vermieters und des Mieters, abgegrenzt 
wird, kann auch ſchon begrifflich nicht wohl durch den Verzicht, alſo 
durch ein einſeitiges Rechtsgeſchäft des Mieters gegen den Willen 
und zu Laſten des Vermieters verändert werden. Deshalb würde es 
beſonders überzeugender Gründe bedürfen, um aus 89 Abſ. 1 eine 
Anderung dieſes Gegenſtandes und damit eine Wirkung auf die 
Friedensmiete rechtfertigen zu können. Da ſolche Gründe fehlen, 
der Wortlaut der VO. überhaupt keinen Anhalt zu einem Vorgehen 
in dieſer Richtung bietet, muß die Wohnung trotz des vom Mieter 
mit der Wirkung für ſeine Koſtenpflicht ausgeſprochenen Verzichts 
auch weiterhin als eine ſolche mit Fahrſtuhl betrachtet werden. Nicht 
das aus dem Mietvertrage erwachſene Recht auf die Fahrſtuhl⸗ 
benutzung iſt dem Mieter durch die Verzichtserklärung entzogen, 
ſondern er hat ſich nur im eigenen Intereſſe verbindlich der Aus⸗ 
übung dieſes Rechts begeben. Deshalb iſt der Vertragsgegenſtand un⸗ 
verändert geblieben. 

Hiernach kommen als Vergleichsräume auch weiterhin Woh⸗ 
nungen in Häuſern mit Fahrſtuhl vornehmlich in Betracht. Selbſt⸗ 
verſtändlich bleibt es im übrigen bei der Regel, daß als Vergleichs⸗ 
räume möglichſt ähnliche Räume nur nach Maßgabe ihres Vor⸗ 
handenſeins herangezogen werden können, daß alſo beim Fehlen 
anderer auch Räume mit erheblicheren Abweichungen genügen müſſen. 

(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 35/29.) 
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1914 beginnende Zeit in der Gemeinde für Räume gleicher Art 
und Lage regelmäßig vereinbart war. Bereits im Rechtsentſcheid v. 
3. Okt. 1927, 17 Y 58/27: Gramſe, Rſpr. in Miet⸗ und Woh⸗ 
nungsfragen 7, 20 hat das KG. ausgeſprochen, daß unter dem orts⸗ 
üblichen Mietzins der regelmäßig für Räume gleicher Art und Lage 
unter Zugrundelegung des Normalinhalts eines Mietsvertrages am 
1. Juli 1914 gezahlte Mietzins zu verſtehen iſt. Es kommt ſomit auf 
die Mieträume an ſich und deren objektiven Nutzungswert an. Be⸗ 
finden ſich die Mieträume in einem mit Fahrſtuhl verſehenen Haus, 
ſo müſſen auch die Vergleichswohnungen aus Häuſern mit Fahr⸗ 
ſtuhl entnommen werden, weil nur dann Räume gleicher Art gegeben 
find. Der Umftand, daß der Mieter mit den anderen Mietern auf 
die Fahrſtuhlbenutzung verzichtet hat, iſt demgegenüber bedeutungs⸗ 
los. Trotz dieſes Verzichts iſt, wie der Rechtsentſcheid mit Recht 
hervorhebt, die Wohnung eine ſolche mit Fahrſtuhl geblieben. Durch 
die Regelung der Fahrſtuhlumlage im 8 9 VO. v. 17. April 1924 
wird der Mietgegenſtand als ſolcher nicht berührt. Es handelt ſich 
hier um eine Sondervorſchrift, die den Zweck hat, den Betrieb eines 
Fahrſtuhls auch dann zu ermöglichen, wenn die Mietzinseinkünfte des 
Vermieters infolge ihrer geſetzlichen Regelung ihm die Aufbringung 
der erforderlichen Geldmittel nicht geſtatten (Rechtsentſcheid v. 3. Juli 
1928, 17 Y 53/28: Miet®. 1928, 139). Dieſes Ziel wird durch eine 
Umlegung der Fahrſtuhlkoſten erſtrebt. Der nach 8 9 Abſ. 1 vor⸗ 
geſehene Verzicht auf die Fahrſtuhlbenutzung hat nur innerhalb des 
Rahmens der Sonderregelung des Fahrſtuhlbetriebes Bedeutung, in⸗ 
dem er die Umlegung der Fahrſtuhlkoſten verhindert. Er kann aber 
keinen Einfluß auf die Feſtſetzung der Friedensmiete für den in 
Frage kommenden Mietgegenſtand ausüben. Es iſt bei Feſtſetzung der 
Friedensmiete nicht zu prüfen, ob die Fahrſtuhlbenutzung mitgewährt 
iſt. Wird geltend gemacht, daß die Fahrſtuhlbenutzung dem Mieter 
nicht eingeräumt iſt, fo bedeutet dies, daß die geſetzliche Miete nicht 
gilt, ſondern eine Vertragsmiete. 
NA. Dr. Wilhelm Thiele, Berlin. 


19. 88 13, 15 PrMietz O. 

1. Beheizte Fläche iſt die Fläche der Räume, die mit 
Heizkörpern verſehen ſind. 

2 Bei der Verteilung der Heizkoſten hat das MEN. 
nach Maßgabe des 8 13 Abſ. 2 RMiet G. eine Einſtellung der 
Sammelheizung zu berückſichtigen. 

3. Die in § 13 Abſ. 2 RMG. vorgejehene Minderung 
tritt auch dann ein, wenn die Einſtellung der Sammel- 
heizung ohne Mitwirkung des MEN. auf Grund einer Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem Vermieter und einem Mieter oder 
für Räume des Vermieters erfolgt ift. ) 

Auf den Antrag des Mieters hat das MEA. das Verhältnis feſt⸗ 
geſtellt, in dem er zu den Koſten der Sammelheizung heranzuziehen 
iſt. Mit der Rechtsbeſchwerde hat der Vermieter, der in demſelben 
Hauſe wohnt, geltend gemacht, daß ſeine Räume, die zwar Heizkörper 
hätten, aber ſtändig unbeheizt geblieben ſeien — Läden und Garage — 
bei Ermittlung des Verteilungsmaßſtabes nicht heranzuziehen ſeien. 
815 PrMietzVO. v. 17. April 1924 ordnet an, daß die Koſten 
der Heizſtoffe für die Sammelheizung nach Quadratmeter der beheizten 
Fläche umzulegen ſind. Wie im Rechtsentſcheide v. 25. Juni 1927, 
17 Y 44/27 (336. ErgBd. 7, 70; JW. 1928, 72; Jurgdſch. 1927 
Nr. 2019; DWohnArch. 1927, 461; MietÖer. 1927, 133; Grunde. 
1927, 1348; Gut⸗Stümper⸗Zormaier, Entſch. z. Wohnungs⸗ 
notrecht IV Nr. 2528; Hertel, Mieterſchutz 12, Nachtr. Nr. 346) 
ausgeführt ift, iſt beheizte Fläche die Bodenfläche der beheizten Räume 
und ſind zur Ermittlung des Verteilungsmaßſtabes alle durch die 
Anlage verſorgten Räume zu berückſichtigen. Durch die Anlage ver⸗ 
ſorgt ſind aber alle Räume, die mit Heizkörpern verſehen ſind, die 
an die Sammelheizungsanlage angeſchloſſen ſind. Es kommt alſo für 
die Berückſichtigung eines Raumes bei der Verteilung darauf an, ob 
für ihn, und zwar unmittelbar durch Heizkörper, Heizung gewährt 
wird, nicht aber darauf, ob der Rauminhaber die gewährte Heizung 
entgegennimmt. Es iſt daher unerheblich, ob die Heizkörper durch 
Offnung benutzt werden oder nicht. Beheizte Fläche bedeutet alſo, wie 
auch die Beſchwerdeſtelle zutreffend annimmt, ſo viel wie beheizbare 
Fläche. 

Mit der Beantwortung dieſer Frage iſt aber noch kein Ergebnis 
für den Fall gefunden, daß eine Einſtellung der Sammelheizung er⸗ 
folgt iſt 8 15 PrMietzVO. hat die Einſtellung der Sammelheizung 
nicht geregelt, 8 16 ſetzt ſie voraus und trifft nur Beſtimmungen für 
die Wiederinbetriebſetzung. Die oberſte Landesbehörde hat alſo für die 
Einſtellung der Sammelheizung keine Sonderbeſtimmungen getroffen. 
Die Wirkung der Einſtellung auf die geſetzliche Miete, die Heizkoſten⸗ 
umlage, muß daher nach Reichsrecht beurteilt werden, und zwar nach 
8 13 AMietG. Dieſer beſtimmt in Abſ. 2, daß bei Einſtellung der 
Sammelheizung eine entſprechende Minderung der für die Heizſtoffe 
für Sammelheizung zu leiſtenden Vergütung eintritt. Das MEA. hat 
daher gemäß dieſer Beſtimmung eine Einſtellung zu berückſichtigen. 
Daß es das MEN. iſt, welches die Einſtellung bei Berechnung der 
Heizkoſtenumlage zu berückſichtigen hat, folgt daraus, daß die Heiz⸗ 
Roftenumlage einen Teil der geſetzlichen Miete bildet und daher im 
Falle der Uneinigkeit der Vertragsteile über ihre Höhe das MEA. 


Zu 19. Die Begründung, welche das KG. im RE. v. 25. Juni 
1927, 17 Y 24/27 (Hertel, Nr. 346, V, 127 J 928, 72) 
für feine Anſicht gibt, daß unter beheizter Fläche die Bodenfläche 
der beheizten Räume zu verſtehen ſei, iſt m. E. nicht überzeugend 
und führt zu unbilligen Ergebniſſen. Das RG. beruft ſich zunächſt 
auf die Entſtehungsgeſchichte. In 8 7 HöchſtMietAnO. war nämlich 
den Gemeinden die Wahl des Maßſtabes für die Umlegung der Heiz⸗ 
koſten überlaſſen und dies durch den Zuſatz erläutert worden, „3. B. 
nach dem Quadratmeter der beheizten Fläche oder nach der Anzahl der 
Rippen in den aufgeſtellten Heizkörpern“. Das KG. meint, daß 
hier dem Maßſtab, der die Heizkörper berückfichtige, ein anderer 
gegenübergeſtellt werde, nämlich der der beheizten Fläche. Allein 
eine ſolche Gegenüberſtellung, bei welcher die beheizte Fläche in Gegen⸗ 
ſatz zum Heizkörper geſetzt wird, iſt m. E. in dieſer Beſtimmung nicht 
zu finden, vielmehr kann die beheizte Fläche ſich auch auf die Heiz⸗ 
körper beziehen. Die Anzahl der Rippen iſt nämlich nur dann als 
gerechter Verteilungsmaßſtab anwendbar, wenn in allen, beheizten 
Räumen Heizkörper von gleicher Art und Größe verwandt werden. 
Auch bei Heizkörpern desſelben Syſtems aber gibt es ſehr verſchie⸗ 
dene Größen der Rippen, und die Höhe der in den einzelnen Räumen 
verwandten Heizkörper hängt von dem Orte der Aufſtelung ab. 

Ferner weiſt das KG. darauf hin, daß vielfach eine Berechnung 
des Mietzinſes nach Quadratmetern der Mietſache üblich ſei. Allein 
hieraus läßt ſich nicht das geringſte für die Anſicht des KG. folgern. 
Wenn der Mietzins nach der Zahl der Quadratmeter der Grundfläche 
der Mietcäume bemeſſen wird, ſo geſchieht dies eben, weil der 
angemeſſene oder übliche Mietzins pro Quadratmeter von Räumen 
der betr. Art und Ausſtattung ermittelt worden iſt, nicht aber, weil 
ein einheitlicher Mietzins pro Quadratmeter für Mieträume jed⸗ 
weder Art und Beſchaffenheit feſtſteht. Ruth meint allerdings bet 
Beſprechung des obengenannten RE. 17 Y44/27: JW. 1928, 72, 
daß die Auffaſſung des KG. dem Sprachgebrauch und der Ver⸗ 
kehrsanſchauung entſpreche. Dem vermag ich nicht beizupflichten. 
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ur Entſch. dieſes Streites nach 81 Abſ. 2 Mieth. berufen iſt. 
Hiermit ſteht der Rechtsentſcheid v. 12. Juni 1924, 17 Y 39/24 
(IFG. ErgBd. 2, 82; JW. 1924, 2100; Grund . 1924, 970, 1432; 
Gut⸗Stümper⸗Zormaier, Entſch. z. Wohnungsnotrecht I, 
Nr. 439, 442; Hertel, Mieterſchutz Nr. 32) inſofern nicht im Wider⸗ 
ſpruch, als im Fall der Einſtellung der Sammelheizung bei verein⸗ 
barter Miete, zur Berückſichtigung der Einſtellung bezüglich der 
Miethöhe nicht das MEN., ſondern das ordentliche Gericht zuſtändig 
it, da 8 13 RMietG. die Zuſtändigkeit des MEA. für dieſe Berück⸗ 
ſichtigung nicht beſtimmt und § 1 Abſ. 2 auf vereinbarte Miete nicht 
anwendbar iſt. 

$ 13 RMietG. ermächtigt das MEA. zur Anordnung einer Ein- 
ſtellung der Sammelheizung. Das MEA. iſt aber grundſätzlich, wie 
ſchon ſein Name ſagt, eine Güteſtelle. Es wäre daher nicht verſtändlich, 
wenn nicht die Beteiligten dieſelbe Regelung, die im Fall des Streites 
das MEA. ihnen durch feine Anordnung aufzwingen kann, in Güte 
durch Vereinbarung treffen könnten. Es muß daher der in 8 13 vor⸗ 
geſehenen Anordnung des MEA. eine Einigung desſelben Inhaltes 
unter den Beteiligten gleichgeſetzt werden. Es treten deshalb die 813 
Abſ. 2 beſtimmten Folgen, nämlich die Berückſichtigung der Ein⸗ 
ſtellung der Sammelheizung bei der Verteilung der Heizſtoffkoſten, 
nicht nur dann ein, wenn die Einſtellung auf Grund einer Anordnung 
des MEN. erfolgt iſt, ſondern auch dann, wenn eine Vereinbarung der 
Beteiligten ihre Grundlage bildet. 

Das NMiet®. trifft dort, wo es die geſetzliche Miete regelt, nur 
Beſtimmungen für das gerade betroffene Mietverhältnis. Nicht anders 
it es im Falle des § 13, der Einſtellung der Sammelheizung, was 
hier beſonders deutlich wird, da die Anordnung der Einſtellung auch 
bei vereinbarter Miete zugelaſſen iſt, eine vereinbarte Miete von 
anderen Rauminhabern des Hauſes aber nicht beeinflußt werden kann. 


Bei einem Raume wird doch nicht die Bodenfläche, ſondern der 
Raum erheizt, ſo daß es ſchon an ſich ſinnwidrig iſt, bei einem 
Raume von beheizter Fläche zu ſprechen. Es iſt zuzugeben, daß 
man bei Heizkörpern in der Regel deren Umwandung nicht als 
beheizte Fläche, ſondern als Heizfläche bezeichnet; allein dies ge⸗ 
ſchieht wohl deshalb, weil die Erheizung der Heizkörper nicht der 
Endzweck iſt, ſondern die Erheizung des Raumes, an welchen der 
Heizkörper wiederum die Wärme abgibt. Die Umwandung des 
Heizkörpers iſt alſo gleichzeitig beheizte Fläche inſofern, als ihr 
die Wärme durch die Rohrleitung zugeführt wird, und andererſeits 
Heizfläche, als ſie Wärme wieder an den Raum, in welchem ſie ſich 
befindet, abgibt. 

Eine Verteilung der Heizkoſten nach der Bodenflüche der be⸗ 
heizten Räume bildet den roheſten und für eine gerechte Verteilung 
ungeeignetſten Maßſtab, und es iſt daher kaum anzunehmen, daß 
die preuß. VO. v. 17. April 1924 dieſen Maßſtab in erſter Linie 
vorſchreiben wollte und daneben nur die Wahl anderer Maßſtäbe 
durch die Gemeindebehörde für zuläſſig erklärte. 

Die Menge der für die Erwärmung eines Raumes erforderten 
Heizenergie hängt bei gleicher Außentemperatur einmal von dem 
Rauminhalt (nicht von der Bodenfläche) und der Beeinflußbarkeit 
des Raumes durch die Außentemperatur ab. Es kommt vor allem 
in Betracht, in welchem Umfange der Raum von Außenmauern 
umgeben iſt, z. B. erfordert ein vorgezogener Wintergarten vielfach 
die dreifache Menge an Heizenergie als ein gleich großer zwiſchen 
anderen Zimmern gelegener Raum. Ferner ſpielt die Stärke und 
Beſchaffenheit des Mauerwerks, ſowie die Größe und Beſchaffen⸗ 
heit der Fenſter (einfache Fenſter, Doppelfenſter) eine erhebliche Rolle. 

„Schließlich wird für die einzelnen Räume je nach ihrer Zweck⸗ 
beſtimmung häufig von vornherein eine verſchiedene Erwärmbarkeit 
vorgeſehen. Bei Anlage einer Sammelheizung wird daher für jeden 
Raum nach heiztechniſchen Grundſätzen feſtgeſtellt, wieviel Quadrat⸗ 
meter Heizfläche zu der in Ausſicht genommenen Erwärmung des 
Raumes erforderlich find und danach die Zahl der Heizrippen feſt⸗ 
geſetzt. Je nach der Wahl der Höhe der Heizkörper fällt eben die 
Zahl der Rippen höher oder niedriger aus. 

Wenn der RE. 17 Y 44/27 darauf hinweiſt, daß unter Um⸗ 
ſtänden kleinere Heizkörper eine größere Heizkraft haben können 
als größere Heizkörper eines anderen Syſtems, ſo will das nichts 
beſagen. Einmal dürften in der Regel bei Anlage einer Sammel⸗ 
heizung Heizkörper des gleichen Syſtems Verwendung finden, und 
es ſcheint mir auch eine Verwechſlung zwiſchen der Höhe der Heiz⸗ 
körper und ihrer Heizfläche vorzuliegen. Die modernen Heizrippen 
unterſcheiden ſich von älteren gerade dadurch, daß ſie trotz geringerer 
Größe infolge der gewählten Form eine große Heizfläche aufweiſen. 

Für ebenſo unbegründet halte ich auch den Hinweis von Ruth 
darauf, daß mitunter die Heizkörper im Verhaltnis zum beheizten 
Raume zu groß find und daher teilweiſe abgeſtellt werden müſſen. 
Falls ſolche Fälle vorkommen, wird es ſich dabei um höchſt ſeltene 
Ausnahmefälle handeln, die an ſich nichts daran zu ändern ver⸗ 
mögen, daß die Heizfläche der Heizkörper den gerechteſten Maßſtab 
für die Verteilung der Heizkoſten bildet. 

2. Zuzuſtimmen iſt dem KG. unbedenklich darin, daß bei Ver⸗ 
teilung der Heizkoſten alle Räume zu berückſichtigen ſind, welche 
durch Heizkörper an die Heizung angeſchloſſen ſind, ohne daß es 


Es iſt daher, da die Einſtellung der Sammelheizung nicht nur für das 
ganze Haus, ſondern auch teilweiſe erfolgen kann, an der Verein⸗ 
barung oder dem Verfahren über die Einſtellung nur der Raum⸗ 
inhaber beteiligt, für deſſen Räume die Einſtellung erfolgen ſoll, und 
derjenige, der die Heizung gewährt, alſo im Regelfalle der einzelne 
Mieter und der Vermieter. Iſt der Rauminhaber, für deſſen Räume 
die Sammelheizung eingeſtellt werden ſoll, der Hauseigentümer, der 
die Heizung gewährt, ſo genügt es, daß er die Einſtellung vornimmt, 
da die beiden die Einſtellung beſtimmenden Teile in ſeiner Perſon zu⸗ 
ſammenfallen. 


Einſtellung der Sammelheizung iſt aber nicht ſchon jedes Unter⸗ 
laſſen der Entgegennahme von Heizung, ſondern die Schaffung des 
Zuſtandes, daß die Räume in Zukunft keine Heizung aus der 
Sammelheizung mehr erhalten oder, wenn infolge der Lage der Heiz⸗ 
rohre eine mittelbare Beheizung nicht ausgeſchloſſen werden kann, daß 
ſie nicht mehr Heizung erhalten, als nach Art der Heizungsanlage un⸗ 
abänderlich iſt. Einer beſonderen Form der Einſtellung, etwa einer 
Abdroſſelung, wird es nicht immer bedürfen. Ob tatſachlich eine Ein⸗ 
ſtellung vom Rauminhaber durchgeführt iſt, iſt vielmehr auf Grund 
des jeweiligen Sachverhaltes zu prüfen. Ob dieſer Sachverhalt zur 
Annahme einer Einſtellung genügt, iſt Sache der Beweiswürdigung. 
Iſt die Einſtellung der Sammelheizung in der Weiſe erfolgt, daß dem 
Rauminhaber die Weiterbenutzung der Anlage, insbeſ. das Offnen der 
Heizkörper, möglich bleibt, ſo ſind an die Beweisführung beſonders 
ſtrenge Anforderungen zu ſtellen. 


(KG., 17. ZivSen., RE. v. 13. April 1929, 17 Y 17/29.) [D.] 
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darauf ankommt, ob der Wohnungsinhaber von der Heizungsmöglich⸗ 
keit Gebrauch macht. Freilich ſchrankt das KG. dies wieder damit 
ein, daß bei dauernder Nichtbenutzung der Sammelheizung der 
Rauminhaber auf eine Ermäßigung des auf ihn entfallenden Hei⸗ 
zungskoſtenanteils Anſpruch hat. 


3. Es entſpricht der vom KG. in ſeinen neueren RE. ver⸗ 
tretenen Auffaſſung, dem MEA. auch die Entſch. von Vorfragen zu 
übertragen, welche für die Berechnung der geſetzlichen Miete von 
Bedeutung find (RE. v. 16. Mai 1927, 17 Y 39/27 [Hertel, 
Nr. 342, V, 12 = JW. 1927, 1941], und v. 19. März 1928, 17 1 
25/28 [Hertel, Nr. 407, V, 15 JW. 1928, 25550), wenn es im 
vorliegenden RE. die Entſch. darüber, in welchem Umfange bei 
Einſtellung der Sammelheizung eines einzelnen Mieters ſich die 
geſetzliche Miete mindert, dem MEA. überträgt. Das KG. ſetzt ſich 
damit in Widerſpruch mit dem RE. v. 12. Juni 1924, 17 Y 39/24 
(Hertel, Nr. 32, III), denn dort hatte es ohne jede Einſchränkung, 
alſo ohne Rückſicht darauf, ob der betr. Mieter geſetzliche Miete oder 
eine vereinbarte Miete zahlt, das ordentliche Gericht für die Entſch. 
über die Ermäßigung des Heizkoſtenbeitrags für zuſtändig erklärt. 
Mir erſcheint aber überhaupt die Auslegung, die das KG. dem 
§ 13 NMietG. gibt, bedenklich. Wenn dort von einer ganzlichen 
oder teilweiſen Einſtellung der Sammelheizung oder Warmwaſſer⸗ 
verſorgung die Rede iſt, ſo bezieht ſich dies m. E. auf den Betrieb 
im ganzen, nicht auf die Verſorgung des einzelnen Rauminhabers. 
Denn werden die Heizkörper in einzelnen Wohnungen abgedroſſelt, 
ſo liegt eine Ausſchaltung dieſer Räume von der Heizung, nicht aber 
eine teilweiſe Einſtellung der Heizung vor. Nach dieſer Beſtim⸗ 
mung, welche aus der Zeit der Inflation herrührt, in welcher es 
teils an Heizſtoffen mangelte, teils der volle Betrieb der Sammel⸗ 
heizung zu Roftfpielig erſchien, war es vielfach üblich, daß die Mieter 
ſich mit dem Betriebe der Sammelheizung während gewiſſer Stunden 
oder mit einer hinter dem in Friedenszeiten üblichen zurückbleibenden 
Erwärmung begnügen wollten. Bei dieſer Auffaſſung bezieht ſich 
dann der Satz 2 in 8 13 nur auf den Fall, in dem nicht die geſetz⸗ 
liche Miete gilt, ſondern eine vereinbarte Miete gezahlt wird; denn 
bei geſetzlicher Miete verringerten ſich bei ſolchem beſchränkten Be⸗ 
triebe der Sammelheizung ohne weiteres die Heizungskoſtenbeiträge, 
während bei vereinbarter Miete bei Beſchränkung der Leiſtung des 
Vermieters auch die im Mietzins enthaltene vereinbarte Vergütung 
für die Heizkoſten wegfallen oder geſchmälert werden mußte. 


4. Falls man dem KG. in der Auslegung von $ 13 RMietch. 
beitritt, wird man ihm darin beiſtimmen müſſen, daß jedenfalls bei 
geſetzlicher Miete das MEN. und nicht das ordentliche Gericht zur 
Entſch. darüber zuſtändig iſt, inwieweit der Heizhkoſtenbeitrag 
der Mieter herabzuſetzen iſt, deren Beheizung eingeſtellt wird. Bei 
dieſem Verfahren werden aber alle Mieter zuzuziehen ſein, weil ja 
durch die Herabſetzung des Koſtenanteils eines Mieters ſich der 
Koſtenanteil der übrigen Mieter erhöht. Ganz beſonders ſchwierig 
geſtaltet ſich in einem ſolchen Falle die Rechtslage, wenn neben 
Mietern mit geſetzlicher Miete auch ſolche mit vereinbarter Miete 
in dem Hauſe wohnen. Auch dieſe nur ſchwer lösbaren Schwierig⸗ 
keiten ſprechen m. E. gegen die Auslegung des § 13 Mieth. 


durch das KG. 
OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
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20. PrMiet VO. v. 25. Juni 1924 und 9 9 Abi. 2 Berl⸗ 
Mietz Bek. v. 26. März 1926. Auch für die Zeit vor dem In» 
krafttreten der PrVoO. über die Betriebskoſten in der ge- 
ſetzl. Miete v. 14. April 1928 iſt die Umlegung des Waſſer 
geldes auf die Mieter nur zuläſſig, wenn der Vermieter 
vor dem Mietzahlungszeitpunkt die geſetzliche Miete für 
den betreffenden Mietzahlungsabſchnitt um 8 vom Hun⸗ 

ert der reinen Friedensmiete gekürzt hat. f) 
Die Umlegung des Waſſergeldes iſt für Berlin für die Zeit vom 
1. April 1926 bis zum Inkrafttreten der preuß. VO. über Betriebs⸗ 
koſten in der geſetzlichen Miete v. 14. April 1928 durch 8 9 Abſ. 2 
BerlMietz Bek. v. 26. März 1926 geregelt. Dieſe Regelung entſpricht 
der allgemein für Preußen in Abf. 7 der VO. des preuß. Miniſters 
für Volkswohlfahrt über die Regelung der geſetzlichen Miete in 
Preußen v. 25. Juni 1924 getroffenen. Dort iſt beſtimmt: Für das 
Waſſergeld find 3% der Friedensmiete in der geſetzlichen Miete in 
Anſatz gebracht. Der Vermieter iſt berechtigt, das Waſſergeld um⸗ 
zulegen. In dieſem Fall vermindert ſich die geſetzliche Miete um 3% 
der reinen Friedensmiete). Durch dieſe Beſtimmung iſt dem Ver⸗ 
mieter ein Wahlrecht zwiſchen der Forderung der vollen geſetzlichen 
iete und der Kürzung dieſer um 3% der reinen Friedensmiete nebſt 
Umlegung des tatſächlich entſtandenen Waſſergeldes gegeben. Darüber, 
wann dieſes Wahlrecht ſpäteſtens vom Vermieter ausgeübt werden 
muß, erhellt aber durch einen Vergleich mit der Regelung der Frage 
in Abſ. 5—7 des Erlaſſes des preuß. Miniſters für Volkswohlfahrt 
Über die Mietzinsbildung v. 24. April 1924 (Krieg, Mietrecht 
S. 199). Dort war eine Umlegung des Waſſergeldes in der jeweils 
entſtandenen Höhe auf Anordnung der Gemeindebehörde oder eine 
nachträgliche Umlegung des 3% der Friedens miete überſteigenden Be⸗ 
trages des Waſſergeldes unter beſtimmten vom Vermieter nach⸗ 
zuweiſenden Vorausſetzungen zugelaſſen. Dieſe umſtändliche Regelung 
hat die VO. v. 25. Juni 1924 vereinfacht, und zwar indem ſie für 
die Wahl der Umlegung des Waſſergeldes keine beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen mehr forderte, dafür aber die nachträgliche Wahl der Um⸗ 
legung nicht mehr erwähnte. Aus dieſer Anderung iſt, zumal da bei 
er neuen Beſtimmung davon ausgegangen iſt, daß 3% der reinen 
Friedensmiete in der Regel zur Abgeltung des Waſſergeldes genügen 
und daß der Vermieter, der dieſen Betrag für einen Abſchnitt der 
Mietzinszahlung eingefordert hat, dadurch für das Waſſergeld volles 
Entgelt erhalten hat, zu ſchließen, daß der Vermieter vor dem für 
die Zahlung des Mietzinſes maßgeblichen Zeitpunkt zu erklären hatte, 
ob er ſtatt der vollen geſetzlichen Miete die Umlegung des Waſſer⸗ 
geldes wähle (ebenfo Krieg, Mietrecht S. 205 Anm. 7 und Lilien⸗ 
thal: GW. 1927, 475; abw. Hertel, Geſetzliche Miete II S. 288). 


Zu 20. Es erſcheint mir bedenklich, aus dem Wortlaut der 
VO. v. 25. Juni 1924 (vgl. Stern, RMietG., 3. Aufl., S. 255 ff.) 
den Schluß zu ziehen, daß mit dem drittletzten Abjae dieſer VO. 
bewußt die gegenteilige Regelung gegenüber der im Erlaß des preuß. 
Volkswohlfahrtsminiſters v. 24. April 1924 (II 6 Nr. 1697) ent⸗ 
haltenen Ausführung hinſichtlich des Zeitpunkts der Wahl 
des Umlegungsverfahrens gewollt ſei. Zweifellos zutreffend iſt die 
Ausführung des KG., daß das Verfahren durch die VO. v. 25. Juni 
1924 vereinfacht worden ift, aber daß der Vermieter vor der Fällig⸗ 
keit erklären müſſe, er wolle das Umlegungsverfahren, folgt m. E. 
nicht aus dem neueren Wortlaut, wie m. E. auch nicht zwingend aus 
einem Vergleich dieſes neueren Wortlauts mit dem früheren. Der 
Volkswohlfahrtsminiſter hat in einem Schreiben v. 22. Nov. 1924 
(wiedergegeben GW. 1926, 471) ausgeführt, der Vermieter könne ſein 
Wahlrecht, ob er das Waſſergeld umlegen wolle oder ob er die volle 
geſetzliche Miete verlange, nur bis zum Zahlungstermin ausüben; 
wenn er die vollen geſetzlichen Prozentſätze verlangt und erhalten habe, 
ſo habe er ſein Wahlrecht ausgeübt. Mit der gleichen Begründung 
nimmt Lilienthal: GW. 1927, 475 den gleichen Standpunkt ein. 
egen die erwähnte Argumentierung habe ich aber folgendes Be⸗ 
enken: M. E. kommt bein eigentliches Wahlrecht des Ver⸗ 
mieters zwiſchen der vollen geſetzlichen Miete und der um 3% 
gekürzten geſetzlichen Miete verbunden mit Umlegung des Waſſer⸗ 
geldes in Frage, vielmehr braucht der Vermieter gar nicht zwiſchen 
zwei Alternativen zu wählen, denn grundſätzlich gilt ohne beſonderes 
Wählen der behördlich feſtgeſetzte Geſamtprozentſatz, und nur anſtatt 
eſſen kann der Vermieter ſich für das Umlegungsverfahren ent⸗ 
ſchließen; bis zu einer Entſch. in dieſer Richtung läuft an ſich die 
in erſter Linie geltende geſetzliche Methode der Nichtumlegung des 
Waſſergeldes. Dabei bleibt noch immer die Frage offen, ob der Ver⸗ 
mieter ſich nicht noch nach dem Fälligkeitstage für die Umlegung 
entſchließen kann oder ob er dieſe Enkſchließung ſchon vorher mit⸗ 
teilen muß. 

übrigens beſteht ja auch noch ein Unterſchied zwiſchen dem Ein⸗ 
tritt des Mietzahlungstermins einerſeits und dem Verlangen und Er⸗ 
halten des Betrages andererſeits. Wenn man wirklich ſagen dürfte, 
der Vermieter habe dadurch, daß er die vollen geſetzlichen Prozentſätze 
verlangt und erhalten habe, ſein Wahlrecht ausgeübt, ſo wäre damit 
noch nichts für den Fall gewonnen, daß der Mieter am Mietzahlungs⸗ 
termin nicht zahlt (oder der Vermieter beim Anbieten der vollen 
geſetzlichen Prozentſätze ſeitens des Mieters nach dem Mietzahlungs⸗ 
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Der Miniſter für Volkswohlfahrt hat dieſe Auslegung der Beſtimmung 
im Schreiben v. 22. Nov. 1924 (KG Bl. 1926, 94; GW. 1926, 471) 
beſtätigt. Vor allem aber iſt in der preuß. VO. über die Betriebs⸗ 
koſten in der geſetzlichen Miete v. 14. April 1928 eine authentiſche 
Auslegung der bisherigen Regelung zu ſehen. Denn der VO. vom 
14. April 1928 fehlt jede Beſtimmung über die Zeit ihres Inkraft⸗ 
tretens, und fie hebt nicht etwa die bisherige Regelung auf, ſondern. 
nimmt ausdrücklich auf ſie als fortbeſtehend Bezug. Der Vermieter 
mußte daher auch in der Zeit vor dem Inkrafttreten der VO. 
v. 14. April 1928 die Wahl der Umlegung des Waſſergeldes vor 
dem betreffenden Mietzahlungszeitpunkte dem Mieter erklären. 


(KG., 17. ZivSen., RE v. 7. Mai 1929, 17 Y 30/9.) [D.] 


ik 


21. PrBO.o. 25. Juni 1924; 8 1 RMietG. Das MEN. 
iſt zur Entſcheidung darüber zuſtändig, ob die geſetzliche 
Miete zu ermäßigen iſt, weil der Vermieter zur Haus- 
zinsſteuer nicht zu veranlagen iſt 7 

Durch Erlaß des preuß. Min. für Wohlfahrt v. 15. April 1924 
war angeordnet worden, daß der Vermieter berechtigt iſt, die von 
ihm auf Grund der PrSNot VO. v. 1. April 1924 zu zahlende 
Hauszinsſteuer neben der geſetzlichen Miete nach dem Verhältnis der 
Friedensmieten auf die Mieter umlegen. Dieſe Regelung wurde durch 
die VO. desſ. Min. v. 25. Juni 1924 über die Regelung der ge⸗ 
ſetzlichen Miete in Preußen dahin geändert, daß, wie Abſ. 5 der 
VO. beſtimmt: „aus der geſetzlichen Miete nunmehr ... ſämtliche 
auf dem Grundſtücke ruhenden öffentlichen Laſten (außer dem in 
Abſ. 6 geregelten Gemeindezuſchlag zur Grundvermögensſteuer) zu 
entrichten ſind.“ Dieſe Regelung gilt für alle Gemeinden, für die der 
Miniſter keine andere Beſtimmung getroffen hat, alſo, wie die Ber⸗ 
liner Bek. über die Mietzinsbildung v. 28. Juni 1924 (3 3 unter 
Streichung des 8 19) zeigt, auch für Berlin. Sie iſt auch in den 
ſpäteren VO. und Bek. aufrechterhalten worden. Es kommt daher 
ſeit dem 1. Juli 1924 keine geſonderte Berechnung der Hauszins⸗ 
ſteueranteile für die geſetzliche Miete in Betracht. Die Hauszins⸗ 
ſteuer iſt vielmehr in die Hundertſätze der geſetzlichen Miete ein⸗ 
berechnet. Herrſcht nun zwiſchen Vermieter und Mieter Streit darüber, 
ob die geſetzliche Miete für das Mietverhältnis aus dem Grunde zu 
ermäßigen iſt, weil der Vermieter zur Hauszinsſteuer nicht zu ver⸗ 
anlagen ift, fo iſt dies ein Streit über die Höhe der geſetzlichen 
Miete, der ausſchlteßlich auf Grund der Beſtimmungen über die 
Mietzinsbildung, alſo auf Grund des RMietG. und der dazu er⸗ 
gangenen Ausführungsvorſchriften, nicht aber nach bürgerlich⸗recht⸗ 
lichen Vorſchriften, z. B. über ungerechtfertigte Bereicherung, zu ent⸗ 


termine den Betrag nicht als Tilgung annimmt) und der Vermieter 
erklärt, er wolle das Waſſergeld umlegen und dafür 3% kürzen. 

Dennoch aber pflichte ich im Ergebnis dem RE. des KG. und 
dem auch vom Volkswohlfahrtsminiſter und Lilienthal geteilten 
Standpunkt bei, und zwar aus folgendem Grunde: Wenn man den 
Wortlaut in der VO. v. 25. Juni 1924 für ſich betrachtet und wenn 
man berückſichtigt, daß dieſe das Umlegungsverfahren für die 
Vergangenheit nicht ausdrücklich erlaubt, ſo muß man m. E. 
ſagen, der Vermieter habe im Augenblick der Fälligkeit des geſetz⸗ 
lichen Mietzinſes einen Anſpruch lediglich mit dem Inhalte, wie er 
grundfäglich für den geſetzlichen Mietzins vorgeſehen iſt. Der Miet⸗ 
zinsanſpruch wird ſonach mit dieſem Inhalte fällig, und der Ver⸗ 
mieter kann mangels einer die nachträgliche Umgeſtaltung 
ermöglichenden geſetzlichen Beſtimmung den Inhalt des fällig ge⸗ 
wordenen Anſpruchs nicht verändern. Zahlt alſo der Mieter die Rate 
in dem fällig gewordenen Umfange, ſo tilgt er damit ſeine Schuld. 
Erklärt aber der Vermieter — weil ihm die Einführung des Um⸗ 
legungsverfahrens durch ausdrückliche Vorſchrift geſtattet iſt — vor 
der Fälligkeit, daß er ſich für das Umlegungsverfahren entſcheide, 
ſo bekommt ſein Anſpruch noch vor der Fälligkeit einen 
anderen Inhalt; mit dieſem anderen Inhalte, alſo evtl. in 
anderem Umfange, wird die nächſte Rate (bzw. werden die dem⸗ 
nächſtigen Raten) fällig, ſo daß der Vermieter auf dieſen Umfang 
einen entſprechenden Anſpruch hat. 

Rol. Dr. Carl Stern, Düſſeldorf. 


Zu 21. 83 PrHauszins StVO. zählt eine Reihe von Fällen auf, 
in denen bebaute Grundſtücke von der Hauszinsſteuer befreit ſind, 
und zwar wegen der Rechtsſtellung ihrer Eigentümer und wegen ihrer 
Zweckbeſtimmung, z. B. die öffentlichen Zwecken dienenden Gebäude 
öffentlicher Körperſchaften, die Gebäude mildtätiger Stiftungen, die im 
Eigentum des Entſendeſtaates ſtehenden Botſchaften, Geſandiſchaften 
und Konſulate, Univerſitäts⸗ und andere zum öffentlichen Unterricht 
beſtimmte Gebäude. Nach 8 9 a. a. O. ift die auf die einzelnen Woh⸗ 
nungen entfallende Hauszinsſteuer dem Hauseigentümer zu ſtunden 
und niederzuſchlagen, wenn der an der Wohnung Nutzungsberechtigte, 
d. i. der Mieter, ſich in dürftigen Verhältniſſen befindet, z. B. ein 
Einkommen von nicht mehr als 1200 % hat oder zu den durch öffent⸗ 
liche Mittel unterſtützten Sozialrentnern, Kleinrentnern oder Kriegs⸗ 
beſchädigten gehört. 

Nach dem vorl. RE. ſoll bei Streit darüber, ob der Mieter 
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ſcheiden iſt. Es iſt in dieſem Falle zu entſcheiden, wie hoch von 
Anfang an die geſetzliche Miete für das Mietverhältnis zu berechnen 
iſt, nicht aber, ob ein Teil der urſprünglich in voller Höhe anzu⸗ 
ſetzenden geſetzlichen Miete aus bürgerlich⸗rechtlichen Gründen wieder 
in Wegfall gekommen iſt. Daher iſt im vorliegenden Falle nach 8 1 
Abſ. 2 RMietG. das MEN. zur Entſch. des Streites berufen, 
während dann, wenn die geſetzliche Miete in voller Höhe zu be⸗ 
rechnen iſt und nur Streit beſteht, ob der Hauszinsſteueranteil dem 
Vermieter zugunſten des Mieters geſtundet oder erlaſſen iſt, ein 
bürgerlich⸗rechtlicher Einwand gegen die Zahlungspflicht des Mieters 
erhoben wird und daher das ordentliche Gericht zur Entſch. des 
Streites berufen iſt. 


Was für den Streit über den Hauszinsſteueranteil in der ge⸗ 
ſetzlichen Miete nach der v. 1. Juli 1924 ab geltenden Regelung 
gilt, trifft erſt recht für die v. 1. April bis zum Juni 1924 ge⸗ 
troffene Beſtimmung zu. Es iſt zwar in dem angeführten Erlaß v. 
15. April 1924 geſagt, daß die Hauszinsſteuer neben der geſetzlichen 
Miete umzulegen ſei. Dieſe Faſſung ſchließt aber nicht aus — ähnlich 
wie in 8 12 Abſ. 1 Satz 1 RMiet. —, daß dieſe Umlage tat⸗ 
ſächlich einen Teil der geſetzlichen Miete bildet. Denn geſetzliche Miete 
iſt das geſamte vom Mieter auf Grund des Mietverhältniſſes zu 
zahlende und auf Grund des RMietG. und feiner Ausführungs⸗ 
vorſchriften zu berechnende Entgelt. Daher iſt nach 81 Abf. 2 
RMietGG. zur Entſch. des vorliegenden Streites auch für die Zeit 
v. 1. April bis zum Juni 1924 das MEN. zuſtändig. 

(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 3. Nov. 1928, 17Y 75/28.) 
* 

22. § 2 PrVO. vom 12. Dez. 1924 ſchließt die Inan⸗ 
ſpruchnahme einer ſelbſtändigen, d. h. räumlich und wirt⸗ 
ſchaftlich getrennten Wohnung, die früher Teil einer 
übergroßen Wohnung war, auch dann nicht aus, wenn die 
Gemeindebehörde die räumliche Trennung der Wohnungs- 
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berechtigt iſt, den in der geſetzlichen Miete enthaltenen oder neben 
den feſten Prozentſätzen umzulegenden Betrag für Hauszinsſteuer zu 
Kürzen, das MEA. zuftändig fein, wenn der Vermieter gem. 83 
Hauszinsſteuerfreiheit genießt, dagegen das ordentliche Gericht, wenn 
die Hauszinsſteuer gem. 89 zugunſten des Mieters geſtundet oder 
erlaſſen worden iſt. Denn in erſterem Falle handle es ſich darum, 
wie hoch von Anfang an die geſetzliche Miete geweſen iſt, in letzterem 
Falle dagegen darum, ob ein Teil der urſprünglich in voller Höhe 
anzuſetzenden geſetzlichen Miete aus bürgerlich⸗ rechtlichen Gründen 
wieder in Wegfall gekommen iſt. 

Mir will dieſe Unterſcheidung nicht einleuchten. Es handelt ſich 
doch in beiden Fällen darum, welchen Betrag der Mieter, für den 
geſetzliche Miete gilt, als Miete zu entrichten hat, und es ſind daher 
m. E. beide Fälle gleich zu behandeln. Kann doch auch in beiden 
Fällen die Befreiung von der Hauszinsſteuer vom Beginn des Miet⸗ 
verhältniſſes beſtehen oder erſt im Laufe des Mietverhältniſſes ein⸗ 
treten, jo beiſpielsweiſe im Falle des 89 von Anfang an, wenn der 
Mietvertrag unter der aufſchiebenden Bedingung geſchloſſen worden iſt, 
daß der Stundungsantrag bez. der Hauszinsſteuer Erfolg hat, im 
Falle des §3 erſt im Laufe des Mietverhältniſſes, wenn erſt während 
deſſen Dauer die Vorausſetzungen für die Steuerfreiheit infolge Er⸗ 
werbes des Grundſtücks durch eine ſteuerrechtlich privilegierte Körper⸗ 
ſchaft erfolgt. 

Für beide Fälle iſt m. E. das ordentliche Gericht, nicht das 
MEN. zuftändig, denn es handelt ſich in Wahrheit gar nicht um 
einen Streit über die Höhe der geſetzlichen Miete, ſondern darum, ob 
der Mieter verpflichtet iſt, die in ihrer Höhe unſtreitige volle geſetz⸗ 
liche Miete zu zahlen oder ob er deshalb, weil von dem Eigentümer 
für ſeine Wohnung eine Hauszinsſteuer nicht erhoben wird, berechtigt 
iſt, eine Kürzung der Miete vorzunehmen. Hier handelt es ſich nicht 
um die Anwendung des RMietG. und der dazu erlaſſenen AusfBeſt., 
ſondern um Fragen des bürgerlichen Rechts, nämlich darum, wem 
nach bürgerlichem Recht, zu welchem auch die III. StNotBD. und das 
Geld EntwAusglG. ſowie die daraufhin ergangenen Landesgeſetze ge⸗ 
hören, die Befreiung von der Hauszinsſteuer im Endergebnis zugute 
kommen ſoll, ganz ebenſo wie im umgekehrten Falle, wenn bei Ein⸗ 
führung einer neuen Grundſtücksabgabe ſtreitig wird, ob dieſelbe im 
Innenverhältnis vom Pächter oder Verpächter zu tragen iſt, oder 
bei der Frage, ob der Mieter den Mietzins wegen Mängeln der Miet⸗ 
ſache mindern kann. 

Weit wichtiger als die Frage nach der Zuſtändigkeit iſt die 
materielle Frage, ob der Mieter zu einer derartigen Kürzung be⸗ 
rechtigt iſt. Wenn es auch bedauerlich iſt, daß das KG. zu dieſer 
Frage nicht Stellung genommen hat, ſo kann man ihm deswegen 
Raum einen Vorwurf machen, weil hierüber ein RE. von der Be⸗ 
ſchwerdeſtelle nicht erbeten war. Daß die Beſchwerdeſtelle dies unter⸗ 
laſſen hat, iſt wohl nur darauf zurückzuführen, daß ſie die Zuſtändig⸗ 
keit des MEA. verneinen wollte, jo daß ſie ſich nunmehr möglicher⸗ 
weiſe genötigt ſieht, einen zweiten RE. einzuholen. Dies bedeutet einen 
bedauerlichen Leerlauf und eine empfindliche Verzögerung. M. E. iſt 
der Mieter, wenn der Vermieter Steuerfreiheit auf Grund des 8 3 
genießt, nicht berechtigt, Kürzungen an der geſetzlichen Miete vor⸗ 
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teile durch bauliche Veränderung auf Grund einer örtlichen 
An ordnung (8 6 Wohnmang 6G.) bei der früheren Inanſpruch⸗ 
nahme vorgenommen hat. 


Nach § 2 Pr O. v. 12. Dez. 1924 iſt eine Inanſpruchnahme 
von Teilen einer Wohnung mit der Begründung, daß die Wo 
nung im Verhältnis zur Zahl ihrer Bewohner als übergroß an⸗ 
zuſprechen iſt, nicht mehr zuläſſig. Damit verloren örtliche An⸗ 
ordnungen, die eine Inanſpruchnahme von Teilen einer Wohnung 
wegen Übergröße zugelaſſen hatten, für die Zukunft ihre Geltung. 
Deshalb hängt die Beantwortung der Hauptfrage davon ab, ob eine 
Wohnung, die zur Zeit nicht mehr Teil einer größeren Wohnung, 
ſondern räumlich und wirtſchaftlich ſelbſtändig iſt, dennoch als Teil 
der großen Wohnung i. S. der VO. zu betrachten iſt. Die Beſchwerde⸗ 
ſtelle glaubt die Wohnung auch weiterhin als Teil betrachten zu 
müſſen. Die gegenteilige Auffaſſung hat der Senat aber auch ſchon 
in früheren Entſch. zum Ausdruck gebracht. Bereits im RE. v. 
22. Juni 1925, 17 Y 77/25 (IFG. ErgBd. 4, 56; JW. 1926, 1010; 
JurRdſch. 1925, 1777; EA. 1925, 389; DWohnArch. 1925, 92; Pr 
VerwBl. 47, 29; OLG Rſpr. 44, 284; VDW. 4, 63; Hertel, Mieter⸗ 
ſchutz 3, 572), iſt in den Gründen gejagt, daß 8 2 der VO. der In⸗ 
anſpruchnahme einer ſelbſtändigen Wohnung nicht entgegenſteht, mag 
dieſe Wohnung auch, bevor ſie zu einer ſelbſtändigen wurde, Tei 
einer anderen Wohnung geweſen ſein. Sodann ſpricht der RE. v. 
4. März 1926, 17 19/26 (IF. Erg. 4, 57; JW. 1927, 277; 
PrVerwBl. 47, 469; Jurädſch. 1926, 1373; MietGer. 1926, 40; EA. 
1926, 472; Grund. 1926, 618; DR. 1926, 935; OLG Rſpr. 46, 
150; VDW. 5, 490, 506; Hertel, Mieterſchutz 4, A 232) als 
Rechtsſatz aus: § 2 der VO. ſchließt die Inanſpruchnahme einer 
ſelbſtändigen, d. h. räumlich und wirtſchaftlich getrennten Wohnung 
nicht aus, die früher Teil einer übergroßen Wohnung war. In 
welcher Weiſe die Teile der übergroßen Wohnung zu einer ſelbſtändi⸗ 
gen Wohnung geworden ſind, iſt damals nicht als erheblich für die Be⸗ 
antwortung der Rechtsfrage betrachtet worden. Daran iſt feſtzuhalten. 


zunehmen. Bereits in § 28 Abſ. 6 der III. StNotVO. war geſagt, 
daß, wenn nach dem Geſetz eines Landes die Steuer in der geſetzlichen 
Miete nicht enthalten, der Vermieter aber berechtigt iſt, dieſelbe um⸗ 
zulegen, der Vermieter auch im Falle der Befreiung oder Minderung 
der Steuer gem. Abſ. 3—5 zur Umlegung eines der vollen Steuer 
entſprechenden Betrages berechtigt bleibt. In dieſen Vorſchriften han⸗ 
delt es ſich um die Kürzung, welche der Hausbeſitzer an der Haus⸗ 
zinsſteuer vornehmen kann, wenn ſein Grundſtück mit wertbeſtän⸗ 
digen Rechten oder einer Schweizer Goldhypothek belaſtet iſt, wenn 
die Miete 70% der Friedensmiete überſteigt oder wenn fein Grund⸗ 
ſtück unbelaſtet oder nur gering belaſtet war. Des Falles, daß der 
Hausbeſitzer auf Grund ſeiner perſönlichen Rechtsſtellung von der 
Hauszinsſteuer befreit iſt, wird in § 28 nicht gedacht; allein dieſer 
Fall iſt entſprechend zu behandeln, da ja auch hier die Befreiung von 
der Hauszinsſteuer auf den Verhältniſſen des Eigentümers beruht und 
kein Grund erſichtlich iſt, die Begünſtigung, welche dem Eigentümer 
wegen ſeiner perſönlichen Rechtsſtellung gewährt wird, den Mietern 
zugute kommen zu laſſen und die Mieter ſolcher Häuſer günſtiger 
zu ſtellen als Mieter anderer Häuſer. Die geſetzliche Miete wird doch 
eben vom Geſetzgeber als die jeweils angemeſſene Miete angeſehen, 
und der Mieter hat keinen Anſpruch darauf, eine geringere Miete zu 
zahlen lediglich deshalb, weil der Vermieter eine Steuerbegünſtigung 
genießt. Zweifel können nur beſtehen, wenn die Zweckbeſtimmung, 
welche die Steuerfreiheit bewirkt, nicht vom Vermieter, ſondern vom 
Mieter ausgeht, z. B. wenn eine Gemeinde ein Privatgebaude zur 
Unterbringung von Schulklaſſen mietet und der Vermieter daraufhin 
hauszinsſteuerfrei bleibt. 

Was für den Fall gilt, daß die Steuer umgelegt werden darf, 
muß natürlich erſt recht für den Fall gelten, daß in den Ländern die 
Steuer in die geſetzliche Miete einkalkuliert wird. Wenn 8 28 der 
III. StNot VO. hierüber nichts ſagt, fo beruht dieſes Schweigen offen⸗ 
bar darauf, daß es dies als ganz ſelbſtverſtändlich erachtete und nur 
den Fall der Umlegung für einer Regelung bedürftig hielt, weil ja 
eigentlich eine Umlegung von Steuerbeträgen vorausſetzt, daß der 
Hausbeſitzer hat Aufwendungen machen müſſen, während er hier Be⸗ 
träge umlegen darf, die er gar nicht aufgewandt hat. 

Anders liegt es natürlich in den Fällen des 8 9 Hauszins StVO. 
Denn wird dem Vermieter eine Steuerermäßigung mit Rückſicht auf 
die Verhältniſſe des Mieters gewährt, dann ſoll dieſe Ermäßigung 
eben im Endergebnis dem Mieter, nicht dem Vermieter zugute kommen. 

Die Umlegung von Steuerbeträgen kann natürlich Schwierig“ 
keiten machen, wenn das Gebäude überhaupt nicht zur Steuer ver⸗ 
anlagt ift und die Höhe der umzulegenden Steuerbeträge ſtreitig iſt. 
In dieſem Falle wird vom MEA. ermittelt werden müſſen, wie hoc 
vermutlich die Hauszinsſteuer für das ganze Haus bzw. der auf die 
betr. Mieträume entfallende Betrag ausfallen würde, wenn das Ger 
bäude zur Hauszinsſteuer zu veranlagen wäre. Hier muß eben die 
fiktive Veranlagung an Stelle der tatſächlich nicht erfolgten treten. 
Für dieſe Frage iſt das MEA. zuftändig, weil hier eben die Par⸗ 
teien über die Höhe der Umlagebeträge und damit über die Höhe 
des geſetzlichen Mietzinſes ſtreiten. 

OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
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Die VO. v. 12. Dez. 1924 ſtellt einen erſten Verſuch zur Locke⸗ 
rung der Wohnungszwangswirtſchaft dar. Schon aus dieſem Grunde 
müſſen ihre Lockerungsvorſchriften eng ausgelegt werden. Wenn 
8 2 von Teilen einer Wohnung ſpricht und deren Inanſpruchnahme 
aus dem Grunde der Übergröße, alſo nicht einmal ganz allgemein, 
derbietet, ſo kann zunächſt jedenfalls nur der Zuſtand maßgeblich 
ſein, in dem ſich die Raume zu der Zeit befinden, in der die neue 
Inanſpruchnahme ſtattfinden ſoll. Sind die Räume, die vor dem 
Inkrafttreten der VO. als Teile einer übergroßen Wohnung in 
Anſpruch genommen und zur Unterbringung eines Wohnung⸗ 
ſuchenden verwendet worden ſind, nunmehr eine ſelbſtändige Woh⸗ 
nung geworden, ſo können ſie unter das Verbot in $ 2 unmittelbar 
nicht fallen. Vielmehr würde es zur Verhinderung der neuen In⸗ 
anſpruchnahme und zur Anwendung des 8 2 einer Erſetzung des 
wirklichen Zuſtandes durch eine rechtliche Annahme bedürfen; es 
müßte für maßgeblich erklärt werden, daß die jetzt ſelbſtändige Woh⸗ 
nung ſeinerzeit dem Verfügungsberechtigten als Teil einer größeren 
Wohnung entzogen worden iſt. Daß aber in 8 2 der Begriff der 
Teile einer Wohnung nicht gemäß dem Sprachgebrauch, ſondern als 
ein beſonderer Rechtsbegriff verwendet worden iſt, läßt ſich nicht 
überzeugend begründen. Im Gegenteil, die Rückſicht auf die Be⸗ 
dürfniſſe der Wohnungszwangswirtſchaft ſteht einer ſolchen Aus⸗ 
legung entgegen. Wenn man ſich entſchloß, die Inanſpruchnahme 
von Teilen übergroßer Wohnungen durch 8 2 aufzugeben, ſo war 
dafür auch die Erwägung maßgebend, daß dieſe Inanſpruchnahme im 
Gegenſatze zu denjenigen ſelbſtändiger Wohnungen vermehrte Un⸗ 
zuträglichkeiten zur Folge gehabt und für die Befriedigung des 
Raumbedarfs nur geringere Vorteile gebracht hatten. Beides konnte 
aber für diejenigen Fälle nicht in Betracht kommen, in denen frühere 
Wohnungsteile zu ſelbſtändigen Wohnungen geworden waren. Des⸗ 
halb iſt die Inanſpruchnahme ſolcher Wohnungen auch weiterhin zu⸗ 
läſſig geblieben. 

Die Beſchwerdeſtelle glaubt aber, etwas anderes müſſe jeden⸗ 

falls dann gelten, wenn die Selbſtändigkeit der abgetrennten Woh⸗ 
nung darauf beruhe, daß die Gemeindebehörde infolge einer auf 
86 MWohnmangG. beruhenden Befugnis die Trennung durch Umbau 
vorgenommen habe. Die Beſchwerdeſtelle weiſt darauf hin, daß die 
Befugnis der Gemeindebehörde zu einer ſolchen Trennung durch 
82 der WO. beſeitigt ſei. Nach 8 6 Abſ. 2 WohnmangG. ſollten 
aber falls Umbauten vorgenommen ſind, § 5 Abſ. 2 u. 3 gelten. 
Nach Fortfall der Ermächtigung könne alſo der Verfügungsberechtigte 
verlangen, daß ihm die Räume nach Wiederherſtellung des früheren 
Zustandes zurückgewährt würden. Aus dieſem Grunde dürften fie 
auch für die neue Inanſpruchnahme nur als Teile der großen Woh⸗ 
nung betrachtet werden, wie ſie es früher geweſen ſeien. 
„Der Senat vermag ſich dieſen Ausführungen nicht anzuſchließen. 
Selbſt wenn die Folgerungen aus 88 6, 5 WohnmangG. an ſich zu⸗ 
treffen würden, dürfte aus 8 2 der VO. v. 12. Dez. zum mindeſten 
unter Beachtung auch des 8 3 nur gefolgert werden, daß hinſicht⸗ 
lich ſolcher Räume, die die Gemeindebehörde in früherer Zeit recht⸗ 
mäßig abgetrennt hat, die Ermächtigung zur Aufrechterhaltung dieſer 
Trennung und zur Beibehaltung der Umbauten nicht aufgehoben 
worden iſt. Indeſſen iſt auch der rechtliche Ausgangspunkt der Be⸗ 
ſchwerdeſtelle nicht richtig. 

Durch die VO. iſt wohl die Ermächtigung beſeitigt worden, 
Teile von Wohnungen aus einem beſtimmten Grunde, nämlich wegen 
Übergröße der Wohnung, in Anſpruch zu nehmen, nicht dagegen iſt 
es verboten, ſolche ſelbſtändigen Wohnungen erneut mit Beſchlag zu 
belegen, die ehemals Teil von übergroßen Wohnungen waren. 8 5 
Abſ. 3 WohnmangG., auf den $ 6 Abſ. 2 verweiſt, gibt dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten den Anſpruch auf die Rückgabe der Räume und 
auf die Herſtellung des früheren Zuſtandes nur für den Fall, daß 
die der Gemeindebehörde erteilte Ermächtigung fortgefallen iſt. Dar⸗ 
unter iſt nicht etwa die Ermächtigung zum Umbau, ſondern, wie 
der Zuſammenhang im 8 5 deutlich zeigt, die Ermächtigung zur 
Anforderung der Räume gemeint. Die Schlußfolgerung der Be⸗ 
ſchwerdeſtelle entfällt alſo ſofort, wenn die Gemeindebehörde auch 
jetzt noch befugt iſt, die abgetrennte Wohnung erneut in Anſpruch 
zu nehmen. Deshalb können die Ausführungen der Beſchwerdeſtelle 
nicht zu dem Nachweiſe verwendet werden, daß § 2 die Inanſpruch⸗ 
nahme der Trennwohnung verbietet. Vielmehr ſcheitern ſie daran, 
daß § 2 der VO. nach ſeinem Wortlaut und ſeiner Entſtehungs⸗ 
geſchichte dieſes Verbot nicht enthält. 

Hiernach war die Hauptfrage zu verneinen. Trotzdem kommt 
es auf die Hilfsfrage nicht an. Sie erſchien der Beſchwerdeſtelle 
erheblich, weil dieſe die abgetrennte Wohnung trotz ihrer Selbſtän⸗ 
digkeit weiterhin als Wohnungsteil anſehen zu müſſen glaubte und 
deshalb in der neuen Inanſpruchnahme diejenige von Teilen einer 
Wohnung fand. Die Auffaſſung iſt aber unzutreffend; deshalb kommt 
es auf die Zulaſſigkeit einer Beſchlagnahme von Wohnungsteilen für 
den Fall überhaupt nicht an. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 13. April 1929, 17 Y 15/29.) [D.] 


* 
23. $4 Prock O. v. 11. Nov. 1926. Sind Wohn- und 
Geſchäftsräume nach der Rechtsauffaſſung des Antrag⸗ 
ſtellers wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges zu⸗ 
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gleich vermietet, ſohat das Mieteinigungsamtdie Friedens- 
miete für beide Raumarten zuſammen und auf einen ent⸗ 
ſprechenden Antrag auch für jede Raumart geſondert feſt⸗ 
zuſtellen oder feſtzuſetzen. 

Im RE. v. 8. Dez. 1924, 17 Y 140/24 (JFG. Ergsd. 3, 
155: JW. 1925, 800; OLGNIpr. 44, 15; PrVerwBl. 46, 284; 
HeſſRſpr. 1925, 112; Hertel, Mieterſchutz, Nr. 70; Gut⸗ 
Stümper⸗Zormaier 1 Nr. 385) iſt ausgeſprochen: „Das MEN. 
und die Beſchwerdeſtelle dürfen eine ſachliche Entſch. auf einen an 
ſich zu ihrer Zuſtändigkeit gehörigen Antrag nicht deshalb ab- 
lehnen, weil die Entſch. für das Rechtsverhältnis der Parteien nach 
ihrer Auffaſſung nicht in Betracht kommen kann. Insbeſ. dürfen 
fie die Feſtſetzung der Friedensmiete nicht deshalb ablehnen, weil 
für das Rechtsverhältnis der Parteien die geſetzliche Miete nicht 
gilt und auch gar nicht in Geltung geſetzt werden kann.“ 

Dieſer RE. iſt wiederholt aufrechterhalten worden, jo durch 
die RE. v. 9. Febr. 1925, 17 Y 131/24; v. 25. Nov. 1925, 17 X 
142/25 (JFG. ErgBd. 4, 153; JurRdſch. 1926 Nr. 483; EA. 1926, 
443; Miet Ger. 1926, 14; DRg. 1926 Nr. 488; MietBeiſ. 1926, 3; 
Hertel, Mieterſchutz Nr. 213; Gut⸗Stümper⸗Zormaier II 
Nr. 871) und zuletzt durch den NE. v. 11. Juni 1928, 17 Y 44/28 
(JJ G. ErgBd. 8, 80; JW. 1928, 2150; JurRdſch. 1928 Nr. 1985; 
EA. 1928, 732; MietGGer. 1928, 137; MietBeif. 1928, II; Her⸗ 
tel, Mieterſchutz, Nr. 423; Gut⸗Stümper⸗Zormaier IV 
Nr. 2450). 

Der in dieſem RE. ausgeſprochene Rechtsſatz findet ſeine Be⸗ 
gründung darin, daß das MEN. nicht dazu berufen iſt, bürgerlich⸗ 
rechtliche Streitigkeiten zu entſcheiden, und zwar auch dann nicht, 
wenn ſie Vorfragen zur Wirkjamkeit feiner Beſchlüſſe betreffen, 
da dieſe Fragen abſchließend und bindend nicht von ihm, ſondern 
nur vom ordentlichen Gericht entſchieden werden können. Es iſt 
deshalb ausgeführt worden, daß das MEA. in dieſen Fällen vom 
Sachvortrag des Antragſtellers auszugehen hat. Läßt dieſer Sach⸗ 
vortrag Zweifel an der rechtlichen Beurteilung zu, alſo insbeſ. 
darüber, ob das AMiet®. zur Anwendung kommt, fo genügt die 
Möglichkeit der Bejahung der Anwendbarkeit des NMietG. durch 
das ordentliche Gericht, eine ſachliche Entf. auf den Antrag dem 
MA. zur Pflicht zu machen, wie dies insbeſ. in dem angeführten 
NE. 17 Y 142/25 des näheren begründet iſt. Nur dann darf die 
ſachliche Entſch. des MEN. unterbleiben, wenn der Sachvortrag 
des Antragſtellers den Antrag einwandfrei als überflüſſig erkennen 
läßt. Iſt letzteres aber nicht der Fall, ſo hat das MEN. auf den 
Antrag ſachlich zu entſcheiden. 

Die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorliegenden Fall 
ergibt, daß das MEN. dann, wenn das Mietverhältnis ſich auf 
Räume bezieht, die teils Wohn⸗ und teils Geſchäftsraum ſind, 
die Friedensmiete ſtets für das geſamte Mietverhältnis feſtzuſetzen 
hat. Denn die Frage, ob ein einheitliches Mietverhältnis vorliegt 
und ob die Geſchäftsräume wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hanges mit der Wohnung zugleich vermietet find (8 4 Abſ. 2d 
PrLockV O. v. 11. Nov. 1926), kann abſchließend und bindend nur 
im bürgerlichen Rechtsſtreit vom ordentlichen Gericht entſchieden 
werden. 

Es beſteht jedoch auch die Möglichkeit, daß im bürgerlichen 
Rechtsſtreite die bindende Entſch. ergeht, daß das Mieth. nur 
auf eine der Raumarten Anwendung findet. In dieſem Falle iſt 
für die Beteiligten eine getrennte Ermittlung der Friedensmiete, 
ſei es durch Feſtſtellung oder durch Feſtſetzung, für jede der beiden 
Raumarten von Bedeutung. Auf den Antrag eines der Streitteile 
hat daher das MEA. außer der Ermittlung der Friedensmiete 
für die geſamten Räume auch die Ermittlung der Friedensmiete für 
jede der beiden Raumarten allein vorzunehmen. Wird ein der⸗ 
artiger Antrag nicht geſtellt, iſt er aber ſachdienlich, ſo hat das 
MEN. in entſprechender Anwendung des 8 139 3PO., der einen 
allgemeinen Rechtsgrundſatz enthält und daher auch für das Ber- 
fahren vor dem MEN. gilt, auf die Stellung dieſes ſachgemäßen 
Antrages hinzuwirken. 

(K., 17. Ziv Sen., RE. v. 16. März 1929, 17 Y 14/29.) (D. 
* 


24. Hat das MEA. die in 8 2 PrVO. über ein Schie ds⸗ 
verfahren vor dem MEN. v. 28. Marz 1927 vorgeſehene 
Beſcheinigung erteilt, hat es insbeſondere feſtgeſtellt, 
daß der Mieter in dem Termin ausgeblieben iſt, ſo iſt da⸗ 
gegen die Rechtsbeſchwerde zuläſſig. f) 

(Kg., 17. Ziv Sen., RE. v. 22. Dez. 1928, 17 X 105/28.) D.] 

Abgedr. ZW. 1929, 5941. 


Zu 24. A. Anm. Brumby, ebenda. 


B. Obige Entſch. kann nicht für zutreffend gehalten wer⸗ 
den. Es iſt zwar dem KG. ohne weiteres darin beizutreten, daß 
das preuß. Landesrecht die Rechtsbeſchwerde nicht ausſchließen kann, 
wenn ſie nach Reichsrecht gegeben iſt. Nun läßt aber das Reichs⸗ 
recht im § 41 MietSchGG. die Rechtsbeſchwerde gegen die Entſch. 
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25. Die Freimeldung einer Wohnung ſetzt die Friſt des 
§ 5 Berl Wohn Not R. v. 21. Mai 1927 ſtets in Lauf, wenn 
die Wohnung nach § 4 als unbenutzt gilt. 

Der Verfügungsberechtigte darf nach 8 5 Abſ. 1 Berl. Wohn⸗ 
NotR. über eine unbenutzte oder unbenutzt werdende Wohnung erſt 
verfügen, nachdem zwei Wochen feit der ſchriftlichen Anzeige (8 3 
Abf. 1) verſtrichen find, ohne daß das Wohn A. ſich dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten gegenüber erklärt hat. Die Vorſchrift knüpft 
alſo die Folge an jede ſchriftliche Anzeige, die nach § 3 Abf. 1 von 
dem Verfügungsberechtigten zu erſtatten iſt. Nach § 3 Abſ. 1 iſt aber 
die Anzeige zu erſtatten, ſobald eine Wohnung unbenutzt iſt oder 
ſobald feſtſteht, daß ſie demnächſt unbenutzt wird. Allerdings könnte 
nach dieſem Wortlaut zunächſt der Eindruck entſtehen, als ob die 
unbenutzte Wohnung nur diejenige ſein ſoll, die völlig leer ſteht. 
Indeſſen iſt dieſe Auffaſſung abzulehnen. Sie iſt ſchon deshalb nicht 
unbedenklich, weil der unbenutzten Wohnung in 8 3 Abſ. 1 diejenige 


des MEA. zu. Liegt eine Entſch. nicht vor, gibt es auch keine 
Rechtsbeſchwerde. Wenn das MEA. beim Ausbleiben des Mieters 
eine Beſcheinigung über dieſe Tatſache erteilt, iſt nicht einzuſehen, 
welche „Entſch.“ es damit trifft. Das KG. ſagt in dem Beſchl. v. 
22. Dez. 1928, daß auch in dieſer Feſtſtellung eine Entſch. liege, 
da dieſe Feſtſtellung in der rechtlichen Wirkung der Beſcheinigung 
über die Erfolgloſigkeit der Sühne gleichgeſtellt ſei. Das trifft 
zwar zu, aber auch die Feſtſtellung der Erfolgloſigkeit der Sühne 
iſt eben keine Entſch. Das MEN. betätigt ſich, und ſoll es nach 
dem Reichsrecht auch, nur in der Richtung, daß es einen gütlichen 
Ausgleich der Parteien verſuchen ſoll. Führt das zu keinem Er⸗ 
gebnis, ſo iſt das nur beurkundend feſtzuſtellen. Irgendeine Be⸗ 
fugnis, ſelbſt Anordnungen zu treffen, alſo zu entſcheiden — ab⸗ 
geſehen von der Erhebung von den Sühneverſuch vorbereitenden 
und evtl. erleichternden Beweiſen — iſt dem MEA. nicht gegeben. 
Der Vermerk des MEX., daß der Mieter ausgeblieben ſei, iſt 
nichts anderes als ein gerichtliches Niemandsprotokoll; ein ſolches 
iſt aber nie eine Entſch. 

Es iſt auch nicht richtig. daß — wie das KG. im Beſchl. v. 
7. Juli 1927 ausgeführt hat — deshalb eine Entſch. vorliege, weil 
das MEN. z. B. dazu Stellung nehmen müſſe, ob der Vermieter für 
den Ausgleich alles getan hat, was die VO. erfordert, oder weil 
es zu entſcheiden habe, ob beim Ausbleiben des Vermieters ein 
zum Vergleichsſchluß ermächtigter Vertreter erſchienen iſt. Bei Prü⸗ 
fung dieſer Fragen handelt es ſich nur um Vorfragen zur Vor⸗ 
bereitung der Sühne bezw. der Prüfung der Befugnis des Ver⸗ 
treters zum Verhandeln, d. h. um ſeine ordnungsmäßige Legiti⸗ 
mation. Eine die Sache abſchließende Entſch. iſt bei Erledigung dieſer 
Vorfragen nicht zu treffen. 

Es liegt auch i. S. des Geſetzes, welches von einem Aus⸗ 
gleichsverſuch und einem Schiedsverfahren ſpricht, daß nicht eine 
Entſch., d. h. eine Regelung eines ſtreitigen Rechtsverhältniſſes 
durch die Staatsautorität, gefällt werden ſoll, ſondern daß eben nur 
eine vermittelnde Tätigkeit ausgeübt werden ſoll. Es liegt nahe, 
einen Vergleich mit dem vor Erhebung der Scheidungsklage nach 
88 608 ff. ZPO. erforderlichen Sühneverſuche zu machen. Auch bei 
dieſem hat das AG. nur die Herbeiführung eines Ausgleichs zu 
verſuchen und beim Mißlingen dieſes feſtzuſtellen. Eine Beſchwerde 
gegen eine ſolche Feſtſtellung iſt unſtreitig nicht gegeben, eben weil 
eine Entſch. nicht vorliegt. 

Wenn das KG. im Beſchl. v. 7. Juli 1927 die Beſchwerde in 
dem Falle zuläßt, daß das ME. die Erteilung der Beſcheinigung 
über die Erfolgloſigkeit der Sühne abgelehnt hat, weil die Räume 
mit Wohnräumen in wirtſchaftlichen Zuſammenhange vermietet 
ſeien, reine gewerbliche Räume mit freier Kündbarkeit alſo nicht 
vorlägen, ſo wird dieſe Ablehnung als eigene autoritative Tätig⸗ 
keit des MEA. anzuſehen und die Beſchwerde zuzulaſſen ſein. So⸗ 
weit es ſich aber nur um die Feſtſtellung handelt, daß ein Aus⸗ 
gleich erfolglos verſucht worden iſt, oder daß der Mieter im Termin 
ausgeblieben iſt, wird von einer Entſch. nicht geſprochen werden 
können, jo daß in dieſen Fällen auch eine Rechksbeſchwerde nicht 
zuläſſia iſt. 

Man kann auch der ohne nähere Begründung erklärten Auf⸗ 
faſſung des KG., daß das praktiſche Bedürfnis für die Zulaſſung 
der Rechtsbeſchwerde ſpreche, nicht beitreten. Man wird im Gegenteil 
ſagen können, daß der Mieter, der im Termin ausgeblieben iſt, 
ſchon damit zu erkennen gegeben hat, daß er ſelbſt ein Intereſſe am 
Ausgleich nicht hat. Gibt man ihm dann noch die Rechtsbeſchwerde, 
ſo wird er dieſe in vielen Fällen nur zur Verſchleppung benutzen, 
da ja die Beſcheinigung des MEN. bei Zuläſſigkeit der Rechts⸗ 
beſchwerde naturgemäß erſt ausgeſtellt werden kann, wenn die Be⸗ 
ſchwerdefriſt verſtrichen oder die Entſch. der Beſchwerdeſtelle erfolgt 
iſt. Durch Einlegung der Beſchwerde am Ende der Zweiwochenfriſt 
auch ohne jede Begründung kann der Mieter alſo erreichen, daß 
mindeſtens ein weiterer Monat, meiſt eine noch längere Zeit, ver⸗ 
ſtreicht, ehe der Vermieter auf ſeine Räumungsklage einen Termin 


erhält. 
LER. Dr. Roſenthal, Breslau. 
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gleichgeſtellt iſt, die demnächſt unbenutzt wird, alſo zur Zeit nicht 
völlig leerſteht. Es wäre kaum zu erklären, wenn zwar dieſe beiden 
untereinander recht ungleichen Fälle die Anzeigepflicht und die in 
§ 5 geregelten Folgen der Anzeige nach ſich zögen, nicht aber die 
ſonſtigen Tatbeſtände, bei denen die Gemeindebehörde Wohnungen in 
Anſpruch nehmen kann, und die mindeſtens zum Teil dem Vor⸗ 
handenſein einer leerſtehenden Wohnung weſentlich ähnlicher ſind als 
die geſicherte Erwartung, daß eine Wohnung demnächſt unbenutzt 
wird. Die Einführung der Anzeigepflicht hat offenbar den Zweck, die 
Erfaſſung des verfügbaren Wohnraums für die öffentliche Bewirt⸗ 
ſchaftung möglichſt zu ſichern und zu beſchleunigen. Das Bedürfnis 
für die Anzeige iſt alſo in allen Fällen vorhanden. Dieſe Erwägungen 
müſſen dazu führen, den Umfang der Anzeigepflicht nicht allein aus 
8 3, ſondern vor allem auch aus § 4 abzuleiten. 8 4 führt in feinen 
drei Abſätzen die Fälle auf, in denen Wohnungen als unbenutzt 
gelten. Er trägt die Überſchrift „unbenutzte Wohnungen“ und gibt 
danach die Begriffsbeſtimmung der unbenutzten Wohnung auch für 
$ 3, in dem dieſer Begriff verwendet iſt. Als unbenutzt gelten u. a. 
nach 8 4 Abſ. 1 auch Wohnungen, die völlig leerſtehen. Die Vor⸗ 
ſchrift macht alſo keinen Unterſchied zwiſchen ſolchen Räumen, die 
ſchon nach dem allgemeinen Sprachgebrauch als unbenutzt bezeichnet 
werden, und ſolchen, bei denen ein Unbenutztſein vielleicht nicht nach 
der Verkehrsauffaſſung, wohl aber mit Rückſicht auf das Raum⸗ 
bedürfnis der Allgemeinheit feſtzuſtellen iſt. Das Berl. Wohn NotR. 
weicht inſofern übrigens auch vom Wohnmang®. nicht ab, denn 
deſſen 8 3 Abſ. 2 ſpricht ebenfalls davon, daß Wohnungen, die 
völlig leerſtehen, als unbenutzt gelten. Bei dieſer Rechtslage geht es 
nicht an, im Berliner Notrecht für § 3 einen anderen Begriff ber 
unbenutzten Wohnung zu verwenden, als er in § 4 erläutert iſt. 
Daraus folgt dann wiederum, daß ji) die Anzeigepflicht aus 8 3 
auf ſämtliche Fälle des § 4 bezieht und die Anzeige in allen dieſen 
Fällen die Rechtsfolgen des $ 5 haben muß. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 85/28.) 
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26. 88 18 Abſ. 2, 1 Abſ. 4 Berl Wohn Not R. v. 21. Mai 
1927. Benutzt der Verfügungsberechtigte eine teure Woh- 
nung ohne die erforderliche Zuſtimmung des Wohnungs- 
amtes zu Geſchäftszwecken, ſo kann das Wohnungsamt die 
Unterlaſſung dieſer Benutzung verlangen. 

Der Verfügungsberechtigte iſt Mieter einer Achtzimmerwohnung, 
deren Friedensmiete über 3000 % beträgt. Das Wohn A. erlaubte im 
Jahre 1927 die Verwendung der beiden Vorderzimmer zu Geſchäfts⸗ 
zwecken gegen Zahlung eines Ablöſungsbetrages von 5000 RM. Die 
Erlaubnis zur Verwendung der übrigen Räume zu Geſchaftszwecken 
wurde nicht erteilt, da der Verfügungsberechtigte die Zahlung des 
geforderten Ablöſungsbetrages von 20 000 RAM ablehnte. Da er dieſe 
Räume trotzdem zu Geſchäftszwecken benutzte, forderte das Wohn A. 
ihn zur Räumung dieſer ſechs Zimmer auf. Auf die Beſchwerde des 
Verfügungsberechtigten hob das MEN. die Verfügung des Wohn A. auf. 

I. Die Beſchwerde des Verfügungsberechtigten gegen die auf 
88 1 und 14 des Berliner Wohnungsnotrechts v. 21. Mai 1927 
(88 2 und 11 des WohnmangG.) geſtützte Räumungsaufforderung iſt 
zuläſſig, wie dies ſchon im Rechtsentſcheide v. 31. Okt. 1927, 
17 Y 60/27 (JFG. Erg Bd. 3, 23; JW. 1928, 515; JurRdſch. 1928 
Nr. 323; EA. 1927, 621; MietGer. 1927, 150; DWohn Arch. 1928, 
92; PrVerwBl. 49, 496; Grund. 1928, 94; GW. 1928, 15; Gut⸗ 
Stümper⸗Zormaier, Entſch. z. Wohnrecht IV Nr. 1787; 
Hertel, Mieterſchutz 13. Nachtr. Nr. 369) zu 1 ausgeſprochen und des 
näheren begründet iſt. Da die Beſchwerdeſtelle hiervon nicht abweichen 
will und im Schrifttum auch nicht Bedenken gegen dieſe Ausführungen 
erhoben worden ſind, kann auf ſie verwieſen werden. 

II. Nach § 1 Prock O. v. 11. Nov. 1926 finden auf 
Wohnungen mit einer Jahresfriedensmiete von 3000 % und mehr in 
Berlin die Vorſchriften des WohnmangG. mit Ausnahme des 8 2 
und des hier nicht in Betracht kommenden 88 keine Anwendung. Es 
gilt daher auch für die teueren Wohnungen das Verbot der Umwand⸗ 
lung von Wohn⸗ in Geſchäftsräumen. 8 1 des Berliner Wohnungsnot⸗ 
rechts v. 21. Mai 1927 ſpricht nicht nur dieſes Verbot aus, ſondern 
beſtimmt in Abſ. 4, daß der Verfügungsberechtigte bei Zuwiderhand⸗ 
lungen verpflichtet iſt, den früheren Zuſtand wiederherzuſtellen. 8 18 
ordnet die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmungen auf teuere Woh⸗ 
nungen an. 

In 8 2 Wohnmangd. kann die Anordnung der Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes ihre Stütze nicht finden. Dies iſt 
ſchon in dem angeführten Rechtsentſcheide 17 Y 60/27 zu 2 begründet. 
Dort iſt ausgeſprochen: „Hat der Verfügungsberechtigte eine der in 
§ 2 Wohnmang®. nur mit vorheriger Zuſtimmung der Gemeinde 
behörde zugelaſſenen Veränderungen ohne dieſe Zuſtimmung vor⸗ 
genommen, ſo kann die Gemeindebehörde die Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes weder von ihm verlangen, noch gem. § 11 Wohn⸗ 
mangG. im Wege unmittelbaren polizeilichen Zwanges durchführen. 

Die Anordnung der Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
kann ſich daher nur auf 86 WohnmangG. stützen. § 6 ermächtigt 
zu anderen als den in den 88 2 bis 5 bezeichneten Anordnungen und 
Maßnahmen, insbeſ. zu Eingriffen in die .. Unverletzlichkeit der 


D. 


58. Jahrg. 1929 Heft 47] 


Wohnung und des Eigentums ..., ſoweit ſolche Eingriffe und Be⸗ 
ſchränkungen zur Behebung oder Milderung der Wohnungsnot 
dringend erforderlich ſind. Es muß ſich demnach um Maßnahmen 
handeln, die dazu dienen, dem öffentlichen Bedarf an Räumen zwecks 
Bekämpfung der Wohnungsnot zur Befriedigung zu verhelfen. Un⸗ 
mittelbar dienen dieſem Zwecke nur Maßnahmen, die den vorhandenen 
Raum zur Deckung des Bedarfs heranziehen. In dieſer Weiſe wird 
auch Raum zur Deckung des Bedarfs an Wohnungen unmittelbar 
herangezogen, wenn bei zu Geſchäſtszwecken verwendeten Wohn⸗ 
räumen die Aufgabe der geſchäftlichen Benutzung verlangt wird. 
Inſoweit kann Jaſchkowitz: Mieter. 1926, 35 nicht bei⸗ 
gepflichtet werden, der eine derartige Anordnung für unzuläſſig hält, 
da 86 nicht die Modifizierung einer durch das RGeſ. erſchöpfend 
geregelten zwangsweiſen Durchführung zulaſſe. Vielmehr muß nach 
§ 6 die Erfaſſung des für die Zwangswirtſchaft benötigten Raumes 
dort, wo er vorhanden iſt und nur ſeinem urſprünglichen Zweck vor⸗ 
enthalten wird, als zuläſſig erachtet werden (ebenſo Brumby: 
EA. 1927, 621). 

Ob darüber hinaus nach 8 6 die Wiederherſtellung vernichteten 
Wohnraums, alſo die Vornahme baulicher Arbeiten angeordnet werden 
Kann, bedarf bei der Lage des Falls keiner Erörterung. 

Da die Anordnung der Unterlaſſung der Benutzung zu Ge⸗ 
ſchäftszwecken als eine zur Verſchärfung des § 2 gem. 8 6 getroffene 
Maßnahme zuläſſig iſt, ſo iſt auch unerheblich, daß bei teueren 
Wohnungen eine Inanſpruchnahme derſelben für Wohnungſuchende 
nicht mehr zugelaſſen iſt. Denn die Maßnahme dient ſchon allein 
dadurch dem Wohnungsmarkt, daß ſie ihm Wohnraum wieder zuführt. 
Zwar hat die öffentliche Wohnungswirtſchaft ſich des Zwanges auf 
den Verfügungsberechtigten begeben, den Wohnraum auch wirklich 
durch Bewohnen, insbeſ. Vermieten, zu benutzen. Dies iſt aber ohne 
Bedeutung, da der Verfügungsberechtigte aus wirtſchaftlichen Gründen 
das Unbenutztlaſſen der nur zu Wohnzwecken verwendbaren Räume 
unterlaſſen wird. 

Da dieſe gem. 8 6 getroffene Maßnahme nur die Wieder⸗ 
herſtellung des vom Verfügungsberechtigten unerlaubt geänderten Zu⸗ 
ſtandes zum Ziele hat, ſo ergibt ſich ſchon hieraus, daß ihr Eingriff 
ſich auf die Räume beſchränken muß, in denen die unerlaubte 
Anderung vorgenommen iſt. 

Benutzt der Verfügungsberechtigte eine teuere Wohnung ohne die 
erforderliche Zuſtimmung des Wohn A. zu Geſchäftszwecken, ſo kann 
daher nach 8 18 Abſ. 2, § 1 Abſ. 4 des Berliner Wohnungsnotrechts 
das Wohn A. die Unterlaſſung dieſer Benutzung verlangen. 

(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 13. April 1929, 17 Y 24/29.) D. 


Oberlandes gerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 

1. 58 535 ff. BGB. Der Vermieter ift dem Mieter 
gegenüber auch in großſtädtiſchen Hauſern verpflichtet, 
nicht an ein Wettbewerbsunternehmen zu vermieten. Dies 
gilt auch für Kolonialwaren, wenn der erſte Mieter das 
Geſchäft zum Milchhandel und Kolonialwarenverkauf, 
der zweite Mieter hauptſächlich zum Kolonialwaren⸗ 
verkauf gemietet hat. 

Auch ohne beſondere Vereinbarung folgt aus der Verpflichtung 
des Vermieters, dem Mieter den vertragsmäßigen Gebrauch der 
Mietſache zu gewähren nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte, daß der Vermieter, wenn er die Mietſache zu 
einem beſtimmten gewerblichen Gebrauche überlaſſen hat, nicht 
dazu beitragen darf, daß dem Mieter Wettbewerb bereitet wird 
(val. RG. 119, 353; DWohnaArch. 1928, 233; EA. 1928, 666; 
GeſuR. 1928, 168; Grunde. 1928, 469; GrundſtWarte 1928, 120; 
HöchſthRſpr. 1928 Nr. 603; Jurgidſch. 1928, 471; Mieter. 1928, 
45; Recht 1928 Nr. 537 und dazu Meyer: IW. 1928, 447; 
Paſch: GrundſtWarte 1928, 120). Dies gilt im allgemeinen auch 
für die Miete von Geſchäftsräumen in großſtädtiſchen Häuſern. 
Insbeſ. iſt dem Umſtand, daß das Haus der Bekl. in einem be⸗ 
ſonders von Arbeiterbevölkerung bewohnten Stadtteil liegt und 
daß es in dieſer Gegend viel Lebensmittelgeſchäfte gibt, nichts zu 
entnehmen, was eine andere Auffaſſung von der Pflicht des Ver⸗ 
mieters begründen könnte. 

Die Bekl. hat dem Kl. Geſchäftsraum für eine „Milch⸗ 
handlung und Kolonialwaren“, ſpäter in demſelben Hauſe einem 
zweiten Mieter Geſchäftsraum für ein Kolonialwarengeſchäft ver⸗ 
mietet. Dadurch, daß die Bekl. einen zweiten Mieter nach Ab⸗ 
ſchluß ihres Vertrages mit dem Kl. den Handel mit Kolonial⸗ 
waren in dem Hauſe ermöglicht haben, haben ſie für die Kl. einen 
Wettbewerb e Dem Umſtande, daß die Kl. auch einen 
Milchhandel betreiben, iſt, ſelbſt wenn dieſer Vertragszweck an 
erſter Stelle ſtehen ſollte, ausſchlaggebende Bedeutung nicht bei⸗ 
zumeſſen. Denn auch in dieſem Falle haben die Kl. das vertrag⸗ 
liche Recht, Kolonialwaren zu verkaufen. Es trifft auch nicht zu, 
daß die Ausübung dieſes Rechts durch die Verbindung mit einem 
Milchhandel üblicherweiſe auf einen beſtimmten Kreis von Kolonial⸗ 
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waren beſchränkt würde. Auch daß die Mieträume der Kl. im 
Keller liegen, während das zweite Geſchäft in einem Eckladen be⸗ 
trieben wird, ändert nichts daran, daß den Kl. durch das zweite 
Geſchäft Wettbewerb bereitet wird und daß die Bekl. durch die 
Schaffung der Möglichkeit dieſes Wettbewerbs ihrer Vertragspflicht 
zuwider handelt. 

Die Kl. können daher von der Bekl. Beſeitigung dieſes 
Wettbewerbs und Erſatz des durch die Vertragsverletzung ent⸗ 
ſtandenen Schadens fordern. Daß ein Schaden entſtanden iſt, liegt 
bei der Art des Wettbewerbs auf der Hand. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 30. Mai 1929, 17 U 2667/29.) 
* 


2. 58 812 ff. BGB.; 88 22, 21, 12 RMietG. Der auf 
Schönheitsausbeſſerungen entfallende Teil der geſetz⸗ 
lichen Miete hat keine ſelbſtändige Bedeutung, iſt keine 
Nebenleiſtung in Preußen. Daher kein Rückforderungs⸗ 
anſpruch des Mieters aus ungerechtfertigter Bereicherung, 
wenn der Vermieter keine Schönheitsausbeſſerungen vor⸗ 
genommen hat. 

Die Berufung konnte einen Erfolg nicht haben. Der Kl. 
(Mieter) meint, daß die Bekl. (Vermieterin) ungerechtfertigt be⸗ 
reichert ſei, weil der auf die Schönheitsausbeſſerungen entfallende 
Teil lediglich zum Zwecke der Vornahme dieſer Ausbeſſerungen ge⸗ 
zahlt worden ſei und die Bekl. ihn, da die Ausbeſſerungen unter⸗ 
blieben ſeien und der mit der Leiſtung bezweckte Erfolg mithin nicht 
eingetreten ſei, ohne Rechtsgrund in Händen habe. Dieſe Begrün⸗ 
dung des Anſpruchs iſt, wie bereits in der landgerichtlichen Entſch. 
mit zutreffenden Ausführungen dargelegt iſt, unzutreffend. Von 
einer ungerechtfertigten Bereicherung der Bekl. könnte nur dann ge⸗ 
ſprochen werden, wenn die vom Kl. bewirkte Leiſtung eine ſelb⸗ 
ſtändige rechtliche Bedeutung hätte und dieſe Bedeutung durch die 
Nichterreichung des Zweckes gegenſtandslos geworden wäre. In 
Wahrheit handelt es ſich um keine ſelbſtändige, zu einem be⸗ 
ſtimmten Zwecke gemachte Leiſtung, ſondern um einen zahlenmäßigen 
Bruchteil des vom Kl. geſchuldeten einheitlichen Mietzinſes. Wie 
das LG. zutreffend ausführt, iſt die Mietzinsforderung eine ein⸗ 
heitliche Forderung und der Mietzins die einheitliche Gegen⸗ 
Teilung für den vom Vermieter gewährten Gebrauch der 
Mietſache. Daran wird durch 8 3 NMietG. nichts geändert. Auf 
Grund der 88 22 u. 21 NMiet®. hat die preuß. VO. über die 
Mietzinsbildung unter Bezugnahme auf SS 27 u. 31 StNotVO. v. 
14. Febr. 1924 die Berechnung der geſetzlichen Miete nach Hundert⸗ 
ſätzen der Friedensmiete zugelajjen; dementſprechend wird die Bildung 
der Friedensmiete in Preußen vorgenommen. Sie ſtellt ſich ſomit 
als eine einheitliche Gegenleiſtung für eine einheitliche Leiſtung dar; 
dem Vermieter liegen nicht etwa eine Anzahl einzelner ſelbſtändiger 
Verpflichtungen ob, denen eine entſprechende Anzahl von Gegen⸗ 
verbindlichkeiten des Mieters gegenüberſtänden. Davon, daß es 
ſich bei den Schönheitsausbeſſerungen um eine Nebenleiſtung i. S. 
§ 12 NMiet®. handelte, kann keine Rede ſein. Eine Verſelbſtändi⸗ 
gung eines Teils des Mietzinſes iſt, ſoweit es ſich um Schönheits⸗ 
ausbeſſerungen handelt, lediglich auf Grund des 87 PrVO. v. 
17. April / 11. Juni 1924 möglich, fie ſetzt voraus, daß eine aus⸗ 
drückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung zwiſchen den Parteien 
getroffen worden iſt oder ein Ortsgebrauch beſteht; keiner der Fälle 
liegt hier vor. Der Kl. hat daher auch den Teil des Mietzinſes, 
deſſen Rückerſtattung er mit der Kl. verlangt, zufolge ſeiner ver⸗ 
traglichen Verpflichtung, alſo nicht ohne Rechtsgrund gezahlt. 

(KG., Urt. v. 15. April 1929, 17 U 1550/29.) 
Mitgeteilt von AR. Wunderlich, Berlin. 


3. 8 16 MietSchG. Die einwöchige Friſt iſt eine 
Aus ſchlußfriſt. f) 

Der Bekl. hat die einwöchige Friſt des 8 16 Abſ. 1 MietSchch. 
für die Geltendmachung von Einwendungen beim MEAN. ungenutzt 
verſtreichen laſſen. Daß dieſe Friſt eine Ausſchlußfriſt darſtellt, zeigt 


Zu 3. Um die Frage, ob die Friſt des § 16 Abſ. 1 MietSchG. 
eine „Ausſchlußfriſt“ darſtellt, iſt ſchon viel Tinte gefloſſen. Der 
Geſetzestext iſt unklar, Schrifttum und Rſpr. gehen auseinander. Es 
beſteht darüber keine einheitliche Auffaſſung, daß die Entſch., ob die 
Friſt des Abs. 1 gewahrt iſt, nicht vom MEN, ſondern vom Prozeß⸗ 
gerichte, und zwar von deſſen Vorſitzenden zu prüfen iſt (vgl. KG.: 
JW. 1925, 2268; Kiefersauer, 3. Aufl., S. 121; Gramſe, 
Komm., 1928, S. 122; 1929, S. 412; JW. 19279 u. 592). Nach 
anderen Entſch. (RG. v. 14. April 1929 zit. bei Gramſe S. 122 
und JW. 1924, 2006) hat das MEN. ſeine Zuſtändigkeit ſelbſt 
zu prüfen. Auch Kiefersauer iſt offenbar für „Ausſchlußfriſt“. 
Gegen eine Ausſchlußfriſt iſt vor allem auch KGR. Günther: 
JW. 1925, 2268 Fußnote und Ebel⸗Lilienthal. Auch die amt⸗ 
liche Begründung zur letzten Faſſung ſpricht nur aus, es ſoll 
lediglich die Rechtsmittelbelehrung erfolgen, damit die Einwendungen 
gegen den Erſatzraum nicht verſpätet und nicht bei einer falſchen 
Stelle erfolgen. 

816 Miet SchcF. enthält zwei mal die Beſtimmung einer ein⸗ 
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ber Wortlaut des § 16 Abſ. 1 Satz 4 MietShG.: „Bei der Zu⸗ 
weiſung oder dem Angebote ſoll der Mieter auf die Zuläſſigkeit don 
Einwendungen, auf die Form und Friſt ihrer Geltendmachung ſowie 
auf die Folgen des Friſtablaufs hingewieſen werden.“ 

Dieſe Vorſchrift des § 16 MietShG. bezweckt außerdem den 
Schutz des Vermieters, der mitunter Erſatzraum nur ſchwer freihalten 
kann, meiſtens auf eigene Koſten mieten muß. 

Eine nach Ablauf der Friſt beantragte Entſch. iſt daher bei 
der Entſch. über die Vollſtreckungsklauſel nicht zu berückſichtigen 
(vgl. Vidal⸗Hadamcezyk: MietSchch. 1926 zu 8 16 S. 108). 
Schweigen innerhalb der Friſt gilt als ſtillſchweigende Erklärung des 
Einverſtändniſſes (vgl. Krüger⸗Herbot: Das geſamte Miet⸗ 
notrecht in Preußen 1928 zu $ 16 S. 270/71). 

Gegner dieſer Auffaſſung, wie z. B. Ebel⸗Lilienthal: 
Mieterſchuz und MEA. 1928 zu 8 16 S. 161, wollen die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel ja auch nur dann nicht mehr erteilt wiſſen, wenn 
nach Ablauf der Friſt Einwendungen erhoben und für begründet er⸗ 
achtet worden ſind. 

Im vorl. Falle iſt jedoch die Vollſtreckungsklauſel am 11. Juli 
1928 erteilt worden, während der Bekl. Einwendungen beim MEN. 
erſt am 20. Aug. 1928 erhoben hat. 


(KG., 16. Ziv Sen., Beſchl. v. 5. Dez. 1928, 16 W 10294/28.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dullien, Berlin. 
E 


4. 57 PrMietz VO. vom 17. April 1924. Der Mieter, 
der die Schönheitsreparaturen übernommen hat, muß ſie 
tatſächlich ausführen laſſen, braucht aber nicht ſämtliche, 
zu ihrer Ausführung notwendigen Aufwendungen zu 
machen, ſondern braucht ſie nur im Rahmen von Treu und 
Glauben zu halten. 

Die Bekl. hatte ſeit dem Jahre 1898 in dem Hauſe der Kl. eine 
Vierzimmerwohnung mit Nebengelaß als Laboratorium inne; Ende 
April 1927 iſt fie ausgezogen. Die Bekl. hatte ſeit 1. Febr. 1924 die 
Schönheitsreparaturen ſelbſt übernommen und regelmäßig 4% von 
der Miete abgezogen. Schönheitsreparaturen ſind ſeit dem Einzuge der 
Bekl., auch nach dem 1. Febr. 1924, nicht vorgenommen worden 

Die Kl. verlangt von der Bekl. 319,50 AM als Teilbetrag für 
erforderliche Schönheitsreparaturen. Sie behauptet, der Fußboden ſei 
durch die von der Bekl. verwendeten Säuren, und die Wände, Tapeten 


wöchigen Friſt. Nach Abſ. 1 darf durch den Gerichts vorſitzenden, 
der hierüber alſo wohl allein zu beſtimmen hat, die Erteilung einer 
vollſtreckbaren Ausfertigung des Urteils nicht erfolgen, wenn — unter 
anderem — der Mieter nicht binnen einer Woche ſeit Zuweiſung des 
Erſatzraumes durch das Wohn A. oder ſeit ordnungsmäßiger Zuſtellung 
eines Erſatzraumangebots durch den Vermieter beim ME A. Ein- 
wendungen erhoben hat. Nach Abſ. 3 darf die Vollſtreckung erſt 
beginnen, wenn mindeſtens eine Woche ſeit Zuſtellung des Voll⸗ 
ſtreckungstitels vergangen iſt. Dieſe Friſt kann aber auf Antrag des 
Mieters vom Vorſitzenden verlängert werden. Das LG. Berlin ge⸗ 
ſtattet ſogar eine wiederholte Verlängerung (Urt. v. 8. Jan. 1927: 
Sammlung der Entſcheidungen des Reichsmietendienſtes 5, 688). 

Aus der Tatſache, daß die Friſt des Abſ. 3 vom Vorſitzenden 
verlängert werden kann, die des Abſ. 1 aber ohne irgendeine 
Heilungsmöglichkeit gegen eine Verſäumung und ohne irgendeine An⸗ 
deutung von Rechtscharakter dieſer Friſt im Text niedergelegt iſt, 
läßt ſich vielleicht der Schluß ziehen, daß dieſe Friſt als Ausſchluß⸗ 
friſt gedacht iſt, daß aber der Geſetzgeber — es iſt anzunehmen, daß 
er die ſchon vorliegende reichliche Literatur über die Frage gekannt 
hat — abjichtlich die Entſch. aus irgendeinem Grunde übergehen hat 
wollen. Wenn das KG. den Satz über die Rechtsmittelbelehrung 
des Mieters als Anzeichen einer „Ausſchlußfriſt“ erwähnt („die 
auf die Folgen der Friftverfäumung hingewieſen 
werden), jo kann daraus auch das Gegenteil geſchloſſen werden, 
denn, wenn ſchon die Friſt des Abſ. 1 die drakoniſche Ausſchlußfriſt 
iſt („die Ausſchlußfriſt hat die Bedeutung, daß mit ihrer Verſäumung 
das Recht verloren iſt“: RG. 48, 163 ff.), fo würde die Rechtsmittel⸗ 
belehrung doch beſſer als Muß⸗ und nicht nur als unver⸗ 
bindliche Sollvorſchrift in die Geſetze gekommen ſein. Die 
Ausſchlußfriſt it tempus continuum und ohne beſondere Zubilligung 
von Hemmung und Unterbrehungsmöglichkeiten, iſt unheilbar, und 
nicht einmal eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt zuläſſig. 
Nach der Syſtematik der Friſten (vgl. Rutz: Bl. f. Rechtsanwendung 
74, 263 ff.) iſt ſie nach ihrer Funktion angetan, ein tatſächliches Er⸗ 
eignis zu qualifizieren, d. h. nur die innerhalb einer gewiſſen Friſt 
liegende Tatſache ſoll eine gewiſſe Rechtswirkung beſitzen. 

Auch mit der Vermutung eines ſtillſchweigenden Einverſtändniſſes 
des Mieters dürfte nicht gedient ſein, denn wenn z. B. der Mieter 
im kritiſchen Zeitpunkt verreiſt war oder die innerhalb der Friſt an⸗ 
gefertigte und abgeſchickte Einwendung erſt nach Friſtablauf beim 
MEN. verſpätet eingelaufen iſt, jo iſt mit der Präſumtion eines 
Einverſtändniſſes nichts getan. 

Die Rückſicht auf den Vermieter mag bei der Faſſung 
des Geſetzes mitgeſpielt haben, aber in den Motiven iſt nichts ent- 
halten, würde auch nicht entſcheidend ſein. Auch das gibt keine be⸗ 
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und der Anſtrich ſeien durch den Einbau von Geräten und elektriſchen 
Leitungen ſtark beſchädigt worden. Um Vornahme der Schönheits⸗ 
reparaturen und um Beſeitigung der Schäden habe ſie die Bekl. mehr⸗ 
fach vergeblich erſucht ... Die Kl. verlangt: 

1. einen Geldbetrag für Schönheitsreparaturen, hilfsweiſe Vor⸗ 

nahme der Schönheitsreparaturen ſelbſt; 1 

2. Schadenserſatz wegen Beſchädigung der Mieträume über die 

vertragsmäßige Abnutzung hinaus und 

3. Schadenserſatz wegen Verzuges mit der Vornahme der Schön⸗ 

heitsreparaturen und der Beſeitigung der Schäden. 

Ein Anſpruch auf Zahlung der zur Ausführung der erforder⸗ 
lichen Schönheitsreparaturen notwendigen Geldbeträge iſt nicht vor⸗ 
geſehen, ergibt ſich auch nicht ſchon daraus, daß das Mietverhältnis 
ſein Ende gefunden hat. Es könnte ſich nur fragen, ob nach den all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen des BGB. ſich die Verpflichtung der Bell. 
zur Ausführung der Schönheitsreparaturen auf eigene Koſten in einen 
Geldanſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung umgewandelt 
hat. Das iſt aber nicht der Fall; insbeſ. läßt ſich der Anſpruch auch 
nicht auf 88 326 Abſ. 1 Satz 3 und 325 Abf. I Satz 2 BGB. ſtützen, 
weil deren Vorausſetzungen nicht erfüllt ſind. Der Anſpruch auf 
Geldzahlung läßt ſich auch nicht mit dem in 8 6 Abſ. II Satz 3 an⸗ 
geführten Anſpruch auf Nachzahlung der abgezogenen 4% rechtfertigen; 
abgeſehen davon, daß ein ſolcher Anſpruch gar nicht beſteht, wie die 
Kammer im Urt. v. 25. Juni 1927: Mieterſchutz 1927, 124 Nr. 17 
ausgeführt hat (ebenſo Hertel, Geſetzliche Miete S. 40 und 315; 
LG. Köln v. 6. Okt. 1926: Mitteilungsblatt des Bundes Deutſcher 
Mietvereine 1927, 67 f. Nr. 10). 

Demnach beſteht nach wie vor nur die Verpflichtung der Bell. 
zur Ausführung der Schönheitsreparaturen ſelbſt. Daran hat ſich 
auch durch den Auszug der Bekl. nichts geändert. Das LG. Köln 
führt allerdings a. a. O. aus, nach Auflöſung des Mietverhältniſſes 
könne der Vermieter die Vornahme etwa erforderlicher Schönheits⸗ 
reparaturen nicht mehr fordern, weil ſelbſt bei gut erhaltenen 
Wohnungen nach dem Auszug des Mieters infolge der Wegnahme der 
Bilder und Möbel die notwendigen Schönheitsreparaturen auf der 
Tatſache des Wohnungswechſels, nicht der früheren Unterlaſſung der 
Schönheitsreparaturen beruhten. Dem kann aber nicht zugeſtimmt 
werden (vgl. Hertel S. 315); denn einmal ſind Umfang und Koſten 
der Schönheitsreparaturen in einer Wohnung, deren Mieter ſeiner 
Pflicht aus 8 6 Abſ. 1 Satz 2 der Bekanntmachung nachgekommen iſt, 


ſtimmten Anhaltspunkte, daß es ſich um eine prozeſſuale Vorſchrift 
handelt. Das MietSchG. ift eine lex specialis, die ZPO. iſt nicht 
geändert worden. Würde die Frage nach der ZPO. zu entſcheiden 
ſein, ſo könnte es ſich nur um eine geſetzliche Friſt handeln, die 
— weil fie nicht ausdrücklich als Notfriſt bezeichnet iſt — keine 
Notfriſt iſt und daher auf Antrag verlängert und verkürzt werden 
kann (8 224 II ZPO.). 

Sohin fehlen unmittelbare Auslegungs möglichkeiten voll⸗ 
ſtändig, und die mittelbaren ſind dürftig. Nimmt man die Friſt des 
Abſ. 1 als Ausſchlußfriſt, jo kann das zu ſehr peinlichen und un⸗ 
erwünſchten Folgerungen führen, zumal wenn das MEN. felbft nicht 
prüfen darf, ob die Friſt verſäumt iſt und ſohin eigentlich auch bei 
Verſpätung zu entſcheiden hat (JW. 1925, 2268 und Note). Hier iſt 
die techniſche Möglichkeit gegeben, daß der Vorſitzende des Gerichtes 
die Vollſtreckungsklauſel anordnet, während zur gleichen Zeit das 
MEX. erklärt, und zwar „endgültig“, daß überhaupt kein Erſatzraum 
i. S. des Geſetzes vorliegt. Umgekehrt kann es zu unliebſamen Weite- 
rungen führen, wenn ſich die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel ver⸗ 
zögert (damit muß gerechnet werden) und noch unbeſchränkte Zeit 
nach Ablauf der Friſt die Einwendungen kommen können. 

Wird das Für und Wider abgewogen, ſo muß der Entſch. des 
KG. i. S. der Ausſchlußfriſt der Vorzug gegeben werden; ſchließlich 
find die Vermieter auch Menſchen mit dem Bedürfnis nach Rechts⸗ 
ſicherheit. Und damit wird auch Günther: JW. 1925, 2268 wider⸗ 
legt, der „gar keinen Grund dafür erſichtlich hält, warum der Mieter 
nur gerade innerhalb einer Woche beim MEA. Schutz ſuchen dürfte“. 
Der Angekl. eines Strafverfahrens — und dabei handelt es ſich oft 
um weſentlich mehr als eine ungeeignete Erſatzwohnung — hat doch 
auch nur eine Woche Zeit, ſich über die Einlegung von Rechtsmitteln 
zu entſcheiden. 

Das Intereſſe an einer beſchleunigten Sicherheit der Rechtslage 
über die zumeiſt nur kurz freihaltbaren Erſatzwohnungen iſt Grund 
genug für kurzfriſtige Einwendungsmöglichkeiten. 

Alles in allem iſt der Annahme einer Ausſchlußfriſt als 
dem kleineren Übel der Vorzug zu geben. Für den Fall, daß wirklich 
ernſthafte Einwendungen verſpätet eintreffen und auch die Verſpätung 
ſelbſt als offenbar entſchuldbar erſcheint, kann der Gerichtsvorſitzende, 
der ja auch die Rechtzeitigkeit der Einwendungen zu prüfen hat, durch 
eine entſprechende einmalige oder wiederholte Verlängerung der 
Räumungsfriſt des Abſ. 3 eine Milderung der möglicherweiſe 
vorhandenen Härten der „Ausſchlußfriſt“ ausgleichen. 4 

Vielleicht ift dieſer Grund auch dafür maßgebend geweſen, daß 
der Geſetzgeber im Abſ. 1 die Belange des Mieters eingeſchränkt hat. 

IR. Dr. Buchmann, Regensburg. 
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bei weitem nicht ſo erheblich wie in einer Wohnung, in der der Mieter 
nichts hat machen laſſen, obwohl er dazu verpflichtet war. Ferner 
ia der Vermieter regelmäßig erſt beim Auszuge des Mieters ein 
eſonderes Intereſſe an der Vornahme der Schönheitsreparaturen 
haben. Die Anſicht des LG. Köln wird alſo den praktiſchen Bedürf⸗ 
niſſen nicht gerecht. Sie iſt jedenfalls im vorliegenden Falle un⸗ 
zutreffend, da die Bekl., wie die Beweisaufnahme ergeben hat, mehr⸗ 
ach vor dem Auszuge um Ausführung der Schönheitsreparaturen er⸗ 
ſucht worden iſt, ſich alſo mit ihrer Verpflichtung im Verzuge befindet. 
nmöglich kann angenommen werden, daß derjenige, der ſich ſeiner 
Verpflichtung vorſätzlich oder fahrläſſig entzieht, durch den Auszug 
Mie gänzlich ledig wird; denn das wäre ein Anreiz für böswillige 
eter. 

Demnach iſt der Hilfsanſpruch der Kl. auf Vornahme der Schön⸗ 
heitsreparaturen dem Grunde nach gerechtfertigt .. Über den Um⸗ 
ang der vorzunehmenden Schönheitsreparaturen enthält der 8 6 der 
genannten Bekanntmachung nichts. Dies iſt alſo nach den Beſtim⸗ 
mungen des BGB. (88 242, 536) zu entſcheiden (vgl. Mieterſchutz 1927, 
124; LG. 1 63 0 338/26: EA. 1927, 560 — Das Geſchüfts⸗ und 
Faduſtriehaus v. 1. Okt. 1927, 5 Nr. 18; LG. III v. 27. Mai 1925, 

8 83/25: KG Bl. S. 105 f. = Meyerowitz, Das geſamte Miet⸗ 
und Wohnungsnotrecht, 1926, 219; Hertel S. 314). Der Ver⸗ 
mieter kann die Ausführungen der Schönheits⸗ 
reparaturen demnach nur im Rahmen der Billigkeit, 
wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Ver⸗ 

ehrsſitte es erfordern, verlangen. Da in den Mieträumen 
ſeit 1898 unſtreitig nichts mehr gemacht worden iſt, ſo kann die Kl. 
natürlich nicht etwa beanſpruchen, daß die Bekl. die Wohnung voll⸗ 
ſtändig wiederherſtellt; denn ſie hat erſt ſeit dem 1. Febr. 1924 die 

chönheitsreparaturen übernommen. Andererſeits kann ſich die Bekl. 
aber auch nicht darauf berufen, daß die angezogenen 4% nicht aus⸗ 
reichten, um Schönheitsreparaturen machen zu laſſen, ebenſowenig wie 
ies der Vermieter im umgekehrten Falle geltend machen könnte 
(ogl. RG. 115, 277 — ZW. 1927, 575 ). Die Schönheitsreparaturen 
erfordern nach dem von der Kl. eingereichten Koſtenanſchlage, den 
die Bekl. nicht bemängelt hat, mehr als 750 AM. Die abgezogenen 
Beträge (4%) ergeben insgeſamt etwa 100 RM. Hiernach und unter 
Berückſichtigung vorgeſchilderter Verhältniſſe erſchien es angemeſſen, 
vie Bekl. zur Vornahme von Schönheitsreparaturen im Betrage von 

50 Ke zu verurteilen (LG. J 24 0 392/27). 

Dieſen Standpunkt des LG. über den Umfang der Schönheits⸗ 
reparaturen und damit auch den des Mieters hat das KG. mit 
olgenden Ausführungen beſtätigt: Der Umfang dieſer Verpflichtung 
ann nicht auf den abgezogenen Betrag beſchränkt werden, ſondern 
richtet ſich nach Treu und Glauben, wie der Vorderrichter zutreffend 
argelegt hat. Hier ift bei der Meſſung des Umfangs darauf Rückſicht 
zu nehmen, daß der Bekl. erſt ſeit vier Jahren dieſe Verpflichtung 
oblag, während die Verpflichtung vorher 26 Jahre den Vermieter ge⸗ 
troffen hatte. Im Hinblick hierauf würde es eine Unbilligkeit dar⸗ 
ſtellen, die Bekl. in vollem Umfange zu allen notwendigen Arbeiten 
heranzuziehen, da bei der langen Mietdauer davon auszugehen iſt, 

B zur Zeit des Überganges dieſer Verpflichtung bereits die Räume 
ſtark erneuerungsbedürftig waren. 

(KB., 17. ZivSen., Urt. v. 22. Okt. 1928, 17 U 7585/28.) 

Mitgeteilt von RA. Hoepfner, Berlin. 


* 

5. RMietG.; $ 551 ZPO. Das Gericht iſt nicht un: 
vorſchriftsmäßig beſetzt, wenn der Vorſitzende monatlich 
einmal den Vorſitz führt. Eine frei vereinbarte Vertrags⸗ 
miete, die nur in der Berechnungsart dem RMietG folgt, 
ällt — außer bei abweichendem Vertragswillen — noch 
nicht mit Herausnahme der Räume aus dem RMietG. 
ort. Eine Aufwertung von 140% der Papiermarkmiete 
erſcheint bei Geſchäftsräumen angemeſſen. 

Nach der dienſtlichen Außerung des LGPräſ, iſt mit Vorſitz der 
erſt ſeit Febr. 1928 neu gebildeten Kammer ein L&Dir., der zugleich 
en Vorſitz in einer anderen ZivK. ausübt, beauftragt worden. In⸗ 
folge Überlaftung mit Dienſtgeſchäften hat der LG Dir., ohne ſich all⸗ 
gemein für behindert erklärt zu haben, den Vorſitz in der ent⸗ 
ſcheidenden Kammer nicht ſtändig ausgeübt, ſondern nur dann, wenn 
eine weiteren Dienſtgeſchäfte es erlaubten. So hat er ſeit Juni 
1928 ſtändig einmal im Monat den Vorſitz in der entſcheidenden 
Kammer übernommen. Mit Rückſicht hierauf läßt ſich die Feſt⸗ 
ſtellung nicht treffen, daß feine Behinderung eine dauernde war 
und bereits bei Gründung der Kammer für das laufende Geſchäfts⸗ 
jahr feſtſtand (RG.: JW. 1928, 1303). Die in Bezug genommenen 
Entſch. des RG. (RGG.: JW. 1928, 658, 1139) ſind ſachlich anders 
gelagert, dort hatte der Vorſitzende ſeit Jahren an den Sitzungen 
nicht teilgenommen, ſo daß von einer vorübergehenden Behinde⸗ 
Rüge 115 das geſprochen werden A Es entfällt alſo die 

„ er icht bei des Urteils nicht v i äßi 
beſeht Nee cht bei Erlaß cht vorſchriftsmäßig 

Sachlich mußte die Berufung Erfolg haben. Der Vorderrichter 
geht davon aus, daß eine frei vereinbarte Vertragsmiete, welche 
ſich nur in der Berechnungsgrundlage an das RMietch. anlehnt, 
noch nicht mit der Herausnahme der Räume aus den Beſtimmungen 
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des RMietGG. in Wegfall kommt, ſondern darüber hinaus ſo lange 
in Wirkſamkeit bleibt, ſolange das RMietG. als ſolches und damit 
die Berechnungsgrundlage noch beſteht. Dieſe Erwägungen ſind 
grundſätzlich zutreffend und entſprechen der ſtänd. Rſpr. des Senats. 
Im Einzelfall kann ſich jedoch als Vertragswille etwas anderes er⸗ 
geben. Die Vertragsauslegung kann dahin führen, daß die Par⸗ 
teien mit dieſer an das RMietGG. ſich anlehnenden Regelung des 
Mietzinſes nur für die Zeit eine Vereinbarung treffen wollten, in 
der jeder dem anderen Teil die geſetzliche Miete aufzwingen konnte. 
Das iſt hier anzunehmen, denn beide Parteien beſchränken die Wirk⸗ 
ſamkeit dieſes Nachtragsabkommens auf die Zeit, in der die Räume 
dem RMietG. unterworfen waren. Sie gehen beide übereinſtimmend 
mit der Herausnahme dieſer Räume aus der Zwangswirtſchaft auf 
das urſprüngliche Vertragsabkommen zurück. 

Das Nachtragsabkommen iſt alſo mit dem Zeitpunkt des In⸗ 
krafttretens der Prock BO. v. 11. Nov. 1926, dem 1. April 1927, 
gegenſtandslos geworden. Damit iſt die i. J. 1916 vereinbarte Ver⸗ 
tragsmiete von 8500 % wieder aufgelebt. Dieſe iſt zu einer Zeit 
vereinbart, als die Mark noch als vollwertig betrachtet wurde. Die 
Miete bedarf jedoch, weil in Papiermark ausgedrückt, der Auf⸗ 
wertung. Die begehrte Aufwertung auf 140% erſcheint unter Be⸗ 
rückſichtigung der allgemeinen Steigerung der Miethöhe ſowie des 
Minderwertes der heutigen Reichsmark gegenüber der Friedensmark 
angemeſſen und entſpricht der ſtänd. Rſpr. des Senats. 

(KG., Urt. v. 6. Dez. 1928, 17 U 8146/8.) 
Mitgeteilt von AGR. Wunderlich, Berlin. 
* 
Breslau. 

6. Zur Anwendung des § 49a MSchG. bei Unter- 
mietverträgen. Die Möglichkeit, die geſetzliche Miete her⸗ 
beizuführen, ſchließt die Berufung auf Mietwucher nicht 
aus. 

Der Kl. iſt Mieter einer Sechs⸗Zimmer⸗Wohnung in dem 
Grundſtück Neue Taſchenſtraße in Breslau. Die jährliche Friedens⸗ 
miete dieſer Wohnung beträgt 1050 . Von der Wohnung vermietete 
der Kl. am 1. April 1925 drei Zimmer nebſt Durchgangskabinett teil⸗ 
weiſe möbliert an den Bekl. und vereinbarte mit ihm einen monat⸗ 
lichen Mietzins von 125 A, welcher im September 1925 auf 100 % 
ermäßigt wurde. Im März 1926 beantragte der Bekl. beim MEA. 
die Feſtſetzung der geſetzlichen Miete. Dieſe wurde durch Spruch vom 
30. Juni 1926 auf 400% der Geſamtmiete ſowie 6% Möbelnutzungs⸗ 
gebühr feſtgeſetzt. 

Der Kl. behauptet, daß der Bekl. ſeit Februar 1926 noch mit 
504,30 % Miete im Rückſtande ſei und beantragte, für die Zeit bis 
einſchließlich April 1927 den Bekl. zur Zahlung von 504,30 % nebſt 
Zinſen zu verurteilen. 

Der Bekl. bat um Klageabweiſung und widerklagend um Ver⸗ 
urteilung des Kl. zur Zahlung von 259,60 % nebſt 8% Zinſen. 

Er machte geltend: Der Kl. habe ihn unter Ausnützung ſeiner 
Notlage veranlaßt, im April 1925 einen Mietzins zu bewilligen, 
welcher in gar keinem Verhältnis zu dem Werte der drei ihm über⸗ 
laſſenen Wohnräume und zu der von dem Kl. für die ganze Sechs⸗ 
Zimmer⸗Wohnung zu entrichtenden Miete ſtände. Es liege daher 
Mietwucher vor, und der Kl. ſei verpflichtet, die bis zum 1. April 
1926 zuviel gezahlten Beträge zurückzuzahlen. Er bewillige als an⸗ 
gemeſſene Miete für die Zeit vom April 1925 bis März 1926 einen 
Betrag von 509,40 %, verrechne den Unterſchied zwiſchen den von 
ihm gezahlten 1200 % und den 509,40 % mit der Mietzinsforderung 
des Kl. für die Zeit von Juli 1926 bis Mai 1927 in Höhe von 
431 % und verlange Zahlung des überſchießenden Betrages mit der 
Widerklage. 

Das LG. wies die Klage ab und erkannte dem Antrage der 
Widerklage entſprechend. Auf die Berufung des Kl. hat das OG. 
den Bekl. zur Zahlung von 498,40 b verurteilt und ausgeführt: 

Dem Standpunkt des LG. kann inſoweit unbedenklich bei⸗ 
getreten werden, als das LG. eine Berufung auf die Preis Tr VO. 
oder auf den 8 49 a MSH®., der den Wucher mit Räumen behandelt, 
auch für diejenige Zeit für zuläſſig hält, zu welcher der Bekl. von 
der Möglichkeit der Erklärung, die geſetzliche Miete zahlen zu wollen 
(81 RM.), nicht Gebrauch gemacht hatte. Mit Recht führt das 
LG. aus, daß es dem Zweck und Sinn der Mieterſchutzgeſetzgebung 
widerſprechen würde, wollte man einen Mieter, welcher auf Grund 
des 81 RM. die Feſtſetzung der geſetzlichen Miete nachſucht und 
erſt aus dieſer Feſtſetzung erſieht, welch un verhältnismäßig hohen 
Mietzins er bisher gezahlt habe, verwehren, ſich nunmehr auch für 
die zurückliegende Zeit auf die Schutzvorſchriften der Preis TrVO. 
oder des MSchG. zu berufen (Hertel, 3. Aufl. Bd. I S. 367). 

Das LG. irrt aber, indem es weiterhin annimmt, daß der 
vom Bekl. bis April 1926 gezahlte Mietzins in einem ſo auffälligen 
Mißverhältnis zu der Leiſtung des Kl. ſtand, daß die Anwendbarkeit 
des 8 4 Preis TrVO. oder des ſeit dem 1. Juli 1926 gültigen 8 49a 
MESHG. gegeben ſei. 

Der 8 4 Preis TrVO. ſieht als Leiſtungswucher das Verlangen 
einer Vergütung an, welche unter Berückſichtigung der geſamten Ver⸗ 
hältniſſe einen übermäßigen Verdienſt enthält. Einen übermäßigen 
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Verdienſt hat der Kl., welcher für die fraglichen Räume in der Zeit 
vom April 1925 bis Ende Juni 1926 zunächſt 125 % monatlich, 
dann 100 % und ſchließlich 40,30 % verlangt hat, nicht erzielt. 

Die Wohnung des Kl. iſt in unmittelbarer Nähe des Haupt⸗ 
bahnhofes, des Brennpunktes des Breslauer Fremdenverkehrs, ge⸗ 
legen. Der Kl. hat ſomit die Möglichkeit, die Räume auch an Fremde 
günſtig abzugeben. Die Räume ſind dem Bekl. zum Teil möbliert 
überlaſſen worden. Die Nachfrage nach ſolchen Räumen ift, zumal in 
der fraglichen Stadtgegend, eine überaus rege, und es wurden damals 
und werden auch heute, wie gerichtsbekannt iſt, für Räume gleicher 
Art auch höhere Preiſe bewilligt und bezahlt, als ſie zwiſchen den 
Parteien vereinbart worden ſind. Der Bekl. hat ja auch die ver⸗ 
einbarte Miete vorbehaltlos dreiviertel Jahr lang bezahlt. Er hat 
vor der am 30. Juli 1926 erfolgten Klagerhebung niemals dem Kl. 
gegenüber die Auffaſſung vertreten, daß er vom Kl. bewuchert würde. 
Berückſichtigt man auch noch die mit der Abgabe von Wohnungs⸗ 
teilen gemeinhin verknüpften, nicht unerheblichen Unbequemlichteiten, 
ſo kann man den von dem Kl. aus der Vermietung der Räume er⸗ 
zielten Verdienſt als übermäßig hoch nicht bezeichnen. 

Zu dem gleichen Ergebnis gelangt man auch für die Zeit nach 
dem Inkrafttreten des 8 49a MSHG. Auch hier find die geſamten 
Verhältniſſe zu berückſichtigen, welche ſich gegenüber der Zeit vor 
Juli 1926 keineswegs zugunſten der Mieter geſtaltet haben. Die 
Mieten ſind, wie ſchon aus den erhöhten Zuſchlägen zur Friedens⸗ 
miete zu erkennen iſt, auch weiterhin geſtiegen. Es kann alſo auch 
davon, daß der Kl. für die Zeit ſeit Juli 1926 eine unangemeſſen 
hohe Miete gefordert hätte, keine Rede ſein. Auch inſoweit ſind alſo 
die Einwendungen des Bekl. gegen den Klageanſpruch unbegründet. 

Der Behl. ſchuldet dem Kl. alfo noch die Miete ſeit Februar 
1926 und er war daher unter Abweiſung der Widerklage nach dem 
Klageantrage zu verurteilen. 


(OLG. Breslau, Urt. v. 8. Febr. 1928, 5 U 366/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 


7. Vorausſetzungen für die Kündigung gewerblicher 
Räume durch den Mieter bei teilweiſer Beſchädigung in⸗ 
folge Brandes. 


Die Bekl. hatte in dem Grundſtück der Kl. mehrere zuſammen⸗ 
hängende Räume, nämlich einen etwa 150 qm großen Saal, zwei 
kleinere Nebenräume, einen 40—50 qm großen Saal und mehrere 
Keller zum Betriebe einer Schokoladen⸗ und Marzipanfabrik vom 
1. Juli 1925 ab auf die Dauer von drei Jahren gemietet. Am 
13. Febr. 1927 brach in dem Grundſtück ohne Verſchulden der Par⸗ 
teien ein Brand aus, durch welchen der 150 qm große Saal derart 
in Mitleidenſchaft gezogen wurde, daß ſeine Weiterbenutzung un⸗ 
möglich und die Bekl. gezwungen wurde, den Betrieb ſtillzulegen. 
Die Bekl. kündigte deshalb mit Schreiben v. 23. Febr. 1927 das 
Mietverhältnis ohne Stellung einer Friſt zur Abhilfeſchaffung und 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt, und gab trotz des Wider⸗ 
ſpruchs der Vermieterin die Räume am 1. März 1927 frei. Kl. 
verlangt mit der Klage Zahlung des Mietzinſes für die Monate März 
bis Juni 1927. Das LG. gab der Klage ſtatt. Die Berufung führte 
zur Abweiſung der Klage: 

Durch den Brand wurde der Bell. der vertragsmäßige Gebrauch 
der gemieteten Räume zum größten und wichtigſten Teile entzogen. 
Sie war infolgedeſſen gem. §S 542 BGB. zur Kündigung des Miet⸗ 
verhältniſſes ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt berechtigt. Grund⸗ 
ſätzlich ſteht nun dem Mieter dieſes Kündigungsrecht erſt dann zu, 
wenn der Vermieter eine ihm von dem Mieter beſtimmte, angemeſſene 
Friſt hat verſtreichen laſſen, ohne Abhilfe zu ſchaffen; es ſei denn, 
daß die Erfüllung des Vertrages infolge des Brandes für die Bell. 
kein Intereſſe mehr hat. Die dem Bekl. nach der Beſchädigung des 
großen Saales verbleibenden Räume waren zur Fortführung des 
Betriebes in keiner Weiſe ausreichend und geeignet. Auch hätte eine 
Fortführung des Betriebes im verringerten Umfange in den vom 
Brande nicht berührten Räumen eine Zerreißung des Betriebes not⸗ 
wendig gemacht, und dies hätte für die Bekl. eine erhebliche, ihr 
nicht zuzumutende Erſchwerung und Beläſtigung bedeutet. Die Be⸗ 
ſeitigung der Brandſchäden würde mindeſtens 3—4 Wochen in An⸗ 
ſpruch genommen haben, und die Räume hätten nach ihrer Wieder⸗ 
herſtellung wegen der Empfindlichkeit der von der Bekl. hergefteilten 
Waren und der dazu benötigten Rohſtoffe erſt nach völliger Aus⸗ 
trocknung und Verflüchtigung des Farb⸗ und Kalkgeruchs wieder in 
Benutzung genommen werden können. Es wäre ſomit noch ein wei⸗ 
terer Zeitraum vergangen, bevor es der Bekl. möglich geweſen 
ſein würde, den Betrieb in den Mieträumen wieder aufzunehmen, 
ohne ſich der Gefahr des Verderbs ihrer Waren auszuſetzen. Es er⸗ 
ſcheint weiterhin ohne weiteres glaubhaft, daß die anfänglichen Be⸗ 
mühungen der Bekl., ſich bis zur Wiederherſtellung der Mieträume 
geeignete Erſatzräume zu beſchaffen, erfolglos geblieben find, da, 
wie gerichtsbekannt iſt, beſonders noch Anfang 1927 Fabrikräume für 
einen Betrieb wie den der Bel. auf nur verhältnismäßig kurze 
Zeit zu einem angemeſſenen Mietzinſe kaum zu erhalten waren. 
Ebenſo ſind die Ausführungen der Bell., daß fie ſich mit Rück⸗ 
ſicht auf das ſtark einſetzende Oſtergeſchäft in einer beſonderen 
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Zwangslage befand und ſofort Fabrikräume mieten mußte, um 
ihren Lieferungspflichten nachzukommen, eine Entlaſſung ihrer ein“ 
gearbeiteten Arbeitskräfte zu vermeiden und ſich allein ſo vor dem 
Verluſte eines großen Teiles ihrer Kundſchaft bewahren zu können, 
ohne weiteres einleuchtend. 2 

Der von der Kl. erhobene Anſpruch iſt auch weiter deshalb 
unbegründet, weil durch die Zerſtörung des Fabrikationsſaales die 
der Kl. obliegende Leiſtung infolge eines weder von ihr noch der 
Bekl. zu vertretenden Umſtandes unmöglich geworden iſt (5 323 
BGB.). Nach der befonderen Lage des Einzelfalles muß hier, wo der 
Leiſtungszweck — die Benutzung der Räume als Fabrikbetrieb — es 
erforderte, daß der Bekl. ſämtliche Räume ununterbrochen zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wurden, völlige und nicht nur teilweiſe Unmöglichkeit 
angenommen werden. Daß der Mieter nicht auf die Rechte aus 
8 542 BGB. beſchränkt ift, ſondern ſich auch auf die Vorſchrift des 
§ 323 BGB. berufen kann, iſt anerkannten Rechtes (vgl. RG. 62, 
225 ff.). Die Kl. hat fomit auch nach § 323 BGB. ihren Anſpruch 
auf die Gegenleiſtung für die Zeit nach der Entſtehung des Brandes 
verloren, wobei hervorzuheben iſt, daß dieſer Anſpruch nicht etwa 
nach Wiederherſtellung des Fabrikationsſaales wiederaufleben konnte, 
da eine Heilbarkeit der Wirkungen der nachträglichen Unmöglichkeit 
dem BGB. unbekannt iſt. 

(OLG. Breslau, Urt. v. 28. April 1928, 5 U 537/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Breslau. 
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8. ss 557, 568 BGB. Hinausſchiebung der Voll“ 
ſtreckung eines Räumungsurteils bis zu einem beſtimmten 
Zeitpunkt gegen Zahlung einer beſtimmten Entſchöädigung 
begründet kein Mietverhältnis. 

Der Bekl. hatte im Rathauſe der Stadt J. von der Kl. einen 
Laden gemietet. Durch Urteil des AG. in J. v. 10. März 1922 wurde 
der Bekl. verurteilt, die von ihm benutzten Laden⸗ und Geſchäfts⸗ 
räume zu räumen. In der Folgezeit ſind dann durch die Verträge 
v. 15./17. April 1924 und 12./19. Juni 1925 Vereinbarungen mit 
dem Bekl. dahin getroffen worden, daß die Kl. gegen eine von dem 
Bekl. zu zahlende Entſchädigung auf die Vollſtreckung des Räumungs⸗ 
urteils vorübergehend verzichtete. Für die Zeit vom 1. Juli 1925 bis 
31. März 1926 hat der Bekl. demgemäß an die Kl. 3000 RM gezahlt. 
In der Verhandlung v. 12. Juni 1925 hatte ſich der Bekl. bereit 
erklärt, für den Fall, daß die Stadtgemeinde noch über den 31. März 
1926 hinaus von der Vollſtreckung des Räumungsurteils abſehen 
würde, über die in dieſem Schreiben für die Zeit vom 1. Juli 1925 
bis 31. März 1926 angebotene Summe von 3000 AM hinaus 
eine verhältnismäßig höhere Entſchädigungszahlung zu leiſten. Im 
April 1926 hat die Kl. Auftrag zur Vollſtreckung des Räumungs⸗ 
urteils erteilt. Der Bekl. hat aber Einwendungen gegen die Zuläſſig⸗ 
Reit der Vollſtreckung erhoben; das Verfahren hierüber hat ſich längere 
Zeit hingezogen. Am 30. April 1927 hat der Bekl. den Laden geräumt. 

Die Kl. hat den Bekl. auf Zahlung einer Entſchädigung für Die 
Benutzung der Räume durch den Bekl. für die Zeit vom 1. April 1926 
bis zum 30. April 1927 in Anſpruch genommen und hierzu folgen⸗ 
des geltend gemacht: . 

Ein Mietverhältnis habe in dieſer Zeit zwiſchen den Parteien 
nicht mehr beſtanden. Maßgebend für die Beurteilung der Rechtslage 
fei die Vorſchrift des 8557 BGB. Eine vereinbarte Miete fer nicht 
vorhanden. Sinngemäß müſſe der Beurteilung des Anſpruches der Kl. 
der angemeſſene Mietſatz zugrunde gelegt werden. Auszugehen ſei dabei 
von der Tatſache, daß der Bekl. für die Zeit vom 1. Juli 1925 bis 
31. März 1926 monatlich 333,33 AM gezahlt und daß im Juli 1929 
die geſetzliche Miete 82% der Friedensmiete betragen habe. Die vom 
Bekl. zu zahlende Entſchädigung ſei entſprechend der in der Folgezeit 
auf 100, 106 und 116% der Friedensmiete erhöhten geſetzlichen Miete 
zu ſtaffeln. Dabei ergäbe ſich zugunſten der Kl. für die angegebene 
Zeit ein Betrag von 5757,86 RM. Abzuziehen wären die Zahlungen 
des Bekl. mit 4395,86 AM. Der Reſtanſpruch der Kl. betrage 
1361 AM. Dieſen Betrag hat die Kl. eingeklagt. 

Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Das BG. 
führt aus: Zutreffend hat das LG. angenommen, daß in der Zeit 
vom 1. April 1926 bis 30. April 1927 ein Mietverhältnis zwiſchen 
den Parteien nicht beſtanden habe. Die Kl. hatte gegen den Bell. 
das Räumungsurteil v. 10. März 1922 erwirkt. Vollſtreckt iſt dieſes 
Räumungsurteil zunächſt nicht. Die Vollſtreckung iſt zurückgeſtellt au 
Grund der Abkommen v. 15./17. April 1924 und 12./19. Juni 1929. 
Der Sinn dieſer Abkommen iſt dahin feſtzuſtellen, daß ſich die Kl 
bereit erklärte, gegen die vom Bekl. nach dieſen Abkommen zu 30% 
lende Entſchädigung zeitweiſe auf die Vollſtreckung des Räumungs⸗ 
urteils zu verzichten. Es war dies eine Vereinbarung beſonderer Art, 
die nicht etwa einem Mietvertrage gleichzuſtellen war. Trotz Weiter“ 
benutzung der Räume durch den Bekl. beſtand kein Mietverhältnis. 
Beherrſcht wurden die Beziehungen der Parteien von der Tatſache, daß 
die Kl. gegen den Bekl. ein Räumungsurteil erwirkt hatte. Lediglich 
in dem zeitweiſen Gebrauch des Räumungsurteils wurde DIE 
Kl. durch die vorerwähnten Abmachungen der Parteien behindert. Eine 
Aufgabe der Rechte aus dieſem Urteil lag auch nach der damaligen 
Auffaffung des Bekl. nicht im Sinne der Abmachungen der Parteien. 
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Aus dieſem Grunde ſcheidet auch für die Zeit vor dem 1. April 1926 
eine Anwendung der Vorſchrift des § 568 BGB. aus, da die Par⸗ 
teien ihre Rechtsbeziehungen eben durch ein Sonderabkommen ge⸗ 
regelt haben. 

Fi.ur die Zeit nach dem 1. April 1926 haben die Parteien Ver⸗ 
einbarungen über die weitere Belaſſung der Räume an den Bekl. nicht 
getroffen. Das Mietverhaltnis war, wie dargelegt, längſt beendet. 
Gleichwohl hat der Bekl. die Mieträume nicht an die Vermieter 
zurückgegeben. Damit war der Fall des 8 557 BGB. dahin gegeben, 
daß die Kl. für die Dauer der Vorenthaltung den vereinbarten Miet⸗ 
zins, gegebenenfalls auch den Erſatz eines ihr etwa entſtandenen 
weiteren Schadens verlangen kann. 

Eine Vereinbarung über die Höhe des Mietzinſes liegt für die 
fragliche Zeit nicht vor. 

Es hätte daher nahegelegen, für die Bemeſſung des nach 8 557 
BGB. zu zahlenden Mieizinjes die Friedensmiete der Räume zu⸗ 
grunde zu legen, die im Rahmen der Zwangswirtſchaft an Stelle des 
„vereinbarten Mietzinſes“ die Mietzinshöhe beſtimmt. Aber auch dieſer 
Weg erſchien nicht gangbar. Unſtreitig befinden ſich die vermieteten 
Räume im Rathauſe der Kl., alſo in einem öffentlichen Gebäude. Das 
NMiet®. findet nun nach § 16 des Gef. u. a. keine Anwendung auf 
Räume in Gebäuden, die im Eigentum einer Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechtes ſtehen und öffentlichen Zwecken, falls die Gebaude 
bereits vor dem 1. Okt. 1918 im Eigentum der genannten Körperſchaft 
ſtanden, zu dienen beſtimmt ſind. Dieſe Vorausſetzungen ſind vor⸗ 
liegend gegeben und ſchließen eine Zugrundelegung der Friedensmiete 
für die Bemeſſung des der Kl. zu zahlenden Entgeltes aus. 

Danach ergibt fi) als Folge, daß die Kl. nach $ 557 BGB., 
da eine Mietzinsvereinbarung nicht vorliegt, den bereits von ihr 
im erſten Rechtszuge verlangten angemeſſenen Mietzins be⸗ 
anſpruchen kann. 

Für die Beurteilung der Angemeſſenheit des Mietzinſes war aus⸗ 
zugehen von der Tatſache, daß der Bekl. für die Zeit vom 1. Juli 1925 
bis 31. März 1926 für die Benutzung der Räume ein Entgelt unter 
Zugrundelegung eines Jahresſatzes von 4000 RAM an die Kl. gezahlt 
hat. Dieſes vom Bekl. gezahlte Entgelt bedeutete einen Gegenwert 
nicht nur für die liberlajjung der Räume, ſondern auch dafür, daß 
die Kl. für die fragliche Zeit von dem in ihren Händen befindlichen 
Vollſtreckungstitel keinen Gebrauch machte. Immerhin konnte zu⸗ 
gunſten- der Kl. der Betrag des angemeſſenen Mietzinſes auf die volle 
Summe von 4000 RM jährlich angenommen werden. Nach dieſem 
Jahresſatze hat aber der Bekl. unſtreitig die Miete für die fragliche 
Zeit bezahlt. 

(OsG. Breslau, Urt. v. 6. Juni 1929, 17 U 87/29.) 
Mitgeteilt von DLGR. Dr. Hertel, Breslau. 
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9. Streitwert bei Räumungsklagen auf Grund von 
8 32 Miet Sch G. ) 

8 10 GRG. bezweckt eine Verbilligung der Koſten für die Miet⸗ 
und Pachtſtreitigkeiten, für die andernfalls der Streitwert, da es 
ſich um einen Streit um den Beſitz der Miet⸗ und Pachtſache han⸗ 
delt, nach 8 6 ZPO. nach dem Wert des Miet⸗ oder Pachtgegen⸗ 
ſtandes zu bemeſſen wäre. Für die Aufhebungsklagen auf Grund 
des Miet SchcG. hat 8 13 Abf. 5 desſelben eine weitere Verbilligung 
vorgenommen, indem es als Streitwert den Betrag des Mietzinſes 
für drei Monate feſtſetzt. Dieſe Verbilligung iſt vermutlich deshalb 
eingeführt worden, weil dem Vermieter durch das MietSchcG. das 
Recht der freien Kündigung entzogen worden iſt und er eine Auf⸗ 
hebung des Mietverhältniſſes gegen den Willen des Mieters nur im 
Wege der Aufhebungsklage herbeiführen konnte, alſo zur Beſchrei⸗ 
tung des Prozeßweges genötigt war. Dieſer Grund entfällt aber 
bei allen Mietverhältniſſen, auf welche die 88 1—31 Miet Sch. 
keine Anwendung finden, der Vermieter alſo das Mietverhältnis 
durch Kündigung zur Auflöſung bringen kann. Dies iſt bei Miet⸗ 
wohnungen in öffentl. Gebäuden nach 8 32 MietSchG. der Fall. 
Auch wenn die Überlaffung der Wohnung mit Rückſicht auf das 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis ſtattgefunden hat, ſo verliert der 
Überlaſſungsvertrag dadurch nicht die Natur eines Mietverhältniſſes, 
und es findet daher, wenn Streit über das Fortbeſtehen dieſes 
Mietverhältniſſes beſteht, S 10 GK. Anwendung. Ta der Bekl. 
Mieterſchutz für ſich in Anſpruch nahm und die Zuläſſigkeit der 
Kündigung beſtritt, war das Fortbeſtehen des Mietverhältniſſes 
für einen länger als einjährigen Zeitraum ſtreitig, da die Auf⸗ 
hebung des MSchcG. noch in weiter Ferne liegt. Auf die vermut⸗ 
lich oder tatſächlich längere oder kürzere Dauer des Prozeſſes 
kommt es im Einzelfalle nicht an. Rittmann⸗Wenz, DGK. 
1929, Anm. 2 zu § 10, will allerdings in ſolchen Fällen den Streit⸗ 
wert nach 83 ZPO. berechnet wiſſen und hält den Betrag einer 
Dreimonatsmiete auch für dieſe Klage als angemeſſenen Streitwert. 
Allein in beiden Punkten kann ihm nicht beigepflichtet werden. 


- Zu 9. Die Beſtimmung des § 13 Abſ. 5 MietShG. kenn⸗ 
zeichnet ſich unzweifelhaft als Ausnahmebeſtimmung und iſt deshalb 
dom OLG. mit Recht einſchränkend ausgelegt worden. 

RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 
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Bei einer Klage auf Raumung handelt es ſich um einen Rechtsſtreit 
wegen des Beſitzes der Sache, ſo daß grundſätzlich 8 6 ZPO. maß⸗ 
gebend iſt, ſofern nicht die Ausnahmefälle des 810 GKG. oder 
§ 13 Abſ. 5 MietSchch. vorliegen. Sodann wird auch der Betrag 
einer Dreimonatsmiete dem Intereſſe des Kl. an der Räumung unter 
den obwaltenden Verhältniſſen nicht gerecht. Denn dringt der Bekl. 
mit dem Einwande, daß die Wohnung Mieterſchutz genieße, durch, 
dann muß er denſelben vermutlich noch recht lange in den Miet⸗ 
räumen dulden, ſo daß auch für den Fall der Anwendbarkeit von 
§ 3 ZPO. der Betrag einer Jahresmiete für die Bemeſſung des 
Streitwerts als nicht zu hoch anzuſehen iſt. 
(OLG. Breslau, Beſchl. v. 24 Juni 1929, 17 W 288/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 
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10. 8571 BGB.; 8 57 ZwVerſtG. Die vertragsmäßige 
Vorauszahlung des Mietzinſes für einen längeren Zeit⸗ 
raum iſt gegenüber dem Erwerber oder Erſteher des Grund- 
ſtücks wirkſam. 

Der Grundſatz „Kauf bricht nicht Miete“ gilt ſowohl beim 
rechtsgeſchaftlichen Erwerb eines Grundſtückes durch Kauf als auch 
beim Eigentumserwerb im Zwangsverſteigerungsverfahren durch 
Erteilung des Zuſchlages (8 571 BGB. 8 57 ZwvVerſtG.). Grund⸗ 
ſätzlich tritt alſo der rechtsgeſchäftliche Erwerber wie der Erſteher 
im Zwangsverſteigerungsverfahren an Stelle des Vermieters in 
die ſich während der Dauer ſeines Eigentums aus dem Mietverhält⸗ 
nis ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein. 

Dieſer Grundſatz erleidet im Intereſſe des rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erwerbes, des Erſtehers und auch der Gläubiger des Schuld» 
ners in 88 573, 574 BGB.; 88 57, 57 a, 57 b BmRerft®. gewiſſe 
Ausnahmen. Schon die Tatſache, daß die hier zur Anwendung ger 
langenden Beſtimmungen Ausnahmebeſtimmungen ſind, erheiſcht, ſie 
nicht ausdehnend anzuwenden. 

$ 574 behandelt die Frage, ob und inwieweit Rechtsgeſchäfte 
zwiſchen Mieter und Vermieter in Anſehung der Mietzinsforderung 
auch dem Erwerber gegenüber wirkſam ſind, ſoweit ſie ſich auf 
den in die Zeit der Berechtigung des Erwerbers ent ⸗ 
fallenden Mietzins beziehen. Zur Anwendung des $ 574 BGB. iſt 
alſo erforderlich, daß dem Erwerber eine Mietzinsforderung ent⸗ 
zogen wird, auf die er Anſpruch hätte, wenn der Zins entſprechend 
dem Vertrag geleiſtet würde. Würde hingegen, wie im vorliegenden 
Falle, nach dem Mietvertrag auf beſtimmte Zeit gegen einen 
einmaligen vorauszahlbaren und ſofort vorausgezahlten Mietzins 
gemietet, ſo entfällt auf den der Zahlung nachfolgenden Zeitraum 
ein Mietzins überhaupt nicht mehr. Infolgedeſſen kann auch in 
einem ſolchen Falle der ſpätere Erwerber keinen Mietzins mehr 
verlangen. 8 574 BGB. iſt dann überhaupt nicht anwendbar, da 
keine „Vorausverfügung“ über den auf die Zeit des Erwerbers 
entfallenden Mietzins vorliegt. Deswegen iſt die vertrags⸗ 
mäßige Vorauszahlung des Mietzinſes immer gegen den Erſteher 
wirkſam (RG. 94, 2791); RG HRKomm., Anm. 2 zu $ 574 BGB.; 
Staudinger, 7.8. Aufl., S. 978, 979, Anm. zu 8 574 BGB. 
und das dort zit. Schrifttum; Fiſcher⸗Henle, BGB., 13. Aufl., 
München 1927, Anm. zu $ 574 BGB.). 

Demgegenüber wird im Schrifttum (vgl. Jaeckel⸗Güthe, 
ZwVerſtch., Anm. 7 zu § 57 Zwverſtcc. Reinhard⸗Müller, 
ZwVerſtcö., Anm. 8 zu 8 57 ZwperſtG. u. a.) auch der Standpunkt 
vertreten, daß 8 574 BGB. auch anwendbar ſei, wenn das zwiſchen 
dem Vermieter und dem Mieter vorgenommene Rechtsgeſchäft den 
Beſtimmungen des Mietvertrages entſpreche. Die Verfechter dieſer 
Rechtsauffaſſung meinen, daß für ihre Anſicht zunachſt der unein⸗ 
geſchränkte Wortlaut des Geſetzes und namentlich die Erwägung 
ſpreche, daß andernfalls die Vorſchr. des 8 574 BOB. auf leichte 
Weiſe durch Parteivereinbarung umgangen werden könnte. 

Dieſe Gründe ſind nicht überzeugend. Der Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes läßt auch die vom Senat vertretene Auffaſſung zu, und der 
Zweck des Geſetzes geht doch offenbar dahin, den Erwerber gegen 
ſpätere Verfügungen über den Mietzins zu ſchützen, die ſich 
nicht aus dem Vertrage ergeben und Raten betreffen, die an ſich 
erſt zur Zeit der Berechtigung des Erwerbers fällig werden. 

Auch der Grundſatz der Vertragsfreiheit ſpricht für die Zu⸗ 
laſſung derartiger Parteivereinbarungen, die durchaus erlaubte und 
wirtſchaftlich zu billigende Zwecke verfolgen können. Man denke 
z. B. an den Fall, daß jemand zum Bau eines Hauſes und damit 
zur Schaffung von Wohnraum nur in der Lage iſt, wenn ihm ſeine 
künftigen Mieter den Mietzins für mehrere Jahre im voraus be⸗ 
zahlen. Erwerber und Erſteher des Grundſtückes ſind auch hin⸗ 
reichend geſchützt, da ſich die gegen ſie wirkende Vorauszahlung des 
Mietzinſes aus dem Vertrage ergeben muß, der, wenn er für längere 

eit als ein Jahr gelten fol, der Schriftſorm bedarf (9 566 
BGB.) und deſſen Einſicht fie ſich vor dem Erwerbe unſchwer ver⸗ 
ſchaffen können. 

Gegenüber dem rechtsgeſchäftlichen Erwerber iſt der Erſteher 
noch weiter dadurch geſichert, daß er gem. § 57a Zinßerfi®. be⸗ 


1) JW. 1919, 674. 
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rechtigt iſt, das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen 
Friſt zu kündigen. Daß 8 1 Abſ.2 Mietchch. das Kündigungs⸗ 
recht des Erſtehers beſeitigt, ſoweit es ſich um eine der Zwangs⸗ 
bewirtſchaftung unterliegende Wohnung handelt, ändert hieran nichts 
und iſt auf die Entſch. der Hauptfrage, ob die Mietzinszahlung gegen 
den Erſteher wirkt, an ſich ohne Einfluß. Im übrigen iſt in dieſer 
Hinſicht zu bemerken, daß, wenn ohne das Mietschch. die Voraus⸗ 
zahlung des Mietzinſes gegen den Erſteher wirkt, auch die Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes, das als Notgeſetz ganz andere Inter⸗ 
eſſen ſchuͤtzen will und nur zeitlich begrenzte Dauer hat, hieran nichts 
ändern und Grundlage und Aufbau des geltenden bürgerlichen 
Rechts nicht erſchüttern können. 

(OLG. Hamm, 8. ZivSen., Urt. v. 16. März 1929, 3 U 196/28.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Hans David, Bielefeld. 
2 

Köln. 

II. 57 MietSchG.; 88 307, 256, 97 Abſ. 2 380. 

1. Die Klage auf Feſtſtellung, daß ein Mietverhältnis 
noch beſtehe, greift in die ausſchließliche Zuſtändigkeit 
des Mietſchöffengerichts nicht ein. 

2. Zum Begriff des prozeßrechtlichen Anerkenntniſſes. 

3. Ein Feſtſtellungsintereſſe kann ſchon in dem grund⸗ 
loſen Beſtreiten eines beſtehenden Rechts gefunden werden. 
Erkennt der Beklagte aber im Lauf des Rechtsſtreits das 
ſtrittige Rechtsverhältnis an, jo entfällt das Rechtsſchutz⸗ 
intereſſe des Klägers; der Feſtſtellungsantrag iſt gegen⸗ 
ſtandslos wie bei der Leiſtungsklage, und damit iſt die 
Hauptſache erledigt. Die Koſten hat dann aber der Be- 
klagte zu tragen. 7) 


Der Kl. hat vom Bekl. am 21. Juli 1926 eine der Zwangs⸗ 
bewirtſchaftung unterliegende Wohnung gemietet. Nach § 4 des 
Mietvertrages ſoll der Vermieter „bei Nichtzahlung der Miete am 
Verfalltag berechtigt ſein, den Mietvertrag aufzuheben und ſo⸗ 
fortige Räumung zu verlangen“. Nachdem der Mieter mehrere 
Male um einige Tage in Verzug geraten war, hat ihm der Bekl. 
erklärt, daß er den Vertrag als aufgehoben betrachte. Der Kl. er⸗ 
hob darauf Klage auf Feſtſtellung, daß der Vertrag noch beſtehe, 
weil das MietSchch. dem 8 4 des Vertrages entgegenſtehe. Im 
Lauf des Rechtsſtreits hat der Bekl. den Anſpruch anerkannt, aber 
beſtritten, daß dem Kl. ein Rechtsſchutz zuſtehe, weil der Vertrag 
nicht habe gekündigt werden können. Das LG. hat dem Antrag des 
Kl. auf Anerkenntnisurteil nicht ſtattgegeben, ſondern die Klage 
abgewieſen, weil kein Rechtſchutzbedürfnis vorliege. In der Ber⸗ 
Inſt. wurden zunächſt die urſprünglichen Anträge aufrechterhalten. 
Der Kl. führte aus, daß Anerkenntnisurteil hätte ergehen müſſen 
und daß das Rechtsſchutzintereſſe gegeben ſei. Bekl. beſtritt dies 
und wandte ein, die Klage ſei in Wahrheit auf die negative Feſt⸗ 
ſtellung gerichtet geweſen, daß Bekl. die Aufhebnug des Miet⸗ 
verhälkniſſes nicht verlangen könne. Hierfür ſei das MietSchch. 
zuſtändig. In der letzten Verhandlung beantragte der Kl. den 
Rechtsſtreit für erledigt zu erklären, während der Bekl. bei 
ſeinem Abweiſungsantrage verblieb. Das BG. hat unter Ab⸗ 
änderung des Urteils die Hauptſache für erledigt erklärt und die 
Koſten dem Bekl. auferlegt. 

Die vom Bekl. erhobene Einrede der ſachlichen Unzuſtändig⸗ 
keit des Gerichts iſt unbegründet. Die ausſchließliche Zuſtändigkeit 
des MietSchch. beſteht nur für die auf Aufhebung eines beſtehen⸗ 
den Mietverhältniſſes gerichteten Geſtaltungsklagen. Sie mag auch 
ausgedehnt werden auf ſolche Feſtſtellungsklagen, welche einen 
Streit der Parteien darüber zum Gegenſtand haben, ob der Mieter 
einen geſetzlichen Grund zur Aufhebung des Mietverhältniſſes durch 
Urteil gegeben habe. Hier begehrt aber der Kl. nach der klaren 


Zu 11. Die Entſch. bietet prozeſſuales Intereſſe. Das OSG. 
vertritt die herrſchende Anſicht, daß das Feſtſtellungsintereſſe zum 
Klagegrund gehöre. Das Beſtreiten des rechtlichen Intereſſes ſei 
Klageleugnung. Es ſoll zur Folge haben, daß das Anerkenntnis 
des Anſpruchs in Wahrheit nur ein Geſtändnis ſei und deshalb 
nicht zum Erlaß eines Anerkenntnisurteils führen könne. Man 
ſieht nicht, ob das DIE. die Anerkenntniswirkung deswegen ver⸗ 
neint, weil der Klagegrund teilweiſe beſtritten wird oder wegen 
des in den Gründen vorangeſtellten Satzes, daß ein Anerkenntnis 
im techniſchen Sinne nur bei Aufgabe jedweder Verteidigung vor⸗ 
liege. Das letztere iſt richtig, weil auch das Vorbringen unzweifel⸗ 
hafter Prozeßmängel, z. B. der Hinweis auf Unzuſtändigkeit, den 
Anerkenntnisbegriff ausſchließt. Geht man davon aus, ſo brauchte 
die Frage, ob das Feſtſtellungsintereſſe einen Teil des Klage⸗ 
grundes bildet oder eine Sachurteilsbedingung (Prozeßvorausſetzung) 
darſtellt, ſo daß ein Fehlen als Prozeßmangel Hein gar nicht 
erörtert zu werden. Neuerdings hat die letztere Anſicht in Roſen⸗ 
berg und Baumbach eine gewichtige Unterſtützung erhalten 
WEN he Lehrbuch, 88 85 II, 88 II 3; Baumbach, 
9 2 f 

Hinſichtlich der Koſtenentſcheidung habe ich Bedenken. Das 
DL. geht richtig davon aus, daß das Rechtsſchutzintereſſe auch 
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Faſſung ſeines Antrags die Feſtſtellung, daß das Mietverhältnis 
trotz der einſeitigen Erklärung des Bekl. zur Zeit noch be⸗ 
ſtehe. Dieſe Feſtſtellungsklage greift in die ausschließliche Zu⸗ 
ſtändigkeit des MietSchch. nicht ein und war beim LG. richtig 
erhoben. 

überdies wäre auch die erſt im zweiten Rechtszuge erhobene 
Rüge verſpätet, da der Bekl. nicht glaubhaft gemacht hat, daß 
er ohne ſein Verſchulden außerſtande geweſen ſei, die Einrede 
in erſter Inſtanz geltend zu machen ($ 528 3PO.). 4 

Den Erlaß des beantragten Anerkenntnisurteils hat das 
LG. mit Recht abgelehnt. Dieſes hätte nur dann ergehen können, 
wenn der Bekl im Termin v. 28. Febr. 1928 ein wirkſames An⸗ 
erkenntnis i. S. des § 307 ZPO. abgegeben hätte. Dies iſt 
jedoch nicht der Fall. 

Denn ein ſolches Anerkenntnis bedeutet die Anerkennung des 
geltend gemachten Rechts in der erhobenen prozeſſualen Form 
unter Aufgabe jedweder Verteidigung. Die Erklärung des Bell. 
aber, den Anſpruch „anzuerkennen“, bedeutete nur ein Zuge⸗ 
ſtändnis, daß der Kl. ſachlich im Recht ſei, daß alſo der Miet⸗ 
vertrag noch beſtehe. Im übrigen aber iſt der Bekl. dem Prozeß⸗ 
begehren des Kl. durch die Erklärung, er beſtreite das Rechts⸗ 
ſchutzintereſſe an der richterlichen Feſtſtellung dieſes Rechtsverhält⸗ 
niſſes, dem Klageantrag entgegengetreten. Dieſe Erklärung, die 
eine Leugnung des Klagegrundes darſtellt, ſchließt in Verbindung 
mit dem aufrechterhaltenen Antrag auf Klageabweiſung die An⸗ 
nahme eines prozeßrechtlich wirkſamen Anerkennrniſſes aus (RG. 
95, 307; Förſter⸗Kann, 3b ce zu § 256 ZRDO.). 

Das beantragte Anerkenntnisurteil konnte daher nicht er⸗ 
gehen. 

Für eine Feſtſtellung gemäß dem Klageantrog beſtand zur 
Zeit der Klagerhebung ein Rechtsſchutzbedürfnis, wie im Gegenſatz 
zum LG. anzunehmen iſt. 

Denn das Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung eines 
Rechtsverhältniſſes gem. § 256 380. ſetzt die begründete Be⸗ 
ſorgnis einer Gefährdung der Rechtslage des Kl. voraus (RG. 
95, 306). Eine ſolche Gefährdung kann ſchon in dem grundloſen 
Beſtreiten eines beſtehenden Rechts gefunden werden. Hier ent⸗ 
behrte die frühere Behauptung des Bekl., der Mietvertrag ſei 
durch ſeine Erklärung aufgehoben, jedweder Berechtigung, da dem 
$ 4 des Mietvertrages gegenüber den zwingenden Beſtimmungen 
des MietSchch. keinerlei rechtsverbindliche Kraft zukam. 

Mit Recht greift die Berufung die Rechtsauffaſſung des CG. 
an, daß dieſes das Feſtſtellungsintereſſe deshalb verneine, weil der 
rechtlich offenſichtlich unhaltbare Standpunkt des Bekl. einen prak⸗ 
tiſchen Einfluß auf das Recht des Kl. gar nicht ausübe. Denn es 
kommt nicht darauf an, ob der Streit berechtigt iſt und ob das 
Rechtsverhältnis rechtlich wirkſam angezweifelt werden kann, ſon⸗ 
dern nur darauf, ob durch eine tatſächlich beſtehende, wenn auch 
rechtlich noch ſo haltloſe Meinungsverſchiedenheit der Parteien eine 
Gefährdung der Rechtslage des Kl. zu beſorgen iſt (RGWarn. 
1909 Nr. 361). Das ift aber regelmäßig dann der Fall, wenn ein 
Vermieter ernſtlich auf dem falſchen Standpunkt ſteht, ein Miet⸗ 
vertrag mit dem Mieter beſtehe nicht mehr. Denn dann betrachtet 
er den Mieter nicht mehr als rechtlich geſchützten Vertragsgegner, 
ſondern glaubt, ihn als rechtsloſen Eindringling und Störer ſeines 
Beſitzes behandeln zu können. Das begründet für den Mieter 
ohne weiteres die ſtändig drohende Beſorgnis, daß der Vermieter 
ſeine zahlreichen Vertragspflichten nicht mehr erfüllt, daß er dar⸗ 
über hinaus durch unbegründete Räumungs⸗ und Schadenserſatz⸗ 
klagen, durch Weitervermieten der Wohnung, ja ſogar durch ge⸗ 
waltſame Räumung im Wege verbotener Selbſthilfe die Rechts⸗ 
lage des Mieters aufs ſchwerſte beeinträchtigt. Darauf braucht es 
ein Mieter nicht ankommen zu laſſen. Er hat vielmehr ein rechtlich 


bei einem rechtlich offenkundig unbegründeten Verhalten des 
Bekl. gegeben ſein kann, daß alſo ein ſubjektiver Maßſtab ent⸗ 
ſcheidet. Dieſes Intereſſe beſteht gegenüber einem Vermieter, der 
an einer unter Außerachtlaſſung des MietSchch. erfolgten Kün⸗ 
digung trotz der Gegenvorſtellungen des Mieters feſthält. Durch 
ein im Laufe des Rechtsſtreits erfolgendes Zugeſtändnis des Ver⸗ 
mieters, daß der Vertrag noch beſtehe, fällt das Rechtsſchutz⸗ 
intereſſe weg. Der Rechtsſtreit iſt damit in der Hauptſache erledigt. 
Wenn der Kl. nunmehr unter Abſtandnahme von dem Feſtſtellungs⸗ 
begehren ſich auf den Koſtenantrag gegen den Bekl. beſchränkt, 
ſo iſt der Bekl. zur Koſtentragung zu verurteilen, weil das Ge⸗ 
richt zu prüfen hat, ob bis zu dem Zeitpunkt des erledigenden 
Ereigniſſes der Kl. recht hatte. Die Erledigungserklärung hätte 
im vorl. Fall ſchon am Schluß der erſten Inſtanz alsbald nach 
dem Geſtändnis des Bekl. erfolgen follen. Da dies nicht geſchah, 
ſondern der Kl. den nicht mehr begründeten Feſtſtellungsantrag 
in der Form des Anerkenntnisantrages aufrechterhielt, ſo war aus 
diefem Grunde die vom LG. ausgeſprochene Abweisung richtig. 
Das LG. hat freilich dieſe Rechtslage nicht erkannt. Die Klage 
wurde nicht wegen der Erledigung des Rechtsſchutzintereſſes abge⸗ 
wieſen, ſondern weil ein Rechtsſchutzintereſſe nie beſtanden habe. 

Das OLG. hat zweimal mündlich verhandelt. Da der Kl. 


* 
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ſchutzwürdiges Intereſſe daran, durch alsbaldige richterliche Feſt⸗ fahrens ſieht, wäre die Klage und auch die Berufung begründet 


ſtellung feines Rechts den Vermieter auf den Vertragsſtandpunkt geweſen, wie dargelegt worden iſt. Der Bekl. hätte vielleicht eine 


zurückzubringen. N Anderung in der Koſtenverteilung herbeiführen können, wenn er 
Somit war das Feſtſtellungsintereſſe des Kl. zur Zeit der ſeinerzeit auch das Feſtſtellungsintereſſe des Kl. oder wenn er den 
Erhebung der Klage vorhanden. Standpunkt des Kl., die Hauptſache ſei erledigt, fofort anerkannt 


Das Feſtſtellungsurteil entſcheidet indes ausſchließlich über das hätte (vgl. Stein⸗Jonas 8 91 III). Statt deſſen hat er von 
Streitverhältnis, wie es ſich zur Zeit der letzten mündlichen ſeiner irrigen Anſicht aus, die Feſtſtellungsklage ſei von Anfang 
Tatſachenverhandlung darſtellt. Iſt daher bei der Feſtſtellungsklage an unzuläſſig geweſen, ſowohl Abweiſung des ursprünglichen Klage⸗ 
ein urſprünglich vorhanden geweſenes Rechtsſchutzintereſſe im Laufe antrags wie des neuen Antrags auf Erledigterklärung begehrt. 
des Prozeſſes fortgefallen, jo iſt die Klage nunmehr unbegrundet Daß der Kl. dieſen letzteren Antrag nicht ſofort geſtellt hat, ſon⸗ 
geworden (Stein⸗Jonas, IV 7 zu § 256). Das Intereſſe an dern erſt im zweiten Rechtszug, kann im Hinblick auf den Stand⸗ 
der mit der Klage begehrten Feſtſtellung beſtand zur Zeit der punkt des Bekl. an der Rechtslage nichts ändern. Ein neues Vor⸗ 
letzten mündlichen Verhandlung nicht mehr. bringen i. S. von 8 97 Abſ. 2 BRD. liegt hier in der Anderung 

Denn ſeit der Bekl. im Termin v. 28. Febr. 1928 erklärt des Klageantrags nicht, da der Grund zu der Anderung bereits im 
hatte — wenn auch ohne damit ein prozeßrechtliches Anerkenntnis erſten Rechtszug ein Teil des Prozeßſtoffes war. Der Bekl. mußte 
abzugeben —, daß er den Fortbeſtand des Mietvertrages an⸗ mithin die geſamten Koſten des Rechtsſtreits tragen. 
erkenne, beſteht zwiſchen den Parteien keinerlei ſachlicher Streit (Os. Köln, 2. Zw Sen., Urt. v. 8. Nov. 1928, 2 U 202/28.) 
mehr. Der Bekl., der ſich in einem rechtlichen Irrtum von unge⸗ * 
wöhnlicher Schwere befunden hatte, hat nach erhobener Klage die 12. 88 557, 683 BGB.; 88 6, 16 Miet Sch. Schadenser⸗ 
rechtliche Haltloſigkeit ſeines Standpunktes eingeſehen und ſich ſatzanſpruch des Vermieters gegen den Mieter wegen ver⸗ 
damit abgefunden, offenſichtlich unter der Einwirkung und auf die ſpäteter Räumung, wenn die Vollſtreckung des Räumungs⸗ 
Rechtsbelehrung ſeiner ihn beratenden und vertretenden Prozeß⸗ urteil® von der Sicherung eines Erſatzraums abhängt. 
bevollmächtigten hin. Auch dieſe haben im Rechtsſtreit keinerlei Der Schadenserſatzanſpruch iſt begründet erſt von dem Zeit⸗ 
Einwendungen gegen den Fortbeſtand des Mietvertrags erhoben. punkt an, in dem für die bekl. Mieterin ein Erſatzraum geſichert 
Dieſe hätten auch gänzlich abwegig und ausſichtslos ſein muſſen. war. Denn gemäß 8 6 Abſ. 4 MietSchch. gelten bis zur Sicherung 
Der Bekl. hat den Klageabweiſungsantrag vielmehr nur mit dem des Erſatzraums die aus dem Mietverhältnis ſich ergebenden Rechte 
Beſtreiten des Rechtsſchutintereſſes begründet. Mit feiner Erklärung und Pflichten unter den Beteiligten fort. Bis dahin hatte alſo der 
im Rechtsſtreit, der er gar nicht ausweichen konnte, er ſehe nun⸗ Kl. nur Anſpruch auf den verkragsmäßigen Mietzins und konnte 
mehr die Haltloſigkeit ſeines Standpunkts ein und wolle nicht keinen weiteren Schaden geltend machen. Darüber, wann der 
mehr beſtreiten, wurde daher der Antrag auf richterliche Feſt. Erſatzraum als geſichert anzuſehen iſt, beſagt 8 6 
ſtellung dieſes Rechtsverhältniſſes in gleicher Weiſe gegenſtandslos nichts. Wohl beſtimmt $ 16 Abſ. 1 MierSchc, daß die Sicherung 
wie etwa eine Leiſtungsklage, wenn der Bekl. im Laufe des des Erſatzraums durch eine Beſcheinigung der Gemeindebehörde oder 
Prozeſſes die Klageſumme bezahlt. Der Rechtsſtreit wurde mit durch andere öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
dieſer Erklärung in der Hauptſache erledigt, das Rechtsſchuz⸗nachzuweiſen iſt. Im übrigen wird unterſchieden, je nachdem, ob 
intereſſe erloſch (ogl. Stein⸗Jonas, IV 7 zu 9 256, För- der Erſaßraum der Wohnungszwangswirkſchaft unterliegt oder 
ſter⸗Kann, 3b ce zu 8 256). nicht. Im erſten Fall geſchieht ſeine Sicherung für den Mieter 

Dem kann der Kl. nicht entgegenhalten, der Bekl. könne durch Zuweiſung ſeitens des Wohnungsamts. Im zweiten Fall 
nach Abweiſung der Klage möglicherweiſe ſeinen alten Standpunkt erfolgt ſie dadurch, daß der Vermieter dem Mieter durch eine 
wieder einnehmen und damit einen neuen Rechtsſtreit ins Leben nach 8 132 BGB. zuzuſtellende Erklärung einen Erſatzraum an- 
rufen. Denn die Möglichkeit, daß die Rechtsgültigkeit des bietet, über den der Vermieter oder ein dem Angebot zuſtimmen⸗ 
Mietvertrages beſtritten wird, beſteht ſchließlich überall zwiſchen der Dritter verfügungsberechtigt iſt. Hier lagen die Voraus- 
Mietparteien, die in Unfrieden leben und voneinander wegwollen. ſetzungen des zweiten Falles ſeit dem 1. Mai 1927 vor. Denn 
Dieſe Möglichkeit allein begründet aber noch kein ſchutzwurdiges am 21. März ließ der Kl. der Bekl. durch den Gerichtsvollzieher 
Intereſſe an alsbaldiger richterlicher Feſtſtellung, vielmehr bedarf eine Erklärung zujtellen, durch die er ihr im Einverſtandnis mit 
es der Darlegung einer unmittelbaren Gefährdung der Rechtslage dem Eigentümer X. beitimmte, am 21. April vom MEU. für am 
des Mieters durch das Verhalten bes Vermieters. Es ber gemeſſen erklärte Räume als Erſatz anwies. Dem lag eine ſchrift⸗ 
deutet ſchon eine ſtarke Ausdehnung des Rechtsſchutzes in 5 256 liche Erklärung des X. v. 17. März zugrunde, daß er bereit ſei, 
ZPO., wenn überhaupt das bloß wörtliche Beſtreiten unter Um⸗ mit der Bekl. zwecks Vermietung beſtimmt bezeichneter Raume in 
ſtänden für hinreichend zur Begründung eines Feititellungsintere Verbindung zu treten. Am 27. April beſcheinigte X. in öffentlich 
eſſes anerkannt wird. Nirgendwo in der Nipr. iſt man aber ſo beglaubigter Erklärung unter Bezugnahme auf ſein früheres 
weit gegangen, auch die bloße Möglichkeit eines Beſtreitens ſchon Schreiben nochmals ſeine Bereitwilligkeit, die Raume, deren 
für rechtsſchutzbegründend zu erachten. überdies find auch keine Eigentümer er ſei, ab 1. Mai 1927 an die Bekl. zu vermieten. 
Tatſachen hervorgetreten, die zu der Befürchtung Anlaß geben, der Damit war den Erforderniſſen des 8 16 Abſ. 1 Miet Sch. genügt: 
Bekl. werde künftig die Gültigkeit des Mietvertrages noch eimmal das Angebot des Erſatzraums war nach 8 132 BOB. zugeſtellt 
beſtreiten. Über dieſen Punkt beſteht vielmehr zwiſchen den Par- und feine Sicherung durch die öffentlich beglaubigte Urkunde v. 
teien vollſte Einigkeit. Der Kl. hat hiernach mit Recht feinen ur- 27. April nachgewieſen. Tie letztere Urkunde war freilich der 
ſprünglichen Klageantrag dahin geändert, daß die Hauptſache nun⸗ Bekl. nicht durch Gerichtsvollzieher zugeſtellt; das iſt aber auch 
mehr für erledigt erklärt werde. Der Standpunkt des Bekl. daß in 8 16 MietSchb. nicht vorgeſchrieben. Daß anderſeits aus der 
von Anfang an wegen des Mangels an einem Feſtſtellungs⸗ Wöffentlich beglaubigten Urkunde ſich die naheren Bedingungen des 
intereſſe die Klage unzulaſſig geweſen und daß eine Erledigung im Vertragsangebots nicht ergaben, wor gleichfalls unſchädlich. Sie 
Laufe des Rechtsſtreits durch ſein „Anerkenntnis“ nicht ein⸗ ſpielten eine Rolle bloß für die Angemeſſenheit, nicht für die 
getreten fei, iſt nicht zu billigen. Dem neuen Antrag des Kl., die Sicherung des Erſatzraums; nur für die letztere, nicht. für die 
Hauptſache für erledigt zu erklären, war mithin unter Ab- erſtere verlangt aber 8 16 Abſ. 1 den Nachweis durch öffentliche 
änderung des angefochtenen Urteils ſtattzugeben. oder öffentlich beglaubigte Urkunden. Erſt recht erfordert 8 16 

Die Koſten des Rechtsſtreits mußten dem Bekl. zur Laſt Abf. 1 nicht die erſt am 30. Juni erfolgte Zuſtellung eines voll⸗ 


fallen. Denn ohne fein „Anerkenntnis“, worin der Senat in über⸗ ſtändig ausgearbeiteten, mit der öffentlich beglaubigten Unterſchrift 
einſtimmung mit dem Kl. eine Erledigung im Laufe des Ver⸗ des K. verſehenen Mietvertragsentwurfs. 


in der erſten Verhandlung wieder den eſtſtellungsantrag ſtellte, begründet war. Da andererſeits die Erledigungserklärung ſchon in 
obwohl 15 A erledigt war, ſo Futte die Berufung als⸗ der erſten Inſtanz hätte abgegeben werden können, ſo war es an⸗ 
bald zurückgewieſen werden müſſen. Erſt in der letzten münd⸗ gezeigt, unter Anwendung des in 99 PD. enthaltenen 
lichen Verhandlung ſtellte der Kl. den richtigen Antrag. Der Kl. Rechtsgedankens dem Kl. die Koſten der Ber nit. aufzuerlegen. 
hat alſo gegen ein im Ergebnis richtiges und nur falſch begrün⸗ Dieſes Ergebnis entſpricht auch mehr der Billigkeit als die Entſch. 
detes Urteil Berufung eingelegt. Die Berufung wurde auf zwei des DLG., bie dem Bekl. wegen ſeiner falſchen Einſtellung mit 
Geſichtspunkte geſtützt — Anerkenntnis und Rechtsſchutzintereſſe —, den Geſamtkoſten belaſtet, obwohl die zweite Inſtanz vermieden 
die beide falſch waren, da ein Anerkenntnis nicht vorlag und das 


werden konnte, wenn der Kl. am Schluß der erſten Inſtanz ſchon 
Rechtsſchutzintereſſe weggefallen war. Dieſes Intereſſe trat auch den richtigen Antrag geſtellt hätte. Abzulehnen iſt die Auſicht des 
nicht durch das Verhalten des Beklagten in der Beränft. wieder DLO., daß in der Antragsänderung deswegen kein neues Vor⸗ 
ein; denn der Bekl. beſchränkte ſich darauf, das Rechtsſchuß⸗ bringen i. S. des 8 97 II liege, wei 


gen | ber Grund zu der Anderung 
intereſſe zu beſtreiten und den rechtlichen Sinn der Klage anders bereits in erſter Inſtanz ein Teil des Rechtsſtoffes war. Dieſer 
auszulegen. Das Beſtreiten war ri 


chtig. Vie fälſchliche Auslegung Grund als ſolcher mußte zur Abweiſung führen, wenn der daraus 
der Klage hatte aber mit der Frage, ob hinſichtlich der wirklich fi) ergebende Erledigungsanfrag nicht geſtellt, ſondern ber ur⸗ 
erhobenen poſitiven Feſtſtellungsklage ein Rechtsſchutzintereſſe vor⸗ ſprüngliche Antrag aufrechterhalten, wurde. Die Stellung des An⸗ 
lag, nichts zu tun. Wenn nunmehr der Kl. ſeinen Feſtſtellungs⸗ trags am Schluß der zweiten Inſtanz war alſo ein neues Vor⸗ 
antrag mit der Erledigungserklärung aufgab, ſo änderte dies nichts bringen, das ſchon in erſter Inſtanz erfolgen konnte.“ 

an der Tatſache, daß jener Antrag in der zweiten Inſtanz niemals Prof. Dr. Hein, Halle. 
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Selbſt wenn aber die Vorausſetzungen des § 16 Abf. 1 
MietSchcz. erſt am 30. Juni erfüllt worden wären, fo ſtünde das 
der Feſtſtellung nicht entgegen, daß i. S. des 8 6 Abſ. 4 MietSchcg. 
der Erſatzraum ſchon am 1. Mai 1927 geſichert war. Denn 8 16 
Abſ. 1 behandelt lediglich die Erforderniſſe, unter denen eine 
vollſtreckbare Ausfertigung des Räumungsurteils erteilt werden 
darf, Erforderniſſe, die teils materieller, teils formeller Natur 
find. Gewiſſe Tatſachen — hier intereſſiert nur die Sicherung des 
Erſatzraums — müſſen nicht nur materiell vorliegen, ſondern auch, 
ähnlich wie in den 88 726 ff. ZPO., in beſtimmter Form, nament⸗ 
lich durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden, be⸗ 
wieſen ſein, um die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel zu ermög⸗ 
lichen. Die Vorausſetzungen von 8§ 6 Abſ. 4 und 8 16 Abſ. 1 
MietShG. decken ſich inſofern, als beide Beſtimmungen fachlich 
die Sicherung eines Erſatzraums verlangen. 8 16 Abſ. 1 erfordert 
aber daruber hinaus, daß der Nachweis der Sicherung mit Hilfe 
beſtimmter Beweismittel erbracht ſei; ſonſt bleibt die Sicherung 
des Erſatzraums, ſelbſt wenn ſie vorhanden iſt, bei der Entſch. 
über Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung außer Betracht. 
Dieſe zweite formelle Vorausſetzung iſt dem 86 
Abſ. 4 fremd. Für feine Anwendbarkeit genügt es, 
daß ein Erſatzraum geſichert und der Nachweis 
deſſen irgendwie, ſei es auch nicht mit den Beweis- 
mitteln des 8 16 Abf. 1, geführt iſt. Das war hier der 
Fall. Die erwähnten Urkunden, mögen ſie auch teilweiſe den 
Formvorſchriften des 816 Abſ. 1 nicht entſprochen haben, er⸗ 
bringen in ihrem Zuſammenhalt den überzeugenden Beweis, daß 
dem Einzug der Bekl. in den Erſatzraum zum 1. Mai 1927 kein 
Hindernis entgegenſtand. 

Seit dem 1. Mai hat der Kl. an X. den Mietzins für 
den Erſatzraum bezahlt. Die Forderung auf Erſtattung dieſer 
Beträge läßt ſich zwar nicht aus § 683 BGB. herleiten. Denn 
die Bekl. hat ſich von Anfang an geweigert, den Erſatzraum zu 
beziehen; der Kl. wußte alſo, daß die Zahlung ihrem Willen 
widerſprach. Die Aufwendungen an K. gehören aber zu dem 
nach $ 557 BGB. dem Kl. zu erſtattenden Schaden. Er war ge⸗ 
zwungen fie zu machen, weil die Berl. ſchuldhaft nicht rechtzeitig 
räumte. Sonſt lief er Gefahr, daß der geſicherte Erſatzraum wieder 
verloren ging und die Bekl. abermals nicht zur Räumung an⸗ 
gehalten werden konnte. Dem läßt ſich nicht entgegenhalten, daß 
der Kl. einen andern Weg hätte beſchreiten, nämlich unter dem 
Geſichtspunkt, daß die Bekl. böswillig die Sicherung eines Erſatz⸗ 
raums vereitele, gem. 86 Abſ. 5 MietSchck. die Aufhebung des 
Vollſtreckungsſchutzes hätte verlangen können. Dieſer zweite Weg 
war im Erfolg immerhin unſicher und mindeſtens zeitraubend. Dem 
Kl. iſt es daher nicht zu verdenken, daß er anders verfuhr. 

(OG. Köln, 8. ZivSen., Urt v. 10. Mai 1929, 8 U 45 7/28.) 
Mitgeteilt von LGR. Dr. Schmit, Aachen, 
Hilfsrichter am OLG. Köln. 
* 


Königsberg. 

13. 8 6 Abſ. 1 Satz 2 Wohnmang G. in Verb. mit Art. 153 
Abſ. 2 RVerf. Das Wohnungsamt haftet nicht für Miet⸗ 
aus fälle bei Zwangsmietverträgen mit einem zahlungs⸗ 
unfähigen Mieter. 

Die Beſchränkung, die in der Beſchlagnahme der Wohnräume 
des Kl. durch das Wohn. liegt, ſtellt fi als eine Enteignung i. S. 
von Art. 153 Ab. 2 WVerf. dar, für welche nach feſtſtehender Rſpr. 
die beſchlagnahmende Gemeinde, nicht der preuß. Staat, entſchädi⸗ 
gungspflichtig it (RG. 111, 2243); 112, 1922) und JW. 1925, 1394). 
Die Entſchädigungspflicht umfaßt grundſätzlich den geſamten Schaden, 
der durch die Beſchlagnahme entſteht. Bei der Abgrenzung der gemäß 
der NBerf, zu leiſtenden Entſchädigung iſt, wie das RG. wiederholt 
ausgeſprochen hat, auf das PrEnteig®. v. 11. Juli 1874 zurück⸗ 
zugreifen (vgl. RG. 112, 192). Als angemeſſen i. S. der NXerf. iſt 
daher die Entſchädigung anzuſehen, die das PrEnteig . den Ent⸗ 
eigneten zubilligt. Dieſes gewährt dem Enteigneten keinen vollſtändigen 
Ausgleich ſeines Vermögensſchadens, ſondern nur den Erſatz des 
Wertes des enteigneten Grundſtückes und der Wertminderung des 
Reſtgrundſtückes. Der Kl. kann daher an ſich den Wert der ihm 
entzogenen Räume erſetzt verlangen, und zwar, da es ſich nicht um 
eine dauernde, ſondern nur um eine zeitweiſe Entziehung der Räume 
handelt, nur ihren Mietwert. Nun erhält aber der Inhaber der ent⸗ 
zogenen Räume, wenn zwiſchen ihm und dem eingewieſenen Mieter 
auf Antrag des Wohn. vom MEN. ein Zwangs mietvertrag ab⸗ 
geſchloſſen wird, gegen den Mieter einen Anſpruch auf Zahlung einer 
angemeſſenen Mietentſchädigung und iſt durch dieſen Anſpruch inſoweit 
abgefunden. Wenn der ihm zugefügte Schaden, etwa wegen der dem 
Vermieter möglichen beſſeren Verwertung der Räume als für Wohn⸗ 
zwecke und wegen der durch die Beſchlagnahme eintretenden Wert⸗ 
minderung der ihm verbleibenden Räume, durch dieſen Mietzins⸗ 
anſpruch nicht ausgeglichen wird, ſo kann er dieſen weitergehenden 
Schaden von der beſchlagnahmenden Gemeinde erſtattet verlangen 
(RG. 111, 2273). Dagegen iſt nach der beſtehenden Geſetzgebung 


9 JW. 1925, 2227. ) W. 1926, 807. 
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Reine Grundlage vorhanden, nach der der Vermieter die Gemeinde 
auch für einen Mietzinsausfall bei Zahlungsunſähigkeit des Mieters 
haftbar machen kann. Dieſer Anſpruch kann allerdings nicht mit der 
Begründung abgelehnt werden, Mietzinsausfälle treten auch bei frei⸗ 
williger Vermietung ein und ſeien keine Beſonderheit und keine un⸗ 
mittelbare Folge der nach der Beſchlagnahme abgeſchloſſenen Zwangs⸗ 
mietverträge. Denn die Zuweiſung eines Mieters als Zwangsakt läßt 
ſich bei eintretender Zahlungsunfähigkeit des Mieters nicht von dem 
durch dieſe eingetretenen Schaden trennen, und ein Verhältnis von 
Urſache und Wirkung iſt durchaus vorhanden, wenn auch nicht alle 
zugewieſenen Micter zahlungsunfähig ſind und ein ſolcher Schaden 
daher nicht in allen Fällen einzutreten braucht. Mit derſelben Be⸗ 
gründung ließe ſich ſonſt auch ein Schadenserſatzanſpruch ablehnen, 
der ſich darauf gründet, daß der gezahlte Mietzins den durch die 
Beſchlagnahme eingetretenen Schaden nicht voll decke; denn auch 
dieſes iſt nicht notwendig bei allen Beſchlagnahmungen der Fall. 

Das Geſetz will aber offenbar bewußt eine Haftung der beſchlag⸗ 
nahmenden Gemeinde für den Mietzins nur dann eintreten laſſen, 
wenn das MEN. nach § 4 Abſ. 2 Wohnmangch. angeordnet hat, daß 
die Gemeinde an Stelle des Wohnungſuchenden als Mieter gelte. 
Dieſe Beſtimmung, die offenbar den Zweck hat, den Vermieter gegen 
Mietzinsausfälle zu ſchützen, würde überflüſſig ſein, wenn die Ge⸗ 
meinde auch in den Fällen für nicht beizutreibenden Mietzins haften 
müßte, wo der Vertrag nicht mit ihr, ſondern den Wohnungſuchenden 
direkt abgeſchloſſen wird. Es iſt zuzugeben, daß der Vermieter nur 
ein Antragsrecht hat, daß nach 8 4 Abſ. 2 WohnmangG. verfahren 
werde, daß ihm aber ein bindender Anſpruch darauf im Falle dieſes 
Antrags nicht gegeben iſt. Danach hat der Vermieter kein wirkſames 
Mittel, um fi) gegen drohende Mietzinsausfälle zu ſchützen. Man 
muß aber aus dieſer Beſtimmung als Willen des Geſetzgebers ent⸗ 
nehmen, daß die Gemeinde für den Mietzins nur im Falle des 
94 Abf. 2 haften ſoll. Damit hat das Geſetz die Einſchränkung der 
Entſchädigungspflicht vorgenommen, welche nach Art. 153 Abſ. 2 Satz 2 
RVerf. erforderlich iſt, um inſoweit einen Erſatzanſpruch abzulehnen 
(im Ergebnis übereinſtimmend OLG. Frankfurt v. 5. Jan. 1928 
und Hertel, Mieterſchutz und Wohnungszwangswirtſchaft, 3. Aufl., 
Bd. II S. 92). 

Aus dem Geſichtspunkt der Enteignungseutſchädigung kann der 
Kl. daher die Gemeinde K. für den Mietzinsausfall nicht verantwort⸗ 
lich machen, und er muß alſo durch den zum Ausgleich gewährten 
Mietzinsanſpruch abgefunden angeſehen werden. Für den Mietzins⸗ 
ausfall könnte der Kl. die Bekl. nur dann haftbar machen, wenn er 
nachweiſen könnte, daß den Beamten des Wohn A. oder MEA. bei 
der Zuweiſung eines Zwangsmieters oder dem Abſchluß eines Zwangs⸗ 
mietvertrags eine Verletzung ihrer Amtspflicht zur Laſt fiele. Auch 
trifft die Haftung die Gemeinde, um deren Beamte es ſich handelt, 
nicht den Staat (Hertel a. a. O. S. 94; Jurgidſch. 1926 Nr. 74). 


(Os Königsberg, 1. ZivSen., Urt. v. 25. Sept. 1928, 2 U 161/28.) 
Mitgeteilt von RA. Arthur Meyerowitz, Königsberg i. Pr. 
* 


Stuttgart. 


14. 88 812, 1093, 1004 BGB.; SA Wohnmang O. v. 
23. Sept. 1918. Wenn das Wohnungsamt die Ausübung 
eines Wohnrechts verhindert, iſt die Benützung durch den 
Eigentümer zwar nicht widerrechtlich, führt aber ungerecht- 
fertigte Bereicherung herbei. Iſt im Teſtament ein Wohn⸗ 
recht vermacht und dem Erben ein Wahlrecht in bezug auf 
die Ausübung verliehen, ſo geht das Wahlrecht nicht auf 
den Käufer des Grundſtücks, ſondern auf den Wohnberech⸗ 
tigten über. +) 


Nach einem Teſtament fiel dem Alleinerben ein Wohnhaus 
in S. zu und der Kl. darin das dingliche Wohnungsrecht im 
Erdgeſchoß oder im erſten Stock nach Wahl des Erben. Dieſer ver⸗ 
kaufte das Haus i. J. 1919 an den Bekl. Die Kl. blieb bei ihren 
Eltern in U. wohnen, weil fie vom Wohne. keine Zuzugs⸗ 
erlaubnis nach S. erhielt. Der Bekl. benützte infolgedeſſen die 
ſechs Zimmer des erſten Stocks und vermietete das Erdgeſchoß. 
Die Kl. hält ihn für bereichert und verlangte 4000 AN Erſatz. Das 
LG. wies die Klage ab, weil der Grund, weshalb die Kl. ihr Recht 
nicht ausübte, in der Zwangswirtſchaft liege, die außerhalb des 
Machtbereichs und Pflichtenkreiſes des Bell. liege. Die Kl. habe 
auch nicht den Verſuch gemacht, ihr Wohnrecht mit Zuſtimmung des 
Bell. gem. § 1092 Satz 2 BGB. einem andern zu überlaſſen. 


3) JW. 1925, 2227. 


Zu 14. Der Entſcheidung ift hinſichtlich der Anwendung des 
$ 812 BGB. und des Ausſpruchs, daß das Wohn. keine privat⸗ 
rechtliche Befugnis dem Behl. verleihen konnte, zuzuſtimmen. 

Dagegen erſcheint es bedenklich, daß die Entſch. auf den wohn⸗ 
berechtigten Vermächtnisnehmer das Wahlrecht mangels Ausübung 
desſelben durch den Erben übergehen läßt. Unklar und aus dem 
Tatbeſtand nicht erſichtlich iſt es übrigens, wie es überhaupt dazu 
gekommen iſt, daß das Wahlrecht vom Erben nicht ausgeübt wurde, 
bevor er das Haus verkaufte. Denn da das dingliche Wohnungsrecht 
nur durch Eintragung entſtehen konnte und der Erbe die Eintragung 
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Sie habe vielmehr die Rechtsausübung ruhen laſſen, und darum 
habe der Bekl. auf Grund ſeines Eigentums die betreffenden 
Räume benützen dürfen. Darin liege keine Beeinträchtigung des 
Rechts der Kl. i. S. von 88 1090 Abf. 2, 1027, 1004 B00 B. Er 
ſei daher weder zum Schadenserſatz verpflichtet noch unrecht⸗ 
mäßig bereichert. Es fehle aber überhaupt an einer Bereicherung, 
der Umfang des Wohnrechts ſei im Teſtament nicht beſtimmt; 
gem. § 1093 Abf. 2 habe die Kl. nach ihren Verhältniſſen nur 
drei Zimmer mit Zubehör anzuſprechen, und dieſe Räume habe 
zwar der Bekl. mit Hausrat belegt, aber daraus keinen berechen⸗ 
baren Vorteil erzielt. 

Auf Berufung der Kl. erklärte das OLG. den Anſpruch dem 
Grunde nach für berechtigt. Es verneint, daß die Benützung der 
der Kl. zuſtehenden Räume dadurch rechtmäßig geworden ſei, daß 
das Wohn A. den Zuzug verweigert habe. Die Benützung iſt aller⸗ 
dings keine widerrechtliche, zum Schadenserſatz verpflichtende, aber 
darauf kommt es bei 8 812 BOB. nicht an, vielmehr darauf, ob 
der Bekl. die Benützung ohne rechtfertigenden Grund erlangt hat, 
und das iſt zu bejahen. Das Wohn A. konnte dem Bekl. keine 
privatrechtliche Befugnis verleihen, es regelte nur die öffentlich⸗ 
rechtliche Bewirtſchaftung, und auch nur dem Verfügungsberech⸗ 
tigten gegenüber (§ A Wohnmang VO. v. 23. Sept. 1918 NGBl. 
1143. Deswegen hätten die Zwangsmieter, ſoweit ihre Wohn⸗ 
räume dem dinglichen Recht der Kl. unterlagen, mit dieſer die 
Mietverträge durch das Wohn A. ſchließen ſollen. Der Bekl. hat 
die Selbſtbenützung oder Vermietung dieſer Räume auf Koſten 
der Kl. erlangt. Unrichtig iſt auch die Annahme des LG., daß der 
Bekl. nicht bereichert ſei, weil er einige Räume des erſten Stocks 
für die Kl. freigehalten hat. Das Wahlrecht, ob das Erdgeſchoß 
oder der erſte Stock der Kl. überlaſſen werden ſoll, ſtand nur dem 
Erben zu, der es nicht ausgeübt hat, und ging nicht auf den Käufer 
über, denn es beruht auf Erbrecht, nicht auf Eigentum. Da auch 
die Vorſchriften der 88 2154 und 2156 über Wahl⸗ und Zweck⸗ 
vermächtniſſe nicht paſſen, muß der Kl. das Wahlrecht zugeſprochen 
werden. Dieſe hatte ſich 1919 für den erſten Stock entſchieden. Der 
Berl. mußte dieſen Stock nach dem Willen des Teſtaments ganz 
zur Verfügung ſtellen, nicht nur zu dem Teil, der für die Be⸗ 
dürfniſſe der Kl. ausreicht. Er Hat alſo auf Koſten der Kl. den 
erſten Stock bewohnt. 

(Ox G. Stuttgart, 2. Ziv Sen., Urt. v. 11. April 1929, U 895/28.) 


Köln. b) Straffachen. 


15. 8 33 Gewd. Gaſtwirtſchaft liegt, nicht vor, wenn 
nur Perſonen beherbergt werden, die dem Angeklagten von 
Gaſtwirten überwieſen werden, und er von dieſen, nicht 
von den Gäſten Bezahlung erhält. f) 

Der Angekl. hat gewerbsmäßig Perſonen ohne Verpflegung be⸗ 
herbergt, die ihm von Inhabern von Gaſtwirtſchaften zugewieſen wur⸗ 
den. Letztere zahlten an den Angell. die entſprechende Vergütung. 
Das LG. hat mit Recht angenommen, daß mit dieſem Sachverhalt 
der Begriff der Gaſtwirtſchaft i. S. des 8 33 Abf. 1 Gew. nicht 
erfüllt iſt. Dieſer verlangt, daß, um Perſonen gewerbsmäßig zu be⸗ 
herbergen, ein offenes Lokal gehalten wird, d. h. ein in der Regel 
allgemein benutzbares oder wenigſtens den Angehörigen einzelner 
Geſellſchaftsklaſſen allgemein zugängliches Lokal (Landmann, 
Gew., 8 33 Anm. 2). Die Räume des Angekl. aber waren nicht 
allgemein, d. h. jedem aus dem Publikum oder aus beſtimmten 
Kreiſen desſelben zugänglich, ſondern nur den von den Gaſtwirten 
überwieſenen Perſonen, die mit dieſen einen Beherbergungsvertrag 
geſchloſſen hatten, und die der Angekl. auf Grund von Verträgen be⸗ 
herbergte, die er mit den Gaſtwirten abgeſchloſſen hatte (vgl. Goltd⸗ 
Arch. 40, 194; 42, 284). Der Ausführung der Rev. kann nicht zu⸗ 


infolge des Vermächtniſſes zu bewirken verpflichtet war, ſollte man 
meinen, daß bei der Eintragungsbewilligung die Wahl vom Erben 
getroffen worden wäre. Keinesfalls aber dürfte es dem 8 262 BGS. 
entſprechen, wenn das Wahlrecht vom Erben noch nicht ausgeübt 
wurde, es auf den bedachten Vermächtnisnehmer übergehen zu laſſen. 
Freilich beruht das Wahlrecht nicht auf Eigentum, ſondern auf 
Teſtament. Aber der Erbe ſollte doch nur als der mit dem Wohnungs⸗ 
recht Beſchwerte das Wahlrecht haben. Alſo kann es doch nur der 
neue Eigentümer des mit dem dinglichen Wohnungsrechte belaſteten 
Grundſtücks, weil auf ihn die Beſchwerung des Erben durch das 
Wohnungsrecht überging, i. S. des Teſtaments und überdies nach 
8 262 BGB. haben, ſofern die Ausübung des Wahlrechts überhaupt 
nach der erfolgten Eintragung des Rechts noch in Frage kommt. 
HBreilich wird trotzdem das Urt. inſofern zutreffend ſein, als 
die ungerechtfertigte Bereicherung auch nach dieſer rechtlichen Auf⸗ 
ee gegeben ſein und nur deren Höhe davon beeinflußt werden 
ürfte. 
Geh. IR. Dr. Felix Herzfelder, München. 
Zu 15. Eine ſcharfe Grenze zwiſchen dem konzeſſionspflichtigen 


Betriebe der Gaſtwirtſchaft und dem konzeſſionsfreien Vermieten ein⸗ 
zelner Zimmer wird zuweilen ſchwer zu ziehen ſein. Gerade die durch 
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geſtimmt werden, daß die Räume des Angekl. ohne Rückſicht auf 
die Überweiſung der betreffenden Perſonen durch Gaſtwirte als offene 
Lokale anzuſehen ſeien. Zuzugeben iſt, daß die Überweiſung durch 
einen Dritten, wenn ſie allgemein oder den Angehörigen beſtimmter 
Geſellſchaftsklaſſen zugänglich iſt, das Begriffsmerkmal des offenen 
Lokals nicht unter allen Umſtänden ausſchließen mag. Im gegebenen 
Falle aber, in welchem die Betreffenden die Gäſte der überweiſenden 
Gaſtwirte, alſo von Inhabern offener Lokale waren, denen ſie auch 
die Beherbergung bezahlten, können ſie bei dem Eintritt in die Räume 
des Angekl. nicht mehr als unbeſtimmte Perſonen aus dem Publixum 
angeſehen werden. 
(OLG. Köln, Str&en., Urt. v. 8. Febr. 1929, 8 522/28.) 
Mitgeteilt von OHR. Dr. Bongartz, Köln. 


Landgerichte. 
Berlin. Zivilſachen. 

1. 82 MietSchG.; § 6 Berl. Bek. v. 24. Mai 1928. Der 
Mietabzug für Schönheitsreparaturen (4%) gehört nicht 
zur geſetzlichen Miete; Verzug mit Ausführung der Schön⸗ 
heitsreparaturen gibt daher kein Mietaufhebungsrecht, 
ſondern nur die Rechte aue 8 6 Abſ. 2 Berl. Bek. v. 26. März 
1926 ($ 7 Pr. VO. v. 17. April 1924). Die Nichtausführung 
der Schönheitsreparaturen bedeutet i. d. R. auch keine Be⸗ 
läſtigung i. S. 5 3 Miet Sch G. 

8 6 Bek. des Berl. Magiſtrats über die Mietzinsbildung 
(i. d. Faſſ. v. 26. März 1926 mit den ſpäteren Abänderungen v. 
26. Nov. 1926, 5. April, 24. Sept. 1927 und 24. Mai 1928) be⸗ 
ſtimmt, daß der Mieter, falls er auf Grund ausdrücklicher oder ſtill⸗ 
ſchweigender Vereinbarung die ſog. Schönheitsreparaturen übernom⸗ 
men hat, 4% der reinen Friedensmiete kürzen darf. Die Kl. be⸗ 
ſtreiten zu Unrecht, daß eine ſolche Vereinbarung getroffen ſei. Sie 
haben ja ſelbſt i. J. 1924 31 AM als Betrag an die Bekl. gezahlt; 
ſie haben ferner mehrfach den Nachweis der Verwendung der ab» 
gezogenen Prozente von der Behl. verlangt. Darin iſt zum min⸗ 
deſten eine ſtillſchweigende Vereinbarung über die Übernahme der 
Schönheitsreparaturen zu ſehen. Auf Grund dieſer Vereinbarung 
war die Bekl. zur Ausführung von Schönheitsreparaturen auf ihre 
Koſten verpflichtet. Kam ſie trotz Mahnung der Kl. ihrer Verpflich⸗ 
tung nicht nach, ſo geriet ſie in Verzug mit dieſer Verpflichtung, 
nicht aber mit der Mietzinszahlung. Die Kl. haben dann die 
Rechte aus 86 Abſ. 2 Berl. Beh., können aber nicht Aufhebung 
des Mietverhältniſſes verlangen, und zwar auch nicht aus 8 2 
MietSchch., weil in der Nichtausſührung der Schönheitsreparaturen 
in der Regel keine Beläſtigung geſehen werden hann. 

(SG. 1 Berlin, Urt. v. 2. Febr. 1929, 24 8 166/28.) 
Mitgeteilt von AGR. Wund erlich, Berlin. 
* 

2. 8 95 BGB. Eine vom Mieter eingebaute Steige⸗ 
leitung iſt kein weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes. 
Der Mieter kann ſie bei Beendigung ſeines Vertrages 
wegnehmen. f) 

Die Kammer vermag die Anſicht des Vorderrichters, daß die Steige⸗ 
leitung des Kl. durch den Einbau weſentlicher Beſtandteil des Ge⸗ 
bäudes geworden iſt, nicht zu teilen. Hierbei kommt es nicht darauf 
an, ob die Leitung nur äußerlich an der Wand entlang führt, oder, 
wie die Bekl. geltend machen, in das Mauerwerk eingelaſſen iſt, 
und daher ihre Entfernung nur nach Zerſtörung des Mauerwerks 
möglich wäre. Denn der Kl. hat als Mieter die Steigeleitung dem 
Gebäude nur für die Dauer ſeiner Mietzeit, alſo zu einem vorüber⸗ 
gehenden Zweck eingefügt, und nach ſolcher Art eingefügte Sachen ge⸗ 
hören nach § 95 Abſ. 2 BGB. nicht zu den Beſtandteilen des Ge⸗ 


Wobnungsmangel herbeigeführten Verhältniſſe der Nachkriegszeit und 
in den Großſtädten das Verſchwinden vieler Hotels haben Gelegenheit 
gegeben, daß Privatperſonen aus der vorübergehenden Vermietung 
von Zimmern an Fremde einen gelegentlichen Verdienſt ziehen. Ein 
älteres Urt. des OSG. Karlsruhe v. 11. Mai 1914 (Reger 35, 18) 
will zum Unterſcheidungsmerkmal machen, daß in der Gaſtwirtſchaft 
dem Gaſte außer ſeinem Zimmer noch Raum und Einrichtungen zur 
Verfügung geſtellt werden, die dem gemeinſamen Gebrauch der Gäſte 
zu dienen beſtimmt ſind und den Verkehr der Gäſte untereinander 
ermöglichen. Im Einzelfalle wird dieſer Geſichtspunkt für Gerichte 
und Verwaltungsbehörden mit Nutzen zu verwenden ſein. 
IR. Dr. Martin Lövinſon, Berlin. 


Zu 2. Die Entſch. iſt zutreffend; ihre Begründung aber zum 
Schluſſe nicht unbedenklich. Die Anſicht des AG., daß die Steige⸗ 
leitung des Mieters durch den Einbau weſentlicher Beſtandteil des 
Gebäudes geworden ſei, ſteht mit der anerkannten Rſpr. und Rechts⸗ 
lehre zu 8 95 Abſ. 1 BGB. im Widerſpruche. Wir verweilen auf 
einige beſonders betonte Fälle aus der Rſpr.: RG. GruchBeitr. 
59, 110 (Ein Hammerwerk, das vom Pächter auf einem für fünfzig 
Jahre gepachteten Grundſtücke errichtet wurde): RG. 61, 188-192 
Die Gebäude eines Bergwerkes, die für die Dauer des Betriebes 
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bäudes. Die Verbindung der Leitung ift eine vorübergehende, weil 
ihr eine zeitliche Begrenzung innewohnt, wobei es keinen Unter⸗ 
ſchied macht, ob dieſe Begrenzung bald oder erſt nach langer Dauer 
erreicht wird. Bei einer einem Gebäude nur zu einem vorüber⸗ 
gehenden Zweck eingefügten Sache kommt es auch nicht auf die Art 
der Verbindung oder Einfügung an, fo daß auch eine nach 8 93 
BGB. feſt verbundene Sache nicht weſentlicher Beſtandteil der Haupt⸗ 
ſache wird (vgl. Warneyer, 8 95 BGB., Anm. 4—9). Hiernach 
iſt der Kl. Eigentümer und Beſitzer der von ihm gelegten Steige⸗ 
leitung geblieben und kann deshalb die Einwirkung dritter Per⸗ 
ſonen auf ſie ausſchließen. Die Vorſchriften des Elektrizitätswerkes 
berühren dieſes Rechtsverhältnis nicht. 
(LG. III Berlin, BerUrt. v. 6. April 1929, 24 8 902 29/7.) 
* 

Bonn. 

3. 8 5 Abſ. 4 Satz 2 Miet Sch. Die Beſtimmung über 
einmalige Verlängerung der Räumungsfriſt findet bei 
Vergleichen keine Anwendung. 

In einem Vergleich vor dem Mietschöffcz. iſt das zwiſchen 
den Parteien beſtehende Mietverhältnis aufgehoben worden. Der 
Bekl. hat ſich verpflichtet, die Mieträume innerhalb einer Räumungs⸗ 
friſt bis zum 1. Febr. 1929 an den Kl. herauszugeben. Der am 
12. Jan. 1929 eingegangene Antrag des Bekl., die Räumungs⸗ 
friſt bis zum 1. April 1929 einmalig zu verlängern, iſt abgewieſen 
worden. Der ſofortigen Beſchwerde gegen dieſen Beſchluß war der 
Erfolg zu verſagen. 

Die Nov. v. 13. Febr. 1928 zum MietSchc G. hat zwar in 
85 Abſ. 4 Satz 2 MietSchb. einen neuen Zuſatz gebracht, welcher 
das Gericht erſter Inſtanz ermächtigt, unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen die Räumungsfriſt einmal zu verlängern. Der Zuſatz 
erſtreckt ſich aber nur auf die Verlängerung von Räumungsfriſten, 
welche in einem Urteile gewährt worden ſind, und nicht auf ſolche 
Räumungsfriſten, welche die Parteien freiwillig in einem Vergleiche 
vereinbart haben. In 85 MietSchc. iſt nur von Aufhebungs⸗ 
urteilen die Rede. Die Vergleiche werden in 8 27 Abſ. 3 Miet⸗ 
SchG. behandelt. Hätte der Geſetzgeber den erwähnten Zuſatz zu 
85, d. h. die einmalige Verlängerung der Räumungsfriſt auch auf 
Vergleiche ausdehnen wollen, ſo hätte er zweifelsohne dies im 8 27 
Abſ. 3 zum Ausdruck gebracht, zumal dort an verſchiedenen Stellen 
die Beſtimmungen anderer Paragraphen des MietSshG. für an⸗ 
wendbar erklärt werden: § 5 Abſ. 4 iſt dort aber nicht erwähnt. 
Es beſtehen auch erhebliche Unterſchiede zwiſchen Räumungsfriſten 
aus Urteilen und ſolchen aus Vergleichen. Jene werden vom Ge⸗ 
richt feſtgeſetzt ohne Zutun der Parteien, dieſe beruhen auf frei⸗ 
willigen Entſchlüſſen und Vereinbarungen der Parteien, die hierbei 
in der Lage ſind, ſelbſt die Räumungsmöglichkeiten zu erwägen, 
ſo daß ein Rechtsſchutzbedürfnis für die Ausdehnung der einmaligen 
Verlängerung der Räumungsfriſt auf Vergleiche zu verneinen iſt. 
Schließlich iſt noch zu beachten, daß ein Urteil ein ſtaatlicher Hoheits⸗ 
akt iſt, der vom Gericht nach Maßgabe der Geſetze geändert werden 
kann, der Vergleich aber iſt eine private Parteivereinbarung, die 
ohne Zutun des Gerichts zuſtande kommt und grundſätzlich keinem 
Eingreifen des Gerichts unterliegt. 

(LG. Bonn, 2. 8K., Beſa l. r. 18. Jehr. 1929, 2 J 22/29.) 
Mitgeteilt von LR. Dr. Kley, Bonn. 
* 


auf dem Pachtgrundſtücke errichtet wurden); Warn. 18 Nr. 155 
(Kabel und Leitungsmaſten eines Elektrizitätswerkes auf dem ge⸗ 
mieteten Grund und Boden); RG. 109, 129 (Heizungsanlage, Licht⸗ 
und Kraftanlage, Linoleumbelag in den Mietsräumen). Das RG. 
betont ſtets, daß es nicht auf die Dauer der Verbindung noch auf 
ihre Art ankommt, ſondern nur darauf, ob der Pächter, der Mieter 
durch die Verbindung die Intereſſen des Grundſtückseigentümers för⸗ 
dern will oder ſein eigenes Nutzungsrecht. In letzterem Falle, für 
den die tatſächliche Vermutung ſpreche, liege eine Einfügung „zu 
vorübergehendem Zwecke“ gem. $ 95 Abf. 1 BGB. vor, die eingefügte 
Sache bleibe Eigentum des Mieters. Dieſer kann nunmehr als Eigen⸗ 
nem der zugleich auch noch Beſitzer der Sache iſt, dieſe weg⸗ 
nehmen. 

Das ergibt ſich aus dem Eigentum nach 8 903 BGB., iſt dem 
Mieter aber auch durch 8 547 Abſ. 2 Satz 2 BGB. als ausdrück⸗ 
liches Recht aus dem Mietvertrage noch beſonders zugeſtanden. Man 
könnte die Anſicht vertreten, daß dieſer Satz des § 547 BGB. über⸗ 
flüſſig ſei, weil ſchon der $ 903 den Mieter ſchütze und der 8 985 
ihm ſogar einen Herausgabeanſpruch gebe, falls der Vermieter — 
etwa nach dem Auszuge des Mieters — in den Beſitz der „Ein⸗ 
richtung“ gelangt ſei. Der 8 547 will jedoch dem Vermieter nicht 
die Verpflichtung der „Herausgabe“, alſo ein Tun, auferlegen, will 
ihn vielmehr bewußt beſſer ſtellen als den beſitzenden Nichteigen⸗ 
tümer des 5 985. Andererſeits ſoll der Mieter aber das Wegnahme⸗ 
recht aus 8 547 auch dann haben, wenn etwa ausnahmsweiſe der 
eingebrachte Gegenſtand Eigentum des Vermieters, des Verpächters 
geworden ſein ſollte. In dieſem Falle würde der Mieter oder Pächter 
nicht auf Grund des § 985 vorgehen können, wohl aber nach 8 547 
verlangen können, daß ihm die Wegnahme der dem Vermieter ge⸗ 
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4. 85 Abſ. 4 Satz 2 Miet Sch. Die einmalige Ver⸗ 
längerung der Räumungsfriſt bedeutet keinen unbilligen 
Nachteil für den Vermieter, wenn dieſer den Mietraum 
an einen Dritten erſt dann weitervermietet hat, nachdem 
er über den Antrag des bisherigen Mieters betreffend 
die einmalige Verlängerung der Räumungsfriſt gehört 
worden war. 

Gemäß 85 Abſ. 4 Satz 2 MietSh®. i. d. Faſſ. der Bek. v. 
17. Febr. 1928 kann auf Antrag des Mieters zur Vermeidung von 
Härten die Räumungsfriſt einmal verlangert werden, wenn hierdur 
keine unbilligen Nachteile für den Vermieter oder einen Dritten 
entſtehen würden. Bei einer Entſch. über einen ſolchen Antrag find 
demnach die Vorteile einer Verlängerung der Räumungsfriſt auf ſeiten 
des Mieters abzuwägen gegen die Nachteile einer ſolchen Friſtver⸗ 
längerung auf ſeiten des Vermieters oder eines Dritten. Ein ſolcher 
Nachteil, welcher die Verlängerung der Räumungsfriſt ausſchließt, 
wird nach der herrſchenden Meinung für vorliegend erachtet, wenn 
der Vermieter den Mietraum an einen Dritten weitervermietet hat. 
Der Zeitpunkt dieſer Weitervermietung iſt jedoch von Bedeutung. 

Grundſätzlich kann der Vermieter allerdings damit rechnen, 
daß er mit dem Ablauf der in dem Urteile gewährten Räumungs⸗ 
friſt über den Mietraum verfügen könne. Dieſe Annahme des Ver⸗ 
mieters iſt aber nicht mehr berechtigt, wenn er über den Antrag 
des Mieters auf Verlängerung der Räumnungsfriſt gehört worden iſt 
und ſomit von dieſem Antrage Kenntnis erlangt hat. Der Ver⸗ 
mieter muß alsdann rechnen mit der Möglichkeit einer Verlänge⸗ 
rung der Räumungsfriſt, die im Geſetz vorgeſehen iſt. Schließt er 
dennoch einen Mietvertrag mit einem Dritten ab, ſo geſchieht dies 
in Kenntnis der Ungewißheit, ob ihm die Erfüllung des Miet⸗ 
vertrages in dem Zeitpunkte des Ablaufes der bisherigen Räu- 
mungsfriſt möglich ſein wird. Die Schwierigkeiten, die ihm aus 
der Verlängerung der Räumungsfriſt entſtehen können, hat er 
ſelbſt geſchaffen und kann ſie nicht als „Nachteil“ geltend machen. 
Bei einer anderen Beurteilung liegt die Gefahr nahe, daß die 
praktiſche Anwendung jener Geſetzesvorſchrift betreffend die ein⸗ 
malige Verlängerung der Räumungsfriſt erſchwert und der Geſetzes⸗ 
zweck vereitelt wird. 

(DG. Bonn, 2. 3 K., Beſchl. v. 27. April 1929, 2 T 71/29.) 
Mitgeteilt von LR. Dr. Kley, Bonn. 
* 
Dresden. 

5. Gegen die Erteilung der Beſcheinigung über Er⸗ 
folgloſigkeit des Schiedsverfahrens iſt die Rechtsbe⸗ 
ſchwerde nicht zuläſſig. f) 

Die Antragſteller haben gem. § 9 SächſLockV O. v. 6. April 
1927 die Einleitung eines Schiedsverfahrens vor dem MEA. bean- 
tragt gehabt, weil ſie beabſichtigten, gegen den Antragsgegner die 
Klage auf Herausgabe zwangswirtſchaftsbefreiter Geſchäftsräume (8 4 
SächſLock VO.) zu erheben. Im Termin, in dem die Parteien ver⸗ 
treten bzw. perſönlich erſchienen waren, iſt nach der Sitzungsnieder⸗ 
ſchrift der Verſuch eines gütlichen Ausgleichs erfolglos geblieben. Die 
hierüber gem. § 10 Abſ. 1 LockVO. den Antragſtellern zu erteilende 
Erfolgloſigkeitsbeſcheinigung hat das MEN. in dem „Beſchluß“ v. 
5. März 1928 erteilt. Die Auffaſſung des MEN. jedoch, daß die Er⸗ 
teilung der Beſcheinigung in Form eines „Beſchluſſes“ zu erfolgen 
habe, iſt irrig. Gemäß § 14 der Anordnung für das Verfahren vor 


hörigen Sache geſtattet werde (vgl. Dertmann, 3 547 Erl. 3; 
Planck, 8 547 Erl. 2; Warn., 8 547 II; Mittelſtein, 8 39 
Nr. 2; Hanſch Z. 26, 15). 5 

Wenn es in dem beſprochenen Urt. am Schluſſe heißt: „Hiernach 
iſt der Kl. Eigentümer und Beſitzer der Leitung geblieben und kann 
deshalb die Einwirkung Dritter auf ſie ausſchließen“, ſo Könnte das 
fo verſtanden werden, als wenn Eigentum und Beſitz die Voraus⸗ 
ſetzungen des Wegnahmerechtes ſeien. Das iſt nicht der Fall: auch 
wenn das Eigentum des Mieters ausnahmsweiſe untergegangen iſt, 
und auch wenn der Vermieter den Beſitz der Einrichtung erlangt 
hat, ſo hat der Mieter doch das Recht, ſie wegzunehmen. 

Ob der Schlußſatz des 8 547, der ſonſt nur im 8 226 feine 
Schranke findet, volkswirtſchaftlich nicht zur unnützen Zerſtörung 
von Werten führt, iſt eine andere Frage. Wenn in die Mauer ver⸗ 
legte Leitungen, wenn ſelbſt Linoleumbelag (RG. 109, 129) Par⸗ 
kettfußböden und gar Tapeten (Niendorf, 8. Aufl., S. 212) auf 
Grund des 8 547 weggenommen werden können, jo würde man 
de lege ferenda zweckmäßigerweiſe dem Vermieter das Recht geben 
können, die Einrichtungen gegen Vergütung ihres Wertes (vgl. 
§ 951 Abſ. 1 Satz 1) zu behalten. N 

IR. Dr. Wilhelm Meyer, Bielefeld. 


Zu 5. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

Über die Frage, ob die Erteilung der Beſcheinigung über den 
erfolgloſen Ausgleichsverſuch im Schiedsverfahren eine der Rechts⸗ 
beſchwerde unterworfene Entſch. iſt, beſteht Streit. Lilienthal 
(DWohnA. 27, 150) verneint in Übereinſtimmung mit obiger Entſch. 
die Zuläſſigkeit der Rechtsbeſchwerde, weil die Beſcheinigung keine 
Entſch., ſondern nur die Außerung über eine Tatſache ſei. Den gegen⸗ 
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999 MEU. und der Beſchwerdeſtelle v. 19. Sept. 1923 (RG Bl. I, 
E ) haben nur „Entſcheidungen“ durch „Beſchluß“ zu erfolgen. Die 
ain der Erfolgloſigkeitsbeſcheinigung aber ſtellt in keiner Weiſe 
Eier Entſcheidung dar, ſondern iſt nur ein tatſächlicher Vorgang, eine 
e en Daraus ergibt ſich, daß die Erteilung der Be⸗ 
ee nach 8 10 Lock VO. der Rechtsbeſchwerde, die nur gegen 
lachliche Entſch. des MEA. ſtattfindet, nicht zugänglich tft. Daran wird 
No vorliegenden Falle auch durch die Tatſache nichts geändert, daß 
ſen MEN. die Beſcheinigung durch einen „Beſchluß“ erteilt und die⸗ 
en 15 5 80 ene ſelbſt eindringende Entſch. bei⸗ 
at. Dieſe Begründung war fe iji 
unbeachtlich 9 g war fehl am Plate und iſt daher 
(LG. Dresden, Beſchl. v. 14. Mai 1928, OM 34/28.) 
* 


Frankfurt a. M. 

6. § 1 RMietG.; § 49a Miet Schch. Ein Antrag auf 
Feſtſtellung der Friedensmiete, der dem Antragsgegner 
vom MEA. ordnungsgemäß zugeſtellt iſt, iſtals ausreichende 
Erklärung der Forderung der geſetzlichen Miete anzuſehen. 
Ein Abſtandsgeld, das der Vermieter vom Mieter beim 
Vertragsabſchluß fordert, kann wucheriſch ſein und des⸗ 
halb zurückgefordert und im Wege der Aufrechnung gegen⸗ 
über der Mietforderung geltend gemacht werden. 

1.̃. In der Regel iſt ein Antrag auf Feſtſtellung der Friedens⸗ 
miete, der dem Vertragsgegner vom MEN. ordnungsgemäß zugeſtellt 
iſt, als eine ausreichende Erklärung der Forderung der geſetzlichen 
Miete i. S. des 1 RMietch. anzuſehen. Das KO. hat ſich aller- 
dings in dem vom Kl. zit. Urt. auf einen anderen Standpunkt geſtellt. 
Es beſteht jedoch kein ausreichender Anlaß von dem bisherigen 
Standpunkt der Kammer Abſtand. zu nehmen. Mit Recht hat Hertel 
in der Anmerkung zu der von ihm, Mieterſchutz und Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft Bd. 5 Nachtrag C 140 zit. Entſch. ausgeführt: Dem 
Antrag an das MEA. wird in der Regel ein Streit über die Höhe 
der Miete vorangehen, welcher ergibt, daß die eine Partei die Miete 
nach den Vorſchriften des RMielch. berechnet haben will, und die 
andere im Grunde nichts dagegen einwendet, daß die Parteien ſich 
aber über die Höhe nicht einigen können. Jedenfalls wird in einem 
ſolchen Falle durch Stellung eines ſolchen Antrags an das MEN. 
der Wille des Antragſtellers die geſetzliche Miete zur Einführung zu 
bringen, dem anderen Teil in unverkennbarer Weiſe Kundgetan. 

Dieſe Vorausſetzungen liegen vor. Hier iſt ein Antrag auf Feſt⸗ 
ſtellung bzw. Feſtſetzung der Friedensmiete geſtellt mit der Be⸗ 
gründung, daß die richtige Friedensmiete 552 % betrage, der Kl. 


teiligen Standpunkt vertreten die Berliner Gemiſchte Kommiſ⸗ 
ſion (JW. 1928, 2528) und das KG. (JW. 1927, 2633), letzteres 
mit der Begründung, daß das MEI, nicht nur zu befinden habe, ob 
ein Ausgleich zuſtande gekommen, ob beim Ausbleiben des Vermieters 
ein zum Vergleichsabſchluß ermächtigter Vertreter erſchienen ſei, ſon⸗ 
dern auch Stellung nehmen mülſſe, ob der Vermieter alles nach dem 
RGeſ. v. 17. März 1927 Erforderliche getan habe; die Erteilung 
der Beſcheinigung ſei eine das Sühneverfahren abſchließende und des⸗ 
wegen, überdies auch aus pralktiſchen Gründen mit der Rechts- 
beſchwerde anfechtbare Endentſch. 

Das Verfahren vor dem MEN. iſt allgemein im MSHO. und 
der Verfahrensanordnung vom Reichsrecht geregelt. In Ermangelung 
einer reichsrechtlichen Ermächtigung ſind die Lander nicht befugt, da⸗ 
von abweichende Vorſchriften zu erlaſſen. Wenn daher in den inſo⸗ 
weit übereinſtimmenden VO. Preußens (28. März 1927), Braun⸗ 
ſchweigs (26. April 1927), Oldenburgs (11. Mai 1927), Badens 
(1. Juni 1927) zum Ausdruck kommt, daß mit dem Weſen des 
Schiedsverfahrens der Erlaß von Entſch. nicht vereinbar ſei. fo iſt 
das bedeutungslos. Die Frage läßt ſich nur aus dem Reichsrecht be⸗ 
antworten. 

Das Schiedsverfahren schließt fachlich mit der Feſtſtellung, daß 
ein gütlicher Ausgleich erfolglos verſucht worden iſt. Dieſe Feſtſtel⸗ 
lung iſt als „Ergebnis der Verhandlung“ nach 8 12 II Verf AO. in 
die Verhandlungsniederſchrift aufzunehmen. Bis zu dieſem Zeitpunkt 
kann eine Entſch. nicht ergehen. Beantragt der Vermieter die Er⸗ 
teilung des Sühneatteſtes nicht, z. B. wenn der Mieter das Ver⸗ 
fahren beantragt hat ($ 52a Ziff 4 MSchch.) jo kann auch nicht 
über Erteilung eines ſolchen Entschließung gefaßt werden. Damit ent⸗ 
fällt für den Mieter als Antragſteller die Möglichkeit, die Beſchwerde⸗ 
ſtelle anzurufen. Aus der Tatſache, daß in dieſem Falle das Rechts⸗ 
mittel verſagt iſt, könnte man folgern, daß das Verfahren der Nach⸗ 
prüfung durch die Beſchwerdeſtelle überhaupt entzogen iſt. 

Nach 88 41, 4311 MSHS. unterliegen der Rechtsbeſchwerde 
die Entſch. des MA., die endgültig werden können. Das ſetzt nach 
KG.: JW. 1926, 1585 begrifflich voraus, daß die Entſch. nach 
ihrem Inhalte irgendeine Frage unter den Beteiligten zum Abſchluß 
zu bringen, alſo, wie Ruth in der Be ſprechung a. a. O. ergänzend 
hinzufügt, den Streitfall erledigt. Dieſe Vorausſetzung iſt bei der 
Erteilung der Erfolgloſigzeitsbeſcheinigung nicht gegeben. Der Streit 
der Parteien über Verpflichtung zur Räumung, deren Zeitpunkt u. a. 
beſteht nach dem erfolgloſen Schiedsverfahren unvermindert weiter. 
Den zur Begründung der Anfechtbarkeit notwendigen Inhalt hat 
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aber dieſe Höhe beſtreite. Da die Bell. ausdrücklich in dem Antrag 
ausgeführt haben, daß der Kl. eine viel höhere Friedensmiete be⸗ 
rechne, kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß durch dieſen, dem 
Kl. zugeſtellten Antrag der Wille die geſetzliche Miete einzuführen, 
zweifelfrei zum Ausdruck gebracht worden iſt. 

Die Kammer hatte ſonach keine Bedenken ihren bisherigen 
Standpunkt beizubehalten. Die gleiche Anſicht wird übrigens auch 
vom hieſigen OLG. vertreten (vgl. hierzu Hertel, Geſetzliche Miete 
und Hauszinsſteuer II S. 213; Ebel⸗Lilienthal, NMietch., 
4. Aufl., 81 Anm. 4 S. 24; O G. Frankfurt a. Main; EA. 1927, 
S. 586; LG. Hannover: JW. 1925, 2385; LG. Breslau: DRP. 
1926 Nr. 395 und Bahlmann: JW. 1925, 2311). 

Demnach iſt davon auszugehen, daß die geſetzliche Miete infolge 
des dem Kl. am 29. Mai 1926 zugeſtellten Antrags ſpäteſtens gemaß 
81 AMietG. und 8 563 BGB. ab 1. Okt. 1926 eingeführt iſt. 

2. Ein Abſtandsgeld iſt dann als wucheriſch anzuſehen, wem feſt⸗ 
zuſtellen iſt, daß der Vermieter bereits durch den Mietpreis die volle 
angemeſſene Gegenleiſtung für die überlaſſung der Mieträume erhält 
(vgl. RG. Bei Hertel: Mieterſchutz, Bd. 5, 45. Nachtrag Nr. 122, 
S. 118). Für die Angemeſſenheit der Miete gibt die geſetzliche Miete 
genügende Anhaltspunkte. 

Die Mietzahlungen der Bekl. betrugen durchweg mehr als das 
Doppelte der geſetzlichen Miete. Dieſer Umſtand iſt an und für ſich 
genügend Anlaß für die Annahme, daß die gezahlten Mietbeträge 
eine angemeſſene Vergütung für die dem Bekl. überlaſſenen Miet⸗ 
räume nicht unterſchritten haben. Danach würde der weitere darüber⸗ 
hinaus gezahlte Abſtand von 500 KN. eine Überforderung ſein. 

(LG. Frankfurt a. M., 1. BR, Urt. v. 13. Mai 1929, 2 S 53029.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Steffen Kann, Frankfurt a. M. 


* 

7. 84 ProckVO. v. 11. Nov. 1926. Infolge Auf⸗ 
hebung des RMietG. durch die PrLockV O. tritt die früher 
vereinbarte Miete für Geſchäftsräume wieder in Kraft. 1) 

Die Bekl. hatte im Haufe des Kl. durch Mietvertrag v. 11. Dez. 
1924 gewerbliche Räume zu einem vereinbarten jährlichen Mietzins 
gemietet. Durch Beſchl. des MEA. vom Juli 1926 iſt auf Antrag 
der Bekl. die Friedens miete feſtgeſetzt worden. Der Kl. verlangt von 
den Bekl. ab 1. April 1927 den früher vereinbarten Mietzins. 
AG. und LG. haben nach Klageantrag erkannt. 

Es iſt eine grundſätzliche Rechtsfrage, ob infolge der Aufhebung 
des RM. durch die preuß. AND, v. 11. Nov. 1926 die früher 
vereinbarte Miete wieder in Kraft tritt, oder ob die geſetzliche Miete 
als Vertragsmiete weiter beſtehen bleibt, oder ob eine Mietregelung 


daher die Erteilung der Beſcheinigung nicht. Sie iſt überhaupt keine 
Entſch., ſondern nur eine ſich aus dem vorangegangenen Verfahren 
zwingend ergebende Formhandlung. Wenn ſich die Erteilung in 
Form eines Beſchl. vollzieht, ſo enthält er doch nur die Außerung 
über eine Wahrnehmung, nämlich die der Erfolgloſigkeit des Schieds⸗ 
verfahrens. Derartigen Beſchl. iſt vom KG.: JW. 1926, 1585 mit 
Recht die Eigenſchaft von Entſch. t. S. der 88 41, 43 Abi. 2 MSchch. 
abgeſprochen worden. Die Erteilung des Sühneatteſtes iſt nicht 
anders zu beurteilen wie die Beſcheinigung über das erfolgloſe Guüte⸗ 
verfahren (8 499 e Abſ. 2 ZPO.) und über den mißlungenen Sühne⸗ 
verſuch in Eheſachen (8 610 Abſ. 2 3PO.). Wenn jchon die PO. 
dagegen das einfache Rechtsmittel der Beſchwerde verſagt, ſo kann im 
Mieteinigungsverfahren das ſchwere Geſchütz der mur für Rechtsver⸗ 
letzungen beſtimmten Rechtsbeſchwerde ebenfalls nicht zuläſſig ſein. 
Schließlich iſt auch nicht erkennbar, worin das KG. dos prak- 
tiſche Bedürfnis zur Zulaſſung der Rechtsbeſchwerde erblickt. Man iſt 
zich in der Praxis wohl allgemein über den geringen Wert des 
Schiedsverfahrens einig. Oft iſt es im Streitverfahren leichter, den 
Vermieter zum Abſchluß eines Vergleichs zu beſtimmen, namentlich 
dann, wenn im Laufe des Prozeſſes ſeine Stellung durch die Mög⸗ 
lichkeit des „räumlichen und wirtſchaftlichen Zusammenhangs“ ins 
Wanken gerät. In der Regel ſpielt ſich das Schiedsverfahren in der 
Weiſe ab, daß der Vermieter die Frage, ob die Möglichkeit einer 
Einigung beſteht, nachdrücklich verneint, Vergleichsvorſchlage ebenſo 
nachdrücklich ablehnt und nach der Begründung ſeiner Ablehnung 
gefragt, wahrheitsgemäß oder wahrheitswidrig antwortet, daß die 
Räume ſchon anderweit vermietet ſeien, daß er fie ſelbſt brauche, oder 
daß er den Mieter auf keinen Fall länger in feinem Grundſtück 
dulde. Das KG. verlangt, daß das MEA. dazu Stellung nehme, ob 
der Vermieter alles getan habe, was das RGeſ. v. 17. März 1927 
fordere. Es iſt aber weder der Entſch. noch dem Geſetz zu entnehmen, 
welche Pflichten dem Vermieter nach dem Geſetz obliegen ſollen, außer 
der, im Termine zu erſcheinen oder ſich durch einen mit Vergleichs⸗ 
vollmacht ausgeſtatteten Vertreter vertreten zu laſſen. Die Not⸗ 
wendigkeit, daß das MEN. dazu Stellung zu nehmen hat, rechtfertigt 
nicht das praktiſche Bedürfnis, die Rechtsbeſchwerde zuzulaſſen. 
AGR. Dr. Mayer, Dresden. 


Zu 7. Die Entſch. folgt der herrſchenden Lehre. Vgl. KG.: 
JW. 1928, 10671 u. m. Bem. daſelbſt. 
IR. Dr. Bruns Stern, Würzburg. 
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nicht vorliegt und deshalb nur die angemeſſene Miete verlangt wer⸗ 
den kann. 

Während die erſtere Auffaſſung von Ebel, RM. 1927, 8 4 
S. 119; Ebel⸗Lilienthal, Mieterſchutz, Bd. II S. 119 und 
vom LG. Berlin I im Urt. v. 7. Mai 1927 (JW. 1927, 1952), 
neuerdings auch vom KG. im Urt. v. 17. Okt. 1927 (Hertel, 
Bd. V, Liefg. 2, C 51, Nr. 88) vertreten wird, ſteht Hertel, 
Mieterſchutz, Bd. IV, S. III und Günther: DWohnArch. 1927, 97 
auf dem Standpunkt, daß die durch das NAME. eingetretene Vertrags⸗ 
änderung von der Fortgeltung des RM. unabhängig iſt. 

Die Kammer hat ſich der erſteren Auffaſſung angeſchloſſen in 
der Erwägung, daß durch das RM., einem wirtſchaftlichen Not⸗ 
geſetz, der Mietvertrag nur in dem geſetzlich vorgeſchriebenen Umfang 
geändert worden iſt. Mit dem Wegfall der Zwangswirtſchaft lebt die 
alte Vertragsvereinbarung wieder auf. Mindeſtens iſt dies anzu⸗ 
nehmen für die Fälle eines langfriſtigen Mietvertrags. 

(L. Frankfurt a. M., Urt. v. 2. Febr. 1928, 2 8 768/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Rath. Roſenthal, Frankfurt a. M. 
* 


8. Trotz des Verbots des Waſchens in den Miet⸗ 
räumen darf der Mieter die Reinigung der Hauswäſche 
mit Apparaten vornehmen, deren Gebrauch eine beſondere 
Abnutzung der Räume nicht mit ſich bringt. 5) 

Die Bekl. hat die von dem Kl. benutzten Räume an dieſen 
als Wohnung vermietet. Sie iſt ſomit auf Grund des Mietvertrages 
verpflichtet, dem Kl. den Gebrauch dieſer Räume in dem ſich aus 
dem Vertragszwecke ergebenden Umfang zu geſtatten. Aus dem 
Wohnzwecke ergibt ſich aber allgemein auch die Befugnis des Kl. 
zur Benutzung hauswirtſchaftlicher Apparate und zur Reinigung der 
Hauswäſche in dieſen Räumen. Dieſe Befugnis iſt nur dann nicht 
gegeben, wenn ſie vertraglich ausgeſchloſſen iſt und ſoweit ſie die 
Grenzen des üblichen und angemeſſenen Wohngebrauches über⸗ 
ſchreitet. Die in Frankfurt a. M. in Wohnungsmietverträgen all⸗ 
gemein übliche Beſtimmung, daß in der Küche und den Wohn⸗ 
räumen Wäſche nicht gewaſchen werden darf, iſt nach der ſtändigen 
Rſpr. der Kammer dahin auszulegen, daß mit dieſem Verbote alle 
die Handlungen unterſagt ſein ſollen, die erfahrungsgemäß eine be⸗ 
ſondere Gefährdung und eine erhöhte Abnutzung des Mietraumes 
mit ſich bringen. Es iſt demnach nicht ſchlechthin jegliche Art von 
Wäſchereinigung durch die genannte Vertragsbeſtimmung als unter⸗ 
ſagt anzuſehen. Aus ihrem Sinn und Zweck muß vielmehr ent⸗ 
nommen werden, daß nach dem Willen der Vertragsparteien der 
Mieter nur jene Waſchvorgänge, die den Mietraum gefährden, dort⸗ 
ſelbſt nicht vornehmen darf, insbeſ. alſo die Handlungen zu unter⸗ 
laſſen hat, die durch die Entwicklungen von Waſſerdämpfen und 
beſonders große Feuchtigkeit den Mietraum gefährden. Aus dieſem 
Grunde iſt z. B. die jog. kleine Wäſche in ſtändiger Rſpr. der 
Kammer immer für zulaſſig erachtet worden. Von dieſem Grund⸗ 
ſatze ausgehend war zu prüfen, ob bei Benutzung der von dem Kl. 
angeſchafften Scando⸗Waſchmaſchine eine Gefährdung des Miet⸗ 
raumes zu befürchten und ob demgemäß die Benutzung dieſer 
Maſchine als gegen die Beſtimmungen des Mietvertrages ver⸗ 
ſtoßend anzuſehen iſt. Dies war zu verneinen. Die Beweis⸗ 
aufnahme hat ergeben, daß bei Benutzung der Scando⸗Waſch⸗ 
maſchine in Abweichung von dem herkömmlichen Waſchvorgang ein 
Kochen der Wäſche nicht ſtattfindet. Demzufolge wird auch das 
Entſtehen von erheblichen Waſſerdämpfen und die hiermit ver⸗ 
bundenen Gefahren für den Mietraum vermieden. Die bei dem 
Waſchvorgange durch Verſchütten von Waſſer u. dgl. auf dem 
Boden entſtehende Feuchtigkeit wird, auch wenn die Bedienung der 
Maſchine mit geringerer Sorgfalt als wie bei der Augenſcheins⸗ 
einnahme vorgenommen werden ſollte, doch nicht ein Maß er⸗ 
reichen, daß die auch bei anderen in der Küche üblichen Ver⸗ 
richtungen verurſachte Feuchtigkeit überſchreitet und die mit einem 
ſoliden Plattenboden verſehene Küche gefährdet. 

Eine überſchreitung des Rechtes des Kl. zur Benutzung der 
ihm vermieteten Räume iſt daher mit Rückſicht auf das Waſch⸗ 
verbot nicht für vorliegend zu erachten und die Bekl. auf Grund 
des 89 Abſ. 2 des Mietvertrages nicht berechtigt, dem Kl. das 
Waſchen mit einer Scando⸗Waſchmaſchine zu unterſagen. Hierbei 
muß allerdings unter Waſchen mit der Scando⸗Waſchmaſchine der 


Zu 8. Dem BU. des LG. Frankfurt a. M. iſt zuzuſtimmen, da 
es die Wäſcheklauſel des Mietvertrages nicht nach dem Buchſtaben, 
ſondern ſinngemäß auslegt und hierbei auf die Bedürfniſſe des 
Verkehrs und die techniſchen Fortſchritte bei der Benutzung haus⸗ 
wirtſchaftlicher Apparate in einer den Intereſſen beider Vertrags⸗ 
teile gerecht werdenden Weiſe Rückſicht nimmt. Ein vertrags⸗ 
widriger Gebrauch der Mietſache durch die Benutzung der elek⸗ 
triſchen Waſchmaſchine „Scando“ lag nach dem Ergebnis der Be⸗ 
weisaufnahme nicht vor, fo daß der auf 8550 BGB. und den 
Mietvertrag geſtützte Unterlaſſungsanſpruch des Vermieters un⸗ 
begründet und der Duldungsanſpruch des Mieters gerechtfertigt 
war. Es iſt anerkannten Rechts, daß die Hausordnung, die in der 
Regel auch die Vorſchriften über das Reinigen und Trocknen der 
Wäſche enthält, im Zweifel zugunſten des hierdurch in feinen ge⸗ 
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Waſchvorgang, wie er nach dem Ergebnis der Augenſcheins⸗ 
einnahme feſtgeſtellt iſt, verſtanden werden. Das Recht der Bekl. 
ein eventuell zur beſſeren Reinigung der Wäſche erforderlich hier 
nicht nachgewieſenes Vorkochen derſelben zu verbieten, wird hier⸗ 
durch nicht berührt. Die Benutzung der Scando⸗Waſchmaſchine kann 
auch nicht mit Rückſicht auf das durch deren Betrieb verurſachte 
Geräuſch als mißbräuchliche Benutzung des Mietraumes ange⸗ 
ſehen werden. Das Geräuſch, das durch den zum Betriebe be⸗ 
nötigten elektriſchen Motor verurſacht wird, iſt nicht lauter als 
das von anderen Haushaltungsmotoren. Es mag ſein, daß es von 
anderen Bewohnern des Hauſes als eine gewiſſe Störung emp⸗ 
funden wird. Dieſe Störung jedoch iſt nicht derart, daß ſie die 
Grenzen der erlaubten Einwirkungen überſchreitet. Ste bleibt noch 
erheblich hinter anderen durch die gewöhnliche Benutzung von 
Wohnräumen verurſachten Schallwirkungen zurück. 
(LG. Frankfurt a. M., Urt. v. 20. Juni 1929, 2 8 107/29.) 
Mitgeteilt von RU. Ernſt Haas, Frankfurt a. M. 
* 


Halle. 

9. 8 903 BGB. Der Vermieter muß die Errichtung 
einer Hochantenne durch den Mieter dulden.) 

Der Bekl. wohnt im Grundſtück des Kl. in H. zur Miete. Er 
hat ſich eine Rundfunkanlage angeſchafft und einen Außenluftleiter 
(Antenne) von der Außenwand ſeiner Wohnung ſchräg nach oben über 
einen Teil des Hofraumes des Grundſtückes des Kl. nach dem Nach⸗ 
bargrundſtück gezogen und mit Erlaubnis des Nachbars dort befeſtigt. 
Der Luftleiter iſt mit Porzellaniſolatoren verſehen. In der münd⸗ 
lichen Verhandlung hat ſich der Bekl. vor dem AG. H. bereit erklärt, 
dem Kl. jeden Schaden zu erſetzen, der durch die Antenne verurſacht 
werde, ſowie den Antennendraht zu beſeitigen, wenn der Kl. Arbeiten 
auf dem Dache vornehme. Er hat darauf hingewieſen, daß ſeit dem 
1. Jan. 1929 jeder Rundfunkteilnehmer gegen Perſonen⸗ und Sach⸗ 
ſchaden verſichert iſt. 

Der Kl. behauptet, ein Außenluftleiter ſei nicht nötig; es genüge 
eine Rahmen⸗ oder Zimmerantenne. Die jetzige Anlage habe der Bell. 
eigenmächtig errichtet und ſie trotz Aufforderung nicht beſeitigt. Sie 
ſei inſofern unſachgemäß angelegt, als die Befeſtigung in der Außen⸗ 
wand des Hauſes mit einem eiſernen Nagel erfolgt ſei. Hierdurch ſei 
die ohnehin gegebene große Blitzgefahr noch erheblich geſteigert; weiter 
gefährde die Antenne das Grundſtück beim Eintreten von Froſt und 
Raureif. Wenn er als Hauseigentümer dem Bekl. die Anbringung ge 
ſtatte, ſo laufe er Gefahr, die gleiche Erlaubnis auch den anderen 
Mietern des Grundſtücks erteilen zu müſſen, wodurch dann eine er⸗ 
hebliche Verunſtaltung des Hofes durch die vielen Drähte und eine 
Steigerung der Blitz⸗ und ſonſtigen Gefahren eintreten werde. Arbeiten 
am Grundſtück und auf dem Dache würden dadurch behindert. Ins⸗ 
beſondere aber könne er nicht fortlaufend kontrollieren, ob der Bekl. 
noch als Rundfunkhörer angemeldet und ſomit verſichert ſei; ſobald 
das aber nicht mehr der Fall ſei, ſei die Verpflichtungserklärung des 
Bekl., jeden Schaden zu erſetzen, wertlos, da dieſer von ſich aus 
finanziell nicht dazu in der Lage ſei. Ebenſowenig könne er als Ver⸗ 
mieter ſtändig feſtſtellen, ob die Anlage ſtets ordnungsmäßig geerdet, 
iſoliert und inſtandgehalten ſei. 

Das entſcheidende Gericht nimmt ſeit einundeinhalb Jahren 
ſtändig den nachſtehenden Rechtsſtandpunkt ein, von dem abzuweichen 
nicht nur keinerlei Veranlaſſung gegeben iſt, ſondern der durch die 
wirtſchaftliche und techniſche Weiterentwickhlung immer mehr gerecht⸗ 
fertigt worden iſt, obgleich er mit früheren Entſcheidungen anderer 
Gerichte, darunter auch des RG., nicht in allen Einzelheiten über⸗ 
einſtimmt. 

Einleitend iſt zu ſagen, daß der hier ſtreitige Außenluftleiter 
begrifflich eine Hochantenne darſtellt, trotzdem er nicht auf dem 
Dache, ſondern mehr ſeitlich am Gebäude angebracht iſt. 

Die grundſätzliche Frage, ob der Vermieter verpflichtet iſt, 
dem Mieter die Anbringung einer Hochantenne auf dem Dache zu 
geſtatten, wird, wie erwähnt, in der Rſpr. und im Schrifttum ver⸗ 
ſchieden beantwortet. Die LG. Bautzen (JW. 1925, 551), Stettin (Der 
Deutſche Rundfunk 1927, 466) und Bremen (JW. 1928, 2106 und 
1929, 799), das OLG. Hamburg (Entſch. v. 12. März 1926, IV 307/25) 
und die geſamte Literatur (Neugebauer, Funkrecht S. 78 ff.; 
Reiche, Funkrecht S. 30; Wöllner: DIZ. 1925, 178; Szkolny: 


ſetzlichen Rechten eingeengten Mieters auszulegen iſt, wobei in 
ganz beſonderem Maße Treu und Glauben und die örtliche Ver⸗ 
kehrsſitte maßgebend ſind. Während die Gerichte bisher über⸗ 
einſtimmend die Wäſcheklauſel auf die ſog. kleine Wäſche und 
Kinderwäſche nicht ausdehnten (vgl. Niendorff, Mietrecht, 833 
S. 239) wird man darüber hinaus mit dem LG. Frankfurt a. M. 
mit Recht in der Regel auch die Benutzung aller derjenigen zur 
Reinigung der Hauswäſche beſtimmten hauswirtſchaftlichen Apparate 
für erlaubt halten, deren Verwendung eine beſondere Gefährdung 
oder eine erhöhte Abnutzung des Raumes nicht mit ſich bringt, 
auch keine über das übliche Maß hinausgehenden Geräuſche ver⸗ 
urſacht. RA. Dr. Wilhelm Thiele, Berlin. 


Zu 9. Siehe oben S. 3226. 
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Radioamateur 1924, 743) bejahen diefe Frage. Die LG. I, II und III 
Berlin (zuletzt JW. 1925, 2279) und das RG. (JW. 1927, 1367; 
RG. 116, 93 — ZW. 1928, 2517) haben fie verneint. 

Das Gericht vermag der verneinenden Anſicht, die beſonders 
vom RG. vertreten wird, nicht zu folgen. 

Fehl geht zunächſt die Ausführung des Hauseigentümers (Kl.), 
der bekl. Mieter benötige zur Teilnahme am Rundfunk eine Hoch⸗ 
antenne nicht; er könne vielmehr, und zwar mit den gleichen Koſten, 
dieſelben Empfangsergebniſſe auch mit einer Innenantenne erzielen. 
Das iſt jedoch einſtweilen in den meiſten Fällen nicht möglich. 
Zimmer⸗ oder Rahmenantennen ſind in ihrer Reichweite beſchränkt 
und gewährleiſten einen brauchbaren Empfang, der nicht nur die ört⸗ 
lichen und benachbarten Sender bringt, bei weitem nicht in dem Maße 
wie Hochantennen, die die Verwendung auch ſtärkerer Röhrenapparate 
geſtatten. Es erſcheint allerdings nicht ausgeſchloſſen, daß ſich durch 
den Fortſchritt der Technik die Anbringung von Hochantennen 
zur Verwendung von Lautſprechern und zum Empfang entfernterer 
Stationen in einiger Zeit ganz erübrigt; einſtweilen ſind ſie aber 
noch erforderlich, weil es dem Bildungsbedürfnis weiter Kreiſe ent⸗ 
ſpricht, ſich aus dem von den Sendeſtellen Gebotenen mit möglichſt 
weitgehendem Selbſtbeſtimmungsrecht das Paſſende zuſammenzuſtellen. 
Der erwähnte Einwand des Hauseigentümers vermag deshalb zur Zeit 
weder in ſeiner tatſächlichen noch in ſeiner rechtlichen Bedeutung den 
Antrag auf Beſeitigung der Hochantenne zu rechtfertigen. 

Eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung darüber, 
daß der Vermieter dem Mieter die Anbringung einer Hochantenne zu 
geſtatten habe, war, wie oben geſagt, im vorliegenden Falle nicht er⸗ 
wieſen. Auch eine Verkehrsſitte dieſes Inhalts beſteht nicht; denn die 
angeführten Urteile zeigen, daß der Anbringung einer Hochantenne von 
einer größeren Zahl von Hauseigentümern Widerſtand entgegengeſetzt 
wird. Von einer Verkehrsſitte könnte aber erſt dann geſprochen 
werden, wenn die große Mehrzahl der Hauseigentümer die Pflicht, die 
Anbringung einer Hochantenne zu dulden, anerkennen würde. 

Dem bekl. Mieter ſteht jedoch bei einer Auslegung des ge⸗ 
ſchloſſenen Mietvertrages nach Treu und Glauben unter Berückſich⸗ 
tigung der Bedürfniſſe des Lebens der Anſpruch, eine Hochantenne 
anlegen zu dürfen, gegen den Hauseigentümer zu, wenn gewiſſe nach⸗ 
ſtehend bezeichnete Bedingungen erfüllt ſind. Das ergibt ſich aus fol⸗ 
genden rechtlichen Geſichtspunkten: 

Der Kl. iſt Eigentümer des vermieteten Grundſtückes. Gemäß 
8903 BGB. ift er daher berechtigt, mit feiner Sache nach Belieben 
zu verfahren und andere von einer Einwirkung auszuſchließen. Dieſem 
Recht des Vermieters hat der bekl. Mieter jedoch hier nicht nur ein 
reines „Annehmlichkeitsintereſſe“ entgegenzuſetzen. Rund⸗ 
funkanlagen auch für nur privaten, nicht geſchäftlichen Gebrauch ſind 
kein Luxus, kein Spielzeug oder Modeſache von vorübergehender Be⸗ 
deutung: ſie dienen vielmehr wichtigen Kultur, Bildungs⸗ und Lebens⸗ 
bedürfniſſen weiteſter Bevölkerungskreiſe und haben die Aufgabe, einer 
durch die Eigenart des modernen Fernmeldeweſens geſchaffenen be⸗ 
ſonderen Art des Gedankenaustauſches, der Belehrung und der geiſtigen 
Förderung und Unterhaltung der Allgemeinheit, beſonders auch der 
minderbemittelten Volksſchichten zu dienen (Neugebauer, Funk⸗ 
recht 1926, VI). Mit Recht betont ſchon das angeführte Urteil des 
LG. Bautzen die unrichtige Auffaſſung derer, die ihr Auge verſchließen 
vor der Bedeutung des Rundfunks für Volksbildung, für Belehrung 
und geiſtige Förderung der breiten Maſſen des Volkes. Es mag 
richtig ſein, daß in den meiſten Fällen das Unterhaltungsbedürfnis 
beim Rundfunkhörer überwiegt, ſo daß mehr den Darbietungen 
muſikaliſcher und literariſcher Art der Vorzug gegeben wird, während 
die rein lehrmäßigen Vorträge weniger gehört werden. Daraus kann 
aber nicht der Schluß gezogen werden, daß nun das Hören ein be⸗ 
deutungsloſer Zeitvertreib ſei. Auch das Unterhaltungsprogramm iſt 
beim Rundfunk ſo zuſammengeſtellt, daß Häßliches und Wertloſes 
fernbleibt. Auf dieſe Weiſe wird der gute Geſchmack der Hörer ge⸗ 
hoben und ihre Bildung erweitert. Soweit dient der Rundfunk neben 
der Unterhaltung auch mittelbar der Belehrung. Man kann nicht ein⸗ 
wenden, die Übertragung z. B. von Muſik gebe die Originalleiſtung 
ſo unvollkommen wieder, daß dieſe Art des Muſikhörens wertlos ſei. 
Gewiß kann der Rundfunk nicht die Klangfülle der unmittelbaren 
Mufik erreichen. Er macht es aber möglich, einem großen Teil der 
Staatsbürger, die wirtſchaftlich nicht in der Lage ſind, Konzerte zu 
beſuchen, immerhin einen gewiſſen Eindruck von einer muſikaliſchen 
Darbietung zu vermitteln. Es kann daher nicht dem RG. gefolgt 
werden, wenn es im Radio nur eine „Annehmlichkeit“ ſieht. Es iſt 
vielmehr eine Annehmlichkeit, die daneben auch belehrt, bildet und das 
Gefühl vermittelt, an den Errungenſchaften der Kultur und der Technik 
teilzuhaben. An einer techniſchen Errungenſchaft, die, wie der Rund⸗ 
funk, alles dies vermittelt, muß aber ein jeder teilnehmen können. 
Dabei kann es nicht ausſchlaggebend ſein, ob er nun Eigentümer 
eines Hauſes iſt oder Mieter. So verſtanden läßt ſich nicht ſagen, 
daß das Intereſſe des Mieters dem Recht des Vermieters aus 
8 903 BGB. nachzuſtehen habe. Es ſtünde mit der Verkehrsſitte in 
Widerſpruch und enthielte eine Überſpannung des Eigentumsbegriffs, 
wollte man durch engherzige Auslegung von Mietverträgen den 
Mieter von der Teilnahme am Rundfunk ausſchalten. Unter Ver⸗ 
kehrsſitte iſt der Inbegriff der Grundſätze zu verſtehen, die ſich in 


Anſehung beſtimmter Rechtsverhältniſſe aus Zweckmäßigkeitsgründen 
herausgebildet haben. Sie umfaßt diejenigen Forderungen, die nach 
dem jeweiligen Stande des Verkehrsbedürfniſſes vernünftigerweiſe all⸗ 
gemein anzuerkennen ſind. Dieſe Forderungen ändern ſich mit dem 
Fortſchritt der Allgemeinheit und mit den neuzeitlichen Verkehrs⸗ und 
Lebensbedürfniſſen. Es wäre ein Widerſpruch in ſich, wollte man ſich 
auf die Verkehrsſitte berufen, um die Ausbreitung eines ſo modernen 
Verkehrsmittels wie des Rundfunks zu verhindern. Iſt aber die Ent⸗ 
wicklung des Rundfunks als ein Bedürfnis der Allgemeinheit an⸗ 
zuerkennen — man denke auch an die Bedeutung der Wettervoraus⸗ 
ſagen z. B. für Landwirte, der Börſenberichte, Vorträge, Vorleſungen, 
Sprach⸗ und Fortbildungskurſe u. a. m. —, fo darf demgegenüber den 
hiernach berechtigten Anſprüchen des einzelnen auf Teilnahme an dieſem 
Verkehrszweige der Eigentumsbegriff des Vermieters nicht überſpannt 
werden; die Betätigung und Entwicklung eines ſolchen Verkehrs⸗ 
mittels, deſſen Notwendigkeit täglich immer deutlicher in die Er⸗ 
ſcheinung tritt, darf nicht zum Nachteile der Allgemeinheit eingeengt 
werden Neugebauer a. a. O.). Die Zahl der Rundfunkteilnehmer 
hatte Anfang 1928 bereits die Hälfte der Zahl der Fernſprech⸗ 
teilnehmer weſentlich überſchritten und iſt ſeitdem dauernd in ftarkem. 
weiterem Anwachſen begriffen geweſen. Es kommt hinzu, daß der in 
8 903 BGB. zum Ausdruck gekommene Eigentumsbegriff in dieſer 
kraſſen individualiſtiſchen Form im Verkehräleben niemals beſtanden 
hat. Vielmehr iſt er durch zahlreiche Geſetze durchbrochen und dadurch 
auf den Stand zurückgeführt, der den Belangen des Volkes dienlich 
ift. Dieſer Rechtszuſtand hat in Art. 153 Abf. 3 Verf. eine Nieder⸗ 
legung des allgemeinen Rechtsgedankens dahin gefunden, daß das 
Eigentum verpflichtet und daß ſein Gebrauch zugleich Dienſt für das 
gemeine Beſte ſein ſoll. Zwar iſt dies kein Rechtsſatz, der einer 
Eigentumsbeſchränkung als Grundlage dienen kann. Jedoch iſt aus 
ihm zu entnehmen, daß es nicht der deutſchen allgemeinen Rechts⸗ 
anſchauung zuwiderläuft, wenn das Eigentum des Vermieters durch 
die Duldung einer Hochantenne eingeſchränkt wird. Damit iſt auch 
der gelegenklich vorgebrachte Einwand erledigt, der Mieter habe 
wohl die Wohnung, nicht aber das Dach gemietet. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Rundfunk in ſeiner Be⸗ 
deutung dem Fernſprecher gleichgeſtellt werden kann. Jedenfalls hat 
die Rſpr. durch die Aufſtellung des Grundſatzes, daß der Vermieter 
gegebenenfalls die Anlegung einer Fernſprechleitung auch ohne be⸗ 
ſondere Vereinbarung dulden muß, anerkannt, daß das Eigentum des 
Vermieters beim Vorliegen beſonderer Vorausſetzungen den berechtigten 
Intereſſen der Allgemeinheit weichen muß. Es ſtellt daher lediglich 
einen weiteren Schritt auf dem eingeſchlagenen Weg dar, wenn man 
dieſen Grundſatz jetzt auch auf den Rundfunk ausdehnt, der nicht nur 
techniſch, ſondern auch in feiner Bedeutung für das Leben mit dem 
Fernſprecher verwandt iſt. 

Nach alledem muß grundſätzlich die Pflicht des Vermieters, die 
Anbringung einer Hochantenne zu dulden, anerkannt werden. 

Der Vermieter iſt jedoch berechtigt, Einwendungen gegen dieſe 
Verpflichtung zu erheben, die ſie im einzelnen Falle aus beſonderen 
Gründen beſeitigen können. So könnten die Verunzierung eines 
kKünſtleriſch wertvollen Hauſes, Beſchädigung des Daches, das Vor⸗ 
handenſein anderer Hochantennen oder ſonſtige Gründe dieſer Ver⸗ 
pflichtung entgegenſtehen. 

Was die Verunzierung des Hauſes anlangt, ſo hat der Kl. nichts 
vorgebracht, was aus äſthetiſchen Gründen das Verbot der Hochantenne 
rechtfertigen könnte; an den Anblick der Drähte iſt man heute der⸗ 
artig gewöhnt, daß man ſie allgemein keineswegs als ſtörend und 
unſchön empfindet. 

Auch die Blitzgefahr iſt dann kein ausreichender Grund, wenn 
der Mieter ſeinerſeits alles getan hat, um den Vermieter vor Schaden 
zu bewahren. 

Es it dem Kl. allerdings zuzugeben, daß eine Kontrolls der 
ſtändigen Ordnungsmäßigkeit der Anlage durch Organe der Poſt⸗ 
verwaltung, wie dies beim Fernſprecher der Fall iſt, bei Radioanlagen 
nicht vorgenommen wird. Tatſachen aber, die auf eine Nachlaſſigkeit 
des Bekl. bei der Anlage oder dem Betrieb ſeines Rundfunligerätes 
ſchließen Laffen, hat der Kl. nicht vorzubringen vermocht; insbeſ. iſt 
die Antenne nicht einfach mit einem eiſernen Nagel in der Haus⸗ 
wand befeſtigt, was allerdings gänzlich unſachgemäß wäre, ſondern 
die Anlage iſt mit Abſpanneiern iſoliert. Bloße Vermutungen und 
Zweifel an der erforderlichen Sorgfalt des Rundfunlihörers, durch die 
dieſer zudem in erſter Linie ſich ſelbſt und feiner Anlage ſchaden 
würde, vermögen aver das Verbot der Antenne nicht ſchon zu recht⸗ 
fertigen. 

Daß unſachgemäß angebrachte und unſachgemäß unterhaltene 
Hochantennen gefährlich werden können, iſt unſtreitig. Aber die in 
dieſen Fällen beſtehende Gefahr iſt gering gegenüber der Gefährlich⸗ 
keit von Starkſtromanlagen. Es wird trotzdem niemand auf den Ge⸗ 
danken kommen, einem Mieter wegen Feuers⸗ und Blitzgefahr zu 
unterſagen, elektriſche Anlagen anzulegen, obwohl ſie tatſächlich er⸗ 
heblich brandgefährlich ſind und ſchon häufig großen Schaden durch 
Kurzſchluß und mangelhafte Iſolierung angerichtet haben. Vernachläſſigte 
Starkſtromanlagen find ſehr häufig; die einmalige Abnahme durch die 
Elektrizitätswerke bei der erſten Fertigſtellung kann auf die Dauer 
nicht ſchützen, vor allem nicht gegen ſolche Gefahren, die ſich ergeben 
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aus der Verwendung ſchlechter Schalter und Sicherungen und fehler⸗ 
haften Materials, z. B. mangelhaft iſolierter Verbindungsſchnüre. Für 
den vorliegenden Fall intereſſiert dabei beſonders, daß bei Starkſtrom⸗ 
anlagen eine laufende Überwachung der Benutzung der Anlagen weder 
vom Hauseigentümer noch vom Starkſtromlieferanten ausgeübt wird, 
obwohl durch Verwendung durchgeriebener Verbindungsſchnüre, durch 
verſehentliches Unterlaſſen rechtzeitiger Ausſchaltung von elektriſchen 
Bügeleiſen, Röſtern, Heizkiſſen, Strahlern u. v. m. und auf viele 
andere Weiſe ernſte Gefahren durch Brandſchaden am Hauſe entſtehen 
können und oft genug entſtanden ſind. Die Gefährlichkeit der Ver⸗ 
wendung derartiger Geräte iſt erheblich größer als die einer ſelbſt 
mangelhaft geordneten Hochantenne. Ordnungsmäßig angelegte und 
ordnungsmäßig betriebene Hochantennen aber find nicht nur keine 
Gefahr, ſondern geradezu ein Blitzſchutz für das Haus. Immerhin 
könnte ein Anſpruch des Hauseigentümers, die Radioanlage in feinem 
Grundſtück bei der Inbetriebnahme und ſpäter in angemeſſenen Zeit⸗ 
abſtänden durch einen von ihm ausgewählten Fachmann, evtl. auf 
Koſten der Mieter, auf ihre Ordnungsmaßigkeit unterſuchen zu laſſen, 
nicht von vornherein als unberechtigt angeſehen werden. Gleichzeitig 
könnte er wohl mit Recht verlangen, daß ihm die Genehmigung der 
Anlage durch die Reichspoſtverwaltung nachgewieſen würde. Damit 
iſt ein gewichtiges Bedenken des Kl. ausgeräumt. 

Was die Behinderung der Arbeiten auf dem Dache, an den 
Schornſteinen uſw. anlangt, ſo iſt zu ſagen, daß richtig angelegte 
Antennen die Vornahme ſolcher Arbeiten nicht ſtören. Dafür ſind die 
bereits außerordentlich zahlreich vorhandenen Antennen der beſte Be⸗ 
weis (Archiv für Funkrecht 1928, 25 ff.). 

Was hiernach noch an Gefahren und Nachteilen in der an⸗ 
gegebenen Richtung für den Vermieter aus der Anlage einer Hoch⸗ 
antenne übrigbleibt, verliert vollends ſeine Bedeutung dadurch, daß 
der bekl. Mieter nicht nur in weitgehendem Maße ſeine Verpflich⸗ 
tungen zum Erſatze des dem Hauseigentümer dadurch entſtehenden 
Schadens übernommen, ſondern dieſe Verpflichtung auch ſichergeſtellt 
hat. Denn unſtreitig iſt ſeit dem 1. Jan. 1929 jeder angemeldete 
Rundfunkhörer, deſſen Anlage poſtaliſch genehmigt iſt, 
gegen Schaden, der aus der Rundfunkanlage entſteht, verſichert, und 
zwar gegen Sachſchaden bis zum Betrage von 25 000 N, unb gegen 
Perſonenſchaden bis 100 000 RAM. Damit iſt wirtſchaftlich die Gefahr 
eines Schadens für den Hauseigentümer ſo gut wie beſeitigt. Zwar 
iſt nicht zu leugnen, daß trotz allem dem Hauseigentümer noch Un⸗ 
zuträglichkeiten aus der Anlage entſtehen können; dieſe erſcheinen 
indeſſen nicht ſo erheblich, daß ſie ihm nicht zuzumuten wären. Sie 
wären nur dann unzumutbar, wenn die mit der Anmeldung zum 
Rundfunk verbundene Verſicherung des Mieters in Fortfall käme. 

Im übrigen iſt die Kontrolle, ob der Bekl. noch als Rundfunk⸗ 
hörer angemeldet und damit verſichert iſt, ziemlich einfach; der 
Vermieter kann ſich z. B. die Genehmigungserklärung der Ober⸗ 
poſtdirektion und die jeweils letzte Quittung über die Zahlung der 
Rundfunkgebühren vorlegen laſſen und hat damit die Gewähr, daß 
der Mieter noch verſichert iſt. Außerdem erteilt die Oberpoſtdirektion 
auf Anfragen von Hauseigentümern die entſprechenden Auskünfte. 

Auch der Einwand des Hauseigentümers, daß er nicht allen 
Mietern ſeines Hauſes das gleiche Recht zur Anbringung einer Hoch⸗ 
antenne gewähren könne, vermag die Klage nicht zu begründen. Die 
Verpflichtung des Vermieters zur Duldung einer Antennenanlage be» 
ſteht nur dann, wenn ſie nicht nach Lage des Einzelfalles unzumutbar 
iſt, und wenn nicht der Vermieter Umſtände dartut, welche die An⸗ 
nahme einer ſolchen Verpflichtung ausſchließen. Sollte ſich deshalb 
der Fall ereignen, daß der Hauseigentümer aus dem Grunde, weil 
ſchon mehrere Antennen ſich auf dem Dache befinden, einem weiter 
an ihn geſtellten Verlangen zur Duldung einer Antennenanlage nicht 
mehr nachkommen kann, ſo würde gerade dies einer der Umſtände 
fein, welche ſeine Verpflichtung ausſchließen könnten. Daß dieſer 
Fall ſchon jetzt eingetreten ſei, hat der Kl. nicht behauptet. 

Zu der Frage Stellung zu nehmen, wie lange abends die 
Wiedergabe des Empfangs durch Lautſprecher geſtattet iſt, ohne 
daß eine Ruheſtörung vorliegt, bietet der vorliegende Fall keine Ver⸗ 
anlaſſung. Es dürfte ſich das nach denſelben Grundſätzen richten, wie 
hinſichtlich des Muſizierens überhaupt (Klavier⸗, Grammophonſpiel). 

(EG. Halle a. S., 1. 38. Urt. v. 1. Mai 1929, 6 8 135/29.) %3 
Mitgeteilt von RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 
* 
Münden. 

10. 85 49, 33 MietSh®.; 88 535 ff. BGB. Mieter und 
Vermieter können fich in einem Vertragsverhältnis über 
eine beſchlagfreie Wohnung den Beſtimmungen des Mieter- 
ſchutzgeſetzes allgemein unterwerfen. 


Die Bekl., welche vorher auf Grund eines Hausmeiſterver⸗ 
trages eine Wohnung im Hauſe der Kl. innehatten, ſchloſſen, nachdem 
die Beendigung des Hausmeiſterverhältniſſes für 1. Jan. 1925 ver⸗ 
einbart war, am 21. Nov. 1924 einen ſchriftlichen Mietvertrag über 
die gleiche Wohnung mit der Kl. In dem Mietvertrag, der mit 
Benützung eines gedruckten Formblattes abgefaßt ift, ift vierteljähr⸗ 
liche Kündigung vereinbart mit dem handſchriftlichen Zuſatz: „Vor⸗ 
behaltlich der derzeitigen Mieterſchutzbeſtimmungen“, und außerdem 
am Schluß des Vertrages der Satz handſchriftlich beigefügt: „Unter⸗ 
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zeichnete (Kl.) iſt damit einverſtanden, daß Herrn und Frau W. 
(Bekl.) die Mieterſchutzbeſtimmungen zur Verfügung ſtehen. 

Die Kl. hat im Sept. 1928 für den 1. Jan. 1929 ordentlich ge⸗ 
kündigt, und auf Räumung geklagt. Die Bekl. haben ſich geweigert 
zu räumen, da der Kl. auf Grund der wiedergegebenen Beſtim⸗ 
mungen des Mietvertrages kein Kündigungsrecht zuſtehe. 

Die Klage wurde abgewieſen. N 

Das Haus, in welchem die ſtrittige Wohnung ſich befindet, tft 
ein nach dem 1. Juli 1918 zuſchußfrei erſtellter Neubau, auf welchen 
die Vorſchriften der 88 1-31 MietShb. keine Anwendung finden. 

Die Beſtimmungen des Mietvertrages ſind dahin auszulegen, 
daß die Kl. ſich ſchuldrechtlich verpflichtete, die Bekl. ſo zu ſtellen, 
wie wenn das Mietverhältnis den Beſtimmungen des MietSchG. 
unterſtünde. Die Wirkſamkeit einer ſolchen Vereinbarung iſt aus⸗ 
ſchließlich nach den 88 535 ff. BOB. zu beurteilen. Soweit zwin⸗ 
gende Vorſchriften des BGB. nicht entgegenſtehen, ſtand es im Be⸗ 
lieben der Vertragſchließenden, den Verkragsinhalt zu beſtimmen. 
Insbeſ. konnte Mietzeit und Mietzins frei vereinbart werden. Da 
die Schriftform des 8 566 BGB. gewahrt iſt, konnte daher bie 
Kündigung fo geregelt werden wie im Miet Sch. Das hat das 
angefochtene Urteil auch nicht verkannt, jedoch unmittelbar darauf 
im Widerſpruch mit dieſer Erkenntnis wiederum zu Unrecht ange⸗ 
nommen, daß durch die 88 49, 33 MietschGG. die Vertragsfreiheit 
für Neubauten aufgehoben und die Vorſchriften des 8 565 BGB. 
über die Kündigung zwingendes Recht geworden ſeien, auf welche der 
Vermieter nicht zu ſeinem Nachteile verzichten könnte. Dieſe Aus⸗ 
legung der 88 49, 33 MietSh®. iſt irrig. 8 33 MietShG. gibt 
dem Vermieter kein Recht i. S. § 49 MietShG., vielmehr bemißt 
ſich das Recht des Vermieters bei Neubauten nach dem BGB., das 
ſeinerſeits wieder Vertragsfreiheit hat. Die Auslegung des AG., 
daß die Streitteile nicht bloß die Anwendung der Mieterſchutz⸗ 
beſtimmungen, ſondern die Anwendung des Mieterſchutzgeſetzes 
vereinbart hätten, iſt verfehlt. Sie widerſpricht dem Wortlaut und 
wäre ſelbſt dann nicht richtig, wenn der Wortlaut die Anwendung 
des MietShG. vorgeſchrieben hätte. 

Auch dann könnte nach § 133 BGB. die Vereinbarung nur fo 
ausgelegt werden, wie oben geſchehen. Von Nichtigkeit der Verein⸗ 
barung kann daher keine Rede ſein. Die Kl. hat daher kein Kün⸗ 
digungsrecht, ſolange nicht ein Aufhebungsgrund 1. S. der 88 2, 
3 und 4 MietSchG. gegeben iſt. 

(26. I Münſchen, Urt. v. 25. März 1929, VII F 2/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Deiſinger, München. 
81 
Würzburg. 

11. 8822, 31 MietShG. Belaſſung des bisherigen 
Wohnungsinhabers unter Begründung eines Mietver⸗ 
hältniſſes iſt nicht genehmigungspflichtig. Der ange 
nommene Verzicht auf Mietzinszahlung bedeutet nicht die 
Umwandlung des Mietverhältniſſes in Leihe. Der die 
Räumungs verpflichtung ausſprechende Teil des Miet- 
aufhebungsurteils kann vom Berufungsgericht auch ohne 
Anſchlußberufung des Hauseigentümers aus anderen 
Rechtsgründen aufrechterhalten werden. 


Der frühere Inhaber einer Dienſtwohnung bewohnte dieſelbe 
nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes ohne Erwirkung der Ge⸗ 
nehmigung der Ortspolizeibehörde weiter und zahlte Mietzins an 
ſeinen bisherigen Dienſtherrn. Nach etwa einem Jahr verweigerte 
der Dienſtherr die Annahme einer Mietzahlung für die Zukunft 
mit der Erklärung, Bekl. ſolle das Geld für Umzugskoſten ver⸗ 
wenden. Bekl. willigte hierin ein, zog aber auch in der Folge nicht 
aus. Nach weiteren 31/, Jahren erhob der frühere Dienſtherr Räu⸗ 
mungsklage mit der Begründung, daß ein Mietverhältnis nicht 
vorliege, zum mindeſten kein polizeilich genehmigtes Mietverhält⸗ 
nis und daß ein etwaiges früheres Mietverhältnis ſeit Sommer 
1922 durch Umwandlung in Wohnungsleihe erloſchen ſei. Das AG. 
erachtete ein rechtsgültiges Mietverhältnis als gegeben und er⸗ 
kannte auf Mietaufhebung und Räumung. Die Berufung des Bekl. 
wurde zurückgewieſen. Nach § 18 der BayWohnMangelBek. v. 
10. Aug. 1920/7. Febr. 1921 durfte eine Wohnung nur mit 
vorheriger Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde vermietet, über⸗ 
laſſen und in Gebrauch genommen werden. Nach Sinn und Zweck 
der VO. beſchränkt ſich dieſe Genehmigungspflicht auf Verträge, 
durch welche Wohnungen an andere als die bisherigen Inhaber 
überlaſſen werden, nicht aber auf Verträge, durch welche nur die 
rechtlichen Beziehungen des bisherigen Wohnungsinhabers zum 
Eigentümer neu geſtaltet werden. Vgl. Gözel, Mschch. 3 21 
Anm. Ib; JW. 1926, 604. Die Umwandlung des früheren Dienſt⸗ 
verhältniſſes in ein Mietverhältnis war daher nicht genehmigungs⸗ 
pflichtig i S. des 3 31 Abſ. 1 MSchch. Die Unterlaſſung der An⸗ 
ſchlußberufung ſchließt nicht aus, daß der vom Erſtrichter zu⸗ 
erlkaunte Räumungsanſpruch auch auf andere Rechtsgründe ge⸗ 
ſtützt werden kann. Es liegt aber ein rechtsgültiges Mietverhält⸗ 
nis vor. § 22 MeSchch. iſt auch für Mietverhältniſſe anwendbar, 
die vor Inkrafttreten des MSch(H. mit Rückſicht auf ein zwiſchen 
den Vertragsteilen beſtehendes Dienſtverhältnis begründet worden 
find. Daß fei Juli 1922 weitere Mietzinszahlungen nicht mehr 
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geleiſtet und auch nicht gefordert wurden, kann für ſich allein den 
rechtlichen Charakter des Vertragsverhältniſſes nicht ändern; dazu 
hätte es vielmehr einer hierauf gerichteten neuen Willenseinigung 
der Vertragsteile bedurft; dieſe konnte zwar auch durch ſchlüſſige 
Handlungen zum Ausdruck gebracht werden; allein aus der Tat⸗ 
ache aber, daß Kl. auf Zahlung der vereinbarten, völlig wert⸗ 
los gewordenen Miete von vierteljährlich 100 % verzichtete und 
der Bekl. dieſen Verzicht nahm, läßt ſich ein auf die Anderung 
des beſtehenden Rechtsverhältniſſes abzielender Vertragswille nicht 
mit Sicherheit entnehmen. Schon die Art, wie Kl. den Verzicht er⸗ 
klärt hat, beweiſt, daß Kl. dabei nicht an eine Umwandlung der 
bisherigen Miete in eine Leihe gedacht hat, ſondern nur auf die 
5 anfallenden Mietbeträge hat verzichten wollen, um dem 
Bekl. die Beſtreitung der damals ſchwer aufzubringenden Koſten 
des erwarteten Umzugs, zu deren Erſtattung Kl. ſich verpflichtet 
fühlte, zu ermöglichen. Noch viel weniger kann aber angenommen 
werden, daß der Bekl. ſeinerſeits in eine vertragsmäßige Beendi⸗ 
gung des Mietverhältniſſes eingewilligt haben würde, ſelbſt wenn 
ihm eine ſolche von dem Kl. angeboten worden iſt; denn dadurch 
hätte er den ihm als Inhaber einer Mietwohnung auch nach den 
damaligen Vorſchriften zuſtehenden weitgehenden Mieterſchutz ver⸗ 
loren und ſich mit ſeiner Familie der Gefahr der Obdachloſigkeit 
ausgeſetzt. Ein Verzicht des Mieters auf den ſehr hoch zu bewer⸗ 
tenden Mieterſchutz kann mangels weiterer Anhaltspunkte aus 
der Annahme des Verzichts des Vermieters auf Zahlung des ver⸗ 
einbarten, völlig wertloſen Mietzinſes oder auch eines nach den 
damaligen Beſtimmungen etwa mieteinigungsamtlich neu feſtzuſetzen⸗ 
den, immerhin aber verhältnismäßig geringen Mietzinſes keines- 
ſalls entnommen werden. 
(LG. Würzburg. Entſch. v. 11. Febr. 1927, P 180/26.) 
Mitgeteilt von Nu. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 


Zu 1. 1. Die Lehre von den Werbungskoſten be⸗ 
findet ſich in einer bemerkenswerten Umbildung. Es 
nach dem Standpunkte, den man einnimmt, kann man auch von einer 
Rückbildung ſprechen. Die Sache liegt im einzelnen wie folgt. Das alte 
preuß. EinkStG. baute ſich bekanntlich auf der Quellentheorie auf. 
Das PrOG. unterſchied daher ſehr ſcharf zwiſchen ſolchen Auslagen, 
die die Quelle als ſolche betrafen, und denjenigen, die ſich nur 
auf das aus ihr fließende Einkommen bezogen. Nur die letzteren 
Beträge erkannte es als Werbungskoſten an, die erſteren nicht. 
Dieſe Trennung war grundſätzlich und logiſch richtig. Sie führte 
aber in der Rſpr. zu Unterſcheidungen, die zwar an ſich folge⸗ 
richtig waren, aber ſich immer mehr von der unbefangenen Lebens⸗ 
auffaſſung entfernten. Die Judikatur gefiel ſich in ſcharfſinnigen, 
aber dem Laien überaus künſtlich und befremdend erſcheinenden 
Begriffszerlegungen. Die Einzelheiten intereſſieren nicht mehr. Zum 
Teil find fie bei Strutz, § 12 Anm. 12 8. 669, 971 Zeile 8f., 
zu finden. Von den dort nicht zitierten Urteilen iſt eins ſehr be⸗ 
zeichnend. Noch im Urt. v. 6. März 1928, VIII G St 112/27 er⸗ 
klärt das OVG. in einer Gewerbeſteuerſache die Abfindung an 
einen offenen Handelsgeſellſchafter nicht für abzugsfähig, weil kein 
unmittelbarer ga mit dem Ertrage gegeben ſei; 
die Quelle habe ſich weſentlich verändert. Umgekehrt der Rö. 
(St W. 1929 Nr. 344). 

2. Bei Einführung des neuen Rechtes wurde daher die Frage 
brennend, ob die alten Ergebniſſe übernommen werden ſollten. 
Dagegen ſprach ſich ins beſondere Strutz aus. Er wird deshalb 
an erſter Stelle genannt, weil er in den alten Traditionen auf⸗ 
gewachſen war, insbeſ. aber, weil er auch für das neue Recht 
immer noch an der alten Quellentheorie feſthielt (Bd. I, 245, 
491, 494496; II, 187 f., 203 f., Vorbem. zu den 88 2648). 
Trotzdem hat er ſich zu einer freieren Überzeugung durch⸗ 
gerungen; nach ihm ſind Werbungskoſten im Sinne von Betriebs⸗ 
ausgaben, alſo im weiteſten Sinne, aufzufaſſen ($ 12 Anm. 11, 
12, ſpeziell S. 675), während z. B. Zimmermann und Kuhn 
an der engeren Auffaſſung feſthielten. Daß Becker (StW. 1926 
Dezemberheft und fein Komm. 8 16) in dieſem Punkte derſelben 

einung wie Strutz war, iſt nicht verwunderlich. Einmal lehnt 
er die Quellentheorie ab und mit ihr natürlich auch die ſubtilen 
Unterſcheidungen zwiſchen Aufwendungen, je nachdem ſie ſich auf 
die Quelle oder ihr Ergebnis beziehen. Er iſt aber ferner auch 
der eifrige Befürworter des Anſchluſſes an die bewährten Grund- 
ſätze der kaufmänniſchen Buchführung — ein von Strutz immer 
noch abgelehnter, vom 6. Sen. aber immer mehr ausgebauter 
Gedanke. Der Kaufmann bucht aber alle vom Betriebe auch nur 
indirekt verurſachten Koſten über Verluſtkonto, ſoweit ſie nicht 
neue Werte ſchaffen, alſo zu aktivieren find. Wenn zwei jo aus⸗ 
gezeichnete Kenner des Steuerrechts und ſeiner Bedürfniſſe über⸗ 
einſtimmen, trotzdem ſie in den grundlegenden Prinzipien die 
Gegenpole bilden, wenn ſie beide zu einer ausdehnenden 
Begriffsbeſtimmung der Werbungskoſten gelangen, jo iſt dieſe 
Tatjache von großer Bedeutung. Es wird arauf ſchon hier hin⸗ 
gewieſen, weil ſie, wie die weitere Darſtellung zeigt, wenigſtens 
für meine perſönliche Einſtellung wichtig iſt. Die Lehre von Skrutz 
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1. 88 16, 38 EinkStG. Werbungskoſten beim Ein- 
kommen aus Vermietung, wenn ein ererbtes Wohnhaus 
im weſentlichen leer ſteht und in erfter Linie verkauft und 
erſt in zweiter Linie vermietet werden ſoll. 7) 

Den Einwendungen des Beſchw§. kann zwar inſoweit nicht 
zugeſtimmt werden, als er den Abzug von Werbungskoſten un⸗ 
abhängig von der Frage, welchen Einkünften ſie im Einzelfalle 
gegenuͤberſtehen, entſchieden wiſſen will. Der RF. hat bereits 
in Rö. 23, 21 und StW. 1929 Nr. 11 ausgeführt, daß eine Aus⸗ 
gabe, um zu den abzugsfähigen Werbungskoſten zu gehören, mit 
einer der im 8 6 Abſ. 1 aufgezählten Einkommensarten zu⸗ 
ſammenhängen müſſe. Dies gilt auch für die im § 16 Abſ. 5 den 
Werbungskoſten zugezählten Aufwendungen. Daher ſind auch Steuern 
vom Grundvermögen oder Verſicherungsprämien nur dann als 
Werbungskoſten anzuſehen, wenn ſie ſich als Aufwendungen zur 
Erwerbung, Sicherung und Erhaltung einer der Einkommens⸗ 
arten des 8 6 darſtellen. Dagegen gibt die Verſagung des Abzugs 
unter Hinweis auf den beabſichtigten Verkauf zu Bedenken Anlaß. 
Es iſt von dem Regelfall auszugehen, daß der u das 
Wohngrundſtück unbeſchadet der Möglichkeit des Verkaufs ent⸗ 
weder durch Selbſtbewohnen oder durch Vermieten benutzen wird. 
Steht das Grundſtück nur vorübergehend leer und ergeben im 
übrigen die Umſtände, daß eine weitere Benutzung beabſichtigt 
iſt, ſo wird ein Abzug der während dieſer Zeit auffallenden 


und Becker iſt vom RFH. angenommen (RStBl. 1929, 35). Bei 
einem Betriebe ſetzt er deſſen Ausgaben den Werbungskoſten 
gleich, hat alſo gegenüber dem früheren Steuerrechte dieſe Er⸗ 
rungenſchaft bewahrt (f. z. B. WEB. Gr. 9, 134 Zahlung eines 
RA. für Erwerb der Praxis find Werbungskoften). 

„Der Nachdruck iſt auf das Wort „Betrieb“ zu legen, alſo 
auf die im 86 Abſ. 1 Nr. 1—3 aufgeführten Einkommensarten, 
ſpeziell auf die aus Landwirtſchaft, Gewerbe und ſonſtiger ſelb⸗ 
ſtändigen Berufstätigkeit, bei denen nach 8 7 Abſ. 2 Nr. 1 der 
durch Beſtandsvergleich ermittelte Gewinn als Steuergrundlage 
gilt. Außer ihnen gibt es aber noch die im § 6 unter Nr. 4—8 auf⸗ 
geführten weiteren fünf Einkommensarten. Gerade bei ihnen er⸗ 
hebt ſich die in letzter Zeit immer mehr ftrittig gewordene Frage, 
wieweit ein folder Sleuerzahler, alſo ein Privatmann, mit dem 
Abzuge von Auslagen gehen darf, ob man einer engeren oder 
wie bei Betrieben einer weiteren Auffaſſung zu folgen hat. 
Strutz § 13 Anm. 15, 734; $ 16 Anm. 4, 889) ſagt: „Will man 
nicht in kaum lösbare, mit dem Zwecke und Grundgedanken des 
neuen Geſetzes unvereinbare Schwierigkeiten geraten, ſo muß man 
auch bei den übrigen Einkommensarten (alſo 8 6 Nr. 4—8) den 
Begriff der Werbungskoſten entſprechend (wie bei Betrieben) aus⸗ 
legen; ſonſt kommt man zu einer vom Geſetzgeber unmöglich 
gewollten Ungleichmäßigkeit der Beſteuerung.“ Strutz iſt alfo 
ganz allgemein für eine weitherzige Behandlung. Davon 
iſt aber der RF H. teilweiſe abgewichen. Eine gute 
überficht gibt das Urteil JW. 1929, 1604 unter a. Hier faßt 
der 1. Sen. die abweichende Praxis mit den Worten zuſammen: 
Bei Einkünften aus Kapitalvermögen hat der RH. in ſtändiger 
Rſpr. les werden fünf Urteile des 6. Sen. zitiert) nicht als 
Werbungskoſten anerkannt, die Aufwendungen für die Anlage 
des Kapitals, ſondern nur Aufwendungen, die erforderlich 
ſind, um aus der beſtehenden einzelnen Kapitalanlage die be⸗ 
ſtimmungsgemäß aus ihr fließenden Einkünfte zu bekommen. 
Infolgedeſſen lehnt er es ab, Schuldzinſen, die der Darleiher ſelbſt 
aufgewendet hat, um ſich das von ihm an einen Dritten weiter 
ausgeliehene Kapital zu beſchaffen, als Werbungskoſten anzu⸗ 
ſehen. Dabei handelte es ſich um ein ausländiſches Grund⸗ 
(Hypotheken⸗) Kredit⸗Inſtitut; die Verbindung zwiſchen ſeinen 
Zinseinnahmen und den von ihm gezahlten Zinſen war alſo eine 
recht enge. Die Hereinnahme von Geld (das Paſſivgeſchäft) zum 
Zwecke der Ausleihung an eine andere Stelle (das Aktivgeſchäft) 
ift ſogar das eigentliche und charakteriſtiſche Merkmal des Bankiers. 
Man ſieht, wie eng hier der Begriff der Werbungskoſten be⸗ 
ſtimmt wird (ſ. auch meine Bemerkung: JW. 1929, 2386; ferner 
RStBl. 1929, 138). In StW. 1929 Nr. 232 hatte jemand Auf⸗ 
wendungen (Proviſion uſw.) gemacht, um ertragloſes Vermögen 
in rentierendes zu verwandeln; die Koſten ſind geſtrichen, weil ſie 
nicht direkt das Einkommen betreffen. Ahnlich StW. 1929 Nr. 627: 
Jemand, der ſich, um Arbeitseinkommen bei einer AktG. als deren 
Angeſtellter zu erzielen, bei dieſer beteiligt hatte, hatte Verluſte erlitten. 
Der Abzug iſt nicht zugebilligt. In dem Urteile JW. 1929, 213 hatte 
der RF. die Schuldzinſen, die jemand bezahlen mußte, weil er Aktien 
auf Kredit erworben hatte, ebenfalls als nicht abzugsfähig erklärt. 
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Werbungskoften ſchon mit Rückſicht darauf zuzulaſſen fein, daß der 
Begriff Werbungskoſten auch diejenigen a Abungen umfaßt, die 
im Intereſſe künftiger ſteuerbarer Einkünfte gemacht werden. Dem 
ſtehen Fälle gegenüber, in denen ein Haus ausſchließlich zum Ver⸗ 
kaufe beſtimmt iſt, wie dies z. B. bei einem Bauunternehmer, 
Architekten oder Grundſtücksmakler der Fall ſein kann. Es wird 
ſich dann aber meiſt um einen Betrieb handeln, bei dem ſowohl 
der Übererlös aus dem Verkaufe einkommenserhöhend als auch 


Er hat allerdings ſpäter feine, ſich auf § 15 (nicht 8 16) be⸗ 
gründete Anſicht inſofern eingeſchränkt, als er wenigſtens den 
Abzug in Höhe der bezogenen Dividende zuläßt. Dabei bemerkt er 
aber ausdrücklich: Schuldzinſen ſeien keine Werbungskoſten. Um⸗ 
gekehrter Anſicht iſt durchaus mit Recht Becker (StW. 1928, 
1281) bei der Beſprechung des Urteils JW. 1929, 457. Nach StW. 
1929 Nr. 167 können Koſten (Proviſionen), die die Beſchaffung 
von Kapitalanlagen verurſacht, nicht als Werbungskoſten bei 
den Einkünften behandelt werden. Ebenſo nicht die Koſten der 
Aufwertung einer Hypothek, weil ſie nur der Beſchaffung 
(Erhaltung) der Kapitalanlage dienen und nicht unmittel⸗ 
bar der Ertrags ſicherung (St W. 1929 Nr. 168). Nach StW. 
1929 Nr. 11 müſſen Werbungskoſten im Zuſammenhang mit einer 
Einkommensart des 8 6 ſtehen; alſo ſei nicht abziehbar das Ge⸗ 
halt eines Verkaufsbeauftragten bei einem zu einem Privat⸗ 
vermögen gehörigen Walde, falls die Verpachtung oder der Holz⸗ 
ſchlag nicht beabſichtigt war. 

4. Man ſieht, wie weit ſich dieſe Rſpr. immer mehr von der 
Einfachheit der Strutz ſchen Lehre entfernt, nach der alle mit 
der betreffenden Einkommensart auch bloß indirekt zuſammen⸗ 
hängende Ausgaben Werbungskoſten ſind. Anſtatt deſſen er⸗ 
ſcheinen verwickelte Unterſcheidungen, die manchmal an die frühere 
Zeit des PrOVG. erinnern, und die dem weniger ſcharf, dafür aber 
auch weniger kompliziert Denkenden fremdartig anmuten. Sie 
führen denn auch zu Ergebniſſen, die für die Wirtſchaft nicht trag⸗ 
bar ſind. Einen ſchlagenden Beweis in dieſer Richtung hin bildet 
der Runderlaß d. RM. v. 9. Juli 1929: RStBl. 1929, 421. In 
ihm wird darauf hingewieſen, daß nach dem NFH. Geldbeſchaf⸗ 
fungsverluſte bei nichtbuchführenden Landwirten das Einkommen 
nicht berühren, alſo nicht abzugsfähig ſind. Trotzdem werden die 
Fin A. angewieſen, bei Rückzahlung des Golddiskontbankkredits 
umgekehrt zu verfahren. Wenn ſchon der RF M. die Stellung⸗ 
nahme des NFH-, wenn auch nur in einem Einzelfalle, als un⸗ 
wirtſchaftlich empfindet, ſo iſt das gewiß eine Tatſache, die man 
nicht unberückſichtigt laſſen darf. Die in letzter Zeit bedenklich 
wachſende Neigung des R§H. zu einer der unbefangenen Lebens⸗ 
anſchauung fremden Begriffsſyſtematik tritt auch bei andern ver⸗ 
wandten Paragraphen zutage, z. B. bei 8 15 hinſichtlich des 
wirtſchaftlichen Zuſammenhangs mit nichtſteuerpflichtigen Ein⸗ 
künften. Das obenerwähnte Urteil wegen des Aktienkaufs auf 
Kredit beruht ebenfalls auf einer Unterſcheidung, die gewiß der 
logiſchen Schärfe und Feinheit nicht entbehrt, mit den Rauf- 
männiſchen Anſchauungen aber nicht übereinſtimmt. Weniger tritt 
das hervor bei der durch § 12 gebotenen Unterſcheidung zwiſchen 
Werbungskoften, die ausſchließlich die Bodenfläche oder aber an⸗ 
dere Gegenſtände betreffen; hier iſt der NFH. weitherziger (vgl. 
darüber neuerdings Metz: DStg. 1929, 207). 

5. Wenn man in einer Kritik der Urteile nicht völlig fehl⸗ 
gehen will, muß vor allen Dingen eins von vornherein mit Be⸗ 
ſtimmtheit betont werden. Im Prinzip hat der RFH. recht. 
Es kann z. B. keine Rede davon ſein, daß ein Privatmann, der 
Aktien kauft, um Dividendeneinnahmen zu erzielen, eine Kurs⸗ 
ſenkung von ſeinem Kapitaleinkommen abziehen darf oder der 
Errichter eines Mietshauſes die Werteinbuße infolge der Kon⸗ 
junktur. Bei einem Betriebsvermögen iſt es umgekehrt; beim 
Kaufmann drückt ſich die Wertminderung in der Bilanz aus. Bei 
ihm, nicht beim Privatmanne findet ein Beſtandsvergleich ſtatt. 
Meine Zweifel find alſo nicht grund ſätzlicher Natur; fie 
wurzeln vielmehr darin, daß aus einem an und für ſich zu⸗ 
treffenden Grundſatze Folgerungen gezogen werden, die zwar logiſch 
richtig find, aber in ihrer Zuspitzung der Verkehrsanſchauung nicht 
entſprechende Ergebniſſe liefern. Es handelt ſich alſo, wie ſo oft 
in der Praxis, um ſubjektive Empfindungs fragen. Daraus 
erklärt ſich auch, daß die Rſpr. ſich zuweilen auch der freieren 
Anſicht zuneigt. Becker Bd. S. 549 und ihm folgend der RFH. 
rechnen bei Miethäuſern auch die Grunderwerbſteuer, die Vertrags⸗ 
und Auflaſſungskoſten zu den Werbungskoſten, alſo Auslagen, die 
in Wahrheit die Kapitalanlage verurſacht. Bei Aktien iſt das 
auf einmal umgekehrt. Ein recht eindringliches Beiſpiel findet ſich 
ebenfalls bei Becker, § 16 Anm. 49 S. 561, der ja durch feine 
tiefgründigen Ausführungen über Werbungskoſten der Wegweiſer 
des RFP. iſt. Er führt — durchaus prinzipiengetreu — aus: Wenn 
der Direktor einer Geſellſchaft aus Anlaß ſeines Jubiläums eine 
Stiftung mache, ſo werde man das ſchwerlich als Werbungskoſten 
auffaſſen können, vielmehr eine ſteuerpflichtige Verwendung des 
Einkommens zu wohltätigen Zwecken anzunehmen haben. Genau 
amgekehrt urteilt der RFH.: StW. 1929 Nr. 521. Er hat das 
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Aufwendungen einkommensmindernd wirken. Im vorliegenden Falle 
handelt es ſich um einen Grenzfall. Im Vordergrunde ſtand zwar 
die Abſicht der Erben, das Haus durch Verkauf zu verwerten. Dieſe 
Abſicht ſchließt aber die Annahme nicht aus, daß die Erben ge 
gebenenfalls das Grundſtück dann durch Abſchluß eines günſtigen 
Mietvertrages verwertet hätten. Man wird daher, ſolange nicht 
zweifelfrei das Gegenteil feſtzuſtellen iſt, bei vorübergehend leer⸗ 
ſtehenden Wohngrundſtücken grundſätzlich davon auszugehen haben, 


ganz richtige Gefühl, man ſolle Grundſätze nicht überſpannen 
und ſtoppt daher in Wahrheit die rein logiſche Entwicklung ab. 
Nietzſche ſagt einmal: Der Philoſoph wird erſt da intereſſant, 
wo er ſpringt, d. h. wo er die rein logiſchen Pfade bewußt oder 
unbewußt verläßt und mehr feiner individuellen Intuition folgt. 
Von ſehr vielen, den Nagel auf den Kopf treffenden Urteilen kann 
man dasſelbe ſagen. Noch illuſtrativer für das, was ich meine, 
iſt das oben bereits zitierte Urteil StW. 1929 Nr. 627 über die 
Beteiligung bei einer AktG. lediglich, um eine Anſtellung zu er⸗ 
langen. Es behandelt einen richtigen Grenzfall. Man darf wohl 
davon ausgehen, daß ein Arbeitnehmer eine Vermittlungsproviſion 
für Nachweis der Stellung von ſeinem Arbeitseinkommen abſetzen 
darf (Becker, § 16 Anm. 41, 547, hält für abzugsfähig ſogar die 
Koſten erfolgloſer Bewerbungen, es ſei denn, daß es ſich um eine 
Lebens ſtellung handelt [7]; ſ. S. 548). Wer im Leben ſteht 
und mehrfach erlebt hat, wie ſehr gerade in den ſog. beſſeren 
Kreiſen die Arbeitſuchenden geneigt ſind, ihre letzten Groſchen weg⸗ 
zugeben, bloß um wieder Beſchäftigung zu haben, denkt über den 
Fall anders. Er iſt geneigt, eine ſolche ſog. Beteiligung, die in 
Wahrheit leider ſehr oft ſich als Leiſtung & fonds perdu heraus⸗ 
ſtellt, mehr nach der Analogie einer Proviſion zu behandeln, alſo 
bei einem Verluſte den Abzug zu geſtatten. Der Gegengrund des 
RF H., dadurch würde eine beim Arbeitslohn unzuläſſige Beſtands⸗ 
vergleichung eingeführt, iſt demgegenüber doch wohl nicht un⸗ 
bedingt durchſchlagend. Wenn etwa eine hohe Proviſion für eine 
feſte fünfjährige Stellung entrichtet wird, ſo würde man es recht 
wohl verſtehen können, wenn das Fin A. den Abzug nicht auf ein⸗ 
mal zuläßt, ſondern die Verteilung auf fünf Raten verlangt. Das 
wäre aber auch nichts anderes als ein verkappter Beſtandsvergleich; 
die Aufwendung wird aktiviert. 

6. Wenn man einer erweiterten Auffaſſung der Wer⸗ 
bungskoſten zuneigt, kann man dies etwa wie folgt ausdrücken. 
Die jetzige Rſpr. des NFH. hat insbeſ. beim Kapitaleinkommen 
die Tendenz, als Werbungskoſten lediglich ſolche Auslagen anzu⸗ 
ſehen, die ſich nur auf das Einkommen beziehen. An die Stelle 
dieſer Formulierung wäre beim Kapitaleinkommen zu ſetzen: Alle 
mit Rückſicht auf das Zinseinkommen gemachten Aufwendungen 
find Werbungskoſten mit Ausnahme derjenigen, die ſich nur und 
ausſchließlich auf die Kapitalanlage beziehen. Zum Ab⸗ 
zug genügt alſo zunächſt ein im weiten Sinne anzunehmender 
wirtſchaftlicher Zuſammenhang. Nur wenn die Ver⸗ 
bindung ſo locker wird, daß — um zivilrechtlich zu reden — ein 
adäquater Kauſalnexus nicht mehr exiſtiert, iſt der Charakter 
als Werbungskoſten zu verneinen. Die Sache wird alſo genau 
herumgedreht. Während bisher der Rö. prüfte: „Beziehen ſich 
die Ausgaben ausſchließlich auf die Zinſen?“, würde er jetzt 
umgekehrt als maßgebenden Geſichtspunkt die Frage ſtellen: „Be⸗ 
ziehen ſich die Ausgaben ausſchließlich auf die Anlage des 
Kapitals ſelbſt?“ Becker (S. 547) gebraucht einmal den Aus⸗ 
druck, die Aufwendungen ſind durch die Abſicht, Einkünfte zu er⸗ 
zielen, veranlaßt. Auch dieſe Worte ſind gewiß paſſend, wenn 
man mit ihnen den weiten, hier als wünſchenswert verfochtenen 
Sinn verbindet. Für die Praxis genügt ein ungefährer Rich⸗ 
tungshinweis. Ahnlich wie beim Kapitaleinkommen wird bei dem 
aus der Arbeit zu verfahren ſein. Die vorbereitenden Studienkoſten 
ſind keine Werbungskoſten, wohl aber die Fortbildungskurſe des 
Arztes. Folgt man der in dieſen Zeilen vertretenen Anſicht, ſo wird 
das ganze Gebiet einfacher und gleichförmiger. Die auf Betriebe 
ſich beziehenden Urteile können vielfach ohne weiteres auch für 
die andern Einkommensarten verwendet werden. Man vermeidet 
damit auch die Gefahr einer Vergröberung der Judikatur des NFHY- 
durch die unteren Inſtanzen. Sie fühlen ſich durch programmatiſche 
Ausführungen der höchſten Inſtanz naturgemäß gebunden und be⸗ 
ſitzen manchmal nicht die geiſtige Freiheit und das Feingefühl für 
Nuancen, wie der RF. z. B. bei der unter Nr. 5 erwahnten 
Jubiläumsgabe des Direktors. 

7. Bezeichnend iſt folgendes: Beim Arbeits einkommen 
nimmt der RF H. im großen und ganzen bereits den Standpunkt 
ein, dem Begriffe der Werbungskoſten eine weitere Auslegung 
zugrunde zu legen. Er faßt als ſolche alle Aufwendungen auf, 
die das Amt mit ſich bringt. Eine noch heute zutreffende 
Überſicht gibt Becker, § 16 Anm. 49, 562 f. Beſonders charakte⸗ 
riſtiſch iſt das Urteil RH. 21, 84. Der Direktor einer AktG. 
war ehrenamtlich Konſul und hat als ſolcher die Unterſchlagungen 
eines Konſularbeamten gedeckt. Der Abzug iſt geſtattet, weil er 
dies ſeiner Stellung ſchuldig zu ſein glaubte; letzten Endes 
ſei die Ausgabe durch ſeine Anſtellung verurſacht. Das entſpricht 
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daß ſie auch in dieſer Zeit ihrer eigentlichen Beſtimmung, Ein⸗ 
nahmen in Form der Mieterträge, abzuwerfen, nicht entzogen 
ſind. Dann iſt aber auch während dieſer Zeit die Möglichkeit des 
Abzugs von Werbungskoſten gegeben. Allerdings wird in ſolchen 
Fällen beſonders ſorgfältig darauf zu achten ſein, daß nicht etwa 
befondere Aufwendungen, die mit Rückſicht auf einen geplanten 
Verkauf des Hauſes zu deſſen Herrichtung gemacht werden, als 
1 Erhaltungsaufwand voll als Werbungskoſten abgeſetzt 
erden. 


(A Jb., Urt. v. 20. Juni 1929, VIA 628/28.) 


II. Länder. 


Ä Preußen. 
preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. HauszinsſtVoO. v. 2. Juli 1926; $ 4 Abſ. 3 Saß 3 
ſetzt voraus, daß das Ehegatten⸗ oder Verwandtſchafts⸗ 
verhältnis am 31. Dez. 1918 zwiſchen dem damaligen 
Eigentümer und dem damaligen dinglich Berechtigten be⸗ 
ſtanden hat. f) 

Nach dem Wortlaute der auf einen Antrag aus dem Landtag 
eingefügten Beſtimmung des 8 4 Abſ. 3 Satz 2 kann es zweifelhaft 
ſein, ob Vorausſetzung der dort gegebenen Steuervergünſtigung ein 
Ehegatten⸗ oder Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Grundſtucks⸗ 
eigentümer und dem dinglich Berechtigten zur Zeit der Eintragung 
(Begründung) der dinglichen Laſt iſt oder am 31. Dez. 1918 (dem 
gefeplichen Stichtag) oder an einem ſpäteren Datum, etwa dem 
der Veranlagung der Hauszinsſteuer. Bei Faſſung jener Beſtimmung 
hat der Geſetzgeber offenbar nur den Regelfall vor Augen gehabt, in 
dem ein Wechſel des Eigentümers oder des Berechtigten oder eine 
Anderung der perſönlichen Beziehungen zwiſchen Eigentümer und Be⸗ 
rechtigtem ſeit Beſtellung der Laſt oder jedenfalls ſeit dem 31. Dez. 
1918 nicht eingetreten iſt. Es bleibt zu unterſuchen, welche Regelung 
in den Ausnahmefällen einzutreten hat, in denen ſich eine ſolche 
Anderung vollzogen hat. 

Nach § 4 Abf. 3 Satz 1, Abſ. 4 iſt die Herabſetzung der Haus⸗ 
zinsſteuer grundſätzlich bedingt durch den Belaſtungszuſtand des Grund⸗ 
ſtücks am 31. Dez. 1918. Ein ſpäterer Wechſel des Eigentums oder 
eine ſpätere Veränderung in der Belaſtung iſt grundſätzlich ohne 
Bedeutung. 8 4 Abſ. 5 u. 6 a. a. O. enthalten Ausnahmevorſchriften 
für beſondere Fälle des Eigentums wechſels und der Veränderung des 
Belaſtungszuſtandes nach jenem Tage, beſtätigen alſo den genannten 
Grundſatz. Folglich müſſen auch hinſichtlich der Frage, welche Be⸗ 
laſtungen in Anrechnung zu bringen ſind oder nicht, grundſätzlich die 
am 31. Dez. 1918 tatſächlich beſtehenden Umſtände ausſchlaggebend ſein. 

Zu demſelben Ergebniſſe muß folgende Erwägung führen. Nach 
der Rſpr. des Gerichtshofs zu 8 3 Abſ. 3 PrStNot VO. v. 1. April 


ganz meiner Meinung: Nicht nur die unmittelbar, ſondern auch 
die bloß mittelbar mit der Einkommensart zuſammenhängen⸗ 
den Ausgaben ſind Werbungskoſten. Ahnlich wie beim Arbeits⸗ 
einkommen ſteht die Sache bei dem Einkommen aus Ver⸗ 
mietung (f. z. B. StW. 1929 Nr. 495; Prozeßkoſten, in die ein 
zu einem Umbau verpflichteter Vermieter wegen desſelben gerät, 
Können mit der Vermietung zuſammenhängen). Nach Becker 816 
S. 550 können, wenn das gerade erworbene Mietshaus durch 
einen Wirbelſturm vernichtet wird, der geſamte Erwerbspreis oder 
die geſamten Wiederinſtandſetzungskoſten als Werbungskoſten des 
erſten Jahres abgeſetzt werden. 

8. So ergibt ſich das merkwürdige Reſultat, daß im weſent⸗ 
lichen nur beim Kapitaleinkommen der Rg H. der 
ſtrengeren, einſchränkenden Anſicht folgt. Der Grund 
liegt auf der Hand. Die mit dem Arbeits⸗ reſp. Berufseinkommen 
zuſammenhängenden Verhältniſſe liegen dem Richter näher; ſeine 
lebendige Anſchauung bewahrt ihn vor der Überſpannung eines an 
und für ſich richtigen Prinzips. Beim Kapitaleinkommen ſcheint 
das nicht in demſelben Maße der Fall zu ſein. Man darf daher 
hoffen, daß der RF H. allmählich die beim Arbeits⸗ und Miets⸗ 
einkommen herrſchende wohlwollende Praxis auch auf das Kapital⸗ 
einkommen überträgt. Durch eine ſolche Anpaſſung würde die 
Lehre der Werbungskoſten an Gleichmäßigkeit und Uberſichtlich⸗ 
keit gewinnen, und die jetzt noch ſtörende Kluft beſeitigt. 

Dr. Ernſt Fleck, Hannover. 


Zu 1. Die Entſch. wird damit begründet, daß die Verwandten⸗ 
hypothek fo zu behandeln ſei wie die Eigentümergrundſchuld. Streng 
genommen führt dies zu einem unbilligen Ergebnis. 

x Der Eigentümer des Grundſtücks hat keinen Vorteil von der 
Inflation gehabt, wenn am 31. Dez. 1918 nur eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld vorhanden war. Denn in dieſem Falle war überhaupt 
keine Schuld vorhanden, die das Geſetz erlaſſen konnte. Dagegen hat 
der Grundſtücksbeſitzer den Vorteil des geſetzlichen Erlaſſes von / 


1924/28. März 1925 (GS. 1924, 191; 1925, 42) galt eine am Stich⸗ 
tage vorhandene Eigentümergrundſchuld nicht als Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks (vgl. Pape, Das preuß. Hauszins⸗ und Grundvermögenſteuer⸗ 
recht S. 54 Nr. 52). Bei Anderung der PrStNot O., nunmehr 
„Hausz StVO.“ genannt, hat der Geſetzgeber, der die genannte Rſpr. 
kannte und billigte, den letzten Satz des 8 4 Abf. 3 offenſichtlich zu 
dem Zwecke in das Geſetz aufgenommen, um die für den Fall der 
Eigentümergrundſchuld oder chypothek bereits gewährte und grund⸗ 
ſätzlich weiterhin zu gewährende Steuervergünſtigung (vgl. 8 4 Abſ. 4) 
auf den Fall auszudehnen, daß die dingliche Laſt gewiſſen nahen An⸗ 
gehörigen (Ehegatten oder nahen Verwandten) des Grundeigentümers 
zuſteht. Steuerrechtlich ſoll es ſo angeſehen werden, als ob das enge 
und einheitliche Familienband, das den Grundeigentümer (Belaſteten) 
und den Berechtigten in ſolchem Falle umſchlingt, einen einheitlichen 
Vermögenskreis um den Belaſteten und den Berechtigten ziehe, ſo daß 
die Rechtslage einer dem Grundeigentümer ſelber zuſtehenden Laſt auf 
ein dieſen Angehörigen zuſtehendes Grundſtücksrecht ausſtrahlt. Daher 
iſt die Verwandtenhypothek einer Eigentümerhypothek analog zu be⸗ 
handeln. Die Eigentümerhypothek (oder ⸗grundſchuld) gilt aber nur 
dann als Nichtbelaſtung i. S. des § 4 Abi. 3, wenn ſie an dem maß⸗ 
gebenden Stichtage, dem 31. Dez. 1918, für den Eigentümer grund» 
buchlich eingetragen ſtand. Eine vor dieſem Zeitpunkt entſtandene, bis 
dahin aber fortgefallene, oder eine nach jenem Stichtag erfolgte Ver⸗ 
einigung des Grundeigentums und des dinglichen Rechtes in einer 
Hand bedeutet keine Nichtbelaſtung; eine nachträgliche Vereinigung 
kann nur nach Maßgabe der beſonderen Tilgungsvorſchriften in 8 4 
Abſ. 4 u. 5 Berückſichtigung finden. Ebenſowenig kann aus dem Um⸗ 
ſtande, daß der „Steuerſchuldner“, der das Grundſtück erſt nach dem 
31. Dez. 1918 erworben hat, zur Zeit der Beſtellung einer auf dem 
Grundſtücke ruhenden Laſt oder am 31. Dez. 1918 der Berechtigte ge⸗ 
weſen iſt, etwa gefolgert werden, daß dieſe Laſt nicht als Belaſtung 
i. S. des § 4 Abſ. 3 Satz 1 HauszStVO. zu gelten habe. 

Demnach kann auch die Steuervergünſtigung aus 8 4 Abſ. 3 Satz 3 
(Verwandtenhypothek), der Rechtslage der Eigentümerhypothek folgend, 
nur dann Platz greifen, wenn das Chegatten- oder Verwandtſchafts⸗ 
verhältnis am 31. Dez. 1918 zwiſchen dem damaligen Grundeigentümer 
und dem damaligen dinglich Berechtigten beſtanden hat. Die Steuer- 
vergünſtigung kommt aber nicht in Frage, wenn ein ſolches Verhältnis 
lediglich zur Zeit der Beſtellung der Laſt vorhanden, aber vor dem 
31. Dez 1918 in Wegfall gekommen war, oder ſich erſt nach jenem 
Stichtag etwa durch Wechſel des Grundeigentums oder Übergang des 
Rechtes, durch Eheſchließung oder Annahme an Kindes Statt ergeben 
hat, oder endlich zwiſchen dem „Steuerſchuldner“, der das Grundſtück 
erſt nach dem 31. Dez. 1918 erworben hat, und dem Berechtigten be⸗ 
N dem das Recht zur Zeit ſeiner Beſtellung oder am 31. Dez. 1918 
zuſtand. 


(Prosch. 6. Sen., Entſch. v. 26. März 1929, VI D 371/27.) 


der Hypothekenſchuld auch dann, wenn die Hypothekengläubigerin mit 
ihm nahe verwandt war. 

Da die Hauszinsſteuer den Vorteil erfaſſen will, den der Haus⸗ 
eigentümer durch Erlaß von 759% der Hypothekenſchuld gehabt hat, 
ſo muß jede Ermäßigung der Hauszinsſteuer wegen geringerer Be⸗ 
laſtung ihren letzten Grund darin haben, daß in dem Ausnahmefall 
der Eigentümer keinen Vorteil von der geſetzlichen Streichung von 
3/4 der Hypothekenſchulden gehabt hat. Die Theorie des OVG. bedarf 
daher noch folgender Erläuterung: 

Die nahen Verwandten bilden, wie die Entſch. ſagt, einen ein⸗ 
heitlichen Vermögenskreis. In dieſem hebt ſich z. B. der Gewinn des 
Hauseigentümers, dem ½ der Hypothekenſchulden erlaſſen ſind, auf 
mit dem Verluſt ſeiner Ehefrau als Hypothekengläubigerin. Derſelbe 
wirtſchaftliche Gedanke in anderer Form lautet: 

Mag auch das Geſetz aus bitterer Staatsnotwendigkeit den Erlaß 
von ½ der Hypothekenſchuld anordnen, die Verwandten im engſten 
Kreiſe werden trotzdem, wenn ſie im Verhältnis von Hypotheken⸗ 
gläubiger und ⸗ſchuldner ſtehen, volle Aufwertung verlangen und frei⸗ 
willig gewähren. 

Iſt dies der innere Grund dafür, daß die Verwandtenhypothek 
nicht als dingliche Belaſtung gilt und ſo eine Ermäßigung der Haus⸗ 
zinsſteuer herbeiführt, dann gilt er aber auch für eine Hypothek, die 
zwar am 31. Dez. 1918 ſchon eingetragen war, wo aber die Verwandt⸗ 
ſchaft von Gläubiger und Schuldner erſt ſpäter eingetreten iſt. Denn 
der innere Grund für die Steuerermäßigung — das Familienvermögen 
hat keinen Vorteil von der Inflation gehabt — tritt immer erſt nach 
dem 31. Dez. 1918 ein. Das OVG. hätte alſo auch eine andere Entſch. 
treffen und zur Begründung die geſetzliche Beſtimmung heranziehen 
Können, daß ein Kauf des Hauſes in der Inſlationszeit ausnahms⸗ 
weiſe die Steuerbefreiungen nicht wegfallen läßt, wenn Käufer und 
Verkäufer nahe Verwandte waren. Auch hier braucht die nahe Ver⸗ 
wandtſchaft nicht am 31. Dez. 1918 beſtanden haben. Bei der Un⸗ 
beſtimmtheit des Geſetzes läßt ſich aber auch die Entſch., ſo wie ſie 
nun einmal getroffen iſt, nicht als unzutreſfend bezeichnen. 


IR. Dr. Schlichting, Charlottenburg. 
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Mieteinigungsamt. 


1. 8 36 Miet Sch findet auf Schwarzmietverträge i. S. 
831 Miet Schl. keine Anwendung. Der Schwarzmieter darf 
nicht wieder in die Wohnung eingewieſen werden. 


Es iſt davon auszugehen, daß nach der unſtreitigen Be⸗ 
hauptung des Eigentümers ein vom WA. genehmigter Mietvertrag 
zwiſchen ihm und Frau D. nicht vorliegt. Iſt dies aber der Fall, 
fo iſt Frau D. auf Grund der Vorſchrift des $ 31 MSHG. zur 
Herausgabe der Wohnung an den Eigentümer verpflichtet. Wäre 
der 831 MSchG. nicht vorhanden, fo könnte fie ein Recht auf 
die Wohnung auf Grund des, ſei es ausdrücklich, ſei es ſtill⸗ 
ſchweigend, zwiſchen ihr und dem Eigentümer abgeſchloſſenen Miet⸗ 
vertrag herleiten. Der ſtillſchweigende Abſchluß wäre ſchon daraus 
herzuleiten, daß der Eigentümer ſeit mehreren Jahren ohne Wider- 
ſpruch die Miete entgegengenommen hat, Frau D. iſt alſo nur auf 
Grund der Vorſchriften des MSHG. zur Herausgabe der Räume 
verpflichtet. Nur, weil der Mietvertrag zwiſchen ihr und dem 
Eigentümer gem. § 31 MSchch. rechtsunwirkſam iſt, kann der 
Eigentümer auf Grund ſeines Eigentums gegen ſie vorgehen und 
Räumung verlangen. Das MEN. pflichtet alſo inſoweit der von 
Ebel⸗Lilienthal in feinem Komm. z. MSchG. S. 233 wieder⸗ 
gegebenen Anſicht bei, die auch in dem vom Eigentümer über⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


reichten Schreiben des LER. Lilienthal v. 5. Juli 1927 (19287) 
betont iſt. Hiernach iſt alſo die Zuweiſung der Frau D. als Woh⸗ 
nungſuchende durch das WA. an dem Eigentümer nach 8 36 Abſ. 3 
Mech. unzuläſſig, fo daß es dahingeſtellt bleiben kann, ob etwa 
noch andere Gründe, die der Eigenrümer angeführt hat, dem Ab⸗ 
ſchluß eines Zwangsmietvertrages zwiſchen dem Eigentümer und 
Frau D. entgegenſtehen. Wenn das MEA. früher und in anderer 
Beſetzung in der Frage der Auslegung des 8 36 Abſ. 3 anderer An⸗ 
ſicht geweſen iſt, jo weicht es jetzt bewußt von dieſer früheren 
Anſicht ab, weil es ſie für unrichtig hält. 
(DEA. Potsdam, Beſchl. v. 16. Juli 1928, IV MB 8/28.) 
Mitgeteilt von RA. Gieſen, Potsdam. 


Berichtigungen. 


In dem Verzeichnis der Teilnehmer des 24. Deutſchen Anwalts⸗ 
tages zu Hamburg (Beilage zu Heft 45/46 der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift) iſt auf Seite 14 nachzutragen: 

Keiler, Breslau. 


Die in JW. 1929, 3195 unter Nr. 13 abgedr. Entſch. iſt nicht 
vom LG. München II, ſondern vom LG. München I, II. Stra. erlaſſen. 


Überfiht der Kechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
a) Kelch. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


§ 95 BGB. Eine vom Mieter eingebaute Steigeleitung iſt kein 
weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes. Der Mieter kann ſie bei Be⸗ 
endigung feines Vertrages wegnehmen. LG. III Berlin. . . 3261? 
8 242 BGB. Aufwertung von Mietzinsforderungen bei lang⸗ 
friſtigen Mietverträgen über Geſchäftsräume. RG 32231 
8 249 BGB. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der vom Mieter 
übernommenen Unterhaltungspflicht während der e 
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88 535 ff. BB. Mietvertrag. Zur Errichtung einer Hochantenne 

iſt der Mieter auch dann nicht ohne Erlaubnis des Vermieters befugt, 
wenn ſie unter Beachtung der Regeln der Elektrotechnik gebaut, wenn 
ſich der Mieter gegen alle durch Blitzſchlag aus der Antenne entſtehen⸗ 
den Schäden verſichert und wenn er ſich für den Fall von Dachre para⸗ 
turen zur Entfernung der Antenne verpflichtet. RG). 32262 
SS 535 ff. BGB. Die Befreiung eines zu Schulzwecken vermiete⸗ 

ten Gebäudes von der Grundvermögen⸗ und Hauszinsſteuer kommt 
bei geſetzlicher Miete dem Vermieter zugute. R. 32294 
SS 535 ff. BGB. Der Vermieter iſt dem Mieter gegenüber auch 

in großſtädtiſchen Häuſern verpflichtet, nicht an ein Wettbewerbsunter⸗ 
nehmen zu vermieten. Dies gilt auch für Kolonialwaren, wenn der 
erſte Mieter das Geſchäft zum Milchhandel und Kolonialwarenverkauf, 
der zweite Mieter hauptſächlich zum Kolonialwarenverkauf gemietet 
hij ß ̃¾ivcu x 32531 
Ss 535 ff. BGB.; §9 49, 33 MietSchG. Mieter und Vermieter 
können ſich in einem Vertragsverhältnis über eine beſchlagfreie Woh⸗ 
nung den Beſtimmungen des Mieterſchutzgeſetzes allgemein unter⸗ 
Fierfenn C ee 32651 
88 535, 581 86.; 53 Abſ. 2 LockV O. v. 11. Nov. 1926. Miet⸗ 
vertrag, nicht Pachtvertrag bei Überlaſſung von Räumen nach Ent⸗ 
fernung der zur Fruchtziehung erforderlichen Einrichtung, auch wenn 
dieſe ſpäter von dem neuen Benutzer erworben werden. Gleichzeitig 
Überlaſſung von Wohnräumen i. S. der LockV O. iſt räumlich nicht 
zeitlich zu verſtehen, wobei gleichgültig, welche Räume zuerſt über⸗ 
laſſen ind ud 8 1 3228? 
88 535 ff., 581ff. 56. Bei Eintritt in einen Mietvertrag ent- 
ſteht ſelbſt bei Mitübernahme einer vollſtändigen Einrichtung kein 
Bachtder hen n 8 32274 
8 542 BG. Vorausſetzungen für die Kündigung gewerblicher 
Räume durch den Mieter bei teilweiſer Beſchädigung infolge Brandes. 
ao. 6 ee eng - 32567 
S8 548, 556 BGB. Die Beweispflicht für das Nichtvorliegen eines 
haftbaren Verſchuldens trifft den Mieter. RG 32305 
8550 BGB. Trotz des Verbots des Waſchens in den Mieträumen 

darf der Mieter die Reinigung der Hauswäſche mit Apparaten vor⸗ 
nehmen, deren Gebrauch eine beſondere Abnutzung der Räume nicht 
mit ſich bringt. LG. Frankfurt a MW. 32645 
88 557, 683 B6B.; 58 6, 16 MEH®. Schadenserſatzanſpruch des 


Vermieters gegen den Mieter wegen verſpäteter Räumung, wenn die 
Vollſtreckung des Räumungsurteils von der Sicherung eines Erſatz⸗ 
rauınssabhöngt e en Se ee 325912 
$ 557 BGB. Hinausſchiebung der Vollſtreckung eines Räumungs⸗ 
urteils bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt gegen Zahlung einer be⸗ 
ſtimmten Entſchädigung begründet kein Mietverhältnis. OLG. ee. 
2 
88 566, 249, 536, 545 BGB. 1. Bei formloſem Nachtrag zum Miet- 
vertrag kann nicht der Nachtrag allein, ſondern nur der ganze Ver⸗ 
trag nach Jahresfriſt gekündigt werden. 2. Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung der vom Mieter übernommenen Unterhaltungspflicht 
Während de 1 ̃ 8 3224? 
88 566, 139 BGB. Gegenüber der Regelung in $ 566 findet $ 139 
keine Anwendung. Vorverträge über den Abſchluß eines ſchriftlichen 
mehrjährigen Mietvertrages, desgleichen ein mündlicher mehrjähriger 
Mietvertrag mit der mündlichen Abrede ſeiner nachträglichen ſchrift⸗ 
lichen Beurkundung find gültig und unterfallen nicht der Form des 
NEE RLBIENTTNIEL ee ar 3226° 
§ 571 BGB.; $ 57 ZwVerſtG. Die vertragsmäßige Vorauszah⸗ 
lung des Mietzinſes für einen längeren Zeitraum iſt gegenüber dem 
Erwerber oder Erſteher des Grundſtücks wirkſam. OLG. on 
25 
SS 812, 1093, 1004 B.; 54 Wohnmang VO. v. 23. Sept. 1918. 
Wenn das Wohnungsamt die Ausübung eines Wohnrechts verhindert, 
iſt die Benüzung durch den Eigentümer zwar nicht widerrechtlich, 
führt aber ungerechtfertigte Bereicherung herbei. Iſt im Teſtament 
ein Wohnrecht vermacht und dem Erben ein Wahlrecht in bezug 
auf die Ausübung verliehen, ſo geht das Wahlrecht nicht auf den Käufer 
des Grundſtücks, ſondern auf den Wohnberechtigten über. OLG. 320050 
f 32 


wenn der Vermieter keine Schönheitsausbeſſerungen vorgenommen 


har ß I ne 3 
8 903 BGB. Der Vermieter muß die Errichtung einer Hoch⸗ 
antenne durch den Mieter dulden. LG. Halle 3264? 


88 1093, 812, 1004 B B.; 54 Wohnmang VO. v. 23. Sept. 1918. 
Wenn das Wohnungsamt die Ausübung eines Wohnrechts verhindert, 
iſt die Benützung durch den Eigentümer zwar nicht widerrechtlich, führt 
aber ungerechtfertigte Bereicherung herbei. Iſt im Teſtament ein 
Wohnrecht vermacht und dem Erben ein Wahlrecht in bezug auf die 
Ausübung verliehen, ſo geht das Wahlrecht nicht auf den Käufer des 
Grundſtücks, ſondern auf den Wohnberechtigten über. OLG. Stutt⸗ 
rer , mus 0.2, 326014 


Geſetz über den Verſicherungsvertrag. 

8 67 Abſ. 1 S. 3 BV.; 88 548, 556 BGB. Vor Eintritt des Scha- 
denfalls getroffene Abmachungen des verſicherten Vermieters mit 
dem Mieter, daß dieſer nicht für Zufall und leichtes Verſchulden hafte, 
verletzen nicht das Recht des Verſicherers auf Übergang des Erſatz⸗ 
anſpruchs. Die Beweispflicht für das Nichtvorliegen eines haftbaren 
Verſchuldens trifft den Mieter. RG. 32300 
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Mieterſchutzgeſetz. 

82 MietsSchch.; 5 6 Berl. Bek. b. 24. Mai 1928. Der Mietabzug 

für Schönheitsreparaturen (4 Prozent) gehört nicht zur geſetzlichen 
tiete; Verzug mit Ausführung der Schönheitsreparaturen gibt daher 
kein Mietaufhebungsrecht, fondern nur die Rechte aus 8 6 Abſ. 2 Berl. 
Bek. v. 26. März 1926 ($7 Pr. VO. v. 17. April 1924). Die Nicht⸗ 
ausführung der Schönheitsreparaturen bedeutet i. d. R. auch keine 
Beläſtigung i. S. 53 Miet SchcZ. LG. 1 Berlin. 3261! 
85 Abſ. 4 Satz 2 MietSd6, Die einmalige Verlängerung der 
Räumungsfriſt bedeutet keinen unbilligen Nachteil für den Vermieter, 
wenn dieſer den Mietraum an einen Dritten erſt dann weiter vermietet 
hat, nachdem er über den Antrag des bisherigen Mieters betreffend 
die einmalige Verlängerung der Räumungsfriſt gehört worden war. 
A e . une jme 32624 
8 5 Abi. 4 Satz 2 MietSchch. Die Beſtimmung über einmalige 
Verlängerung der Räumungsfriſt findet bei Vergleichen keine An⸗ 
wendung. LG. B 3262 
88 6, 16 MietSchcz.; 8557, 683 BGV. Schadenserſatzanſpruch 

des Vermieters gegen den Mieter wegen verſpäteter Räumung, wenn 
die Vollſtreckung des Räumungsurteils von der Sicherung eines Erſatz⸗ 
raums abhängt. OSG. Köln. 325412 
87 MielScd;®. Die Klage auf Feſtſtellung, daß ein Mietverhält⸗ 

nis noch beſtehe, greift in die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Miet. 
ſchöffengerichts nicht ein. OSG. KllIinnass. 325811 
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905 Gemeinde an Stelle des Wohnungsſuchenden als ee 

8 29 MietSch G. Die Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters 

zur Untervermietung kann nicht deshalb verſagt werden, weil der 

Mieter die Untervermietung an den Vermieter abgelehnt 2 50 
2 


8 36 MietSchG. findet auf Schwarzmietverträge i. S. $ 31 Miet- 
SH®. keine Anwendung. Der Schwarzmieter darf nicht wieder in die 
Wohnung eingewieſen werden. MEA. Potsdam 3270! 

$ 40 MietSch&. Auch über die Inanſpruchnahme einer Wohnung 
wegen des Vorliegens von Doppelwohnungen hat das Mieteinigungs⸗ 
amt nach billigem Ermeſſen zu entſcheiden. K. 32605 

88 49, 33 MietSchG.; 55 535 ff. BOB. Mieter und Vermieter 
können ſich in einem Vertragsverhältnis über eine beſchlagnahmefreie 
Wohnung den Beſtimmungen des Mieterſchutzgeſetzes allgemein un⸗ 
terwerfen. LG. 1 München ee 3266˙⁰ 

8 49a MietSch&. Auch der Mieter kann ſich bei Überlaſſung von 
Mieträumen eines Mietwuchers nach 849a Miet SchG. ſchuldig machen. 
Ein Ausnutzen der Notlage gehört nicht zum Tatbeſtand. Berechtigung 
der Forderung eines Wartegeldes in Hinblick auf die von dem anderen 
Teil verſchuldete Verzögerung des Wohnungstauſches. Die Verein⸗ 
barung einer Abſtandsſumme begründet nicht ohne weiteres ihre 
Erſtattungsfähigkeit. Rm. BR = su 3236? 

Zur Anwendung des $ 49a MEh6. bei Untermietverträgen. 
Die Möglichkeit, die geſetzliche Miete herbeizuführen, ſchließt die Be⸗ 
rufung auf Mietwucher nicht aus. RG 32556 

§ 49a MietschG.; $ 1 RMietG. Ein Antrag auf JFeſtſtellung der 
Friedensmiete, der dem Antragsgegner vom MEN. ordnungsgemäß 
zugeſtellt iſt, iſt als ausreichende Erklärung der Forderung der geſetz⸗ 
lichen Miete anzuſehen. Ein Abſtandsgeld, das der Vermieter vom Mie⸗ 
ter beim Vertragsabſchluß fordert, kann wucheriſch ſein und deshalb 
zurückgefordert und im Wege der Aufrechnung gegenüber der Miet⸗ 
forderung geltend gemacht werden. LG. Frankfurt a. M. . . 32635 


Reichsmietengeſetz. 

81 Mieth. i. d. Faſſ. v. 10. Jult 1926; Ander G. dazu v. 14. Febr. 
1928. Auch vor Inkrafttreten des Ander G., aber nach dem 15. Juli 
1926 abgegebene Erklärungen, daß die geſetzliche Miete gewählt werde, 
bewirken, daß nur auf Verlangen des Vermieters ſtatt des Vertrages 
mit beſtimmter Laufzeit ein ſolcher von unbeſtimmter Dauer tritt: 
3232 
31 R Mietch.; 5551 8PO. Das Gericht iſt nicht unvorſchriftsmäßig 


/// ur 


Rechtſprechung 


3271 


beſetzt, wenn der Vorſitzende monatlich einmal den Vorſitz führt. Eine 
rei vereinbarte Vertragsmiete, die nur in der Berechnungsart dem 
Miet®. folgt, fällt — außer bei abweichendem Vertragswillen — 
noch nicht mit Herausnahme der Räume aus dem Miet. fort. 
Eine Aufwertung von 14. der Papiermarkmiete erſcheint bei Geſchäfts⸗ 
Taumersangemeilen@stor 2 Mer 8 32555 
§ 1 RMictG.; PrVO. v. 25. Juni 1924. Das MEN. iſt zur Ent⸗ 
ſcheidung darüber zuſtändig, ob die geſetzliche Miete zu ermäßigen iſt, 
weil der Vermieter zur Hauszinsſteuer nicht zu veranlagen iſt. KG 
3249 
81 AMiet®,; $ 49a MietSchch. Ein Antrag auf Feſtſtellung der 
Friedensmiete, der dem Antragsgegner vom MEN. ordnungsgemäß 
zugeſtellt iſt, iſt als ausreichende Erklärung der Forderung der geſetz⸗ 
lichen Miete anzuſehen. Ein Abſtandsgeld, das der Vermieter vom 
Mieter beim Vertragsabſchluß fordert, kann wucheriſch ſein und des⸗ 
halb zurückgefordert und im Wege der Aufrechnung gegenüber der 
Mietforderung geltend gemacht werden. CG. Frankfurt a. M. 32636 
§ 12 NMict®. Iſt ein Mieter nach dem Mietvertrage von der 
Teilnahme an der Warmwaſſerverſorgung ausgeſchloſſen, ſo iſt er an 
der Umlegung der Koſten für die Heizſtoffe der Warmwaſſerverſorgung 
, 2 Renee: = pe: 32371 
§ 13 NMiet®, ift auch jetzt noch anwendbar. KG.. . . 32375 
§ 14 AMiet®. Bei der Beſtimmung der geſetzlichen Untermiete 
hat das Mieteinigungsamt, wenn ſtreitig iſt, ob und welche Einrichtungs- 
gegenſtände überlaſſen ſind, ſeiner Entſcheidung den Sachvortrag des 
Antragſtellers zugrunde zu legen. K d. 32384 
88 22, 21, 12 RMietcg.; $ 812 BGB. Der auf Schönheitsaus⸗ 
beſſerungen entfallende Teil der geſetzlichen Miete hat keine ſelbſtän⸗ 
dige Bedeutung, ift keine Nebenleiſtung in Preußen. Daher kein Rück⸗ 
forderungsanſpruch des Mieters aus ungerechtfertigter Bereicherung, 
wenn der Vermieter keine Schönheitsausbeſſerungen vorgenommen 
hat. KG. 2 
8 22, 24 NMiet®, Wirkung der SächſLockVO. auf ein bis 1933 
beſtehendes Mietverhältnis. Rh. 32361 


Wohnungsmangelverordnung. 


88 4,9 Wohnmang 2D. v. 23. Sept. 1918/11. Mai 1920. Die Ent⸗ 
ſchädigung für Wohnungsbeſchlagnahme kann auch nach Eigentums⸗ 
wechſel von dem neuen Eigentümer, dem die Forderung darauf ab⸗ 
getreten iſt, geltend gemacht werden. R .... 323310 


Wohnungsmangelgeſetz. 

8 4 Wohnmang®, 1. Haben mehrere Perſonen eine Wohnung 
gemeinſchaftlich gemietet, ſo muß die Inanſpruchnahme gegenüber allen 
Mietern erfolgen. Iſt eine Ehefrau, die im geſetzlichen Güterſtande 
der Verwaltung und Nutznießung lebt, Mitmieterin oder Alleinmieterin, 
fo muß die Inanſpruchnahme auch dem Ehe manne gegenüber erfolgen, 
es ſei denn, daß das Mitrecht im Einzelfalle nicht zum eingebrachten 
Gut der Frau gehört. 2. Perſonen, die nur gemeinſchaftlich ver⸗ 
fügungsberechtigt i. S. §4 Wohnmang®. find, find im Verfahren zur 
Inanſpruchnahme der Räume notwendige Streitgenoſſen. KG. 32421. 

§ 4 Rohnmangb. Die Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages 
iſt nicht deshalb unzuläſſig, weil faſtſteht, daß der zugewieſene Woh⸗ 
nungsſuchende mit Einverſtändnis der Gemeindebehörde die Wohnung 
nicht ſelbſt beziehen, ſondern zum Tauſch benutzen will. Das gilt auch, 
wenn die Perſon des Tauſchpartners noch nicht bekannt iſt. KG. 

3241 

§ 4 WohnmangG. Die Inanſpruchnahme einer Wohnung kann 
gegen den Vermieter und den Mieter getrennt erfolgen. Sie ſind 
in dem Verfahren nicht notwendige Streitgenoſſen. KG.. . . 324210 

8 6 Abſ. 1 Satz 2 WohnmangG. in Verb. mit Art. 153 Abſ. 2 
RVerf. Das Wohnungsamt haftet nicht für Mietausfälle bei Zwangs⸗ 
mietverträgen mit einem zahlungsunfähigen Mieter. OLG. Königs⸗ 
teig 0. 0 oc 32601? 

§ 8 Wohnmangb. Wer in die Liſte der Wohnungsſuchenden 
bei einem deutſchen Wohnungsamt eingetragen iſt, hat i. S. des 
Rechtsentſcheides v. 7. Mai 1929, 17 Y 19/29, einen Anſpruch auf 
e an A. 3244 

$ 15 Wohnmang®,. findet auch dann Anwendung, wenn der jetzt 
wieder eröffnete Betrieb vor und nach dem 1. Juli 1918 zehn Jahre 
und länger ununterbrochen ſtillgelegen, der Betriebsinhaber aber die 
möglichſt baldige Wiedereröffnung erſtrebt hat. KG. . 3244˙ 


b) Länder. 
Preuß. Verordnung über die Regelung der geſetzlichen Miete 
in Preußen. 
Pro. v. 25. Juni 1924 und 8 9 Abſ. 2 BerlMietz Bek. v. 
26. März 1926. Auch für die Zeit vor dem Inkrafttreten der Pr VO. 
über die Betriebskoſten in der geſetzl. Miete v. 14. April 1928 iſt die 
Umlegung des Waſſergeldes auf die Mieter nur zuläſſig, wenn der 
Vermieter vor dem Mietzahlungszeitpunkt die geſetzliche Miete für 
den betreffenden Mietzahlungsabſchnitt um 3 vom Hundert der reinen 
Friedensmiete gekürzt hat. K...... 3249˙⁰ 
Pr. v. 25. Juni 1924; § 1 RMietGG. Das MEA. iſt zur Entſchei⸗ 
dung darüber zuſtändig, ob die geſetzliche Miete zu ermäßigen iſt, weil 
der Vermieter zur Hauszinsſteuer nicht zu veranlagen iſt. KG. 32492 


r K e 


3272 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Erſte Preuß. Verordnung über die Lockerung der 
Wohnungszwangswirtſchaft. 

2odBD. v. 11. Nov. 1926. Mietpreis vereinbarungen über gewerb⸗ 
liche Räume, die auf Zahlung der geſetzlichen Miete gehen, werden 
are e eee eh bee , 323411 

§ 3 Abſ. 2 Locks. v. 11. Nov. 1925; § 581 BGB. Mietvertrag, 
nicht Pachtvertrag bei Überlaſſung von Räumen nach Entfernung der 
zur Fruchtziehung erforderlichen Einrichtung, auch wenn dieſe ſpäter 
von dem neuen Benutzer erworben werden. Gleichzeitige Überlaſſung 
von Wohnräumen i. S. der LockV O. iſt räumlich, nicht zeitlich zu ver⸗ 
ſtehen, wobei gleichgültig, welche Räume zuerſt überlaſſen ib: 1% 

22 

§ 4 Locks O. v. 11. Nov. 1926. Infolge Aufhebung des NMiet®. 
durch die PrLockV O. tritt die früher vereinbarte Miete für Geſchäfts⸗ 
räume wieder in Kraft. LG. Frankfurt a Mm. 32637 

§ 4 Lock O. v. 11. Nov. 1926. Sind Wohn⸗ und Geſchäfts⸗ 
räume nach der Rechtsauffaſſung des Antragſtellers wegen ihres wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhanges zugleich vermietet, fo hat das Miet⸗ 
einigungsamt die Friedensmiete für beide Raumarten zuſammen und 
auf einen entſprechenden Antrag auch für jede Raumart geſondert feſt⸗ 
güte lle öder feſtzüſezen ed 8 32512 

Verordnung über die Mietzinsbildung in Preußen. 

8 7 PıMietzBD, Der Mieter, der die Schönheitsre paraturen über- 
nommen hat, muß fie tatſächlich ausführen laſſen, braucht aber nicht 
ſämtliche, zu ihrer Ausführung notwendigen Aufwendungen zu machen, 
ſondern braucht ſie nur im Rahmen von Treu und Glauben zu hal⸗ 
ten. KG. 3254 

SI PrMietz VD, Haben alle an den Fahrſtuhl angeſchloſſenen 
Mieter auf ſeine Benutzung verzichtet, ſo ſind bei Feſtſetzung der Frie⸗ 
densmiete für eine Wohnung des Hauſes die Vergleichsräume trotzdem 
in der Regel Häuſern mit Fahrſtuhlbetrieb zu entnehmen. KG. . 324618 

89 PrMietzVd. Sit der Mieter an den Fahrſtuhl angeſchloſſen, 
ſo gehören die Koſten des Fahrſtuhlbetriebes auch dann zur geſetzlichen 
Miete, wenn der Mieter nach dem Mietvertrage den Fahrſtuhl nicht be⸗ 
Rüben darf. KG.... 324514 

SI PrMietz OD. Beginnt der Fahrſtuhl eine halbe Treppe unter⸗ 
halb des Hochpaterres, ſo iſt der Hochparterremieter einem Erdgeſchoß⸗ 
mieter i. S. 89 Abſ. 5 PrMietz VO. ſelbſt dann nicht gleichzuſtellen, 
wenn der Fahrſtuhl ſeinen nächſten Haltepunkt erſt über dem erſten 
Stockwerk ha . 8 324617 

SI PrMietzd. Zu den Koſten des Fahrſtuhlbetriebes, die nach 
9 9 Abſ. 1 u. 2 PrMietz VO. auf die Mieter umzulegen ſind, gehören 
auch die Koſten für Sicherungseinrichtungen, von deren Vorhanden⸗ 
fein die zuftändige Stelle die Fortſetzung des Betriebes durch neue Vor⸗ 
ſchriſte abhängig nach , 8 324618 

§ 9 Ab. 2 PrMietzBD. Die Koften für die Inſtandſetzung des 
Fahrſtuhls ſind inſoweit auf die Mieter umzulegen, als die Inſtand⸗ 
haltungsarbeiten während ihrer Mietzeit ausgeführt find. KG. 324515 

§§ 13, 15 PrMietzd. 1. Beheizte Fläche iſt die Fläche der Räume, 
die mit Heizkörpern verſehen ſind. — 2. Bei der Verteilung der Heiz⸗ 
koſten hat das MEA. nach Maßgabe des § 13 Abſ. 2 RMiet G. eine Ein- 
ſtellung der Sammelheizung zu berückſichtigen. — 3. Die in $ 13 Ab. 2 
RM. vorgeſehene Minderung tritt auch dann ein, wenn die Ein- 
ſtellung der Sammelheizung ohne Mitwirkung der MEA. auf Grund 
einer Vereinbarung zwiſchen dem Vermieter und einem Mieter oder 
für Räume des Vermieters erfolgt if. Kõ ge. 324719 

Preuß. Verordnung vom 12. Dezember 1924, 

§ 2 Pri Vd. v. 12. Dez. 1924 ſchließt die Inanſpruchnahme einer 
ſelbſtändigen, d. h. räumlich und wirtſchaftlich getrennten Wohnung, 
die früher Teil einer übergroßen Wohnung war, auch dann nicht aus, 
wenn die Gemeindebehörde die räumliche Trennung der Wohnungs⸗ 
teile durch bauliche Veränderung auf Grund einer örtlichen Anordnung 
($ 6 Wohnmang®.) bei der früheren Inanſpruchnahme vorgenommen 
hat. K.... 325022 

Verordnung über ein Schiedsverfahren vor dem 
Mieteinigungsamte. 

Hat das MEN. die in 52 Pr O. über ein Schiedsverfahren vor 
dem MEA. v. 28. März 1927 vorgeſehene Beſcheinigung erteilt, hat es 
insbeſondere feſtgeſtellt, daß der Mieter in dem Termin ausgeblieben 
iſt, fo iſt dagegen die Rechtsbeſchwerde zuläſſig. KG.. . . 3247 24 

Sächſ. Lockerungs verordnung. 

88 9, 10 SächſLocks D. Gegen die Erteilung der Beſcheinigung 
über Erfolgloſigkeit des Schiedsverfahrens iſt die Rechtsbeſchwerde 
nicht zuläſſig. LG. Dresden „ San e 

Berliner Mietrecht. 

SE 18 Abſ. 2, 1 Abſ. 4 BerlWohnNotR. v. 21. Mai 1927. Benutzt 
der Verfügungsberechtjgte eine teure Wohnung ohne die erforderliche 
Zuſtimm ung des Wohnungsamtes zu Geſchäftszwecken, fo kann das 
Wohnungsamt die Unterlaſſung dieſer Benutzung verlangen. KG. 325226 


Die Freimeldung einer Wohnung ſetzt die Friſt des 95 Berl.- 
Wohn Noth. v. 21. Mai 1927 ſtets in Lauf, wenn die Wohnung nach 
als n 3252 

89 Abſ. 2 BerlMietzBek. v. 26. März 1926 und PrMiet VO. 
v. 25. Juni 1924. Auch für die Zeit vor dem Inkrafttreten der Pr VO. 
über die Betriebskoſten in der geſetzl. Miete v. 14. April 1928 iſt die 
Umlegung des Waſſergeldes auf die Mieter nur zuläſſig, wenn der Ver⸗ 
mieter vor dem Mietzahlungszeitpunkt die geſetzliche Miete für den be⸗ 
treffenden Mietzahlungsabſchnitt um 3% der reinen Friedensmiete 
geklirat Hat f ð & + 324920 


2. Verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 

s$ 307, 256 3PO. Zum Begriff des prozeßrechtlichen Anerkennt⸗ 
niſſes. Ein Feſtſtellungsintereſſe kann ſchon in dem grundloſen Be⸗ 
ſtreiten eines beſtehenden Rechts gefunden werden. Erkennt der Be⸗ 
klagte aber im Lauf des Rechtsſtreits das ſtrittige Rechtsverhältnis 
an, ſo entfällt das Rechtsſchutzintereſſe des Klägers; der Feſtſtellungs⸗ 
antrag iſt gegenſtandslos wie bei der Leiſtungsklage, und damit iſt die 
Hauptſache erledigt. Die Koſten hat dann aber die Beklagte zu tragen. 
S T eu A 

§ 551 3PO.; NMietG. Das Gericht iſt nicht unvorſchriftsmäßig 
beſetzt, wenn der Vorſitzende monatlich einmal den Vorſitz führt. Eine 
frei vereinbarte Vertragsmiete, die nur in der Berechnungsart dem 
RMietG. folgt, fällt — außer bei abweichendem Vertragswillen — noch 
nicht mit Herausnahme der Räume aus dem AMiet®. fort. Eine 
Aufwertung von 140 % der Papiermarkmiete erſcheint bei Geſchäfts⸗ 
r TEITES Or 3255° 


Zwangs verſteigerungsgeſetz. 

8 57 ZwVerſtG.; 8 571 BGB. Die vertragsmäßige Vorauszahlung 
des Mietzinſes für einen längeren Zeitraum ift gegenüber dem Erwerber 
oder Erſteher des Grundſtücks wirkſam. OLG. Hamm. . . . 325719 

Gerichtskoſtengeſetz. 

§ 10 Gch. Streitwert bei Räumungsklagen auf Grund von $ 32 

Mietsche e Breslau En 8 32 


B. 
Steuerrecht. 
Einkommenſteuergeſetz. 
§d 16, 38 EinkStG. Werbungskoſten beim Einkommen aus Ver⸗ 
mietung, wenn ein ererbtes Wohnhaus im weſentlichen leer ſteht und 
5 erſter Linie verkauft und erſt in zweiter Linie vermietet 1 9055 


3. Steuernotverordnung 
88 26 Abs. 1, 29 der III. StNot d.; Art. II. 5 11 Ziff. 6 FinMusgl- 
G. v. 10. Aug. 1925; § 7 PrHauszinsſteuer VO. v. 2. Juli 1926/27. April 
1927. Die Aufwertung der öffentlichen Beihilfedarlehen zum Zwecke 
der Errichtung von Neubauten iſt nicht durch die den Beihilſeneubauten 
auferlegte Hauszinsſteuerverpflichtung abgegolten anzuſehen. N 
2 


Hauszinsſteuerverordnung. 

§ 7 PrHauszinsſteuer BO. v. 2. Juli 1926/27, April 1927; 85 26 
Abſ. 1, 29 der III. StNot O.; Art. II. 5 11 Ziff. 6 Fin AusglG. v. 
10. Aug. 1925. Die Aufwertung der öffentlichen Beihilfedarlehen zum 
Zwecke der Errichtung von Neubauten iſt nicht durch die den Beihilfe⸗ 
neubauten auferlegte Hauszinsſteuerverpflichtung abgegolten anzu⸗ 
ſehen⸗ MRG RE AT E 3231® 

Die Befreiung eines zu Schulzwecken vermieteten Gebäudes von 
der Grundvermögen⸗ und Hauszinsſteuer kommt bei geſetzlicher Miete 
dem Verner zugute dd 8 32317 

Hauszinsſt O. v. 2. Juli 1926; 9 4 Abſ. 3 Satz 3 ſetzt voraus, daß 
das Ehegatten⸗ oder Verwandtſchaftsverhältnis am 31. Dez. 1918 
zwiſchen dem damaligen Eigentümer und dem damaligen dinglich Be⸗ 
Lechtigten beſtanden hal PSG T- 32691 


C. 
Öffentliches Recht. 
Reichsverfaſſung. 

86 Abſ. 1 Satz 2 WohnmangG. in Verb. mit Art. 153 Abf. 2 
NVerf. Das Wohnungsamt haftet nicht für Mietausfälle bei Zwangs⸗ 
mietverträgen mit einem zahlungsunfähigen Mieter. OLG. ne 

326 
Gewerbeordnung. 

8 33 Gewd. Gaſtwirtſchaft liegt nicht vor, wenn nur Perſonen be⸗ 
herbergt werden, die dem Angeklagten von Gaſtwirten überwieſen 
werden, und er von dieſen, nicht von den Gäſten Bezahlung erhält. 
OLG. Köln 3261¹ 
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